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Vorwort 


Durch die Wahl zum Präses der Evangelischen Kirche 
im Rheinland Anfang Januar 1958 wurde es dem Her- 
ausgeber dieses Jahrbuches unmöglich, wie bisher die 
kirchliche Zeitgeschichte allein zu schreiben. Glücklicher- 
weise fanden sich unerwartet rasch geeignete Männer 
des kirchlichen Lebens, die sich bereit erklärten, in die 
Bresche zu springen: Oberkirchenrat Dr. Dr. Niemeier 
von der Kirchenkanzlei der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, Oberkirchenrat Dr. Wilkens vom Luthe- 
rischen Kirchenamt der Vereinigten Evangelisch-Luthe- 
rischen Kirche in Deutschland und Präsident Hilde- 
brandt von der Kirchenkanzlei der Evangelischen 
Kirche der Union. Jeder von ihnen hat aus seinem 
besonderen Amt heraus einen entsprechenden Teil der 
kirchlichen Zeitgeschichte geschrieben, wofür ihnen auch 
an dieser Stelle herzlich gedankt sein soll. 

Leider mußte auf einen geplanten Aufsatz über die 
gegenwärtige Lage des deutschen Katholizismus ver- 
zichtet werden, da der sehr beanspruchte Verfasser ihn 
nicht rechtzeitig fertigstellen konnte. Der Herausgeber 
hofft aber, daß das Kirchliche Jahrbuch 1957 trotzdem 
an Reichhaltigkeit der Darbietungen nichts Wesent- 
liches zu wünschen übrigläßt. 


Düsseldorf D. Dr. Beckmann 
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Kirchliche Zeitgeschichte 1957 


I. Die Evangelische Kirche in Deutschland 


Von Gottfried Niemeier 


1. ALLGEMEINES 


Die Welt, in der die Kirche lebt und ihren Auftrag auszurichten hat, bot 1957 
ein erregendes Bild. Als das zwölfte Jahr nach Schluß des zweiten großen Krieges 
sich seinem Ende zuzuneigen begann, wurde zum ersten Male von maßgeblichen 
Stellen die Frage aufgeworfen, ob Friedensverhandlungen auf die Tagesordnung 
einer eventuellen Gipfelkonferenz gesetzt werden könnten und ob diese Kon- 
ferenz mit der Deutschlandfrage, die sich zu einer offenen Wunde am Leibe der 
Welt ausgewachsen hat, befaßt werden solle. Hin und her gingen die Verhand- 
lungen und Besprechungen über einen Abbau der mit furchtbaren Massenver- 
nichtungsmitteln hochgerüsteten Streitkräfte der Völker, und allerorten auf Erden 
wurden warnende Stimmen laut, die mit großem Ernst auf die unabsehbaren 
möglichen Folgen der atomaren Aufrüstung hinwiesen und dringlichst von einer 
Fortsetzung der Herstellung und Erprobung von Atombomben, Atomraketen 
und Atomgranaten abrieten. Trotzdem nahm das Wettrüsten in thermo- 
nuklearen Waffen in Ost und West seinen Fortgang und stellt die Welt auf einen 
Vulkan, der jeden Augenblick ausbrechen kann und ganze Völker, wenn nicht 
die Menschheit überhaupt, mit Vernichtung bedroht. Der Vorsprung der Russen 
auf dem Gebiet der Raketenkonstruktion, eindringlich und nachdrücklich durch 
den Abschuß der ersten Erdsatelliten vor Augen geführt, löste in anderen Län- 
dern ein nervös gesteigertes Bemühen um die Herstellung mindestens des Gleich- 
gewichts der Kräfte aus. Überdem wurde der kalte Krieg der ideologischen, 
geistigen und seelischen Aufspaltung der Menschheit fortgesetzt. Die Technisie- 
rung der Welt durch fortschreitende Automation und damit die Verstädterung, 
Vermassung und Entwurzelung des Menschen ging unaufhaltsamen Schrittes 
weiter. Angst und Skepsis, kompensiert durch ein hektisches Jagen nach den 
Gütern und Genüssen dieser Erde, bestimmen das Lebensgefühl des Menschen 
dieser Zeit. Die Lage unseres Volkes bekam 1957 durch die Verhärtung des Ver- 
hältnisses gegenseitiger Ablehnung zwischen den beiden Staatsgebilden auf deut- 
schem Boden und durch das daraus sich ergebende Sinken der Hoffnung auf eine 
baldige Wiedervereinigung bei gleichzeitigem dringlichem Wunsche aller Betei- 
ligten und Betroffenen ihre bittere Kennzeichnung. 

Man muß diese Horizonte im Blick haben, wenn man die leitenden Gesichts- 
punkte der kirchlichen Bemühungen in der Welt und in Deutschland und die 
Ausrichtung der kirchlichen Arbeit innerhalb der deutschen evangelischen Chri- 
stenheit, über die im folgenden zu berichten sein wird, verstehen und beurteilen 
will. 

Der Chronist, der sich anschickt, über Lage und Leben der Evangelischen 
Kirche in Deutschland im Jahre 1957 Rechenschaft abzulegen, sucht vergeblich 
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nach großen kirchlichen Veranstaltungen und Ereignissen auf deutschem Boden. 
Ein gesamtdeutscher Kirchentag konnte nicht stattfinden, da die Regierung der 
DDR seine in Thüringen geplante Abhaltung durch unzumutbare, weil den 
Kirchentag politisierende Auflagen unmöglich machte; die regionalen Kirchen- 
tagstreffen, so wertvoll sie waren, können nicht als Repräsentanz der ganzen 
evangelischen Christenheit in Deutschland angesprochen werden. Die Synode 
der EKD war durch gute Atmosphäre, beachtliches Niveau und wichtige Be- 
schlüsse gekennzeichnet, hält aber, was ihre Tragweite und Wirkung in der 
Öffentlichkeit von Kirche und Welt angeht, einen Vergleich mit den Synoden 
von Weißensee 1950, Elbingerode 1952 und Berlin 1956 nicht aus. Aber vielleicht 
ist es gerade der Mangel an besonderen Begebenheiten, der diesem Jahr der 
Kirche kirchengeschichtliches Gewicht gibt. In seiner Schrift „Von den Konziliis 
und Kirchen“ (1539, WA 50) führt Luther unter den sieben „Hauptstücken“, 
„öffentlichen Zeichen“ und „Heiltümern“ der Kirche als des heiligen christlichen 
Volkes auf, daß man es erkenne „bey dem Heilthum des heiligen Creutzes, das 
es mus alles unglück und verfolgung, allerley anfechtung und ubel (wie das 
Vater unser betet) vom Teufel, welt und fleisch, jnwendig trauren, blöde sein, 
erschrecken, auswendig arm, veracht, krank, schwach sein, leiden“. An alledem 
hat es der EKD und ihren Gliedkirchen in diesem Jahr nicht gefehlt. 

Im Gebiet der DDR wurden die vielfältigen Behinderungen des kirchlichen 
Lebens fortgesetzt und durch neue Maßnahmen verschärft. Am meisten ins Auge 
fallend sind neben zahlreichen Verhaftungen kirchlicher Amtsträger und Mit- 
arbeiter, darunter führender Kirchenmänner, die harten Urteile, die in einer 
Reihe von Fällen ausgesprochen wurden, unter denen der des Leipziger Stu- 
dentenpfarrers Dr. Schmutzler in der kirchlichen und weltlichen Offentlichkeit 
des In- und Auslandes ein befremdendes und bedauerndes Aufsehen erregte. 
Wiederholt erfolgten Eingriffe in das kirchliche Pressewesen; Sonntagsblätter und 
Kirchenzeitungen, aber auch offizielle Amtsblätter der EKD und der östlichen 
Landeskirchenleitungen wurden verboten und beschlagnahmt. Die Abhaltung 
kirchlicher Veranstaltungen wurde vielfach erschwert, die kirchliche Bautätigkeit 
abgedrosselt. Durch die Kürzung der Staatszuschüsse, die Änderungen der 
Kirchensteuereinziehung und die Beschränkung der kirchlichen Sammeltätigkeit 
wurde die finanzielle Lage der östlichen Gliedkirchen überaus schwierig und stand 
mehr als einmal hart am Rande einer Krise. Die Verschärfung des ideologischen 
Kurses machte den Gewissensdruck immer lastender. Die Entwicklung des Schul- 
wesens von der demokratischen zur sozialistischen Schule als einer materialistisch- 
atheistischen Weltanschauungsschule liegt wie ein Bann auf Eltern, Lehrern und 
Kindern. Die Agitation für die Jugendweihe wurde nachdrücklich verstärkt und 
cas Gelöbnis, das bei der Jugendweihehandlung abzulegen ist, als ein eindeutiges 
Bekenntnis zu dem Glauben an den Menschen im Sinne des kämpferischen 
Atheismus formuliert. Eine Fülle von Einzelmaßnahmen war darauf abgestellt, 
der EKD die Wahrnehmung ihrer Funktion als der einzigen institutionellen 
Klammer Deutschlands nachhaltig zu erschweren, wenn nicht unmöglich zu 
machen. Weder die Synode der EKD noch der Kirchentag konnten auf dem 
Boden der DDR zusammentreten; die Sitzungen des Rates mußten ausnahmslos 
„in Westdeutschland oder in Berlin gehalten werden, da einzelnen Mitgliedern, 
vor allem dem Ratsvorsitzenden, die Einreise in die DDR, in dem Falle eines in 
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der DDR wohnhaften Ratsmitgliedes die Ausreise verweigert wurde; dem Rats- 
vorsitzenden wurde die Wahrnehmung seiner Amtsobliegenheiten als Bischof 
von Berlin in dem in der DDR belegenen Teil seines Sprengels sowie die Teil- 
nahme an überlandeskirchlichen Veranstaltungen auf dem Boden der DDR un- 
möglich gemacht, der geistliche Dienst leitender Kirchenmänner aus dem Westen 
in der DDR behindert. Zusammenkünfte und Begegnungen auf gesamtkirchlicher 
Ebene, zum Beispiel die gesamtdeutsche Studentenpfarrerkonferenz, die gesamt- 
deutsche Jubiläumsfeier des Gustav-Adolf-Werkes, eine Arbeitstagung der 
Predigerseminarleiter aus allen Landeskirchen und anderes mehr, mußten ab- 
gesagt oder verlegt werden. Die neue Paßgesetzgebung drosselte die innerkirch- 
liche Kommunikation wirksam ab; die Möglichkeiten finanzieller Hilfeleistung 
durch die Landeskirchen in Westdeutschland wurden stark eingeschränkt. Alle 
diese Maßnahmen schneiden ins Fleisch der EKD als der die getrennten Teile 
Deutschlands kirchlich verbindenden Gemeinschaft; sie unterbinden weithin die 
Betätigung der Einheit und Zusammengehörigkeit und lassen trotz aller Be- 
mühungen um eine „stille Wiedervereinigung“ die Gefahr einer äußeren Spaltung 
am Horizont heraufdunkeln. Es wird nach wie vor des unbeirrbaren Willens zur 
kirchlichen Einheit, des opferbereiten Brudersinnes, der nachdrücklichen Nutzung 
aller noch vorhandenen Kontakt- und Kommunikationsmöglichkeiten, der er- 
finderischen Liebe und der Verstärkung der unablässigen Fürbitte bedürfen, um 
dieser Gefahr nicht zu erliegen. 

Nicht minder bedrohlich erscheint die Gefahr der inneren Spaltung, die vor 
allem im Westen akut war und in zunehmendem Maße wurde. Dort haben sich 
die innerkirchlichen Spannungen vertieft und verschärft. Auf der Synode blieben 
sie trotz des mit Zündstoff reichlich geladenen Verhandlungsgegenstandes 
„Militärseelsorge“ noch gebändigt und verhalten; das Gemeinsame und Ver- 
bindende erwies sich als stärker und wirksamer denn das Trennende und Spal- 
tende. Aber im weiteren Jahresablauf gewannen die seit Jahr und Tag vor- 
handenen Gegensätze an Virulenz und Intensität. Wie schon des öfteren 
entzündeten sie sich auch dieses Mal wieder an Fragen und Ereignissen des politi- 
schen Lebens und Zusammenlebens, aber ihre Struktur war und blieb komplex 
wie bei den früheren Auseinandersetzungen über die politische Verantwortung 
der Kirche; neben der Verschiedenheit der theologischen Ausgangspositionen und 
Erkenntnisse und der Unterschiedlichkeit der politischen wie der kirchen- und 
konfessionspolitischen Stellungnahme ist auch gegenseitiges Mißverstehen und 
Mißtrauen an der Herausbildung und Vertiefung der Gräben mitbeteiligt. An 
der Frage der atomaren Bewaffnung der Bundeswehr bekamen die Gegensätze 
eine solche Schärfe und Bitterkeit, daß noch nicht abzusehen ist, ob und wie sie 
zu einem fruchtbaren Ausgleich gebracht werden oder durch einen sie in eine 
höhere Gemeinsamkeit des Redens und Handelns aufhebenden Durchbruch zu 
neuen Erkenntnissen zu einer konstruktiv lösenden Synthese kommen können. 
Bisher gelang es keiner der einander gegenüberstehenden Gruppen, die andere 
zu überzeugen oder zu überwinden. Die Synode 1958 läßt ein hartes Aufein- 
anderprallen der bis zur Siedehitze gesteigerten Spannungen erwarten. Der 
einzige Weg aus großen Schwierigkeiten, der nicht Ausflucht und Ausweichen 
ist, nämlich die Macht des Politischen durch die Vollmacht des Evangeliums zu 
binden und den spaltenden Kräften politischer Bindungen durch den verbind- 
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lichen und verbindenden Zuspruch und Anspruch des Herrn der Kirche ent- 
gegenzuwirken, steht nicht in menschlicher Verfügungsgewalt. 

Die Geschichte der EKD im Jahre 1957 hat erneut gezeigt, wie schmal, 
steinig, dornenvoll und gefährlich der Grat ist, auf dem die Kirche wandert, 
aber sie ist zugleich ein Zeugnis dafür, daß dieser Grat einen trotz allem be- 
gehbaren Pfad darstellt, wenn er betend und arbeitend beschritten wird. Das 
Jahr ohne große kirchengeschichtliche Ereignisse, das Jahr voller Gefährdung 
äußerer und innerer Art war zugleich und gerade um der Situation unter dem 
Kreuz willen ein Jahr fleißiger, gewissenhafter, hingebender und treuer Arbeit 
auf allen Ebenen und in allen Sparten des kirchlichen Lebens. Das weisen die 
überlasteten Tagesordnungen und vielziffrigen Protokolle der Ratssitzungen 
ebenso aus wie die Verhandlungsschriften der Synoden der EKD, der EKU, der 
VELKD, der Landeskirchen und der Kirchenkreise. Von dem erheblichen Um- 
fang der gesetzgeberischen Arbeit geben die kirchlichen Amtsblätter Kunde. Auf 
Arbeitstagungen mit vielfältiger Thematik und theologischen Konferenzen 
wurde nicht weniger unverdrossen und gründlich gearbeitet als in den Einrich- 
tungen und Häusern der kirchlichen Werke. Die kirchliche Bautätigkeit war im 
Westen sehr rege; im Osten wurde im Rahmen der bestehenden Verhältnisse das 
Mögliche geleistet. Der örtlichen und regionalen kirchlichen Veranstaltungen 
war eine große Zahl, und groß war die Zahl der Pfarrer und kirchlichen Mit- 
arbeiter, die durch Ausmaß und Tempo der ihnen abverlangten Arbeitsleistung 
überfordert wurden. Angesichts dieser Polypragmasie wurde das Wort von der 
„Betriebskirche“ geprägt, in die durch die Fülle von Veranstaltungen aller Art 
und durch ein Übermaß an Organisation eine unheilsame Unruhe gebracht 
werde. Diese Feststellungen wurden nicht ganz zu Unrecht getroffen, und es 
wird wohl überlegt werden müssen, wie da Abhilfe geschaffen werden kann, 
ohne wichtige und notwendige kirchliche Arbeit ungetan zu lassen. Ein erster 
Anfang ist dadurch gemacht worden, daß die Kirchenkanzlei der EKD sich für 
die Förderung der Bestrebungen des Kuratoriums „Freies Wochenende“ auch im 
kirchlichen Raum einsetzte. Danach sollen am letzten Wochenende jedes Monats 
nur die regelmäßigen Gottesdienste und allenfalls solche Veranstaltungen statt- 
finden, die der religiösen Besinnung dienen und an denen die Gemeindeglieder 
zusammen mit ihren Familien teilnehmen können. Dem notwendigen Abbau 
übersteigerter kirchlicher Betriebsamkeit ist aber mit dieser ersten Maßnahme 
noch nicht ausreichend gedient. Die Kirche lebt mehr vom Beten und Hören auf 
das Wort Gottes als von einer noch so gut gemeinten Vielgeschäftigkeit! 

Der Armut an großen kirchlichen Veranstaltungen in Deutschland stehen drei 
eindrucksvolle ökumenische Ereignisse auf außerdeutschem Boden gegenüber, an 
denen Vertreter der deutschen evangelischen Christenheit teilnahmen. An Be- 
deutung nimmt unter ihnen die unter dem Thema „Christus befreit und eint“ 
stehende Dritte Tagung des Lutherischen Weltbundes in Minneapolis vom 15. bis 
25. August den ersten Rang ein. Zur Teilnahme waren außer den Delegierten 
der Mitgliedskirchen des Lutherischen Weltbundes zahlreiche offizielle Besucher 
aus nahestehenden oder befreundeten Kirchen, darunter auch Vertreter der evan- 
gelischen Kirchen in Deutschland, eingeladen. Leider waren die Kirchen aus dem 
Gebiet der DDR zahlenmäßig schwächer als geplant vertreten, da einer Reihe 
von geladenen Besuchern die Ausreisegenehmigung verweigert wurde. An zwei- 


4 


ter Stelle ist die Unionssynode von Cleveland vom 25. Juli zu nennen, an der 
aus Anlaß des Zusammenschlusses der Kongregationalisten und der „Evangelical 
and Reformed Church“ 600 offizielle Delegierte aus den wichtigsten unierten 
Kirchen der Okumene, darunter aus Deutschland Vertreter der Evangelischen 
Kirche der Union, teilnahmen. Endlich ist die mancherlei Kritik ausgesetzt ge- 
wesene „Konferenz europäischer Kirchen“ in Liselund vom 27. bis 31. Mai zu 
erwähnen, die von Vertretern ost- und westeuropäischer Kirchen beschickt war, 
bei der jedoch die nordischen Kirchen und die Mehrzahl der deutschen Landes- 
kirchen — es fehlten unter anderen alle Gliedkirchen der VELKD - überhaupt 
nicht, die gastgebende dänische Kirche und der „British Council of Churches“ 
nur durch Beobachter vertreten waren. Es steht zu hoffen, daß das bewegte Hin 
und Her der-nicht immer erfreulichen-kritischen Erörterung über Liselund, die 
nicht nur in den Spalten deutscher kirchlicher Blätter ausgetragen wurde, son- 
dern darüber hinaus Instanzen der Okumene, der EKD, der VELKD und die 
Synode einer Landeskirche sowie leitende kirchliche Amtsträger des In- und 
Auslandes beschäftigte, zum Ergebnis haben wird, daß die Anstöße für die auf- 
getretenen Hemmungen und die geübte Zurückhaltung beseitigt, daß Anschein 
und Verdacht von - trotz aller Betonung der ökumenischen Zielsetzung durch 
politische und konfessionspolitische Nebenmotive mitbestimmten — Bestrebungen 
auf das Ziel einer entsprechenden Blockbildung hin zerstreut sind, endlich, daß 
nunmehr alle Kirchen Europas sich zur Mitarbeit gewinnen lassen und es zu 
einer fruchtbaren Zusammenarbeit der europäischen Christenheit kommt. 

Neben den großen Veranstaltungen ökumenischen Charakters brachte 1957 
eine große Zahl von ökumenischen Begegnungen in kleinerem Rahmen. Der 
Deutsch-Französische Bruderrat veranstaltete je eine Tagung in Etaules und in 
Speyer; die Puidoux-Konferenz führte in Iserlohn vom 28. Juli bis 1. August 
Vertreter und Mitglieder von deutschen und ausländischen Kirchen mit Ver- 
tretern der Historischen Friedenskirchen (Quäker, Brethren, Mennoniten) zu 
einem Gespräch unter dem Thema „Die Herrschaft Christi über Kirche und 
Staat“ zusammen. Der Deutsch-Englische Konvent erörterte auf einer Tagung 
in London die ökumenischen Beziehungen zwischen Ost- und Westeuropa und 
zwischen Europa und den farbigen Völkern. Der Nordisch-Deutsche Konvent 
tagte in Hamburg, um eine größere Zusammenkunft im Jahre 1958 vorzu- 
bereiten. 

Außer diesen Zusammenkünften dienten Besuchsreisen leitender Kirchenmänner 
aus Deutschland dem ökumenischen Austausch und der Pflege der ökumenischen 
Verbundenheit. Kirchenpräsident D. Niemöller besuchte mit zwei Mitarbeitern 
des Kirchlichen Außenamtes evangelische Gemeinden in Polen; eine Delegation 
unter Führung von Präses D. Wilm bereiste die Tschechoslowakei. 

In einer Zeit, da einerseits die modernen Kommunikationsmittel die Welt 
immer kleiner werden lassen, andererseits aber die ideologischen und politischen 
Grenzen eine kaum zu durchdringende Dichte und eine nur äußerst schwer zu 
übersteigende Höhe gewonnen haben, in einer Zeit, da eine atheistische Ideologie 
auf der Hälfte des Erdballs propagiert wird und die Weltreligionen sich zum 
Angriff auf das Christentum anschicken, können ökumenische Kontakte und 
ökumenische Zusammenarbeit der Christen und Kirchen in ihrem Wert nicht 
hoch genug veranschlagt werden. Daß die evangelische Christenheit in Deutsch- 
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land anfängt, aus der Rolle der nur Nehmenden in die Stellung der zugleich auch 
Gebenden überzuwechseln, ist sehr zu begrüßen. 

Da die Kontakte mit Kirchen jenseits des „Eisernen Vorhangs“ in der kirch- 
lichen Öffentlichkeit und Publizistik lebhaft diskutiert wurden, gab der Offent- 
lichkeitsausschuß der Synode der Evangelischen Kirche im Rheinland im Juli 


folgende Erklärung heraus: 


Der Besuchsaustausch mit den evangelischen Kirchen des Ostens und mit der russisch- 
orthodoxen Kirche ist in der letzten Zeit Gegenstand einiger Auseinandersetzungen und 
Angriffe gewesen. Der Offentlichkeitsausschuß der rheinischen Landessynode sieht sich 
deshalb, insbesondere da Vertreter der rheinischen Kirche an den Besuchsreisen zu 
östlichen Kirchen beteiligt gewesen sind, zu folgender Klarstellung genötigt: 


I. 


Der Besuchsaustausch mit den evangelischen Kirchen jenseits des sogenannten Eisernen 
Vorhanges und mit der russisch-orthodoxen Kirche entspringt kirchlichen Motiven. 
Er kommt aus der Erkenntnis der Verantwortung der Kirchen füreinander, die der 
Evangelischen Kirche in Deutschland aus der Zeit ihrer eigenen Bedrängnis und Isolie- 
rung neu aufgegangen ist. Er ist ein Stück der Verpflichtung und Dankbarkeit, mit der 
die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Gliedkirchen auf mannigfache Hilfe 
aus der Ökumene heute antworten müssen. s 

In Übereinstimmung mit entsprechenden Willensäußerungen der Okumene hat des- 
halb auch die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland den ost-westlichen Be- 
suchsaustausch grundsätzlich bejaht. Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land erklärt in ihrer Botschaft von Weißensee im April 1950: 

„Diesen Frieden Gottes auszurufen, ist der Dienst, den die Kirche in der Welt zu 
tun hat. Auch sie lebt in Streit, und viel Streit ist in ihr entstanden. Aber in Seiner 
Barmherzigkeit hat Gott sie noch in der Welt gelassen mit Seinem Wort und Sakrament, 
mit dem Gebet und mit der Gemeinschaft. Darum, weil Jesus Christus der Herr ist, 
ist sie die Stätte des Friedens. Es ist ein Zeichen dieses Seines Friedens, daß Er im 
Kriege und nach dem Kriege die Christen der Welt unter Seine Vergebung zusammen- 
gebracht hat. In allen Völkern wird heute die ökumenische Gemeinschaft der Christen- 
heit sichtbar. Auf beiden Seiten verfeindeter Völker stehen Christen, die ihrem 
Herrn gehören. In Deutschland selbst hält die Christenheit in Ost und West die Ge- 
meinschaft des Glaubens, der Liebe und des Gebetes fest. Keine Macht der Welt ist 
stärker, die Abgründe des Hasses und des Neides zu überwinden, als die Vergebung 
Jesu Christi. Darum haben wir uns schuldig gemacht, weil wir dem entrechteten 
Bruder, dem Heimatlosen, dem Menschen des anderen Volkes die Liebe nicht gaben, 
die ihm gehörte. Wir machen uns von neuem schuldig, wenn wir nicht bereit sind, für 
diese Botschaft des Friedens auch zu leiden und Opfer zu bringen.“ 

Unmittelbar hat die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland in Spandau 
im Juni 1956 in ihrer Verlautbarung II „Einheit des Volkes“ zur Sache erklärt: 

„Wir empfinden angesichts der Gespaltenheit unseres Volkes dankbar unsere Ver- 
bundenheit mit den Kirchen und Christen anderer Völker. Wir sind einmütig in der 
Abwehr nationaler und kirchlicher Verengung und erbitten hierzu die stete Hilfe der 
Okumene. Als Glieder der Weltchristenheit sind wir einig in dem Streben, uns durch 
die Spaltung nicht von den Beziehungen zu den östlichen und westlichen Nachbar- 
völkern abschneiden zu lassen.“ 

Diese Erklärung der EKD-Synode nimmt den Appell der Vollversammlung des 
Ökumenischen Rates der Kirchen in Evanston auf, in dem es wörtlich heißt: 

»Wir richten an die Vertreter der Kirchen in jenen Ländern, zwischen denen Span- 


nungen bestehen, den Appell zu gegenseitigen Besuchen, damit sie einander und die 
Länder, in denen sie leben, besser verstehen lernen und auf solche Weise die Bande der 
Gemeinschaft verstärken und die Versöhnung der Nationen fördern.“ 

Darüber hinaus aber kann kein Zweifel daran bestehen, daß ein Besuchsaustausch 
der Kirchen untereinander im Sinne des Herrengebotes und des neutestamentlichen 
Zeugnisses vom Wesen der christlichen Gemeinde liegt. Indem die Kirche des Evange- 
liums die Verantwortung der Kirchen füreinander auch trotz verschiedener und gegen- 
sätzlicher politischer Anschauungen und Verhältnisse wahrnimmt, vertritt sie für ihr 
Handeln den Primat des Auftrages Christi gegen einen auch ihr immer neu nahe- 
gelegten und naheliegenden Primat der Politik. 


I. 


Gleicherweise wie der Besuchsaustausch mit den Kirchen des Westens, der nach 1945 
einsetzte, konnte auch der Besuchsaustausch mit den östlichen Kirchen, der erst später 
in Gang gekommen ist, zunächst nur von solchen Brüdern wahrgenommen werden, 
denen vom jeweiligen kirchlichen Partner ein besonderes Maß von Vertrauen entgegen- 
gebracht wurde. Diese Brüder hatten die Chance der offenen Tür. Daß sie diese Chance 
wahrgenommen und nach Lage der Dinge mögliche Mißverständnisse in Kauf genommen 
haben, sollte ihnen gedankt werden. Wenn es gewiß das Ziel sein muß, daß zwischen- 
kirchliche Kontakte von der EKD mit allen ihren Gliedkirchen getragen und voll- 
zogen werden, so ist es doch ein legitimer Weg zu diesem Ziel, wenn in einem ersten 
Stadium einzelne Gliedkirchen oder einzelne kirchliche Persönlichkeiten angebotene 
Möglichkeiten ausschöpfen und eine allgemeine zwischenkirchliche Annäherung vor- 
bereiten. Die Geschichte der christlichen Kirche ereignet sich nicht ohne Wagnis ein- 
zelner und auch nicht, ohne daß gegen solches Wagnis möglicherweise ein ganzes 
Arsenal von Argumenten ins Feld geführt werden kann. 


III. 


Der Besuchsaustausch mit den östlichen Kirchen dient der Stärkung der dortigen Ge- 
meinden, er dient der gegenseitigen Orientierung und der brüderlichen Beratung über 
die Bewältigung der Aufgaben, die den Kirchen diesseits und jenseits des sogenannten 
Eisernen Vorhanges in verschiedenen Verhältnissen gestellt sind. Empfangen und 
Geben stehen dabei in einem Wechselverhältnis. In einer zweigeteilten Welt kann eine 
Kirche ihren Weg nur dann recht gehen, wenn sie auf den Weg der Bruderkirche achtet. 

Der zwischenkirchliche Besuchsaustausch dient nicht der Legitimierung der Kirchen- 
leitung. Der Weg in die Gemeinden im östlichen Bereich ist jedoch nur über die dort 
vorhandenen offiziellen Kirchenleitungen möglich. Solange es in den dortigen Kirchen 
kein Schisma gibt, wie es etwa bei uns während des Kirchenkampfes bestanden hat, wer- 
den die Gemeinden dort diesen Weg auch dann verstehen und billigen, wenn sie sich in 
einem kirchlichen Widerspruch zu ihren Kirchenleitungen befinden sollten. Die herz- 
liche Aufnahme der westlichen Besucher in den Gemeinden der östlichen Kirche spricht 
jedenfalls dafür. Im übrigen stellen natürlich derartige Besuchsreisen um so mehr hohe 
Anforderungen an Einsicht, Takt und Brüderlichkeit der Besucher, als etwa Differen- 
zierungen und Differenzen innerhalb der Kirchenleitungen oder zwischen Kirchen- 
leitung und Gemeinden sichtbar werden sollten. Diese Schwierigkeiten können aber 
die Verpflichtung zu gegenseitigen Besuchen nicht aufheben. Wohl aber geben sie An- 
laß, Zeitpunkt und Umstände von Besuchsreisen sorgfältig zu bedenken. 


IV. 


Die orthodoxe Christenheit ist uns durch die Gebietsveränderungen nach 1945 nahe 
gerückt. Ein Teil der orthodoxen Kirchen gehört bereits dem Ökumenischen Rat der 
Kirchen an. Es ist eines der Ziele des bisherigen Besuchsaustausches mit der russisch- 
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orthodoxen Kirche gewesen, deren Anschluß an die Okumene zu fördern. Bereitschaft 
dazu war und ist vorhanden. Es ist am Tage, was es für die russisch-orthodoxe Kirche 
bedeuten kann, wenn sie einer weltumfassenden kirchlichen Gemeinschaft angehört. 
Angesichts der bisherigen Fremdheit zwischen der evangelischen und der orthodoxen 
Kirche und angesichts der Tatsache, daß sich die russisch-orthodoxe Kirche im engsten 
sowjetischen Machtbereich befindet, steht der Besuchsaustausch mit der russisch-ortho- 
doxen Kirche vor allem unter der Frage, ob und wie dort rechte Kirche sei. Umgekehrt 
erhebt sich dieselbe Frage aus dem Raum der russisch-orthodoxen Kirche an die evan- 
gelische Christenheit, die bisher dort noch immer im Lichte ihrer rationalistischen und 
liberalistischen Vergangenheit gesehen wird. Aus diesem Grunde kommt den Kontakten 
mit der russisch-orthodoxen Kirche ganz besondere ökumenische Bedeutung zu. Dabei ist 
die Frage nach den Kennzeichen rechter Kirche bei der russisch-orthodoxen Kirche nicht 
leicht zu beantworten. Nach den bisherigen Feststellungen ist aber zu sagen, daß die rus- 
sisch-orthodoxe Kirche in ihren liturgischen Ordnungen das christliche Gebet und das 
biblische Wort unverändert bewahrt hat, übt und hört. Daneben beginnt sie mehr und 
mehr eine predigende Kirche zu werden. Dies aber ist ein Punkt, wo ihr die Kirche der 
Reformation Hilfestellung schuldig ist. Darum können wir einem Stop des Besuchsaus- 
tausches mit der russisch-orthodoxen Kirche im besonderen nicht das Wort reden, würden 
vielmehr eine Fortsetzung der begonnenen Besuche und Gespräche begrüßen, ohne die 
durch die Vorgänge in Ungarn entstandenen Schwierigkeiten zu verkennen. Jenseits von 
politischer Naivität und politischer Frivolität darf und muß die evangelische Gemeinde 
ihren Weg zu den nahen und fernen Brüdern in der Liebe Christi gehen. 


Wir können diesen einführenden allgemeinen Überblick, der von dunklen Schat- 
ten und schwerer Last, aber auch von Höhepunkten auf dem Wege der Kirche 
durch das Jahr 1957 zu berichten hatte, nicht besser beschließen als mit der 
Pfingstbotschaft der Präsidenten des Ökumenischen Rates der Kirchen: 


Wiederum grüßen wir als Präsidenten des Okumenischen Rates der Kirchen unsere 
Brüder in den Mitgliedskirchen. 

An diesem Geburtstag der Kirche Christi sollten wir uns gegenseitig daran erinnern, 
daß die Kirche in dem Augenblick geboren wurde, da der Heilige Geist auf die Apostel 
ausgegossen wurde, der sie dazu trieb, die großen Taten Gottes all denen zu verkün- 
digen, die bei ihnen waren. So wurde die letzte Verheißung des auferstandenen Herrn 
erfüllt: „Ihr werdet die Kraft des Heiligen Geistes empfangen, welcher auf euch 
kommen wird, und werdet meine Zeugen sein zu Jerusalem und in ganz Judäa und 
Samarien und bis an das Ende der Erde“ (Apg. 1, 8). 

Kirche sein bedeutet, durch die Kraft des Heiligen Geistes zu leben. Diese Kraft ist es, 
derer wir bedürfen, wenn wir Buße und Erneuerung des Lebens finden sollen; und diese 
Kraft erst macht die Kirche fähig, den Hoffnungslosen Hoffnung zu geben. 

Mit Furcht sehen die Völker einer unbekannten Zukunft entgegen. Schwerwiegende 
Fragen des Verhältnisses der Menschen untereinander, die die Ursache von Leiden für 
Millionen unserer Mitmenschen sind, sind nach wie vor ungelöst. Das kommt nicht 
daher, daß die notwendige Einsicht und Klugheit oder gar etwas allgemeiner guter 
Wille fehlen, sondern vielmehr daher, daß die Menschen nicht die Kraft haben, das 
Gute zu tun, von dem sie doch wissen, daß sie es tun sollten. 

Zum Abschluß der ergebnislosen Abrüstungskonferenz vor etwa 20 Jahren erklärte 
der Vorsitzende: „In einer Lage wie der unsrigen kann uns nichts anderes weiterhelfen 
als Glaube ... Die Schwierigkeiten und Hindernisse liegen nicht in der Welt um uns 
her, sondern in unseren eigenen Gedanken und Herzen. Das Ziel wollen wir zwar; 
aber wir wollen es nicht entschieden genug, um auch die Mittel zu wagen.“ Das ist 
auch heute noch unsere Lage. Wir sehnen uns nach wahrem Verstehen und Frieden 
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unter den Völkern, aber wir können uns nicht dazu entschließen, auch den Preis dafür 
zu zahlen. In den Kirchen finden wir zwar den ehrlichen Wunsch nach Erneuerung, 
nach Einheit, nach vollmächtiger Verkündigung des Evangeliums, aber nicht genügend 
Bereitschaft, uns dem Dienst Christi so vollkommen hinzugeben, daß wir willige 
Werkzeuge Seines Heilandswerkes werden. Und nun wird uns zu Pfingsten gesagt, daß 
der eine und einzige Weg, unsere Schwachheit in Kraft zu verwandeln, der ist, den 


Leben schaffenden Geist zu empfangen, der aus enttäuschten Jüngern mutige Zeugen 
machte. 


Deshalb bitten wir euch, liebe Brüder, so auf Gott zu harren, daß wir mit der Kraft 
aus der Höhe beschenkt werden. Wir sind oft in so großer Hast und Betriebsamkeit, 
für Gott etwas zu tun, daß wir Gott selber darüber vergessen und nicht auf Seinen 
Geist warten. „Es soll nicht durch Heer oder Kraft, sondern durch meinen Geist ge- 
schehen“, spricht der Herr der Heerscharen. 

Möge die Gemeinschaft in Christus, die wir im Okumenischen Rat der Kirchen haben, 
den Völkern zeigen, daß es ein Volk Gottes gibt, das in der Kraft des Heiligen Geistes 
lebt. Und möge dieses Volk Gottes bis an die Enden der Erde ein klares Zeugnis davon 
geben, daß dieser Geist den Menschen fähig macht, Gottes gnadenvollen Plan für Seine 
Kinder auszuführen. 


2. DiE ZWEITE TAGUNG DER ZWEITEN SYNODE DER EKD ın BERLIN 
3.-8. März 


Planung und Einladung sahen eigentlich eine „Diakonische Synode“ vor. Ihr 
Thema sollte lauten: „Kirche und Diakonie in der veränderten Welt“, und ihre 
Hauptaufgabe sollte sein, über den Zusammenschluß von Innerer Mission und 
Hilfswerk zu beschließen, sich grundlegend und gründlich mit der Verpflichtung 
der Kirche zum diakonischen Dienst zu beschäftigen, der Gemeinde mehr als bis- 
her die Augen zu öffnen für die vielfältigen Nöte in der weiten Welt und ihre 
Opferfreudigkeit nachdrücklich zu wecken und zu steigern. Als Tagungsort war 
die Wirkungsstätte A. H. Franckes, Halle a. d. S., in Aussicht genommen. Aber 
— das Hauptthema war schon vor Beginn der Synodaltagung in der Beachtung 
durch die Öffentlichkeit von Kirche und Welt auf den zweiten Platz gedrängt 
worden, und dort blieb es auch während der Synode. Zwar hat es ihm keineswegs 
an Aufmerksamkeit und an gewissenhafter, sorgfältiger Bearbeitung gefehlt, aber 
das vordringliche und eigentliche Interesse der Synode galt doch dem anderen 
Gegenstand ihrer Verhandlungen: dem Aufbau der Bundeswehrseelsorge, dem 
darüber zwischen der Bundesregierung und der EKD am 22. Februar des 
Jahres unterzeichneten, der Synode zur Ratifikation vorgelegten Vertrag und 
dem damit zusammenhängenden Kirchengesetz. Dieser Beratungsgegenstand gab 
der Synodaltagung in den Augen der Regierung der DDR ein solches politisches 
Gesicht und Gewicht, daß sie es für unerträglich erklärte, wenn darüber auf dem 
Boden der DDR verhandelt werde, da die Einrichtung einer kirchlichen Seelsorge 
für die Angehörigen der Bundeswehr die Zustimmung der Synode zur NATO- 
Politik, mindestens die moralische Unterstützung der Politik der Bonner Regie- 
rung darstelle; die Presse der DDR warnte und bedrohte die Synodalen mit 
harten Worten, wenn sie es unternehmen sollten, den Vertrag zu billigen und 
damit rechtsgültig zu machen, denn damit werde „der Staatszwang des neo- 
faschistischen Bonner Regimes ... auf Betreiben bestimmter reaktionärer Kreise 
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in der Kirchenleitung im Namen der Kirche durch Gewissenszwang sanktioniert“. 
Zwar hatte der Bevollmächtigte des Rates der EKD bei der Regierung der DDR, 
Propst D. Dr. Grüber, in einem Schreiben vom 25. Februar an den Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Ministerrates der DDR geradezu mit Heftigkeit auf die 
Haltlosigkeit solcher Unterstellungen hingewiesen und zu bedenken gebeten, 
daß „die Synodalen ... weder ... jeder politischen und kirchenpolitischen Einsicht 
bar noch gewillt“ seien, „im kirchlichen Raum nach anderen als kirchlichen Ge- 
sichtspunkten ihre Entscheidungen zu treffen“, es aber nicht durchzusetzen ver- 
mocht, daß die Synode am vorgesehenen Tagungsort zusammentreten konnte; 
sie mußte nach Berlin verlegt werden. 

Obwohl das Hauptthema nicht die eigentliche Leidenschaft der Diskussion auf 
der Synode zu entzünden vermochte und in der Beachtung durch die kirchliche 
und weltliche Öffentlichkeit in den Hintergrund trat, soll hier darüber an erster 
Stelle berichtet werden, denn den in diesem Zusammenhang getroffenen Ent- 
scheidungen kommt keine geringere Bedeutung zu als den Entscheidungen zur 
Militärseelsorge. 

Durch die Gründung des Hilfswerkes der EKD im Jahre 1945 entstand im 
Bereich der missionarisch-diakonischen Werke der Gemeinde etwas Neues: Die 
verfaßte Kirche selbst erklärte die Diakonie zu ihrer eigenen Sache! Dem stand 
die bisherige Geschichte der Inneren Mission in Deutschland entgegen. Sie ver- 
stand sich betont als „freie“, das heißt von Synoden, Kirchenbehörden und 
kirchlichen Verwaltungsorganen unabhängige Arbeit. Freilich war sie schon seit 
längerem nicht mehr ganz auf dem alten Wege der Distanzhaltung von der orga- 
nisierten Kirche. Schon im Dritten Reich hatten sich Ansätze zu einer engeren 
Verbindung gezeigt. Später wurde die Annäherung, vor allem in der DDR, noch 
größer. In manchen Landeskirchen waren Innere Mission und Hilfswerk mit- 
einander verbunden oder gar verschmolzen, während an anderen Orten das 
Hilfswerk sich gegenüber der Inneren Mission eine beachtliche Position erarbei- 
tet hatte. Innere und äußere Gründe ließen es je mehr und mehr geboten er- 
scheinen, die beiden Werke möglichst eng miteinander und mit der verfaßten 
Kirche zu verbinden. In jahrelanger, mühsamer Arbeit wurde die Synode über 
die Diakonie vorbereitet; langwierige und umständliche Verhandlungen wurden 
zwischen dem „Central-Ausschuß für Innere Mission der Deutschen Evangeli- 
schen Kirche“ und der Leitung des „Hilfswerks der Evangelischen Kirche in 
Deutschland“ geführt; im Rat der EKD, in der Kirchenkonferenz und im Dia- 
konischen Beirat wurde Rats gepflogen. Man wurde sich darüber klar und 
einig, daß eine völlige Verschmelzung der beiden Werke zu schwierige rechtliche 
Probleme aufgeworfen haben würde, und verzichtete deshalb darauf, um an ihre 
Stelle die Verbindung der beiden Werke unter einer gemeinsamen Spitze und 
ihre Zuordnung zu Rat und Synode der EKD durch die Bildung eines obersten 
Organs, des „Diakonischen Rates“, in dem Rat und Synode vertreten sind, zu 
setzen. Diese Vereinigung stellt mehr als einen organisatorisch zweckmäßigen 
Akt im Interesse der Arbeits- und Kräfteökonomie dar, vielmehr ist es von nicht 
zu unterschätzender Bedeutung, daß es nunmehr die Kirche selbst ist, die ihre 
diakonische Verantwortung, Verpflichtung und Arbeit zur Darstellung bringt, 
und daß sie durch nur ein diakonisches Werk nach außen in der Öffentlichkeit 


vertreten wird. 
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Die Vorlagen zu dem Thema „Diakonie in der veränderten Welt“ wurden 
der Synode durch Landesbischof D. Dr. Herntrich erläutert, der seine Ausfüh- 
rungen mit folgender Zusammenfassung schloß: 


Das erste: Was uns vorliegt, beschreibt die Mauern des Gebäudes. Es kann nur unsere 
Bitte sein, daß sie mit Geist und Leben erfüllt werden. Wenn es der Synode geschenkt 
würde, daß ein Weckruf bis in die Gemeinden dazu erschallte, daß in jeder Gemeinde 
ein Kreis oder ein Diakon sich für diese Sache verantwortlich fühlte, so wäre ein solcher 
Weckruf mehr als alles äußere Verfassungswerk, das dann erst in der Konsequenz dazu 
hilft, daß die Arbeit effektiv wird. Was würde das in der gegenwärtigen Stunde in 
Mitteldeutschland bedeuten! Was würde es bedeuten gegenüber der tödlichen Um- 
klammerung unserer Gemeinden im Westen durch den materialistischen Geist! 

Das zweite ist: Wenn diese Zusammenführung gelingt, so kann das etwas für die 
Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland bedeuten. Es wäre gut, wenn die 
Diakonie ein Band würde, das über die landeskirchlichen und über die konfessionellen 
Grenzen hinaus die Gliedkirchen miteinander in der Arbeit verbindet! 

Das dritte - und hier möchte ich geradezu beschwörend reden -: Liebe Brüder und 
Schwestern, lassen Sie uns dafür sorgen, daß dieser Anfang im Vertrauen geschieht, 
in der Freiheit von allem behördlichen Reglement. Es ist geradezu eine Frage an 
unsere Kirche, ob sie in der Lage ist, hier neue eigene Gesetze der Verantwortlichkeit 
und des Vertrauens zu entwickeln. Die Diakonie kann nur leben, wenn sie nach eigenen 
Lebensgesetzen in Freiheit lebt. 

Und viertens: Das einzige Maß, an dem das neue Werk gemessen werden sollte, 
heißt: Gelingt es, die Liebeskraft der Gemeinde zu wecken und die Wirkung des Wer- 
kes zu vergrößern? Wenn das gelingt, dann hat die Spandauer Synode einen guten An- 
fang gesetzt. Dieses Maß wird sich in der Zukunft erweisen. 


Missionsdirektor Brennecke hielt das die Aussprache einleitende Referat „Kirche 
und Diakonie in der veränderten Welt“, das in seinen drei Teilen herausstellte, 
daß die Entwicklung, die zu der Gesetzesvorlage über die Vereinigung von Hilfs- 
werk und Innerer Mission führte, ihre bestimmten theologischen und außer- 
theologischen Gründe hat, daß zum anderen diese Vereinigung ihrer eigentlichen 
Bedeutung nach einen Ansatzpunkt für eine Reformation im ursprünglichen 
Sinne des Wortes, für eine Rückführung auf den ureigensten Sinn und Auftrag 
aller Diakonie werden kann, und endlich, welchen Platz die Diakonie im großen 
Zusammenhang kirchlichen Lebens und Handelns überhaupt einnehmen muß. 

In zügiger Beratung und Beschlußfassung, da es zu keiner ausführlichen Be- 
handlung der Sachfragen in der Aussprache kam, und das darum, weil die Sache 
wahrscheinlich auch zwischen den Synodalen nicht strittig war, wurden das 
„Kirchengesetz über den Zusammenschluß von Innerer Mission und Hilfswerk 
der Evangelischen Kirche in Deutschland“, eine — sprachlich nicht recht befriedi- 
gende und ob ihres „Kirchentons“ heftig kritisierte — Erklärung über „Diakonie 
in der veränderten Welt“, ein „Wort an die Mitarbeiter in der Diakonie“ sowie 
ein „Aufruf zum Dienen“ an die Gemeinden verabschiedet. Wir lassen die Doku- 
mente - im Auszug - folgen. 
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KIRCHENGESETZ ÜBER DEN ZUSAMMENSCHLUSS VON INNERER MISSION 
UND HILFSWERK DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 


Vom 8. März 1957 


Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat folgendes Kirchengesetz be- 
schlossen, das hiermit verkündet wird: 


$1 
(1) Die zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und dem Central-Aus- 
schuß für die Innere Mission der Deutschen Evangelischen Kirche vereinbarte Ord- 
nung (Anlage 1) mit 3 Zusatzvereinbarungen (Anlage 2 bis 4) wird bestätigt. 
(2) Das Werk „Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land“ wird als Werk der Kirche gemäß Art. 15 der Grundordnung anerkannt. 


$2 

(1) Die Aufgaben (Rechte und Pflichten), die im Kirchengesetz zur Ordnung des 
Hilfswerks der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 5. April 1951 (Hilfswerk- 
gesetz) - ABl. Nr. 41 - dem Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland zu- 
gewiesen sind, werden künftig von dem Werk „Innere Mission und Hilfswerk der 
Evangelischen Kirche in Deutschland“ wahrgenommen. 

(2) Die Aufgaben des Hilfswerkausschusses werden demgemäß der Diakonischen 
Konferenz, die Aufgaben des Verwaltungsrats dem Diakonischen Rat, die Aufgaben des 
Zentralbüros des Hilfswerks der Geschäftsstelle des Werkes „Innere Mission und Hilfs- 
werk der Evangelischen Kirche in Deutschland“ übertragen. 

(3) Zuwendungen, die von der Evangelischen Kirche in Deutschland dem Werk gemäß 
$ 15 Ziffer 3 und 4 der Ordnung gewährt werden, können durch das Haushaltsgesetz 
auf die Gliedkirchen umgelegt werden. 


$ 3 
Der Dienst in dem Werk gilt als öffentlich-rechtlicher Dienst im Sinne des Dienst- 
rechtes der Evangelischen Kirche in Deutschland. 


$ 4 
Soweit die Bestimmungen des Hilfswerkgesetzes diesem Gesetz und der beiliegenden 


Ordnung entgegenstehen, werden sie während der Dauer der vereinbarten Ordnung 
nicht angewandt. 


$5 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1957 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Kirchen- 
gesetz über den Diakonischen Beirat der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 
5. April 1951 (ABl. der EKD Nr. 42) außer Kraft. 
(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann Überleitungs- und Aus- 
führungsvorschriften erlassen. 


Anlage 1 


In dem Streben nach einer baldigen endgültigen Verschmelzung des Central-Ausschusses 
für die Innere Mission der Deutschen Evangelischen Kirche und des Hilfswerks der 
Evangelischen Kirche in Deutschland werden beide zur gemeinsamen Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu dem Werk „Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland“ zusammengeschlossen. 
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Der Central-Ausschuß für die Innere Mission der Deutschen Evangelischen Kirche 
und das Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland arbeiten künftig aus- 
schließlich unter der Bezeichnung des gemeinsamen Werkes. 

Zu diesem Zwecke vereinbaren die Evangelische Kirche in Deutschland - vertreten 
durch den Rat, der zugleich handelt für das Hilfswerk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland — und der Central-Ausschuß für die Innere Mission der Deutschen Evan- 
gelischen Kirche - vertreten durch den Vorstand - für das gemeinsame Werk folgende 
Ordnung: 


si 
Aufgaben 


(1) Das Werk „Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land“ hat die Aufgabe, die diakonisch-missionarische Arbeit zu planen und zu fördern 
und dadurch zu helfen, daß die evangelische Christenheit in Deutschland ihren Auftrag 
erfüllt, wie er in Artikel 15 Absatz 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland umschrieben ist: 

„Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen sind berufen, Christi 
Liebe in Wort und Tat zu verkündigen. Diese Liebe verpflichtet alle Glieder der Kirche 
zum Dienst und gewinnt in besonderer Weise Gestalt im Diakonat der Kirche; dem- 
gemäß sind die diakonisch-missionarischen Werke Wesens- und Lebensäußerung der 
Kirche.“ 

(2) Das Werk sorgt für die Entfaltung der diakonisch-missionarischen Kräfte im Be- 
reich der Evangelischen Kirche in Deutschland. Es fördert die diakonische Arbeit der 
Kirchengemeinden; es dient den gliedkirchlichen diakonischen Werken, den Fachver- 
bänden der Inneren Mission sowie den diakonischen und missionarischen Anstalten, 
Einrichtungen und Verbänden durch Anregung, Beratung und Koordinierung. 

(3) Das Werk nimmt für die Verbände, Werke, Anstalten und Einrichtungen die- 
jenigen Aufgaben wahr, die über deren räumlichen oder fachlichen Bereich hinaus- 
gehen, insbesondere bei Verhandlungen mit staatlichen Organen, öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften und anderen Stellen sowie bei Planung und Durchführung ökumeni- 
scher Hilfsmaßnahmen. 

(4) Die Verbände, Werke, Anstalten und Einrichtungen bleiben in ihrer eigenen 
Tätigkeit selbständig. Artikel 18 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland bleibt unberührt. . 


65 
Organe und Geschäftsführung 


(1) Die Organe des Werkes sind: 1. die Diakonische Konferenz, 2. der Diakonische 
Rat. 

(2) Das Werk errichtete eine Hauptgeschäftsstelle, die ihrerseits für besondere Auf- 
gaben eine Berliner Stelle unterhält und zur Wahrnehmung sonstiger Aufgaben auf 
Beschluß des Diakonischen Rates Geschäftsstellen einrichten kann. 


$7 
Zusammensetzung der Diakonischen Konferenz 


(1) Der Diakonischen Konferenz gehören als Mitglieder an: 

1. 12 Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland, von denen 
a) 8 von der Synode, 

b) 2 vom Rat und 
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c) 2 vom Finanzbeirat der Evangelischen Kirche in Deutschland aus ihrer Mitte 
gewählt werden; 

2. 27 Vertreter der gliedkirchlichen diakonischen Werke (Landesverbände der Inneren 
Mission und gliedkirchliche Hilfswerke), deren Bestellung der Zustimmung der Glied- 
kirchen bedarf; 

3. 27 von den Fachverbänden und Anstalten der Inneren Mission gewählte Vertreter; 

4. bis zu 27 weitere Mitglieder, und zwar 

5, 12 in der unmittelbaren gemeindlichen Arbeit stehende Persönlichkeiten, die aus 
den Mitgliedern zu 1 bis 3 zugewählt werden; 

b) bis zu 10 Persönlichkeiten, die durch ihre Tätigkeit im diakonisch-missionarischen 
Arbeitsbereich oder durch ihre Aufgeschlossenheit für diese Arbeitsgebiete besonders ge- 
eignet erscheinen und die gleichfalls von den Mitgliedern zu 1 bis 3 zugewählt werden; 

c) 2 Vertreter der Hilfskomitees, die von dem Konvent der Hilfskomitees gewählt 
werden; 

d) 3 Vertreter von Freikirchen, die gemäß besonderer mit den Freikirchen zu treffen- 
der Vereinbarung gewählt werden. 

Für die Mitglieder zu 1a), 1c) und 2 bis 4 ist je ein Stellvertreter zu bestellen. 

(2) Die Diakonische Konferenz wählt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden und seinen 
Stellvertreter. 

(3) An den Sitzungen der Diakonischen Konferenz können der Leiter der Kirchen- 
kanzlei und der Leiter des Kirchlichen Außenamtes mit beratender Stimme teilnehmen; 
sie können sich vertreten lassen. Der Leiter der Hauptgeschäftsstelle und die leitenden 
Mitarbeiter nehmen an den Sitzungen gleichfalls mit beratender Stimme teil. 

(4) Die Mitglieder der Diakonischen Konferenz sind an Aufträge und Weisungen 
nicht gebunden. 


$ 8 
Aufgaben der Diakonischen Konferenz 


(1) Die Diakonische Konferenz ist das oberste Organ des Werkes. 

(2) Sie verabschiedet den Haushaltsplan des Werkes, trifft Bestimmungen über die 
Rechnungsprüfung und beschließt über die Entlastung des Diakonischen Rates und der 
Hauptgeschäftsstelle. 

(3) Sie wählt aus ihrer Mitte 11 bis 16 Mitglieder des Diakonischen Rates ($ 10). 
Unter diesen sollen vier Vertreter gliedkirchlicher diakonischer Werke sowie je eines der 
von der Synode und vom Finanzbeirat in die Diakonische Konferenz gewählten Mit- 
glieder sein. 


g 10 


Zusammensetzung des Diakonischen Rates 


(1) Dem Diakonischen Rat gehören an: 

1. eines der beiden in $ 7 Absatz Ziffer 1b) genannten Mitglieder, das der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland bestimmt; 

2. der Vorsitzende der Diakonischen Konferenz; 

3. der Leiter der Hauptgeschäftsstelle; 

4. 11 bis 16 von der Diakonischen Konferenz gemäß $ 8 Absatz 3 gewählte Mitglieder. 

Der Leiter der Hauptgeschäftsstelle wird durch den stellvertretenden Leiter ver- 
treten. Für die Mitglieder zu 4. ist je ein Stellvertreter zu wählen. 

(2) Der Diakonische Rat wählt aus seiner Mitte seinen Vorsitzenden nach Fühlung- 
nahme mit dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(3) An den Sitzungen des Diakonischen Rates kann der Leiter der Kirchenkanzlei 
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mit beratender Stimme teilnehmen; er kann sich vertreten lassen. Die leitenden Mit- 
arbeiter des Werkes nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. 


su 


Aufgaben des Diakonischen Rates 


(1) Der Diakonische Rat lenkt im Rahmen der Beschlüsse der Diakonischen Konferenz 
die Arbeit des Werkes. 

(2) Er legt den Haushaltsplan des Werkes der Diakonischen Konferenz zur Verab- 
schiedung vor. 

(3) Er gibt der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland zu jeder ordentlichen 
Tagung einen Bericht über den Stand der diakonisch-missionarischen Arbeit und teilt die 
abgeschlossene Rechnung sowie den Haushaltsplan des Werkes mit. 

(4) Folgende Rechtsgeschäfte bedürfen — unbeschadet ihrer Rechtswirksamkeit nach 
außen - seiner Zustimmung: 

a) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten; 

b) Erlaß von Forderungen, soweit diese 1000 DM übersteigen, und unentgeltliche 
Überlassung anderer Vermögenswerte. Dies gilt nicht für Verfügungen im Rahmen des 
Haushaltsplanes und für die Verwendung zweckbestimmter Mittel; 

c) Aufnahme von Darlehen, die nicht aus Mitteln des laufenden Haushaltsjahres 
zurückerstattet werden können, und Übernahme von Bürgschaften; 

d) außerplanmäßige Aufgaben; 

e) Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmungen. 


Die drei in $ 1 Ziffer 1 des Zusammenschlußgesetzes erwähnten Zusatzverein- 
barungen zu der vorstehenden Ordnung betreffen die personelle Zusammen- 
setzung des Diakonischen Rates, den Stellenplan und die Stellenbesetzung der 
Hauptgeschäftsstelle und den finanziellen Beitrag der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zu den Personal- und Sachkosten des Werkes „Innere Mission und 
Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland“. 


DIAKONIE IN DER VERÄNDERTEN WELT 


1. Jesus Christus ist Herr und Meister aller Diakonie 


In der Diakonie sind wir füreinander da; denn Gott hat uns aneinander gewiesen. Der 
barmherzige Samariter sah den hilflosen Menschen auf der Landstraße und tat, was 
nötig war. Der Herr, der zum Weltgericht wiederkommen wird, wird zu allererst 
fragen, was mit den Hungrigen, Kranken, Gefangenen geschehen ist. Gott will, daß wir 
imit unserem Geld und mit unserer Zeit als Haushalter seiner Gaben einander wohltun 
und in seinen Ordnungen einer den anderen ehren. Wir brauchen einander, weil jeder 
von uns Nöte, Wunden und Schmerzen hat. Wer ist, der dabei hilft? Und wer ist, dem 
nur geholfen wird? Gerade indem ich helfe, wird mir oft selbst geholfen. Indem ich 
tröste, werde ich getröstet, und die Freude, die ich dem anderen schenke, macht mich 
selber froh. So sollen wir einander dienen. Denn wir haben einen Herrn, der unter uns 
ist als ein Diener. 

Jesus Christus ist der Herr und Meister aller Diakonie. Er ist gekommen, um den 
verkehrten, entstellten Menschen wieder zurechtzubringen nach Gottes Gedanken und 
unsere kranke Gemeinschaft zu heilen. Wenn er als der Diakon Gottes aus der un- 
erschöpflichen Vorratskammer des Vaters die fünftausend Menschen speist, so heiligt 
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er auch alle Diakonie am Leibe des Menschen. Er hilft dem Zollbeamten in Jericho zu 
neuem freiem Umgang mit dem Geld. Und wenn er Sünde vergibt, so tut er das 
tiefste, mächtigste Werk aller Diakonie. Er gibt dem Geringsten unter uns die größte 
Ehre vor Gott und begegnet uns selber in den Kleinen, die wir leicht verachten. Den Weg 
in die Tiefe des Kreuzes, den der Knecht Gottes ging, hat er zum Weg der Herrlichkeit 
gemacht. Sein gesamtes Heilandswerk unter uns nennt er ein Dienen: „Des Menschen 
Sohn ist nicht gekommen, daß er sich dienen lasse, sondern daß er diene und gebe sein 
Leben zu einer Erlösung für viele“ (Matth. 20, 28). Wie er barmherzig ist, so will er 
Menschen haben, die seine Barmherzigkeit ausbreiten bis in die oft harten Ordnungen 
unseres Lebens hinein. Der Heiland, der die Menschen liebt und frei macht füreinander, 
sucht Menschenhände, die Recht schaffen für die Entrechteten und die Müdegeworde- 
nen aufrichten. Auf Menschenfüßen möchte er eilen zu denen, die vom Wege abge- 
kommen sind, und durch Menschenaugen sucht er die, die von allen vergessen sind. 
Sein Wort, um das wir uns sammeln, will das Ohr für den Bruder öffnen, und das 
Sakrament seines Leibes und Blutes, das wir feiern, verbindet uns untereinander zu 
einem Leibe. 


2. Die Kirche Christi trägt das Gewand der Diakonie 


Kann seine Gemeinde ohne Diakonie sein? Das Leben der Kirche entfaltet sich in vielen 
Formen. In dem Maße hat es ein gesundes und fruchtbares Wachstum in der Welt, als 
die Diakonie ihre Wurzeln in die Tiefe streckt. Von Anfang an gehörten die Armen 
und Gebrechlichen, die Witwen und Waisen zu den Schätzen der Kirche. Sie wagt 
damit ein nicht alltägliches Verständnis des Menschen und der menschlichen Gemein- 
schaft. Wir ehren alle edle Menschlichkeit, aber wir wissen, daß Jesus Christus der 
Retter des Menschen ist. Auch die Diakonie lebt alle Tage neu von seinem Geist. Wir 
können viele christliche Werke tun, aber das Werk Christi tut er selber. Seine Liebe 
kann die zahlreichen Häuser und Anstalten, in denen die Hilfsbedürftigen sich sam- 
meln, im Kampf mit Normierung und Resignation als Heime schaffen und erhalten, 
in denen Freude und Friede, Geduld und Hoffnung zu Hause sind. Nicht der unwich- 
tigste Teil des gemeindlichen Lebens, das wir heute meist nach dem Maßstab der öffent- 
lichen Wirkung messen, spielt sich in den verborgenen Räumen ab, wo Kinder väterlich 
und mütterlich erzogen werden, wo Christen gehorsam dienen und leiden, wo Ster- 
bende der Treue Gottes anbefohlen werden. Wenn es in großen Städten und neuen 
Siedlungen vielfach gilt, Gemeinden neu zu sammeln, so bindet die gemeindliche Dia- 
konie mit ihren hundert kleinen Diensten die losen Glieder zusammen und gibt dem 
Leibe Blut und Gestalt. Während wir uns um immer größeren Wohlstand mühen, ist 
es ein hoher Beruf, teilhaftig des Leidens Christi und seiner Auferstehung zugleich, 
sich herumzuschlagen mit den Schmerzen und dem Elend der Menschen, bis Christus 
alles neu machen wird. So wenig wie die Glieder des Leibes für sich sein können, so 
unmöglich kommen die Kinder Gottes allein in den Himmel, wenn sie nicht auch die 
sündigsten und schwächsten mit sich schleppen, soweit sie es nur vermögen. Weil 
Christus unsere Krankheit trug, darum sollen wir einander tragen; und weil er auf- 
erstanden ist, darf seine Gemeinde für jeden Menschen hoffen. A 

So stehen Gestalt und Gesicht der Kirche unter dem Zeichen der Diakonie, bis 
Christus wiederkommt. Ein Diener des Wortes soll es darum für die größte Ehre seines 
Amtes achten, daß es im Neuen Testament als Diakonie bezeichnet wird. Diakonie ist 
die Farbe seines Redens, seines Leidens, seines Betens. Alle Theologie möge bedenken, 
daß ihre Gedanken dürr und kraftlos werden ohne die Diakonie. Wenn eine Kirche im 
Blick auf die Diakonie schläft, dann schläft sie überhaupt. Der Herr aber, der von den 
Toten auferweckt, vermag ihr auch heute für alle Arbeit Diener und Dienerinnen zu 
erwecken, so viele er will. Wer hört seinen Ruf? 
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3. Christen bleiben der Not auf der Spur 


Die Kirche, in der Christus mit seiner Diakonie lebt, sondert sich nicht von der Welt. 
Das Fingerspitzengefühl der Liebe treibt uns, mit wachen Sinnen der immer wieder sich 
wandelnden Not des Menschen auf der Spur zu bleiben. So wird das gebrechliche Ge- 
füge der Welt erhalten, solange sie steht. 

Wir sind dankbar dafür, daß Staat und Kommunen in ihren sozialen Ordnungen in 
vielfältiger Weise für die Menschen Sorgen und Hilfen übernehmen, die ohne sie nicht 
bewältigt werden können. Wo auf solche Weise mehr und mehr vorbeugende und 
helfende Maßnahmen an die Gesellschaft übergehen, läßt jedoch oft diese Entwicklung 
den Hunger nach Seelsorge, nach tragender Gemeinschaft und Brüderlichkeit un- 
befriedigt. 

Es wird stets die Aufgabe der gesamten Kirche bleiben, an Gerüst und Mauern der 
gesellschaftlichen Ordnung mitzuarbeiten und dabei in Einfalt bei den Geboten Gottes 
zu bleiben. In der heutigen Situation wird es aber immer wichtiger, die gegebenen 
gesellschaftlichen Räume für Menschen warm und bewohnbar zu machen. Der Christ 
muß seine weltliche Lebensaufgabe als einen Auftrag Gottes ansehen und überall dort 
wahrnehmen, wo das öffentliche Leben eine Möglichkeit dazu bietet. Die seelsorger- 
liche Verantwortung jedes einzelnen Christen erhöht sich in dem Maße, in dem in einer 
organisierten Welt der Gesetze, Formulare und Kostenträgerschaften der lebendige 
Mensch leicht übersehen wird. Wer aus der Ruhe Gottes arbeitet, ist eine Wohltat für 
seine ganze Umgebung. 

In einer industriellen-bürokratischen Massengesellschat kann Hilfe vom Dienste des 
einzelnen oder der einzelnen Parochialgemeinde allein nicht erwartet werden. Der 
Dienst des einzelnen in der Gemeinde und der Dienst der Ortsgemeinde bedürfen des- 
halb der übergemeindlichen Hilfe. Sie muß geplant und organisiert werden. Angesichts 
der vielschichtigen sozialen Aufgaben der Gegenwart ruft die Verkündigung des Wor- 
tes Gottes auch nach Sozialpfarrern, sozialen Arbeitsgemeinschaften und Sozialethikern. 
Sie fordert die Ausbildung christlicher Sozialarbeiter. 

Doch darf auch in dieser veränderten Welt sich die Diakonie nicht nur auf organi- 
sierte Liebes- und Hilfstätigkeit beschränken. Der einzelne darf sich nicht hinter einer 
Organisation verschanzen, als würde diese ihm die Arbeit abnehmen. Die gesamte 
Kirche lebt davon, daß sich ihre Glieder zu zweien und dreien auch über die Grenzen 
ihrer Ortsgemeinden und Werke hinaus durch Gottes Anruf senden lassen und ihre 
Gaben, ihre Zeit und ihre Güter regelmäßig und planmäßig in den Dienst an Ge- 
meinde und Nächsten stellen. 

So arbeiten die Glieder des Leibes Christi miteinander für den Nächsten und 
„suchen der Stadt Bestes“ (Jer. 29, 7). 


4. Diakonie umspannt die Welt 


In alle Weiten und Tiefen wagt sich die Diakonie. Wie die Gemeinschaft des Glaubens 
und des Gebetes, so will auch die Gemeinschaft des Hoffens und der Liebe die Welt 
umspannen mit Ökumenischem Blick. Gewiß haben wir in der eigenen Mitte be- 
drückende Nöte genug. Aber die Liebe kann nicht bei sich selber stehenbleiben. Sie 
durchbricht politische Grenzen und übersteigt die Mauern der Ideologien und Rassen. 
Gott hat sein Volk in allen Landen, und überall seufzen Menschen in der Tiefe. In 
Afrika und Asien und an anderen Orten der Welt rufen die Kirchen mit den Völkern, 
in denen sie leben, nach dem wachsamen, selbstlosen Beistand der Christenheit. Im 
Dienst der Liebe, die weit hinausgreift in die Welt, wollen wir wetteifern mit den 
Bruderkirchen der Ökumene. Beschämt und beglückt zugleich hat die Christenheit in 
Deutschland nach dem Krieg das Zeichen brüderlicher Hilfe von den Christen in vielen 
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Ländern der Welt erfahren. Darum dürfen wir am wenigsten verstummen mit der 
Antwort der Tat auf die Hilferufe, die von überallher kommen. Helft mit euren 
Gaben und Kräften den jungen Kirchen in der Entfaltung ihrer Diakonie! Nehmt teil 
an ihren Leiden, freuet euch ihrer Freuden! Der Okumenische Rat der Kirchen kann 
Verbindungen vermitteln zwischen den Gemeinden drinnen und draußen. Der Aus- 
tausch im Dienst macht uns niemals arm, sondern öffnet Fenster und Türen der Ge- 
meinschaft. Und wenn eine Gemeinde das gottesdienstliche Opfer eines Sonntags für 
die leidenden Menschen und die bedrängten Kirchen in der weiten Welt bestimmt, so 
soll sie wissen: solch eine unscheinbare Gabe vermag Kräfte des Glaubens, der Geduld 
und des Lobes Gottes zu entzünden. „Laß dein Brot über das Wasser fahren, so wirst 
du es finden nach langer Zeit. Teile aus unter sieben und unter acht; denn du weißt 
nicht, was für Unglück auf Erden kommen wird“ (Pred. 11, 1.2). 


5. Hoffnung läßt dienen 


Diakonie ist Stückwerk. Aber Gott kann das Stückwerk vollenden. Diakonie ist Leiden. 
Aber durch Leiden kommt Gott zu seinem Ziel. Diakonie ist oft genug Niederlage. 
Aber durch unsere Niederlagen gewinnt Gott seinen Sieg. Die Hoffnung, mit der Gott 
selber seine Welt umfaßt, macht frei zum Dienen. Der Mensch versucht, die Welt mit 
‚ Vernunft und Technik zu bewältigen. Aber in derselben Welt ist er bedroht und ge- 
hetzt. Es gibt unter uns wenig Hoffnung auf eine, Zukunft und viel Resignation über 
das Wesen des Menschen. Darum wird die Gegenwart falsch gebraucht, und vor der 
Vergangenheit fliehen wir. Dies alles fordert die Kirche Christi heraus, in ihrer Dia- 
konie — sei sie noch so gering und zeichenhaft — durch Wirken und Leiden in großer 
Geduld zu bezeugen, daß Gott diese Welt liebt und ihr sein Ziel gegeben hat. Der auf- 
erstandene Herr schafft Auferstehungsdiakonie, und wer an den Heiligen Geist glaubt, 
hofft für den Menschen auch dort, wo menschliche Hoffnung aufgehört hat. „Darum, 
liebe Brüder, seid fest, unbeweglich und nehmet immer zu in dem Werk des Herrn, 
sintemal ihr wisset, daß eure Arbeit nicht vergeblich ist in dem Herrn“ (1. Kor. 15, 58). 


AN DIE MITARBEITER IN DER DIAKONIE UNSERER KIRCHE 


In dem Augenblick, da sich unsere beiden großen diakonischen Werke, die Innere 
Mission und das Hilfswerk, zusammenschließen, richten wir ein Wort des Dankes und 
der Ermutigung an alle Mitarbeiter in der Diakonie unserer Kirche. 

Wir wenden uns an Euch, die Ihr als freiwillige Helfer in den diakonischen Aufgaben 
Eurer Gemeinde tätig seid. 

Es haben sich in den Jahren der Not viele solche Helfer gefunden. Wir danken für 
alle Zeit, Kraft und Gesundheit, die Ihr aufgewendet habt. Wir bitten Euch, in Eurer 
Treue nicht nachzulassen und diesen Dienst weiter auszubauen. Alle unsere Gottes- 
dienste und Zusammenkünfte sind ohne Frucht, wenn nicht freundliches und hilfs- 
bereites Wesen daraus erwächst. Das beginnt schon in den Gottesdiensten der Gemeinde 
durch den freundlichen Gruß an den, der neben uns sitzt. Das muß sich fortsetzen im 
Alltag. Wir dürfen einander nicht so fremd bleiben, wie wir fremd auf den Straßen 
aneinander vorübergehen. Denn alle Diakonie unter uns beginnt still und verborgen 
in der täglichen hilfsbereiten Begegnung von Mensch zu Mensch und wird in der Ge- 
meindearbeit zu einem Besuchs- und Helferdienst, der nicht nur alle Gemeindeglieder, 
sondern auch die der Gemeinde Fernstehenden zu erreichen sucht. 

Bei allem laßt uns darum bitten, daß unser Tun nicht unfroh geschieht und wir dem 
Herrn mit Freuden dienen. 

Wir wenden uns an Euch, die Ihr den Dienst der öffentlichen Wortverkündigung 
ausrichtet. Wir wissen mit Euch, daß im Zentrum aller Verkündigung das Zeugnis der 
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Diakonie Christi steht, der unser aller Diener geworden ist. Aber erst, wenn das Herz 
von der Barmherzigkeit Christi erfüllt ist, wird die Verkündigung die Freude hierüber 
widerspiegeln und wird auch der Kirchenferne etwas von ihr spüren. Darum bittet 
täglich, daß Ihr Christi Wohltat erkennt. 

Dann werdet Ihr jeden Dienst gerne tun, auch den kleinen und unscheinbaren. Er ist 
Dank für Christi Liebe. Ja, Ihr werdet erfahren, daß Euch aus jedem freundlichen 
Wort, aus jeder Handreichung und aus jeder Stunde, die Ihr einem anderen schenkt, 
Freude zu neuem Dienst zuwächst. Christus gibt uns nicht nur Aufgaben, sondern 
macht uns durch seine Liebe willig zum Dienen und - das ist ein Geheimnis der Dia- 
konie — läßt jeden Dienst zur Freude werden. 

Zu diesem Dienst der Freude gebt, darum bitten wir Euch, jedem Gemeindeglied 
Raum. Keiner darf gehindert werden, auf seine Art und nach dem Maß seiner Gaben 
und Kräfte Christus Dank abzustatten für seine Liebe. Wollt Ihr alles selber tun oder 
erwartet Ihr, daß alles getan werde, wie Ihr es für richtig haltet, so hindert Ihr Chri- 
stus, der viele zu sich ruft und jedem seinen Auftrag gibt. Vergeßt nicht, daß Er für 
jeden Arbeit hat. Weist alle Gemeindeglieder darauf hin, daß Christus sie brauchen 
kann. 

Laßt sie dann aber nicht allein, sondern sprecht mit ihnen, laßt sie berichten, denkt 
mit ihnen ihre Anliegen durch und betet mit ihnen. Nichts und niemand darf dem 
Verkündiger des Wortes zu gering sein. Christi Kraft ist in dem Schwachen mächtig, 
und seine größten Dinge beginnt Gottes Sohn in der Stille. 

Niemand fürchte, daß er durch diesen Dienst abgehalten werde von „größeren Auf- 
gaben“. Eine Gemeinde, in der Raum ist für Christi Dienst, erfährt, was in Apostel- 
geschichte 6, 7 berichtet ist: „Das Wort Gottes nahm zu, und die Zahl der Jünger ward 
sehr groß.“ 

Wir wenden uns an Euch, die beruflichen Mitarbeiter der Diakonie unserer Kirche. 
Gewiß muß sich unser christlicher Glaube zuerst im Verhalten zum Nächsten, in der 
Diakonie des Alltags, bewähren. Daneben ist es aber nötig, daß eine große Zahl von 
Mitarbeitern für solche diakonischen Aufgaben da ist, die die Möglichkeiten und Kräfte 
der einzelnen Gemeindeglieder und der Ortsgemeinde übersteigen. Viele unbekannte 
Menschen danken Euch für den Dienst der Liebe, den sie in Krankenhäusern und durch 
Pflegestationen, in Kindergärten oder Altersheimen und in vielen anderen Einrich- 
tungen bis heute erfahren haben. Oft sind wir besorgt, daß Eure Kräfte übermäßig 
beansprucht werden und Ihr in Gefahr steht, darüber zu ermüden. Aber in allen Be- 
lastungen und Schwierigkeiten, auch in den Anfechtungen steht Ihr unter dem Wort 
des Apostels: „Gott aber kann machen, daß allerlei Gnade unter euch reichlich sei, 
daß ihr in allen Dingen volle Genüge habt und reich seid zu allerlei guten Werken“ 
(2. Kor. 9, 8). Darum ermuntern wir Euch alle, die Ihr in der Arbeit steht, zu freudi- 
gem Dienst: Euch Schwestern der Mutterhausdiakonie und der anderen Schwestern- 
verbände, Euch Diakone und Fürsorger, Euch Erzieher und Helfer in den verschie- 
denen Diensten. Wir danken Euch für Eure Treue und nehmen teil an Eurem Be- 
mühen um die rechte Form Eures Dienstes. 

Unsere Gemeinden bitten wir, daß sie Eurer Arbeit fürbittend gedenken und Euch 
mit ihrer Fürsorge und der Gemeinschaft ihres Lebens tragen. 

Für die rechte Ausrichtung Eures Dienstes bedürft Ihr wie alle anderen kirchlichen 
Mitarbeiter der regelmäßigen geistlichen Zurüstung, der Gemeinschaft untereinander 
und, besonders wenn Ihr im Dienst einer Ortsgemeinde steht, der guten Verbindung 
mit den übrigen Mitarbeitern der Gemeinde, 

Unsere Kirche und ihr neues diakonisches Werk bitten wir, darauf zu achten, daß 
Euch ausreichender Lebensunterhalt, tragbare Arbeitsbedingungen und eine ange- 
messene Altersversorgung gewährt werden. 

Uns bewegt mit Euch die Sorge um den Nachwuchs. Wir wollen nicht aufhören, den 
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Herrn der Kirche zu bitten, daß er Arbeiter sende in seine Ernte. Wir wollen aber 
auch nicht ablassen, junge Menschen in solchen Dienst zu rufen. Die Kirche wird durch 
ihr diakonisches Werk noch mehr als bisher für die Ausbildungsstätten alter und auch 
ganz neuer Art sorgen müssen. Wir bitten Euch, den jungen Mitarbeitern in Euren 
Häusern den Raum und die Möglichkeiten zu geben, die ihre Freude am Dienst wach- 
sen läßt. 

Alle Arbeit, alle Mühe und alle Freude der Diakonie steht unter dem Wort des 
Apostels: „Nehmet immer zu in dem Werk des Herrn, sintemal ihr wisset, daß eure 
Arbeit nicht vergeblich ist im Herrn“ (1. Kor. 15, 58). 


AUFRUF ZUM DIENEN 


Die unter dem Thema „Kirche und Diakonie in der veränderten Welt“ vom 3. bis 
8. März 1957 zu Berlin-Spandau versammelte Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland ruft die evangelischen Gemeinden zum Dienen. 

Unser Herr Jesus Christus spricht: Des Menschen Sohn ist nicht gekommen, daß 
er sich dienen lasse, sondern daß er diene und gebe sein Leben zu einer Erlösung für 
viele (Matth. 20, 28). 

Liebe Brüder und Schwestern! 

Wir haben den zum Herrn, der uns mit seinem Leib und Leben diente bis in den 
Tod. Dadurch, daß er sich zu unser aller Knecht machte, hat er uns befreit und uns zu 
Erben seiner Herrlichkeit eingesetzt. Laßt uns ihm danken, indem wir denen dienen, 
die er seine Brüder nennt. 

Wer sind denn seine Brüder? 

Die Alten und Einsamen / die Kranken, Siechen und die geistig Hilflosen / die Blin- 
den, Tauben und Stummen / die Gefangenen und die aus der Gesellschaft Aus- 
gestoßenen, die Entrechteten und die Diffamierten / verwaiste Kinder und erschöpfte 
Mütter, gefährdete, versuchte und ratlose junge Menschen / Arbeitslose und Woh- 
nungslose / Flüchtlinge, wirtschaftlich Schwache und gescheiterte Existenzen / Zweif- 
ler, Spötter und Gegner / gefallene und untergehende Brüder und Schwestern / und 
jeder Mensch, der in irgendeiner Not Leibes und der Seele auf den Dienst der christ- 
lichen Gemeinde wartet, sei es in der Nachbarschaft oder auch irgendwo in fernen 
Notstandsgebieten. 

Wo leben diese seine Brüder? 

In der Welt, die auch unsere Welt ist / in einer veränderten Welt, in der der Mensch 
um sein Menschsein bangt / in einer Welt der Technik, deren Segen sich in einen Fluch 
zu verwandeln droht / in einer Welt der Vermassung und der großen Verlassenheit / 
der gesellschaftlichen Organisation und des Hungers nach Gemeinschaft und gerechter Ord- 
nung / in einer veränderten Welt, die ihr Schöpfer und Heiland unveränderlich liebt / 
und die darauf wartet, daß wir sie auch lieben und ihre Nöte unsere Nöte sein lassen. 

Und wer darf danken und dienen? 

Wir alle, du und ich / jeder, der durch den Dienst Jesu Christi frei gemacht wurde 
zum Dienst der Liebe / Dienen und Danken dürfen nicht nur die beruflichen Mit- 
arbeiter in den Anstalten, Krankenhäusern, Altersheimen und Pflegestätten der christ- 
lichen Liebe / nicht nur Diakone, Diakonissen, Gemeindehelferinnen und Kinder- 
gärtnerinnen / auch nicht nur Pfarrer und Älteste der Gemeinden / sondern ein 
jeder, der seinem Mitmenschen der Nächste werden darf, weil Gott selbst sich uns 
zum Nächsten machte durch Jesus Christus, unsern Heiland und Herrn. 

So danket ihm, indem ihr dient! 


Während die Verhandlungen und Beschlußfassungen zu den Fragen der Dia- 
konie sich in einer Atmosphäre ruhiger Aufmerksamkeit vollzogen, nahmen die 
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zu treffenden Entscheidungen über die Militärseelsorge die leidenschaflliche An- 
teilnahme und alle Kraft der Synode in Anspruch. Einmütig waren alle Synoda- 
len in der Meinung, daß die Kirche Auftrag und Verpflichtung zur Seelsorge am 
Soldaten habe und daß sie keine politische Bindung eingehe, wenn sie diesen 
Auftrag schrift- und bekenntnisgemäß wahrnehme. Nichts ist geeigneter, diese 
nach allen Seiten gültige Feststellung zu unterstreichen, als die Erklärung des 
Ratsvorsitzenden in seinem der Synode zu Beginn der Tagung erstatteten Rechen- 
schaftsbericht, „daß wir uns wieder und wieder bemüht haben - bisher freilich 
immer vergeblich -, eine entsprechende Seelsorge an den evangelischen Angehöri- 
gen der Streitkräfte in der DDR zu erreichen. Ich würde mich über nichts so sehr 
freuen, als wenn ich in naher Zukunft eine Vereinbarung darüber zusammen mit 
dem Herrn Ministerpräsidenten Grotewohl paraphieren könnte. Wir würden es 
aber weit von uns weisen, wenn jemand diese unsere Bemühungen als einen 
Versuch auffassen würde, dem Warschauer Pakt moralische Unterstützung zuteil 
werden zu lassen“, 

Bei einmütigem Ja zu dem der Kirche gegebenen Auftrag zu Verkündigung 
und Seelsorge am Soldaten entzündeten sich die Gegensätze an der Frage nach 
der sachgemäßen Weise und Gestalt ihrer Ausrichtung und damit an bestimmten 
im Staatsvertrag vorgesehenen Regelungen. Vor der Aussprache darüber mußte 
aber eine andere Frage geklärt werden, die eine nicht unbeträchtliche Zahl von 
Synodalen beschwerte: Hatte nicht der Rat seine Befugnisse überschritten, sich 
über einen Beschluß der außerordentlichen Synode 1956 hinweggesetzt und der 
Synode 1957 die Freiheit der Entscheidung zur Sache ungebührlich beschränkt, 
indem er ihr einen bereits unterzeichneten Vertrag vorlegte und ihr damit nur 
die Möglichkeit der Annahme bzw. Ablehnung des Vertragsganzen, der Rati- 
fikation bzw. der Verweigerung der Ratifizierung beließ? In einem Schreiben 
an das Präsidium der Synode brachte der Synodale D. Gollwitzer diese Be- 
schwernis zum Ausdruck: 


Prof. D. H. Gollwitzer Bonn-Venusberg, 2. März 1957 


Hochverehrter Herr Präses, lieber Bruder von Dietze! 


Am 26. Juni 1956 hat die außerordentliche Synode der EKiD in Spandau zur Frage der 
Militärseelsorge die Erwartung ausgesprochen, daß der Rat der EKiD seinen eigenen 
Beschluß, endgültige Maßnahmen zur Ordnung der Militärseelsorge nicht vor einem 
durch die Synode zu beschließenden Gesetz zu treffen, selbst beachten werde, daß keine 
neue Tatsachen geschaffen werden und daß nichts geschehe, was die EKiD in dieser 
Sache bindet. 

Am 22. Februar 1957 hat der Vorsitzende des Rates der EKiD den Vertrag mit der 
Bundesregierung über die Regelung der Militärseelsorge unterschrieben, über dessen 
Ratifikation nunmehr die Synode der EKiD zu beschließen hat. Es kann kein Zweifel 
bestehen, daß der eben erwähnte Beschluß der Spandauer Synode nicht die Banalität hat 
feststellen wollen, daß der Rat der EKiD einen Vertrag mit dem Staate nur paraphieren 
und nur die Synode einen solchen Vertrag ratifizieren kann. Die Synode wollte viel- 
mehr mit ihrem Beschluß sicherstellen, daß sie vor jeder endgültigen Form der Militärseel- 
sorge Gelegenheit zu einer offenen Aussprache über die Materie hat, aus der dem Rat 
Richtlinien für seine Verhandlung mit dem Staate erwachsen sollen. Der Rat hat sich 
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über die verbindlich ausgesprochene Erwartung der Synode hinweggesetzt und durch 
die Paraphierung des Vertrages der Synode nur noch die Möglichkeit gelassen, den 
ohne ihr Zutun ausgehandelten Vertrag im ganzen anzunehmen oder abzulehnen. 
Daß damit die Synode entgegen ihrer bestimmten Forderung vor vollendete Tatsachen 
gestellt ist, kann nicht geleugnet werden. Auf der gleichen Linie liegt, daß der Rat der 
EKiD schon vor längerer Zeit Herrn Prälaten D. Kunst mit der vorläufigen Wahr- 
nehmung der Pflichten eines Militärbischofs beauftragt hat, obwohl es ein solches Amt, 
das nur von der Synode geschaffen werden konnte, bisher nicht gibt, so daß schon eine 
solche vorläufige Beauftragung ein Präjudiz darstellt. Auf der gleichen Linie liegt es, 
daß der Rat der EKiD es widerspruchslos hingenommen hat, daß von seiten des Staates 
kirchliche Amter - die Militärdekane — geschaffen wurden, ohne daß der Staat durch 
eine kirchliche Willensäußerung dazu ermächtigt gewesen wäre. 

Auf Treu und Glauben rechnend, haben mit mir viele Synodale von der Spandauer 
Synode nicht eine präzisere Formulierung, durch die jede Zuwiderhandlung des Rates 
der EKiD juristisch ungültig gemacht worden wäre, verlangt. Daß die jetzige Hand- 
lungsweise des Rates möglicherweise juristisch verteidigt werden kann, ändert nichts 
daran, daß sie der in einem Synodalbeschluß geäußerten Erwartung der Synode — und 
zwar, wie ich vermuten muß, bewußt — zuwiderläuft. 

Als Mitglied der Spandauer Synode der EKiD vom 27. bis 29. Juni 1956 erhebe ich 
schärfsten Einspruch gegen diese Handlungsweise des Rates der EKiD, durch dieein Be- 
schluß der Synode gröblich mißachtet und die Einheit der EKiD über die Zonengrenzen 
hinweg verhängnisvoll gefährdet worden ist. Ich hoffe, daß die Synode der EKiD, die 
vom 3. März 1957 an in Spandau tagen wird, imstande ist, den Rat der EKiD als ein 
ihr untergeordnetes Organ zu hindern, sie und ihre Beschlüsse zu Nebensächlichkeiten 
herabzuwürdigen. 

Mit der Bitte, dies, wenn möglich, der Synode zur Kenntnis zu bringen, bin ich in auf- 
richtiger Verehrung und mit brüderlichem Gruß Ihr D. Helmut Gollwitzer 


Der Ausschuß IV zur Militärseelsorge unter Vorsitz von Dekan Dipper, dem die 
Eingabe Gollwitzers zur Behandlung zugewiesen worden war, nahm zu dem 
angeschnittenen Fragenkreis Stellung wie folgt: 


Der Ausschuß für die Militärseelsorge hatte sich zunächst mit der Frage zu befassen, ob 
die Synode nicht zu spät über ihre Meinung zur Gestaltung der Militärseelsorge gefragt 
worden ist. In diesem Sinne hat Prof. Gollwitzer einen Brief mit einer Beschwerde an 
das Präsidium geschrieben. Er bezieht sich dabei auf den Beschluß der außerordent- 
lichen Tagung der Synode im Juni vorigen Jahres, in dem es heißt: „Es wird dabei die 
Erwartung ausgesprochen, daß der Beschluß des Rates geachtet wird und daß keine 
neuen Tatsachen geschaffen werden, die die Evangelische Kirche in Deutschland in dieser 
Sache binden.“ . 

Der Ausschuß hat diese Frage eingehend erörtert; es stellte sich dabei heraus, daß 
jener damals gefaßte Beschluß durch mancherlei Mißverständnisse hindurchgegangen 
ist, so daß eine Reihe verschiedener Interpretationen dabei herausgekommen ist. Doch 
hätte der Ausschuß - wie dieser Beschluß auch interpretiert werden mag - es für richtig 
gehalten, daß die Paraphierung des Staatsvertrages über die Militärseelsorge erst nach 
der Tagung der Synode erfolgt wäre. Der Ausschuß hat mich beauftragt, dem Be- 
dauern darüber Ausdruck zu geben. Wir sind in der Lage, daß wir einen fertigen 
Staatsvertrag vor uns haben, der uns zwar als Entwurf vorgelegt ist, über den wir aber 
als Synode nur mit Ja oder mit Nein abstimmen können, an dem wir also nichts mehr 
ändern können. Es sah für uns Synodale also so aus, als ob damit auf unsere Ent- 
scheidung ein erheblicher Druck falle, daß wir nicht mehr richtig frei seien in dem, 
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was wir zu der ganzen Frage sagen wollen. Auf der anderen Seite hat es sich aber bei 
der Ausschußberatung herausgestellt, daß bei der Beratung eines Staatsvertrages diese 
Situation wahrscheinlich auf alle Fälle an irgendeiner Stelle eintreten muß und daß 
wir, wenn wir vorher allzu viele synodale Sicherungen haben wollen, mit einem 
solchen Vertrag überhaupt nicht zu einem Entschluß kommen. Wir wären also wohl 
dafür dankbar gewesen, wenn wir uns früher einmal grundsätzlich darüber hätten aus- 
sprechen können, wie wir uns die Gestaltung eines solchen Vertrages vorstellen. Aber 
wir hätten es nachher doch in Kauf nehmen müssen, daß uns ein fertiger Vertrag vor- 
gelegt wird, zu dem wir wahrscheinlich auch noch manche Wünsche haben und trotz- 
dem nur noch ja oder nein sagen können. 


Nicht alle Synodalen wurden durch diese Ausschußerklärung befriedigt; ein Rest 
von Unbehagen blieb und fand in dem einen und anderen Bericht über Verlauf 
und Ergebnisse der Synode seinen Niederschlag. 

Den Bedenken und Einwänden gegen die in Staatsvertrag und Kirchengesetz 
vorgesehene Weise und Gestalt der Militärseelsorge, die von den Synodalen 
Iwand, Metzger, Niemöller und Vogel vorgetragen wurden, lag die Besorgnis 
zugrunde, daß damit der Weg zur Entwicklung einer „Militärkirche“ als einer 
überregionalen Standeskirche unter staatlicher Vormundschaft geöffnet werde, 
die abseits der Landeskirchen und der EKD ihr Leben führe. Dementsprechend 
wurden vor allem die Bestimmungen über die Überführung der in der Militär- 
seelsorge tätigen Geistlichen in ein befristetes oder lebenszeitliches Bundes- 
beamtenverhältnis, die Einrichtung der zentralen Verwaltungsbehörde der 
Militärseelsorge als eines staatlichen, dem Bundesverteidigungsministerium nach- 
geordneten Organs und die Errichtung eigener Militärgemeinden beanstandet. 
Demgegenüber wiesen die Befürworter des Zustimmungsgesetzes darauf hin, daß 
die Vertragsbestimmungen jeden Einfluß des Staates auf die innere Gestalt der 
Militärseelsorge unmöglich machen, die Unabhängigkeit der Pfarrer und die Frei- 
heit ihres Dienstes in einem Ausmaße sichern, wie sie kein Militärgeistlicher einer 
fremden Macht besitzt, die Bindung der Pastoren an ihr Ordinationsgelübde, 
an Bekenntnis und Lehre ihrer Kirche ausdrücklich hervorheben, wohingegen 
ihre Stellung als Bundesbeamte nur eine Rechtsbrücke darstellt, und die Verbin- 
dung von Militärseelsorge und Landeskirchen so nachdrücklich unterstreichen, 
daß die Militärseelsorge ihren Weg nicht abseits, sondern nur in enger Gemein- 
schaft mit der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihren Gliedkirchen 
gehen könne und ein Ausbrechen aus dieser Gemeinschaft praktisch unmöglich 
gemacht sei. 

Ein höchst erregendes Moment kam in die Aussprache, als - vor allem von den 
Synodalen D. Niemöller und D. Vogel - die schwere und schier ausweglose Frage 
aufgeworfen wurde: Ist die Militärseelsorge in einem mit atomaren Waffen aus- 
gerüsteten Heer überhaupt noch möglich? Was ist die Botschaft der Kirche an den 
Soldaten, der die Massenvernichtungsmittel in der Hand hat und in ihrem Ge- 
brauch ausgebildet wird? Können wir eine Militärseelsorge einrichten und einen 
entsprechenden Vertrag abschließen, ohne zu wissen, was die Militärseelsorger 
in dieser eigentlichen und entscheidenden Frage des modernen Krieges zu sagen 
oder zu raten haben? Die Frage wurde gestellt und diskutiert, aber nicht aus- 
diskutiert und beantwortet. Dazu war das Problem anscheinend zu vielen Syn- 
odalen zu neu und zu vielschichtig, wie auch die — gegenüber dem ursprünglich 
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beantragten Wortlaut völlig entschärfte und ihres aktuellen Bezuges beraubte - 
Entschließung zur Atomfrage (s. u.) ausweist. Aber die einmal aufgeworfenen 
Fragen werden sich nicht mehr lange umgehen lassen, sondern zweifelsohne der 
Synode in anderen und größeren Zusammenhängen noch einmal gestellt werden 
und, selbst auf die Gefahr einer Überforderung der Synode, gebieterisch eine 
Antwort verlangen. 

Leider verbieten Raumgründe die ausführliche Wiedergabe der Aussprache; 
die abgegebenen Voten wären des sorgfältigen Nachlesens und gründlichen Nach- 
denkens wert. Um jedoch dem Leser dieses Berichts wenigstens eine gewisse 
Kenntnis der zum Staatsvertrag vorgetragenen Argumente und Gegenargumente 
zu vermitteln, sind nachstehend je drei repräsentative Stellungnahmen für und 
gegen die Annahme des Vertrages in der Reihenfolge ihres Lautwerdens in der 
Plenarsitzung der Synode auszugsweise abgedruckt. 


Syn. Metzger: 
Liebe Synodale! 


Um es noch einmal vorweg zu sagen ...: Es geht hier nicht um die Frage, ob auch an 
den Soldaten Seelsorge getrieben werden soll, sondern es geht um die Frage, wie diese 
Seelsorge getrieben werden soll, in welcher Form das geschehen soll. Ich möchte aus- 
drücklich betonen: Ich halte es für selbstverständlich, daß die Evangelische Kirche an 
allen ihren Gliedern, einerlei, wo sie stehen, Seelsorge ausübt, also auch an den Solda- 
ten. Ich will allerdings betonen, daß das selbstverständlich nicht bedeutet, daß mit den 
Gesetzen und Verträgen, die abgeschlossen worden sind, von mir der Aufbau einer 
Wehrmacht als politisch richtig bejaht wird; das ist eine ganz andere Frage. Ich will das 
nur vorsichtshalber betonen. Ich will auch durchaus zugestehen, daß die Männer wie 
Prälat Kunst sich bei den Verhandlungen bemüht haben, die Kirche so zu stellen, daß 
das Evangelium soweit wie möglich frei verkündigt werden kann. Ich stehe durchaus 
‚ nicht an, das zu erklären, weil im Ausschuß gesagt worden ist, daß das nicht deutlich 
zum Ausdruck gekommen sei, und ich anerkenne die geleistete Arbeit. Wir wollen 
davon ausgehen, und ich will ruhig zugestehen, daß in diesem Vertrag eine ganze Reihe 
von positiven Dingen ist. Das schließt nicht aus, zu sagen, daß auch schwerwiegende Be- 
denken bestehen. Ich für meine Person glaube, daß diese Bedenken so schwer sind, daß 
dadurch die Annahme des Vertrages nicht möglich gemacht wird. Ich will dabei juri- 
stisch bemerken: Wir sind zwar in der Lage, daß wir über das Gesetz abstimmen müssen, 
das diesen Vertrag zu einem kirchlichen Recht erhebt, aber indem wir über das Gesetz 
abstimmen, stimmen wir zu gleicher Zeit über diesen Vertrag ab, und wer sich für das 
Gesetz entscheidet, entscheidet sich damit zugleich für den Vertrag - damit das deut- 
lich ist, damit da keine Mißverständnisse vorhanden sind. 

Wir kommen aus der Zeit, wo uns gerade aus dem Kirchenkampf deutlich gemacht 
wurde, daß es notwendig ist, die Kirche frei zu halten. Wir haben darum gekämpft, 
daß die Kirche aus der staatlichen Vormundschaft herauskommt und daß sie in der 
Lage ist, das Evangelium ohne staatliche Vormundschaft zu verkündigen. Ich glaube, 
das ist eine Erkenntnis, die nicht verlorengehen darf. Wir haben auch etwas darüber 
gelernt, was Wesen der Kirche und was Wesen des Staates ist. Kein Geringerer als der 
Ratsvorsitzende hat vor einigen Jahren ein Büchlein über die Grenzen des Staates ge- 
schrieben. Immerhin hat er einige wichtige Erkenntnisse gebracht, die auch jetzt in 
Erinnerung zurückgerufen werden sollten. Zum Beispiel steht darin: „... damit deckt 
das Neue Testament eine Wahrheit auf, die der Verstand der Verständigen so oft nicht 
hat sehen wollen, daß nämlich in jeder Art von Staat der Dämon sitzt, der nach immer 
mehr Macht gierig ist, und daß der Staat daher selbst in Zucht und Ordnung gehalten 
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werden muß ...“ — Ich glaube, das sind deutliche Worte. Hier wird die Auffassung ver- 
treten, daß in jedem Staat der Dämon sitzt - und das sind Erfahrungen, die wir ge- 
macht haben. Deswegen sind wir der Meinung gewesen, daß man in der Tat die 
Zuständigkeiten sehr klar abgrenzen muß und daß man in der Tat dadurch die Mög- 
lichkeit, nicht die Sicherheit, aber die Möglichkeit schaffen muß, daß die Kirche ihren 
Auftrag unbehelligt oder vielleicht nicht unbehelligt, aber unabhängig ausrichten 
kann. Ich glaube, hier in diesem Vertrag werden Weichenstellungen vorgenommen, 
über die wir uns sehr klare Rechenschaft geben müssen. Ich glaube, hier werden Weichen 
gestellt, die die Kirche in eine Richtung führen können, die außerordentlich verhäng- 
nisvoll werden könnte, und daß damit etwas geschehen kann, von dem wir glaubten, 
es längst hinter uns zu haben. 

Ich glaube, daß die Tatsache, daß hier nach diesem Vertrag ein Kirchenamt geschaffen 
wird, das staatlich ist, daß diese Tatsache nicht verharmlost werden kann und werden 
darf. Es ist nicht so, daß dieses Kirchenamt nur über die Diäten der Pfarrer bestimmen 
würde, über die Reisekosten und über irgendwelche höchst nebensächlichen Dinge, 
sondern nach dem Artikel 14 hat dieses staatliche Kirchenamt die zentrale Verwaltung 
über die Militärkirche. Auch da sollten wir die Erkenntnisse, die wir in den vergan- 
genen Jahren gewonnen haben, nicht hinter uns lassen. Wir haben deutlich erkannt, 
wir haben es in der Barmer Erklärung und bei vielen anderen Gelegenheiten erklärt, 
daß die Verkündigung des Evangeliums und Verwaltungsaufgaben nicht sauber von- 
einander geschieden werden können. 

Wir dürfen nicht so tun, als wenn hier Verwaltungsaufgaben sind, und dort wird das 
Evangelium verkündet, und daß, wenn Verwaltungsaufgaben durch den Staat vor- 
genommen werden, das für die Aufgabe, die die Kirche in ihrer Seelsorge als ihre Auf- 
gabe hat, ohne Bedeutung sei. 

Es ist einfach nicht zu übersehen, daß die zentralen Verwaltungsaufgaben weit- 
gehend zu den Dingen gehören, die auf die Seelsorge, auf die geistliche Arbeit der 
Militärpfarrer Einfluß haben. Ich denke nur an das Problem der Versetzung und die 
anderen Dinge, die auch zu den Verwaltungsaufgaben gehören. Wir kennen aus der 
Zeit des Nationalsozialismus das böse Wort von der „organisatorischen Verkümme- 
rung“ der Kirche. Ich könnte sagen, wir können einfach einfügen das Wort von dem 
„organisatorischen Erdrücken“ gewisser geistiger und religiöser Bewegungen. Ich be- 
haupte nicht, daß dieser augenblickliche Staat die Absicht habe, etwas Derartiges zu tun, 
es kommt aber darauf an, was potentiell davon vorhanden ist, es kommt darauf an, 
welche Möglichkeiten angelegt sind; und kann es nicht so sein, daß der Staat durch ein 
staatliches Kirchenamt einen so großen Einfluß bekommt, daß sich unter Umständen 
Dinge entwickeln können, die wir glaubten weit hinter uns zu haben? 

Der Leiter dieses kirchlichen Amtes wird der Generaldekan sein. Dieser General- 
dekan wird ein staatlicher Beamter auf Lebenszeit sein. Nun, das allein würde schon 
genügen! Sehr viele glauben, gerade auch die Juristen der Kirchenkanzlei, daß mit dem 
Artikel 23 des Vertrages mindestens — was den Umfang anbelangt — das erreicht wird, 
was etwa in dem Konkordat mit der katholischen Kirche gesagt worden ist. Aber ich 
glaube, daß wir auch in dieser Frage nicht so selbstsicher sein dürfen wie unsere Kirchen- 
juristen, die meinen, wenn der Vertrag zwischen Staat und Kirche abgesprochen sei, 
daß dann die Möglichkeit bestünde, einen Beamten, der staatlicher Beamter auf Lebens- 
zeit geworden ist, ohne weiteres zu entlassen. 

Ich kann jetzt auf die juristischen Fragen im einzelnen nicht eingehen, aber ich will 
Ihnen doch deutlich machen, daß man in diesen Fragen juristisch verschiedener Mei- 
nung sein kann. Es ist nicht so, wie hier dargestellt worden ist, daß die Meinungs- 
äußerungen, die zwischen Kirche und Staat gepflogen worden sind, für die Verwal- 
tungsgerichte, wenn sie angerufen werden, bindend seien. Die Verwaltungsgerichte 
sind in keiner Weise an solche Meinungsäußerungen gebunden, sondern die Verwal- 
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tungsgerichte - das ist das Wesen der Gewaltentrennung - sind in ihrer Entscheidung 
durchaus frei. Ich will Ihnen nur aus dem Kommentar zum Bundesbeamtengesetz, aus 
dem bekannten Kommentar von Fischbach, eine einzelne Stelle vorlesen, um zu 
zeigen, daß die Dinge nicht so einfach sind, wie sie dargestellt werden. Da steht 
Fischbach auf dem Standpunkt, daß Abmachungen zwischen dem Kirchenbeamten und 
seiner Einstellungsbehörde in bezug auf sein Dienstverhältnis nur dann zulässig sind, 
wenn keine zwingende Vorschrift entgegensteht, insbesondere wenn die Verwaltung 
nicht gegen die Grundsätze verstößt, die dem Bundesbeamtentum wesenseigen sind. 

Gestern ist im Ausschuß von einem Kirchenjuristen gesagt worden, darauf käme es 
nicht an, es handele sich um kirchliche Leute. Wir können doch aber - ich will nur auf 
die Beamten auf Lebenszeit eingehen - an der Tatsache nicht vorbeigehen, daß — ich 
will mich vorsichtig ausdrücken - ein Generaldekan, der entlassen werden soll, einfach 
sagen kann: gefällt mir nicht, ich bin Beamter, ich habe meine Rechte. 

Ich möchte also der Auffassung zuneigen, daß wir den Vertrag daraufhin ernsthaft 
prüfen müssen. Es gehört doch zu den Wesensmerkmalen des Berufsbeamtentums, daß 
zum Beispiel ein Beamter nicht entlassen werden kann, ohne daß ganz bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sind, vor allen Dingen ohne daß er im Wege eines Disziplinar- 
verfahrens zu dieser Entlassung gezwungen wird. Ich glaube nicht, daß man einen 
Beamten so einfach entlassen kann, wie das in dem Vertrag zwischen Staat und Kirche 
geregelt ist. Wir dürfen nicht davon ausgehen, daß sich Staat und Kirche einfach zu 
Lasten eines Beamten einigen können, sondern wir müssen sehen, daß hier ein Be- 
amter mit seinen besonderen Beamtenrechten sitzen wird, die nicht ohne weiteres 
durch einen Vertrag aberkannt werden können. Wenn der Beamte es will, hat er die 
Möglichkeit - falls er entlassen werden soll -, prüfen zu lassen, ob das, was hier ver- 
traglich festgelegt ist, mit den übrigen Rechtsgrundsätzen in Einklang steht, auch mit 
den Grundsätzen der Verfassung. Ich will gern zugeben, daß man über solche Fragen 
juristisch verschiedener Meinung sein kann, aber ich glaube, kein Jurist wird behaupten 
können, mit Sicherheit vorauszusagen, wie ein Verwaltungsgericht entscheidet. Es ist 
die Gefahr, daß Beamtensitze hier festzementiert sind, und die Kirche kann machen, 
was sie will: die Beamten werden sitzen und im Auftrage des Staates ihre Tätigkeit 
ausüben, auch wenn die Kirche es nicht mehr will. Unter diesen Umständen werden 
Dinge geschehen, die in keiner Weise vom Standpunkt der Kirche aus gewünscht wer- 
den können und die durchaus eine Behinderung in der Verkündigung des Evange- 
liums sein können. 

Ich glaube, wir sollten uns wirklich ernsthaft überlegen — und das ist eine Frage, die 
wir gar nicht gewissenhaft genug prüfen können -, ob wir den Weg neu beschreiten 
wollen, den wir längst verlassen haben, nämlich daß sich die Kirche an den Staat ge- 
setzlich, organisatorisch bindet. 

Es wird hier dargestellt, daß der Synode nichts anderes übrigbleibe, als ja zu 
sagen. Es wird sogar mit allen Mitteln, ich will nicht sagen „Drohungen“, gearbeitet, 
aber mit der Aussicht, daß der Rat zurücktreten könne. Bitte, nehmen Sie es mir 
nicht übel, wenn ich sage, daß ich das nicht ernst nehme und der Rat es nicht ernst 
nehmen darf. - Im staatlichen Bereich kommt es oft vor, daß das Parlament anders 
entscheidet, als die Regierung beantragt, ohne daß sie deswegen zurücktritt. Und 
wenn wir hier diesen Vertrag ablehnen sollten, dann müßte die Synode sofort einen 
Beschluß fassen, durch den der Rat beauftragt wird, neue Verhandlungen mit dem Staat 
zu führen, und zwar unter Berücksichtigung dessen, was die Synode hier vorgebracht hat, 
was im Ausschuß an Bedenken vorgebracht worden ist, also Verhandlungen mit dem 
Ziel zu führen, einen Vertrag zu erreichen, nach dem die Kirche organisatorisch- 
beamtenmäßig frei ist, wonach sie die Möglichkeit hat, dann wirklich frei das Evan- 
gelium zu verkündigen. Es kann auch niemand sagen, ein solcher Vertrag käme nicht 
zustande. Der Staat ist kraft des Gesetzes verpflichtet, die Seelsorge zuzulassen. Es ist 
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nicht so, daß wir Gefahr laufen, wenn wir diesen Vertrag nicht annehmen, daß wir 
überhaupt nichts zu entscheiden hätten. Es wird behauptet, die Synode muß zu- 
stimmen, sonst können Dinge geschehen, die für die Kirche von größter Gefahr sind. 
Zunächst die Frage: ob die Synode nicht früher mit der ganzen Frage hätte befaßt 
werden können. Aber ich will diese Frage beiseite lassen. Eines steht fest, auch wenn 
dieser Vertrag angenommen wird, wissen wir längst nicht, wann dieser Vertrag wirk- 
lich Gesetz wird. Sie müssen sich darüber im klaren sein, daß die Gliedkirchen zu- 
stimmen müssen. Der Vertrag soll — wie Prälat Kunst sagte - von dem Staat in Form 
eines Gesetzes eingebracht werden. Das bedeutet, daß er im Bundestag dreimal gelesen 
werden muß, das bedeutet, daß der Vertrag in die Ausschüsse, in verschiedene Aus- 
schüsse kommt, daß mindestens Verteidigungs- und Rechtsausschuß zuständig sind, 
und es ist zu überlegen, daß die Wahlperiode dieses Bundestages bald abläuft. Ob das 
noch in diesem Bundestag alles geschehen kann, das ist außerordentlich zweifelhaft. 

Aber, meine verehrten Synodalen, hätten wir nicht eher Aussicht, daß wir die ganze 
Sache sehr viel schneller erledigen, wenn wir sagen: gut, wir verhandeln neu! Dazu 
besteht das Recht und die Möglichkeit. Wir verhandeln so, daß hier in dieser Synode 
alle zustimmen können, daß alle Gliedkirchen zustimmen können, daß wir also eine 
saubere kirchliche Lösung finden und daß wir die Prozedur auf beiden Seiten be- 
schreiten, die notwendig ist und die zu einem Erfolg führen kann und führen wird. 
Ich glaube nicht, daß wir Zeit gewinnen, wenn wir diesem Vertrag zustimmen, ich 
glaube, daß wir Zeit verlieren. Wir werden kirchlich sauber bleiben, wenn wir die 
Bedenken berücksichtigen und wenn auch die, die trotz ihrer schweren Bedenken 
glauben, zustimmen zu müssen, ihre Bedenken so ernst und so schwer nehmen, daß sie 
daran denken, daß unter Umständen auch ein anderer Weg möglich wäre. Und dieser 
andere Weg ist möglich! Es soll niemand hier die Möglichkeit haben, zu sagen, es gibt 
keinen anderen Weg. Wir haben die Möglichkeit, eine Alternative zu wählen, wir 
haben die Möglichkeit, einen anderen Weg zu gehen. Ich appelliere an die Synode, daß 
sie sich ernsthaft überlegt, ob sie diesen Weg der Annahme des Vertrages gehen will, 
ob sie diesen Weg überhaupt gehen darf, gerade mit Rücksicht auf das, was wir früher 
erlebt haben. Oder ob sie nicht einen besseren Weg gehen kann. Es ist darauf hin- 
gewiesen, daß es im staatlichen Leben parallele Fälle gibt, es ist darauf hingewiesen, 
daß die Religionslehrer unter zwei verschiedenen Autoritäten stehen. Das ist kein Ver- 
gleich. Dort handelt es sich um den einzelnen, hier haben wir das, was wir auf dem 
Gebiet der Kultur nicht haben, daß eine kirchliche Stelle in Wahrheit eine staatliche 
ist und daß damit von der Organisation, von der Institution her Gefahren aufbrechen 
können - auch da drücke ich mich vorsichtig aus — aufbrechen können, die keiner von 
unseren Brüdern will. Wenn wir den Vertrag schließen, denken wir daran, daß die 
Dinge auch anders gehen könen, und die Dinge könnten sehr anders gehen. Deswegen 
bitte ich Sie, erwägen Sie und helfen Sie, daß wir einen Weg frei machen, der ein 
guter kirchlicher Weg ist und der von uns gemeinsam begangen werden kann. 


Bischof D. Halfmann: 
Hochwürdige Synode! 


Ich habe dieses Pult bestiegen, um der Synode von einigen Gesichtspunkten her, die 
mir in der bisherigen Aussprache noch nicht so stark hervorgetreten zu sein scheinen, 
die Annahme unserer Vorlage, das heißt des Zustimmungsgesetzes zu dem Staats- 
vertrag, zu empfehlen. 

Ich möchte beginnen mit einem Dank an den Berichterstatter, an unseren Bruder 
Dipper, über die Ausschußverhandlungen, die uns in den Stand gesetzt haben, diesen 
ganzen Gedankengängen gut zu folgen. Vor allen Dingen möchte ich für das eine 
danken, das so außerordentlich klar herausgestellt worden ist in dem Satz: Solange 
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wir nicht in der Lage sind, im Namen des dreieinigen Gottes mit aller Vollmacht aus- 
zusprechen, daß ein Christ in dieser Bundeswehr oder drüben in der DDR in der 
Nationalen Volksarmee nicht als Christ Waffen tragen könne, solange sind wir ver- 
pflichtet, Wege zu suchen, unsere kirchlich-seelsorgerische Verantwortung an unseren 
Kirchengliedern im Soldatentum wahrzunehmen. Ich hätte das mit einer anderen 
Vokabel ausgedrückt, aber es ist dasselbe. Es handelt sich um das Prinzip von Schrift 
und Bekenntnis. Und da ist durch die Erklärung des Ausschusses der Weg frei ge- 
räumt. Das ist doch eine sehr große — so meine ich — und wichtige Übereinstimmung, 
die hiermit ausgesprochen worden ist, unwidersprochen ausgesprochen ist, daß es nicht 
um das „Daß“, sondern um das „Wie“ der Durchführung dieses Auftrages geht. Ich 
finde, das entschärft die Situation, und das sollte doch festgehalten werden. 

Was das „Wie“ der Durchführung betrifft, so gibt es drei Möglichkeiten. Die eine 
ist: der Staat macht die Sache, die zweite: die Kirche macht allein die Sache in eigener 
Verantwortung und Durchführung, und die dritte Möglichkeit: es gibt ein gemischtes 
System, einen Mittelweg wie in dem vorliegenden Staatsvertrag. Es ist das Gute, daß 
prinzipiell von Schrift und Bekenntnis her alle drei Wege gangbar sind, auch der erste 
Weg der staatlichen Militärkirche. Wir müssen doch einräumen, daß es, anders als in 
den deutschen Verhältnissen, Kirchen gibt, die im Namen des dreieinigen Gottes ihren 
Dienst auch als Staatskirche tun und das durchaus für möglich halten. Unsere histo- 
rische Situation in Deutschland ist eine andere, aber man soll doch nicht diesen Blick 
über die Grenzen vermeiden. Was geschieht, wenn die Militärseelsorge in der ge- 
ordneten Form, wie sie jetzt versucht wird, zustande kommt? Sie wird jetzt schon 
getan, so stark, wie es eben in den Kräften der Landeskirchen liegt. Es sind gewiß 
einige Brüder unter uns, die aus ihrer Gemeinde und aus ihrem Bereich berichten 
können, was jetzt gemacht wird. Ich muß nun hier als Vertreter meiner Landeskirche 

sagen, daß diese Aufgabe unsere Kräfte übersteigt. Nach der strategischen Lage 
Schleswig-Holsteins werden wir eine massierte Truppenbelegung bekommen; wir 
haben sie schon, wir bekommen Landtruppen, wir bekommen Marine. Wir werden 
die Sache mit eigenen Kräften nicht schaffen, und wir brauchen einfach die Hilfe einer 
über die Landeskirche hinausgehenden gemeinsamen Regelung. Ich meine, es gehört 
zur Pflicht der Evangelischen Kirche in Deutschland, wozu sie auch gegründet ist, daß 
sie in solchen Aufgaben einen Lastenausgleich darstellt. Das ist also eine praktische 
Notwendigkeit, unter der ich jetzt stehe. Wenn eine geordnete Seelsorge nicht zustande 
kommt, werden andere Erscheinungen auftreten, mit denen wir zu rechnen haben. 
Die Aufgabe wird angefaßt werden von evangelischen Vereinen, aber auch von 
Sekten und von all den Weltanschauungsgemeinschaften, die sich auf diese leer ge- 
wordene Stätte drängen und sie besetzen. Außerdem steht die katholische Kirche in 
ihrer Ordnung schon fest da. Der Synodale Metzger hat in bezug auf das Verhältnis 
zum Staat, das jetzt eintritt, gesprochen, ob da nicht ältere Verhältnisse weiter- 
geschleppt oder wiederbelebt werden. Ich glaube, man darf ihm darin zustimmen. Was 
jetzt geschieht, also der Vertrag zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und dem Bonner Staat, ist ja ein Vertrag mit dem corpus evangelicorum, das ist die 
alte reichsrechtlich anerkannte Augsburger Konfessionspartei; denn der Staat kann 
nicht dafür sein, daß anarchische Sekten unkontrollierte Schwärmereien im Bereich 
seines Soldatentums betreiben. Er kann das freilich nicht aussprechen, sondern er sagt 
in seinen Grundrechten - und das findet sich in der Präambel des Vertrages wieder -, 
daß freie religiöse Betätigung jedem garantiert werden soll. Hierin liegt historisch 
eine Nachwirkung des Spiritualismus; aber de facto paktiert dieser Staat mit den 
alten Gläubigen. Und warum? Da kann ich nur sagen, weil die Kirche eine Religion 
ist, die verbindlich ist, denn sie hat ein Bekenntnis, das schriftlich fixiert und kontrol- 
lierbar ist; das ist das, was beim Vertragsabschluß noch nachwirkt. Der Staat selbst 
kann keine Seelsorge treiben, aber er hat das Vertrauen dazu, daß die beiden christ-' 
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lichen Großkirchen es können und sollen. Ich meine, meine Brüder, das ist etwas 
außerordentlich ‚Großes in dieser Zeit. Sollen wir das abweisen bloß darum, weil wir 
jetzt konsequent „nach Konstantin“ leben müssen? 

Der eigentlich schwierige Punkt, der gestern in der Debatte um den Atombeitrag 
verschiedentlich angesprochen worden ist, ist der: Hat die Kirche zu ihrer Sache Ver- 
trauen, diesen angebotenen Raum zu erfüllen? Wissen wir, wenn wir in diesen Raum 
hineingehen, der nun einmal so ist, wie er bei der technischen Waffenentwicklung der 
Neuzeit geworden ist, was wir da hineinsagen sollen? Und da fühle ich‘mich in der 
gleichen Not wie die Brüder, die das zum Ausdruck gebracht haben. Ich füge hinzu, 
daß ich die gleiche Not empfunden habe, wenn die Wehrmachtsgeistlichen in der 
Hitlerschen Wehrmacht oder die Feldprediger im kaiserlichen Heer ihren Dienst 
taten. Im Grunde habe ich die Brüder immer ein wenig bewundert, die in diese Posi- 
tionen hineingegangen sind. Ich habe mich immer für einen gehalten, dem es nicht 
gegeben wäre, in diesem Raum fruchtbar zu predigen. Wenn ich abkommandiert wäre, 
hätte ich es getan nach Schrift und Bekenntnis. Aber ich sehe hier die große Not und 
die Schwierigkeit und sage nur dies: Darf das ein Grund sein, diesen Raum nicht zu 
betreten und zu warten, bis wir theologisch soweit sind, um die Predigt an das 
heutige Soldatentum in richtiger Weise auszurichten, oder müßten wir nicht die 
Zuversicht zu den uns gegebenen Aufgaben aus Schrift und Bekenntnis haben? Ich 
wiederhole immer wieder diese Formel: Müssen wir nicht die Zuversicht haben, daß 
wir es wagen dürfen, auch diesen Raum dort bei den Soldaten heute mit unserer 
Predigt zu betreten? Ich sage, es ist besser, wenn man es tut, als wenn man es nicht 
tut. Dann wird etwas Positives getan, und wir verfallen nicht in den Vorwurf, daß 
wir das uns gegebene Pfund an dieser wichtigen Stelle vergraben. — Ich möchte weiter 
einen Gesichtspunkt zum Ausdruck bringen, der mir sehr am Herzen liegt und der 
— glaube ich — eine Antwort ist auf viele Gedanken und Vorwürfe, die in der EKiD 
gemacht worden sind gegen die - ich will sagen — Bundestreue und die Gefühle von 
der Einheit in der Evangelischen Kirche in Deutschland. Es geht hier bei diesem Werk 
um die Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland, meiner Ansicht nach in 
ganz besonderem Ausmaß. Die Evangelische Kirche in Deutschland ist ja gegründet 
worden, um dem deutschen Protestantismus eine handlungsfähige Organisation zu 
schaffen. Die Erhaltung der Einheit ist der Gegenstand ständiger Sorge. Ich erinnere 
an den Bericht des Herrn Ratsvorsitzenden in Espelkamp, wo er über die Spannungs- 
momente auf konfessionellem und politischem Gebiet sprach. Ich erinnere an die 
vorige Synode im Juni 1956. Der Zweck dieser Synode war die Darstellung der Ein- 
heit der Evangelischen Kirche. Es ist von dem Herrn Präses dieser Synode mit Be- 
dauern zugegeben worden, daß der Hauptzweck der vorigen Synode durch be- 
gleitende und nachfolgende Zwistigkeiten überschattet und verdeckt worden sei. Wir 
sind aber heute zusammen, um durch gemeinsame Arbeit die Einheit aufs neue zu 
bekräftigen, und bei dieser Vorlage geht es um die Einheit einmal in den inneren 
Verhältnissen. Wenn hier etwas über das Verhältnis zwischen Synode und Rat gesagt 
worden ist, daß der Rat wie eine Regierung anzusehen ist, die Gesetze einbringt, die 
im Parlament zu Fall gebracht werden können, so ist es nach meinem Gefühl bei uns 
doch etwas anders. 

Diese Vorlage ist zustande gekommen im ordnungsmäßigen Zusammenwirken 
aller an der Gesetzgebung beteiligten Faktoren. Der Rat hat, wie mir gesagt worden 
ist, mit sehr großer Einmütigkeit und in besonders starker Besetzung den entschei- 
denden Beschluß gefaßt; die Kirchenkonferenz hat ihn mit großer Mehrheit gebilligt; 
der bevollmächtigte Vertreter der Evangelischen Kirche bei der Bundesregierung hat 
ein unglaubliches Maß von Kraft und Geduld eingesetzt, um diesen Vertrag einiger- 
maßen in Form zu bringen. Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß der Rat der 
Evangelischen Kirche etwas anderes ist, als es vielfach Kirchenleitungen in den Landes- 
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kirchen darstellen; er ist ein rein synodales Organ, er ist ein reiner Synodalausschuß. 
Und darum meine ich, müßten wir uns klar darüber sein, was wir tun, wenn in dieser 
Synode eine negative oder eine schwache Beschlußfassung zustande kommt. Wenn in 
der Kirche die Begriffe Vertretung und Leitung, Beauftragung und Vertrauen einen 
Sinn haben, dann muß dieser Sinn auch praktisch an einem solchen Beispiel erfüllt 
werden. Denn es kommt nicht auf Routinefragen an; sondern bei den großen, bei 
den entscheidenden, bei den erregenden Fragen muß die Probe auf unser einheitliches 
Wollen gemacht werden. Die Grenze ist klar: Das ist das in Gottes Wort gebundene 
Gewissen. Aber ich bin der Meinung, wie der Herr Ausschußvorsitzende es auch fest- 
gestellt hat, womit ich anfıng, daß die Grenze des evangelischen Gewissens in dieser 
Vorlage nicht überschritten wird. Es handelt sich mehr um Erwägungen und Ge- 
danken als um Schrift und Bekenntnis. -— Dann geht es weiter um die Einheit der 
Evangelischen Kirche im Außenverhältnis. Die beiden Grundaufgaben sind: Für- 
sorge für die Auslandsgemeinden und Darstellung des Öffentlichkeitsauftrages vor 
dem Staat. Hier nun wird der Evangelischen Kirche erstmalig eine rechtlich gesicherte 
Sphäre zur Erfüllung ihres Offentlichkeitsauftrages geboten, in diesem Vertrag. Es 
ist der erste Probefall einer verbindlichen gegenseitigen Vereinbarung zwischen Staat 
und Kirche. Es ist der Probefall, ob ein einheitliches Handeln und Wollen in der EKiD 
vorhanden ist. Es ist der Probefall darauf, ob die Evangelische Kirche in Deutschland 
ein Verhandlungspartner ist oder ein Bündel von Landeskirchen oder von theologi- 
schen Existenzen. Alle Wünsche nach Einheit und Brüderlichkeit und Gemeinschaft, 
alle theologischen Unionsversuche werden auf ihre Echtheit hin geprüft durch die 
praktische Entscheidung, die in dieser Stunde von uns verlangt wird, wobei es sich 
nach meiner Ansicht um eine Sache handelt, die innerhalb der Grenzen des evan- 
gelischen Gewissens liegt und diese Grenzen nicht überschreitet. 

Es geht weiter um die Realisierung der Einheit der Evangelischen Kirche in ihrem 
zweiten Außenverhältnis zu dem uns hier umgebenden Staatsgebiet hin. Es ist gesagt 
worden, und wir wissen es alle, daß wir, diese Synode, die Leitung der Evangelischen 
Kirche, ihr Ratsvorsitzender, unter schwerem politischen Beschuß liegen. Wir kennen 
die Drohungen, und wir haben gestern diesen Brief gehört von Herrn Stoph. Und 
so sind wir jetzt in einer Lage - wie sie der Synodale Jacob auf der vorigen Synode 
beschrieben hat — „voller Feindschaft und Gefahr, aber sauber und offen“, 

Es muß festgestellt werden, daß die Frage der Militärseelsorge gewaltsam gegen 
unseren Willen politisiert worden ist. Das bedeutet für uns das Schmerzliche — wie es 
Bruder Iwand zum Ausdruck gebracht hat -, daß wir in die fatale Lage hineingeraten 
sind, in der unsere Entscheidung, wie auch immer sie ausfalle, draußen irgendwie 
politisch gedeutet werden wird. Wir sind nolens volens hineingeraten in das Netz des 
staatlichen Totalitarismus. Die Frage ist: Was können wir, was sollen wir tun, damit 
die Entscheidung, die von uns gefordert ist, als eine freie kirchliche Entscheidung er- 
scheine, wie sie unter diesen fatalen Umständen nur. möglich ist? Ich sehe drei Mög- 
lichkeiten: erstens die Absetzung der Vorlage von der Tagesordnung; zweitens eine 
Abstimmung, in der die Vorlage nicht die erforderliche qualifizierte Mehrheit er- 
reicht, oder drittens die Annahme der Vorlage mit einer großen Mehrheit. Die beiden 
ersten Möglichkeiten sind gefährlich, denn sie bedeuten ein Erliegen dem Druck, der 
auf uns ausgeübt wird. Die Tendenz des Druckes ist klar, er zielt auf die Aufspaltung 
der Evangelischen Kirche hin. Das ist die historische Bedeutung des Augenblicks, wie 
ich sie sehe. Wir haben gestern in dem verlesenen Brief ein klares Nein gehört zu dem 
Thema der vorigen Synode „Raum für das Evangelium in Ost und West“. 

Was kann die Evangelische Kirche darauf antworten als: Dennoch, wir bleiben 
dabei - Raum für das Evangelium in Ost und West! Und dieses „Ja, dennoch bleiben 
wir dabei“ wird nach meiner Ansicht am besten in der Form eines Ja zu dieser Vorlage 
gesprochen, die uns vorliegt, eines Ja, das noch verstärkt wird durch den Beitritt der 
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aus vielen berechtigten sachlichen Gründen Zögernden. Eine starke Entscheidung 
besiegelt die Einheit der Evangelischen Kirche. Eine solche Entscheidung müßte natür- 
lich mit der ausdrücklichen Forderung verbunden werden, daß auch auf der Seite 
der Deutschen Demokratischen Republik ein gleicher Abschluß mit der Kirche ge- 
troffen werden möge wie im Bereich der Bundesrepublik. Raum für das Evangelium in 
Ost es West. Das verpflichtet uns nach meiner Ansicht zum Ja zu der uns gegebenen 
Vorlage. 


Syn. D. Niemöller: 


Zunächst, um einem Mißverständnis vorzubeugen, das jedenfalls im Trubel der Zu- 
stimmungserklärung der Synode verlorengehen würde: Ich würde heute abend nicht 
nach Pankow laufen. Und das würde ich nicht tun, weil der Paragraph 23 drin steht 
und weil das Kirchenamt drin steht. Im übrigen würde ich überhaupt die Frage stellen: 
Was würde werden, wenn unsere Pfarrer hier Staatsbeamte der DDR werden würden? 
Man muß sich das schließlich auch einmal überlegen und nicht bloß im Blick auf den 
augenblicklichen Effekt. Sicher ist -— und das muß ich richtigstellen - die Arbeit, die 
an dem Vertrag geleistet worden ist, von uns allen, die dem Ausschuß angehört haben, 
anerkannt worden. Ich möchte das mit großem Nachdruck sagen; andererseits hätte 
das im Benehmen mit den Gliedkirchen besprochen werden können, ehe man diesen 
schnell fertiggestellten Entwurf einer Synode zuleitet. Auch möchte ich noch einmal 
dem Bedauern darüber Ausdruck geben, wie die Dinge gelaufen und wie sie behandelt 
worden sind. Ich glaube nicht, daß die Behandlung, die die Sache gefunden hat, die 
enorme Bedeutung, die dieses Konkordat hat — denn ein Konkordat ist es, darüber 
sind wir erst nachträglich belehrt worden -, in sich, tatsächlich in sich schließt. Bei einer 
rechtzeitigen Zuleitung hätte es ganz bestimmt nicht dazu kommen können, daß wir 
irreparable Dinge in dem Vertrag haben, die so schwerwiegend sind, daß man darauf 
die Ablehnung des gesamten Vertrages basieren kann. Wir stehen vor der Tatsache, 
daß uns ein Vertrag vorliegt, der nicht nur paraphiert, sondern unterschrieben ist - _ 
wie im Ausschuß festgestellt wurde; und das ist etwas anderes. Und wenn Sie die leeren 
Plätze in Ihrem Vordruck ausfüllen „Vertrag vom ...“, dann ist das nicht das Datum, 
an dem die Synode den Beschluß faßt, sondern dann ist es das Datum, an dem die 
Unterschriften unter diesen Vertrag gesetzt worden sind. Es ist nicht der Vertrag 
vom März 1957, sondern der Vertrag vom 22. Februar 1957. 

Mehrfach ist gesagt worden, es gehe hier nicht um das „Daß“, sondern um das „Wie“. 
Sehr richtig! Und trotzdem sehr irreführend, denn in diesem „Wie“ steckt alles drin. 
Ich versuche, nicht weiterzugehen, als es der Sache nach meinem Eindruck und nach 
meiner Überzeugung entspricht — und ihrer sachlichen Notwendigkeit. Wir waren 
uns einig — auch im Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland, als ich noch dazu 
gehörte, als mit der Arbeit an diesem Vertrag begonnen wurde, das war lange, bevor 
die allgemeine Wehrpflicht eingeführt wurde! Und deswegen sollen wir doch sagen, 
wir von seiten der Kirche haben uns mit der Militärseelsorge beschäftigt, ehe es Militär 
in der Bundesrepublik gab. Das ist ein historisches Faktum. Wir waren uns einig dar- 
über: Jawohl, Seelsorge muß sein, aber auf keinen Fall darf es eine Militärkirche wer- 
den! Dieser Grundsatz ist niemals bestritten worden ... Es sollte keine Militärkirche 
mehr geben, und demgegenüber möchte ich die These vertreten: es gibt heute schon 
wieder eine Militärkirche, und den Beweis gedenke ich aus dem Vertrag, wie er uns 
vorliegt, zu geben. Es bezieht sich erstens auf den Personenkreis, um den es sich bei 
der Militärseelsorge handeln soll. Da sind die Militärkirchengemeinden oder die per- 
sonellen Seelsorgebereiche. Dieser Personenkreis läßt eindeutig erkennen, daß es sich 
um Militärgemeinden handelt, und die Schwäche dieser Gemeinden liegt darin — ich 
bin selbst zehn Jahr meines Lebens ordentliches Mitglied einer Militärkirchengemeinde 
gewesen —, daß in diesen Gemeinden keine Leute vorhanden sind, die nicht irgendwie 
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im Vorgesetzten- und Untergebenenverhältnis stehen. Die Frage ist niemals erhoben 
worden, was das eigentlich für eine Kirchengemeinde bedeutet?! Das wäre so, als wenn 
man eine Betriebsgemeinde in einem Industriewerk gründet, wo nur Arbeitgeber resp. 
Vertreter des Unternehmens und Arbeitnehmer versammelt sind. Kann das überhaupt 
eine Gemeinde werden? 

Zweitens, es bezieht sich auf die Pfarrer, auf die Diener am Wort und Sakrament 
und in der Seelsorge, wie es im Vertrag heißt. Diese Pfarrer werden Staatsbeamte, das 
heißt also, daß Verwaltungs- und geistliche Fragen getrennt werden müssen. Es ist 
schon in einem früheren Stadium der Aussprache darauf hingewiesen worden, daß 
das ja mit zu den zunächst sehr negativen Erfahrungen des Kirchenkampfes während 
des Dritten Reiches gehört hat, daß man die geistlichen Dinge mit Verwaltungsfragen 
und -maßnahmen totgeschlagen hat. Auch das Wort von der organisatorischen Ver- 
kümmerung ist hier gefallen. Dies führt im wesentlichen zu der Frage der doppelten 
Loyalität. Wo wird sie im Konfliktfall liegen? Für jeden, der mit wachen Sinnen den 
Kirchenkampf durcherlebt hat, eine Frage, die ihr Schwergewicht in sich selber trägt - 
Beamte auf Zeit, nur neun Beamte auf Lebenszeit! Ja, dabei ist leider vergessen worden, 
zu sagen, daß die neun Beamten auf Lebenszeit das gesamte Gerippe der Militärseel- 
sorge darstellen, abgesehen von dem Militärbischof. Es sind neun Schlüsselstellungen 
vorhanden, die mit lebenslänglichen Bundesbeamten besetzt werden, die Stelle des 
Generaldekans, der beiden Dekane im Evangelischen Kirchenamt und die sechs Wehr- 
bereichsdekane. Und von daher muß ich sagen, daß Artikel 23, 2, wie er steht, auf 
keinen Fall genügt. Ich habe bereits beim Einbringen der Vorlage in der ersten Lesung 
darauf verwiesen, daß das Konkordat an dieser Stelle eine sehr viel günstigere Formu- 
lierung im Blick auf die evtl. vorkommende Notwendigkeit hat, jemanden auch gegen 
seinen Willen aus einer Position abzuberufen. Wir haben zwei Punkte in Artikel 23: 
1. Aberkennung der geistlichen Rechte bzw. disziplinarische Entfernung aus dem Amt, 
und 2. wenn seine Verwendung im Interesse der Kirche geltend gemacht wird. Daß 
hier eine Lücke ist, darüber war sich der gesamte Ausschuß einig. Und was für Rechts- 
folgen das haben kann, darüber herrschte keine so große Einigkeit, obgleich es mir 
schien, als ob sich die Juristen alle im negativen Sinne einig waren. Es ist versucht 
worden, das zu verteidigen - man möchte beim Austausch der Ratifikationsurkunden 
zugleich einen gleichlautenden Briefwechsel beilegen -, die Möglichkeit nämlich, daß, 
wenn die Kirche seine Verwendung in der Militärseelsorge nicht mehr weiter tragen 
zu können glaubt, auch das ein Grund für die Zurückziehung eines als lebenslänglicher 
Bundesbeamter angestellten Militärgeistlichen werden kann - das ist eine Beruhigungs- 
pille. Erstens hat ein solcher Brief keine konstituierende Kraft, und zweitens, wenn 
dieser Briefwechsel nicht stattfindet und wir nehmen den Vertrag hier an, tritt der 
Vertrag auch ohne diese Sicherheitsmaßnahme in Kraft. Ich weise hier auf die recht- 
lichen Folgen hin: der Generaldekan und zwei Dekane - drei lebenslängliche Bundes- 
beamte - arbeiten im Evangelischen Kirchenamt. Und hier ist nun der gegenwärtig 
amtierende Militärbischof der Evangelischen Kirche in Deutschland guter Zuversicht in 
bezug auf seine Position. Ich bezweifle auch nicht, daß er sich durchsetzen wird. Er 
kann dieses Amt als eine Schreibstube bezeichnen ... Nein, dieses Kirchenamt hat auch 
mit Ernennungen, Versetzungen und Beförderungen als Verwaltungsakten zu tun, 
was man in diesem Zusammenhang auf keinen Fall verschweigen sollte. Ich habe meine 
ganz großen Bedenken im Blick auf die Rechtssituation dieser Beamten auf Lebenszeit; 
der Synodale Metzger hat eine ganze Menge dazu gesagt - ich habe noch weitere, aber 
ich glaube, die kommen auch sonst irgendwo zur Geltung und zum Tragen. 

Dann kommt schließlich die Beruhigung, daß ja die Pfarrer aus den Gliedkirchen 
und auf Vorschlag der Gliedkirchen ernannt werden. Ich habe gestern im Ausschuß 
gesagt: Wenn diese Pfarrer versetzbar sind und in erster Linie aus den betreffenden 
Gliedkirchen genommen werden sollen - bleibt das nicht de facto eine Illusion, wenn 
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ich schon nach zwei Jahren in meinem ganzen Kirchengebiet keinen hauptamtlichen 
Militärgeistlichen habe, der aus meiner Kirche stammt, weil die, die wir zur Verfügung 
gestellt haben, inzwischen in Frankreich, Schleswig-Holstein usw. ihrer Tätigkeit nach- 
gehen müssen? Ich glaube an dieses rechte Hineinfügen der Militärkirchengemeinden 
in die Landeskirche auf der Grundlage dieses Vertrages schlechterdings nicht. 

Dann ist die Rede von den Gemeinden und den Pfarrern gewesen. Bei den Pfarrern 
das Hauptargument: Der Beamte auf Lebenszeit mit unzulänglichen Sicherungen für 
den Fall der Zurückberufung von Leuten, die sich so entwickeln, daß die Kirche nicht 
glaubt, ihre Tätigkeit tragen zu können. 

Das dritte ist dann die gottesdienstliche und seelsorgerische Tätigkeit, die in diesen 
Militärkirchengemeinden durch den Militärpfarrer geschieht. Da steht etwas in dem 
Vertrag von „Feldagende“ und „Feldgesangbuch“ ... Die Frage ist offengeblieben - ich 
durfte nur ahnen -, wieweit wir in dieser Richtung jedenfalls schon von immerhin 
nicht einflußloser Seite festgelegt sind. Ich könnte dazu sagen: Wir haben bereits einen 
Militärbischof, und dieser Militärbischof soll nach dem Vertrage in Delegation für die 
Gliedkirchen die Dienstaufsicht über diese Militärkirchengemeindepfarrer und ihre 
Tätigkeit ausüben. Die Gliedkirchen sind nicht gefragt worden. Die Kirchenkonferenz 
ist angehört worden, aber das Faktum ist da, und wie schwer ein solches Faktum 
wieder rückgängig zu machen ist, ist eine andere Frage. Meine Sorge, daß die Militär- 
kirche, die - nach dem, was ich ausgeführt habe - jetzt schon da ist, diese Militärkirche 
bleibt, und die Gefahr, daß sie noch mehr Militärkirche in sich selbst werden wird, ist 
nicht behoben, sondern erheblich gestiegen ... Ich glaube, wir müssen dabei bleiben, 
daß wir die Militärkirche ablehnen und daß wir das Recht des Soldaten und das Recht 
der Kirche auf Evangeliums-Verkündigung und Seelsorge fordern. Ich glaube, diese 
Dinge sprechen mit ihrem sachlichen Gewicht für sich selbst. Ich habe gestern schon 
angedeutet, daß meine eigentlichen Bedenken, die mich bis jetzt zu einem absoluten, 
wenn nicht zu einem leidenschaftlichen Nein zu diesem Vertrag veranlaßten, grund- 
sätzlich theologischer Natur sind... 

Wir meinen ja gar nicht mehr das, was unsere Väter gemeint haben, wenn sie das 
Wort „Krieg“ gebrauchten. Bruder Vogels gestrige Frage war durchaus berechtigt und 
legitim, ob der Krieg noch etwas ist, von dem es denkbar ist, daß ein Christenmensch 
damit seinem Nächsten zu dienen in der Lage ist. Ob das denkbar ist — diese Frage ist 
zwischen uns strittig. Sicher ist keiner unter uns, weder bei den sogenannten Schwär- 
mern, zu denen ich mich mit Stolz rechne, noch bei den anderen, die einem gesetzlichen 
Pazifismus das Wort reden, sondern jeder von uns weiß, daß es bei der Frage um eine 
ethische Frage geht, daß es um eine Frage geht, die in der Entscheidung vor dem An- 
gesicht Gottes im Hören auf das Evangelium beantwortet werden will und beantwortet 
werden muß, indem wir unsere Verantwortung tatsächlich wahrnehmen. Es geht um 
die Frage des Gehorsams. Ich habe darüber gestern gesagt, und ich sage es heute noch 
einmal, wenn nicht mit der gleichen Leidenschaft, dann mit der gleichen Klarheit: Wir 
haben ein Haus hingestellt bekommen; die Frage ist doch nicht, wann wir in dieses 
Haus einziehen können, die Frage ist doch, was wird dem Soldaten von heute ver- 
kündet? Buße und Glaube? Schön, das haben wir zu tun! Und nun die Frage: Haben 
wir ein Recht, dem für Atomwaffen auszubildenden Soldaten ein gutes Gewissen zu 
machen für das, was zu tun er sich anschickt? Haben wir da irgend etwas mit dem 
Evangelium zu sagen? Ich habe mir immer die Frage vorgelegt, wenn damals am Ende 
des Krieges 1945 jener Flugzeugführer, der die Atombombe nach Hiroshima tragen 
sollte, zu mir gekommen wäre als zu seinem Feldprediger mit der Frage: Father, 
what shall I do? Was soll ich tun? Ich würde ihm sagen: Laß die Finger davon. Das 
heißt nicht, daß ich sage: jeder muß das sagen. Aber wer das verantworten will, dem 
Mann zu sagen: Du tust da deinen Dienst am Nächsten, laß 30000 oder 200000 Men- 
schen beim ersten Schuß umkommen und die ganze Sache zur Wüste werden und dann 
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trage getrost die Flüche der vielleicht noch ungeborenen Kinder, die dir verdanken, 
daß sie als Krüppel geboren werden! — wer das kann, der tue es! Ich kann nur sagen, 
ich kann das nicht. 

Aber die andere Frage: Wer hat die Stirn, damit nun die Gemeinde Jesu, die Kirche, 
zu beschweren und zu belasten? Kann hier die Kirche überhaupt noch glaubwürdig 
sein? Was hilft uns die Freiheit der Verkündigung? Wo ist denn der Militärbeamte auf 
Zeit, der in der Lage ist, wenn das Maulkorbgesetz da ist, frei zu verkündigen, was er 
im Hören auf das Evangelium vielleicht sagen müßte? Was geschieht mit dem Militär- 
pfarrer, der Beamter ist - und so etwas kann passieren, ist mir passiert -, der nun in 
der gegenwärtigen Situation zum Pazifisten wird und zum Kriegsdienstverweigerer, 
was wird aus dem Militärpfarrer? Noch sehe ich die tiefe Unmöglichkeit dessen, was wir 
hier anfangen. Jawohl, uns ist gesagt worden, hier ist ein freier Raum, der muß be- 
treten werden. Meine Brüder und Schwestern, es gibt freie Räume, die dürfen wir nicht 
betreten. Das Zimmer des Ritters Blaubart betreten wir nicht und dürfen wir nicht 
_ betreten. Was passiert denn nachher? Wir dürfen nicht vergessen, daß es eine Zeit der 
Kirchengeschichte, als die Kirche noch jung war, gegeben hat, wo jeder Christ, der 
Militärdienst tat, sich damit selber exkommunizierte. Es ist vom Probefall die Rede 
gewesen. Wenn sich nachher schon eine Zweidrittelmehrheit findet, was Gott verhüten 
wolle, dann aber bitte nicht ohne die Kündigungsklausel und nicht ohne einen Be- 
schluß der Kirchensynode, daß dieser Vertrag nur auf drei Jahre geschlossen wird, 
damit wir wieder herauskommen, wenn uns die Augen auf- und übergegangen sind! 
Ich für meine Person sage: Wenn sich in meiner Kirche noch ein Pfarrer für die 
Militärseelsorge meldet, nachdem ich weiß, daß deutsche Truppen mit Atomwaffen 
ausgerüstet werden, dann werde ich ihn mir kommen lassen und werde ihn mit dieser 
Frage konfrontieren und nicht eher aus dem Zimmer lassen, bis er mir Antwort ge- 
geben hat. 

Meine lieben Brüder und Schwestern! Eine Kirche, die sich selber nicht klar ist, wie 
sie in dieser Situation entscheiden und verkündigen soll, kann auch nicht von ihren 
Pfarrern verlangen oder bei ihren Pfarrern voraussetzen, sie expressis verbis in diese 
Situation hineinzuschicken. Darum bedeutet in diesem Falle für mich die Zustimmung 
eine Unmöglichkeit. 


Syn. D. Dietzfelbinger: 
Ich möchte drei Dinge behandeln: 


1. Heute morgen sind wir in umfassender, spannungsvoller Weise in Zusammenhang 
mit den Beratungen über diesen Vertrag bei der Gesamtfrage nach dem Auftrag und 
der Verantwortlichkeit und der Kraft des verkündigten Wortes an den Ort gestellt 
worden, an dem der Soldat seinen Dienst ausübt. Das ist eine gewichtige, gefahrvolle 
Frage voller Anfechtungen. Ich möchte sagen, daß ich die Kategorie der Anfechtung 
für unsere Beratungen für eine ganz wesentliche und wichtige halte. Diese Kategorie 
dürfen wir nicht übersehen im Blick auf den Staat, den Krieg, die Technik. Auch ich 
frage jeden Bruder, der Militärpfarrer ist oder wird, wie er denn nun zu diesen Dingen 
stehe. Aber diese anfechtungsvolle Frage ist uns ja nun nicht bloß dem Soldaten 
gegenüber gestellt. Jedem Wissenschaftler gegenüber heute ebenso und jedem, der 
Physik studiert oder Chemie studieren will, muß ich sie auch stellen; jedem Finanz- 
mann gegenüber muß ich sie stellen, jedem Arbeiter, der Kohle und Eisen fördert - sie 
sind alle in den großen Prozeß hineingestellt, der uns heute bewegen muß. Sie, wir 
alle stehen in der Anfechtung, und es sind wahrlich gefährliche Berufe, wobei der 
allergefährlichste Beruf, wenn er ernst genommen wird, der eines Pfarrers ist. Wenn 
es aber so ist, dann muß ich mich fragen, ob ich, solange es einen Soldaten gibt, den 
Soldaten allein lassen darf, ob ich ihm nicht erst recht nahe sein muß in der rechten 
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Weise, ja mit der echten Verkündigung Jesu Christi. Ich dürfte ihn sogar nicht allein 
lassen, wenn diese Militärseelsorge unter schlechteren Bedingungen geschehen müßte, 
als wie sie hier in diesem Vertrag vorgesehen ist. Und es ist — das darf noch einmal gesagt 
werden - durch Gottes Gnade auch geschehen, daß dieser Auftrag schon unter anderen 
schwierigeren Umständen bei allem Versagen doch auch ausgerichtet worden ist. 

2. Wenn ich mir das Vertragswerk ansehe, dann ist es ein Notwerk, das mit möglichst 
wenig Feierlichkeit zu umgeben ist. Ich sage nicht, Gott wolle es verhüten, ich sage auch 
nicht, es ist eine Gnadenstunde Gottes - ich sage, es ist ein Notwerk, das ausgerichtet 
werden muß, wo Glieder der Kirche sind, wo die Menschen nicht allein gelassen werden 
dürfen. So wie es ein Notwerk ist, ist es auch ein Notweg, auf dem wir jetzt zu diesem 
Entwurf geführt worden sind. Und ich verstehe schon die mancherlei Bedenken vieler, 
die jetzt zum ersten Mal dieses Werk zu Gesicht bekommen haben. Aber man darf doch 
auch sagen, daß der Vertrag geprüft worden ist. Es sind sicher bei dieser Prüfung 
manche Wünsche offengeblieben. 

Von den Wünschen, die offenbleiben, ist der Beamtenstatus des Militärpfarrers und 
der Militärdekane besonders in den Vordergrund gestellt worden. Aber man darf ja 
wohl sagen, es werden wahrscheinlich auch als Militärdekane nicht unbesehen ganz 
junge Männer genommen, sondern man muß da wohl einen guten, besonnenen Griff 
tun. Ferner möchte ich auch darum bitten, daß die Abberufbarkeit auch des Militär- 
dekans noch besser ermöglicht werden soll in der Weise, wie es der Ausschuß vorschlägt. 

Ob die Formulierung des katholischen Konkordats, so ist heute morgen einmal ge- 
fragt worden, nicht auch für uns die beste wäre? Ich weiß es allerdings nicht. Es gibt 
in Bayern mehr als 100 Amtsbrüder, die Beamte des Staates sind, im Religionsunter- 
richt, in Krankenhäusern usw. Ich würde ihre Berufsehre und ihr Ordinationsgelübde 
geringachten, wenn ich ihnen nicht zuerkennen, vielleicht auch zumuten wollte, daß 
sie auch in diesem Stand unter mancherlei Belastungen gewiß doch den ihnen auf- 
getragenen Dienst nach Schrift und Bekenntnis ausrichten. Daß die Verantwortung der 
Kirchenleitung diesen Amtsbrüdern gegenüber besonders groß ist, das sei ausge- 
sprochen. Es gibt Spannungen, aber wir muten auch dem evangelischen Christen, der 
in einem staatlichen Amt, im Amt des Richters oder Bürgermeisters tätig ist, zu, daß 
er als Glied der Evangelischen Kirche mit seinem staatlichen Amt in Spannung steht 
und trotzdem seinen Auftrag ausführt. 

3. Es ist schon ein paarmal hingewiesen worden auf den Dienst, den die Evangelische 
Kirche in Deutschland im vorliegenden Fall zu tun hat. Dieser Dienst ist nunmehr 
von der Synode gefordert. Ich möchte in diesem Zusammenhang erinnern an das 
Hauptthema dieser Synode, das bis jetzt hinter den mit etwas größerer Lautstärke 
vorgetragenen Themen ein wenig zurückgetreten ist. Dieses Thema heißt Diakonie in 
einer veränderten Welt. Auch mit der Militärseelsorge ist die Kirche nach der Diakonie 
gefragt. In der Diakonie muß man hinuntersteigen und darf nicht bloß darauf achten, 
ob das Gewand ganz sauber bleibt. Es sind ganz geheimnisvolle Dinge, die hier auf 
dem Spiel stehen. Auch das will beachtet werden, selbst wenn wir genau, Schritt für 
Schritt, verpflichtet sind, die rechtlichen Grundlagen dieser Vorlage zu prüfen. 

Die Synode ist souverän. Um so mehr muß beachtet werden, daß die Synode das 
Maß bewahren möge. Die Synode muß ihr Maß kennen. Ihr Maß muß sie kennen im 
Blick auf die Verantwortung, die ihr aufgetragen ist. Es ist nicht bloß so, daß der 
Synode eine Verantwortung aufgetragen ist; es gibt Verantwortung in den Glied- 
kirchen und nach evangelischem Verständnis Verantwortung des einzelnen. Wir 
könnten auch für die Zukunft falsche Verantwortung beanspruchen. Glücklicherweise 
haben wir diese Verantwortung nicht immer so, wie wir sie beanspruchen. Ich möchte 
sagen, es geht für die Synode um einen diakonischen Auftrag, der gewiß nicht ohne 
Anfechtung erfüllt werden kann. Aber weil es darum geht, deshalb möchte ich diesem 
Vertrag zustimmen. 
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Prälat D. Kunst: 


Es ist besonders nachdrücklich nach dem Kirchenamt gefragt worden. Natürlich be- 
stehen Gefahren bei solch einem Amt. Meine Brüder und Schwestern, wo gibt es die 
nicht? Fassen Sie das, was ich sage, nicht so auf, als wollte ich die Gefahren bagatelli- 
sieren, wenn ich sage: Mich unterscheidet von manchen Synodalen eine letzte Distanz 
von Vertrauen in das Gewicht von Gesetzen. Es hat nach 1933 Amtsbrüder gegeben 
im Staatsdienste, die sich bewährt haben als Zeugen Jesu Christi, und es hat Gemeinde- 
pastoren gegeben, die sogar die helfenden Arme ausgeschlagen haben und schuldig 
geworden sind. Selbstverständlich müssen wir bei solch einer Konstruktion, wie sie 
hier gegeben ist, besonders empfindlich sein und bedenken, welche Erfahrungen uns 
Gott in dem verflossenen Jahrzehnt zugemessen hat. Ich wehre mich nur gegen dieses 
Warnungsschild, auf dem steht: Ziemlich sicher muß der Weg als Beamter zur Ver- 
leugnung Jesu Christi führen. 

Ich kann sagen, der Generaldekan wird normalerweise um fünfzig Jahre herum 
sein, also beinahe 25 Jahre in kirchlichen Diensten gestanden sein. Drei Organe wirken 
mit bei seiner Bestellung: Der Militärbischof schlägt vor, der Rat muß zustimmen, die 
Kirchenkonferenz muß zustimmen. Also, wie eben schon Landesbischof Dietzfelbinger 
gesagt hat, es wird eine sorgfältige Auswahl sein. Aber das ist nicht die Hauptsache; 
wichtiger ist mir, daß ich hoffe, daß die Pfarrer in der Militärseelsorge füreinander 
betende Brüder sind. Ich glaube, daß alle Zusagen Gottes Ja und Amen nicht nur über 
den Gemeindepastoren, sondern auch über dem Generaldekan und seinen Dekanen 
sind. Gott wird sie nicht verlassen und versäumen. Ist denn Anlaß, zu glauben, daß 
ein Militärbischof vollständig seine Pflicht versäumen wird? Es ist doch der General- 
dekan, der dem Militärbischof unterstellt ist. 

Ich könnte so sagen: Wie frei die Seelsorge des Bundesheeres sein wird, entscheidet 
sich nicht am Staatsvertrag, sondern das entscheidet sich an dem Maß des Anteils an 
dem Geiste Gottes, den jeder Bruder hat, der in dieser Arbeit tätig wird. Aber was 
gesetzlich hat geschehen können, das, meine ich, ist geschehen. Bruder Niemöller hat 
daran erinnert, daß Versetzungen, Ernennungen, Beförderungen im Kirchenamt be- 
arbeitet werden. Selbstverständlich, aber Brief und Siegel gibt der Militärbischof; 
hier muß die Zustimmung des Militärbischofs vorliegen. Bruder Niemöller hat auch 
den Vergleich gezogen mit der amerikanischen Militärseelsorge. Ich kann nicht unter- 
stellen, daß jeder Synodale die Verhältnisse dort genau kennt. Ich kann nur sagen: die 
Verhältnisse in der amerikanischen Militärseelsorge haben mit dem, was Ihnen hier als 
Vertrag vorgelegt wird, nicht viel mehr gemeinsam als den Namen. Wenn ich gewagt 
haben sollte, etwa eine ähnliche Konzeption dem Rat als Vertrag vorzulegen, ich ver- 
sichere Ihnen, der Rat würde mich am selben Tage mit einem Strohhut geschmückt 
und mich in die Straßen von Pensionopolis geschickt haben. 

Die entscheidende Frage ist eine ganz andere. Sie ist von Syn. Heinrich Vogel gestern 
aufgeworfen worden mit dem Beispiel des berühmten Kanoniers, der die Atombombe 
auslöst, die die halbe Erde in die Luft jagt. Ich könnte ja nicht dringend genug bitten, 
von dieser Sache möglichst distanziert zu reden, zu denken und zu argumentieren. 
Jedenfalls wird das ja kein deutscher Kanonier sein können, das könnte ja nur ein 
amerikanischer oder ein russischer Kanonier sein. Aber so billig will ich es mir nicht 
machen, weil ich natürlich begreife, daß es Bruder Vogel und Bruder Niemöller nicht 
um diesen äußersten Grenzfall geht. Sie sagen, die Frage der Atomkanone ist weiß 
Gott schlimm genug. 

‚Aber ich will Bruder Niemöller fragen: Stellen Sie uns in der Militärseelsorgearbeit 
nicht auf eine Sache, für die Sie an die falsche Adresse geraten sind? Wie soll denn ein 
Militärpfarrer die lösende Antwort geben, wenn, wie wir doch gemerkt haben, die 
Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland selber dieser lösenden Antwort nicht 
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fähig ist! — Ich bin der Meinung, wir müssen uns dieser Frage stellen, wir müssen sie auch 
unserem Bruder in der Militärseelsorge stellen. Wir dürfen es ihm nicht erlauben, dar- 
über zur Tagesordnung überzugehen. Aber wo ist nun eigentlich der Unterschied 
zwischen dem Pfarrer, der den jungen Mann bis zum 31. März als Gemeindeglied ge- 
habt hat, und dem Militärgeistlichen, der vom 1. April ab sein Pastor ist? Dieselbe 
Frage, die Sie an den Militärgeistlichen richten, müssen Sie doch an jeden Amtsbruder 
im Dienst auch richten ... 

Das Entscheidende daran aber ist: Sie können nicht mit der Gewißheit, mit der Sie 
die Opferkraft des Blutes Christi vertreten können, sagen, die Bereitschaft, eine Atom- 
kanone zu bedienen, schließt aus vom ewigen Heil. Und an dem Punkt entscheidet es 
sich ... Dann kann ich nur fragen: Was diskutieren wir eigentlich um das Kirchenamt, 
ob 9 Pastoren hauptamtlich tätig sind oder 150! Dann muß die Synode genötigt wer- 
den, sich der anderen Frage zu stellen: Darf ein Christ unter den heutigen Verhält- 
nissen noch Soldat sein? In der Tat, davon geht der Vertrag aus. Er geht davon aus, 
daß ein Christ Soldat sein kann. 

Gern möchte ich etwas sagen zu dem, was bisher in der Militärseelsorge angefallen 
ist an Fragen. Ich könnte mir denken, daß die Synode Interesse daran hat, was uns 
bisher begegnet ist über die Arbeit eines normalen Gemeindepfarrers hinaus ... 

Wenn Sie fragen: Was wollt ihr in der Militärseelsorge?, kann ich nur sagen: Der 
cantus firmus ist die gute Botschaft von Jesus Christus, dem wir Gefolgschaft schuldig 
sind. Und nun meine ich, für den jungen Menschen dasein, damit er durch den Dienst 
der Seelsorge froh wird seines Glaubens, bereit zum Zeugnis und willig zum Dienst, 
ist in der Militärseelsorge Nummer 1 wie in jedem anderen Dienst in der Kirche. 
Das schließt nicht aus, daß eine Summe von konkreten Fragen auf uns zukommt. Vor 
allen Dingen muß man daran denken, daß der Militärseelsorger nicht nur auf der 
Kanzel steht und nur Vorträge hält - das Klima, das von ihm ausgeht, wie er mit den 
Leuten spricht, wie seine innere Grundverfassung ist - das ist von entscheidender 
Relevanz. Und da möchte ich sagen: 

Nummer 1: Dieser Mann muß repräsentieren: die Kirche steht für den Frieden. 

Nummer 2: Er soll nicht über den Frieden reden, wie es der heilige Augustin ge- 
tan hat und wie es unsere Väter in der Reformation noch tun konnten. Es ist beinahe 
das erste gewesen, was ich meinen Brüdern im Amt gesagt habe, daß die neuen Waf- 
fen eine neue theologische Besinnung erfordern. Ich habe ihnen gesagt: Wir wollen 
nicht nur für uns selber denken, wir wollen unsere Brüder im Lehramt, die Pro- 
fessoren, bitten, mit uns diese unerledigten Fragen zu bewältigen. Aber es gehört zu 
einem Militärpfarrer, daß er nicht mehr vom Krieg redet, wie man es früher getan hat. 

In diesem Zusammenhang wird die Antwort auf die Frage ... wegen Kriegsdienst- 
verweigerung aus Gewissensgründen akut. Die Militärpfarrer sind bei ihrer Berufung 
verpflichtet worden, einer Diffamierung eines Kriegsdienstverweigerers auf das nach- 
drücklichste zu widerstehen. Ich bin der Meinung, wenn ein Militärpfarrer dessen 
schuldig würde, daß er einen Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen diffa- 
miert, so würde er nicht nur wesentliche Beschlüsse der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land verachtet haben, er wäre unwürdig, das Amt eines Militärpfarrers weiter zu tragen. 
Ich kann auf der anderen Seite nicht annehmen, daß eine Landeskirche mir einen Kriegs- 
dienstverweigerer aus Gewissensgründen vorschlagen wird als Militärpfarrer ... 

Berlin und Stuttgart sind nicht Dinge, die am Rande unserer Arbeit stehen. Wo ist 
denn eigentlich eine Frage wie die nach dem Fertigwerden mit unserer Vergangenheit 
so relevant wie bei der Bundeswehr? Wo steht sie heute brennender zur Diskussion? Es 
wäre ja nicht völlig undenkbar, daß bei der Unentschiedenheit des Urteils über die 
Vergangenheit bei manchen Leuten Unklarheit besteht, Unklarheit etwa in Fragen 
des 20. Juli. Es wäre ja nicht ganz unmöglich, daß sich eine Verschwörung des Schwei- 
gens breitmachte über das, was von 1933 bis 1945 passiert ist. 
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Und sehen Sie, gerade da, meine ich, könnte und sollte ein Militärpfarrer einen _ 
guten Dienst tun. Es muß vom; Militärpfarrer verlangt werden eine klare Stellung 
gegen den hybriden Nationalismus. Wir erkennen in ihm heute eine der Ursachen für 
unsere große Verschuldung in der Vergangenheit. Wir haben jetzt eine Nationalarmee; 
mindestens wird man sagen dürfen, daß dadurch auch eine Versuchung zum Nationa- 
lismus nicht vollständig von der Hand zu weisen ist. Ich brauche doch nur daran 
zu erinnern, welche Verlegenheit sich breitgemacht hat, als in den Eid aufgenom- 
men werden sollte das Wort „Vaterland“. Es muß vom Militärpfarrer verlangt wer- 
den, daß er nicht nur für sich persönlich eine klare Position gegen den Nationalismus 
einnimmt, sondern daß er sie darstellt als etwas, was uns Gott als Erfahrung zuge- 
messen hat aus vergangenen Jahren. Hierhin gehört auch die Stellungnahme zum Fah- 
neneid. 

Lassen Sie mich noch ein Wort sagen zu der Frage der neuen Waffen. Ich habe eben 
gemeint, das ist nicht eine Frage, die beantwortet werden kannn allein von Militär- 
Pfarrern, die diese Sache aushalten müssen unter den Soldaten. Aber über eins muß man 
klar sein: Was Rat und Synode in Sachen der Atomwaffen gesagt haben, hat in jeder 
Militärgemeinde Gültigkeit und darf dort auch nicht verschwiegen werden. 

Das letzte: hierhin gehört die ganze Frage der Wiedervereinigung. Freilich, ob nun 
die Bundeswehr eine Förderung oder eine Verzögerung der Wiedervereinigung dar- 
stellt, ist eine nach wie vor rein politische Ermessensfrage. Der Militärpfarrer kann sie 
nicht zum Gegenstand seiner Predigt machen, aber daß das Vorhandensein von Streit- 
kräften in Ost und West eine schwere Last ist, sollte von den Soldaten gewußt werden. 
Der Militärpfarrer sollte mit jener Selbstverständlichkeit, mit der er von Vater und 
Mutter spricht, sich über diese Sache in seiner Truppe äußern. Die Frage der Wieder- 
vereinigung hat nicht vor dem Kasernentor aufzuhören. 


Syn. D. Vogel: 
Liebe Brüder und Schwestern! 


Sie werden gewiß mit mir empfinden, daß wir durch das, was Bruder Kunst uns ge- 
sagt hat, wie er es gesagt hat, und wiederum durch das, was Bruder Raiser uns sagte 
— ich sage noch einmal -, wie er es uns gesagt hat, in einen Raum, oder ich möchte sagen — 
in eine Tiefe geführt worden sind, wo wir uns nicht nur begegnen, sondern geistlich 
auch dann noch beieinander sind, wenn es zu einer anderen Entscheidung kommt. Ich 
sage das nicht leicht hin, ich sage es gleichzeitig mit dem Geständnis, wenn Sie so 
wollen, daß auch diejenigen unter uns, die trotz allem eine andere Entscheidung tref- 
fen, eine sehr schwere Entscheidung treffen. Ich möchte, damit wir uns geistlich wirk- 
lich an dem Ort, an dem ich spreche, verstehen und einander hören, eigentlich nur 
eingehen auf die Gegenüberstellung zwischen der aufgetanen Tür und der großen 
Chance eines einmaligen Angebots, von der gesprochen wurde zu dem, was man die 
heimliche Versuchung nennen könnte. Ich glaube, daß das nicht nur subjektiv ehrlich 
gesagt wurde, sondern im Munde derer, die das sagten, ihre aufrichtige Erkenntnis war. 
Ich muß Ihnen aber gestehen, daß mir doch unwohl bei der Rede von der großen 
Chance ist, daß da an einer bestimmten Stelle eine unheimliche Frage mitschwingt. 
Lassen Sie es mich so sagen: Was verstanden wir unter der großen Chance 1945, da- 
mals, als das große Gericht über uns hereingebrochen war, als der Tod unter uns um- 
Bing, von neuem unter uns umging, so daß wir auf nichts anderes bauen durften als 
auf Gottes Gnade, daß sie einen neuen Anfang mit uns machte? Was verstanden wir 
damals unter der großen Chance der offenen Tür? 

Frage: Ist das, worum es jetzt geht, von daher, von jener Chance her zu verstehen 
als Chance der Gnade Gottes? Ist es das wirklich, liebe Brüder und Schwestern? 

Keine rhetorische Frage, nicht billig und einfach zu beantworten, aber eine Frage, 
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der wir uns jetzt alle miteinander zu stellen haben, wenn unsere Entscheidung wirk- 
lich die Entscheidung sein soll. 

Und nachdem ich diese Frage so gestellt habe, richte ich die Aufmerksamkeit nur 
auf eins noch. Ich gehe mit Bruder Dietzfelbinger einig, wenn er sprach von der 
Kategorie der Anfechtung. In der Tat, wenn wir nach der Seelsorge fragen, geht es 
sofort um die Anfechtung — Anfechtung, die darin zu sehen ist, daß der Mensch an- 
gegriffen, daß er angefallen wird, und zwar - um es gut lutherisch auszusprechen — 
daß er zwischen Gott und Satan gerät. Ich glaube, ich brauche nicht’ viel Worte darauf 
zu verschwenden, daß es sich nicht um mythische Vorstellungen handelt. Die Frage ist 
dabei vielmehr, ob ich in dem, was ich tue oder lasse, Gott diene, und zwar Gott 
unserem Vater, dem Gott, der seinen Sohn für uns alle an das Kreuz gegeben hat und 
ihn vom Tode auferweckt hat - ob ich dem diene oder etwa dem unheimlichen Geist, 
der sich verkleidet, der es mit dem Satz hält, daß der Zweck die Dinge heiligt. 

So lassen Sie mich die Frage, die ich gestern gestellt habe, auch hier in dieser Hinsicht 
noch einmal verschärfen: Es geht wahrhaftig nicht bloß um die physische Vernichtung 
in der Frage nach dem Massenvernichtungskrieg, um die Frage, ob ein Christ da mit- 
machen kann, es geht wahrhaftig um der Seele Seligkeit; es geht vielmehr darum, ob 
ich Gott noch Gott sein lasse, wenn ich seinen Menschen gegenüber dieses Mittel an- 
wende. Dieser Frage entgeht niemand! Und sie ist mit keinen nationalen Erwägungen, 
mit keinen politischen Begründungen als solchen zu beantworten. Wer meint, daß er 
dem von dieser Frage Angefochtenen damit das getröstete Gewissen geben könnte, 
der mag es meinen, dann weiß er aber noch nicht darum, was es heißt, in dieser Frage 
zwischen Gott und den Satan zu geraten. Und glauben Sie nicht, daß ich meine, die 
Antwort bestände einfach in einer richtigen Erkenntnis - etwa von den Massen- 
vernichtungswaffen — als solcher. Die Antwort — darin stimme ich mit Bruder Kunst 
überein — besteht in dem Wort von der Vergebung der Sünden und gar nichts anderem. 
Sie besteht in der Antwort des Jesus Christus gerade in der Einsamkeit, in dem Gericht 
dieser Anfechtung, daß er da an meiner Stelle ist, und auch für meinen Bruder, der 
aus der Anfechtung mich fragt. Die beiden sitzen nämlich auf ein und derselben Bank, 
der angefochtene junge Soldat und sein Seelsorger. Das ist der Grund und Boden der 
Seelsorge. Kann man meinen, daß der eine aus dem Wissen um die christliche Lehre 
und dergleichen die Antwort einfach parat hielte und der andere - der arme Mann - 
von dem reichen Mann sich beschenken lassen sollte? 

Wenn das so liegt, dann ist die Frage nun eben wirklich an diesen Militärseelsorge- 
vertrag — ich meine an die Seelsorger selber, an jeden einzelnen gerichtet. Und dann 
stehen wir, wenn wir vor ein solches Gesetz gestellt sind, vor der Frage, ob wirklich 
die Freiheit der Seelsorge an dieser Stelle — ich sage nicht - garantiert ist. Sie wird nie 
garantiert sein und soll nicht garantiert sein. Aber, wenn die Freiheit der Seelsorge 
hier von uns bekannt wird, ob das in aller Öffentlichkeit klar ist? ... 

Was eigentlich gemeint ist, das ist in der Tat die Freiheit des vor Gottes Angesicht 
mit der Frage des Angefochtenen konfrontierten Seelsorgers, nämlich die Freiheit, 
gegebenenfalls ihm zu sagen — jawohl, das Wort von der Vergebung der Sünde, das 
ihn befreit, aber eben, das uns auch alle dazu befreit, Gott mehr zu gehorchen als dem 
Menschen. 

Ich kann nicht sagen, daß das wirklich in dem Vertragswerk zum Ausdruck käme, 
und ich muß schon sagen, mir wäre wohler, wenn das, was Bruder Kunst gesagt hat, 
wirklich hier mit drin stände. : 

Das war ein guter Kommentar, aber der Kommentar war viel besser als der Text. - 
Die Frage ist also: ob wir hier die unheimliche Versuchung erkennen, die genau da ist, 
wo viele unter uns die große Chance sehen. Die Entscheidung - ja, liebe Brüder und 
Schwestern, Gott sei uns gnädig, daß wir sie wirklich vor seinem Angesicht in der 
Verantwortung für den Nächsten, insbesondere für unsere jungen Brüder, recht treffen. 
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Nachdem in langer und konzentrierter Aussprache Für und Wider zum Staats- 
vertrag und Kirchengesetz zu Wort gekommen waren, kam es zur Abstimmung. 
Zur Beschlußfassung.über das Zustimmungsgesetz zum Staatsvertrag, das zuerst 
zur Abstimmung gestellt wurde, war eine Zweidrittelmehrheit, dazu die Zu- 
stimmung der Kirchenkonferenz erforderlich. Die Abstimmung erfolgte schrift- 
lich und geheim. Sie erbrachte im ersten Abstimmungsgang bei 117 abgegebenen 
Stimmen: 90 Ja, 18 Nein, 9 Enthaltungen. Da die Zweidrittelmehrheit 78 Stim- 
men betrug, war das Gesetz damit in erster Lesung angenommen. Der unmittel- 
bar anschließende zweite Abstimmungsgang, der bei einer Beteiligung von 117 
Synodalen 94 Ja-Stimmen, 18 Nein-Stimmen bei 5 Stimmenthaltungen ergab, 
wurde beanstandet und mußte wiederholt werden. Das Ergebnis waren 91 Stim- 
men mit Ja, 19 Stimmen mit Nein und 5 Enthaltungen. Damit war das 
„Kirchengesetz zu dem Vertrag mit der Bundesrepublik Deutschland zur Rege- 
lung der evangelischen Militärseelsorge“ angenommen und der „Vertrag der 
Evangelischen Kirche in Deutschland mit der Bundesrepublik Deutschland zur 
Regelung der evangelischen Militärseelsorge“ ratifiziert. 

Es ist wichtig, festzustellen, daß dieses Abstimmungsergebnis durch die Teil- 
nahme auch der aus den östlichen Gliedkirchen entsandten Synodalen zustande 
kam, die sich durch die Warnungen und Drohungen nicht hatten einschüchtern 
lassen, sondern durch ihre Beteiligung an der Abstimmung die gesamtkirchliche 
Aufgabe der Militärseelsorge in die gesamtkirchliche Verantwortung hinein- 
nahmen. 


VERTRAG 


der Evangelischen Kirche in Deutschland mit der Bundesrepublik Deutschland 
zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge 


Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Bundesrepublik Deutschland, in dem 
Bestreben, die freie religiöse Betätigung und die Ausübung der Seelsorge in der Bundes- 
wehr zu gewährleisten, in dem Bewußtsein der gemeinsamen Verantwortung für diese 
Aufgabe und in dem Wunsche, eine förmliche Übereinkunft über die Regelung der 
evangelischen Militärseelsorge zu treffen, sind über folgende Artikel übereingekommen: 


Abschnitt I - Grundsätze 
Artikel 1 


Für die Bundeswehr wird eine ständige evangelische Militärseelsorge eingerichtet. 


Artikel 2 


(1) Die Militärseelsorge als Teil der kirchlichen Arbeit wird im Auftrag und unter 
der Aufsicht der Kirche ausgeübt. 


(2) Der Staat sorgt für den organisatorischen Aufbau der Militärseelsorge und trägt 
ihre Kosten. 
Artikel 3 


(1) Die Militärseelsorge wird von Geistlichen ausgeübt, die mit dieser Aufgabe haupt- 
amtlich beauftragt sind (Militärgeistliche). Für je eintausendfünfhundert evangelische 
Soldaten (Artikel 7 Absatz 1 Nr. 1 bis 3) wird ein Militärgeistlicher berufen. 

(2) In besonderen Fällen können auch im Dienst der Gliedkirchen stehende Geistliche 
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nebenamtlich mit Aufgaben der Militärseelsorge betraut werden (Militärgeistliche im 
Nebenamt). 


Artikel 4 


Aufgabe des Militärgeistlichen ist der Dienst am Wort und Sakrament und die Seel- 
sorge. In diesem Dienst ist der Militärgeistliche im Rahmen der kirchlichen Ordnung 
selbständig. Als kirchlicher Amtsträger bleibt er in Bekenntnis und Lehre an seine Glied- 
kirche gebunden. 

Artikel 5 


Den Soldaten ist im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten Gelegenheit zu geben, 
sich am kirchlichen Leben zu beteiligen. 


Abschnitt II - Personale Seelsorgebereiche und Militärkirchengemeinden 
Artikel 6 


(1) Die Militärseelsorge wird in personalen Seelsorgebereichen ausgeübt. Die perso- 
nalen Seelsorgebereiche werden von den beteiligten Gliedkirchen gebildet. 

(2) Den Gliedkirchen bleibt es überlassen, für die Militärseelsorge Militärkirchen- 
gemeinden als landeskirchliche Personalgemeinden zu errichten. 

(3) Die Bildung, Errichtung und Änderung der einzelnen,personalen Seelsorgebereiche 
und der Militärkirchengemeinden wird zwischen dem Militärbischof und den beteiligten 
Gliedkirchen nach vorheriger Verständigung mit dem Bundesminister für Verteidigung 
vereinbart. 

Artikel 7 


(1) Zu den personalen Seelsorgebereichen oder den Militärkirchengemeinden gehören 
. die Berufssoldaten, 
. die Soldaten auf Zeit, 
. die Wehrpflichtigen während des Grundwehrdienstes, 
im Verteidigungsfall auch die auf unbestimmte Zeit einberufenen Soldaten, 
. die in der Bundeswehr tätigen Beamten und Angestellten, die der Truppe im Ver- 
teidigungsfall zu folgen haben, 

6. die Ehefrauen und die unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder der in Nummern 
1, 2 und 5 genannten Personen, sofern sie deren Hausstand am Standort angehören. 

(2) Aus den personalen Seelsorgebereichen oder den Militärkirchengemeinden schei- 
den aus 

1. Personen, die ihren Kirchenaustritt rechtswirksam erklärt haben, 

2. Personen, bei denen das die Zugehörigkeit zu den personalen Seelsorgebereichen 
oder zu den Militärkirchengemeinden bedingende Rechtsverhältnis zum Bund endet, 

3. die in den Ruhestand versetzten Personen sowie ihre Ehefrauen und unter elter- 
licher Gewalt stehenden Kinder, 

4. die Ehefrauen und unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder verstorbener Ange- 
höriger der personalen Seelsorgebereiche oder der Militärkirchengemeinden. 

(3) Der Militärbischof und der Bundesminister für Verteidigung können eine andere 
Abgrenzung des in Absatz 1 Nr. 5 und 6 genannten Personenkreises vereinbaren. 


Artikel 8 


(1) Die Angehörigen der personalen Seelsorgebereiche sind Glieder der Ortskirchen- 
gemeinden, bei denen die personalen Seelsorgebereiche gebildet werden. Die Angehö- 
rigen der Militärkirchengemeinden gehören Ortskirchengemeinden nicht an. 

(2) Der für den personalen Seelsorgebereich bestellte Militärgeistliche ist für kirch- 
liche Amtshandlungen in seinem Seelsorgebereich zuständig. Mit den Militärkirchen- 
gemeinden sind Parochialrechte verbunden. 
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Artikel 9 


Die Militärseelsorge nimmt sich auch der Soldaten an, die nicht Angehörige der 
personalen Seelsorgebereiche oder der Militärkirchengemeinden sind. 


Abschnitt III - Militärbischof 


Artikel 10 
Die kirchliche Leitung der Militärseelsorge obliegt dem Militärbischof. 


Artikel 11 


(1) Der Militärbischof wird vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland er- 
nannt. Vor der Ernennung tritt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland mit 
der Bundesregierung in Verbindung, um sich zu versichern, daß vom staatlichen Stand- 
punkt aus gegen den für das Amt des Militärbischofs vorgesehenen Geistlichen keine - 
schwerwiegenden Einwendungen erhoben werden. 

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann den Militärbischof aus 
wichtigen kirchlichen Gründen abberufen. Er unterrichtet die Bundesregierung ange- 
messene Zeit zuvor von einer dahingehenden Absicht und teilt ihr zugleich die Person 
des in Aussicht genommenen neuen Amtsträgers mit. 


Artikel 12 


(1) Der Militärbischof ist zuständig für alle kirchlichen Angelegenheiten im Zusam- 
menhang mit der Militärseelsorge, insbesondere für 

1. die Einführung der Militärgeistlichen in ihr kirchliches Amt in der Militärseelsorge, 

2. die oberste kirchliche Dienstaufsicht über die Militärgeistlichen mit Ausnahme der 
Lehrzucht und der Disziplinargewalt, die bei den Gliedkirchen verbleiben, 

3. den Erlaß von Richtlinien für die Ausbildung der Militärgeistlichen und die Über- 
wachung ihrer Durchführung, 

4. die Abhaltung von wiederkehrenden dienstlichen Versammlungen der Militär- 
geistlichen, 

5. die Visitation der personalen Seelsorgebereiche und der Militärkirchengemeinden, 

6. den Erlaß einer Feldagende, 

7. das religiöse Schrifttum in der Militärseelsorge, 

8. das kirchliche Urkunden- und Berichtswesen und die Führung von Kirchenbüchern, 

9. die Einweihung von gottesdienstlichen Räumen der Militärseelsorge, 

10. das kirchliche Sammlungswesen in der Militärseelsorge, 

11. den Erlaß von Richtlinien für die seelsorgerische Zusammenarbeit mit kirchlichen 
Stellen des zivilen Bereichs und mit der Militärseelsorge fremder Staaten, 

12. die Seelsorge für evangelische Kriegsgefangene. 

(2) Im Rahmen der Militärseelsorge kann sich der Militärbischof in Ansprachen sowie 
mit Verfügungen und anderen schriftlichen Verlautbarungen an die personalen Seel- 
sorgebereiche und die Militärkirchengemeinden sowie die Militärgeistlichen wenden. 


Artikel 13 


Vorschriften und Richtlinien des Militärbischofs müssen sich im Rahmen des allge- 
meinen kirchlichen Rechts halten. Soweit sie auch staatliche Verhältnisse betreffen, be- 
dürfen sie der Zustimmung des Bundesministers für Verteidigung. 


Abschnitt IV - Kirchenamt 


Artikel 14 


Zur Wahrnehmung der zentralen Verwaltungsaufgaben der evangelischen Militär- 
seelsorge wird am Sitz des Bundesministeriums für Verteidigung ein „Evangelisches 
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Kirchenamt für die Bundeswehr“ eingerichtet, das dem Bundesminister für Verteidigung 
unmittelbar nachgeordnet ist. 


Artikel 15 


(1) Zum Leiter des Evangelischen Kirchenamtes für die Bundeswehr wird auf Vor- 
schlag des Militärbischofs ein Militärgeneraldekan berufen. 

(2) Der Militärgeneraldekan untersteht dem Militärbischof. Soweit er mit der Mili- 
tärseelsorge zusammenhängende staatliche Verwaltungsaufgaben wahrnimmt, unter- 
steht er dem Bundesminister für Verteidigung. 

(3) Der Militärbischof kann den Militärgeneraldekan im Einzelfall mit der Wahr- 
nehmung der ihm nach Artikel 12 Absatz 1 zustehenden Befugnisse beauftragen. 


Abschnitt V - Militärgeistliche 
Artikel 16 


Die Militärgeistlichen stehen in einem geistlichen Auftrage, in dessen Erfüllung sie 
von staatlichen Weisungen unabhängig sind. Im übrigen wird ihre Rechtsstellung nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen geordnet. 


Artikel 17 


(1) Die Militärgeistlichen müssen 

1. ein mindestens dreijähriges theologisches Studium an einer deutschen staatlichen 
Hochschule zurückgelegt haben, 

2. zur Ausübung des Pfarramts in einer Gliedkirche berechtigt sein, 

3. mindestens drei Jahre in der landeskirchlichen Seelsorge tätig gewesen sein. 

(2) Sie sollen bei ihrer Einstellung in den Militärseelsorgedienst das fünfunddrei- 
Rigste Lebensjahr noch nicht überschritten haben. 

(3) Bei Einverständnis zwischen dem Bundesminister für Verteidigung und dem 
Militärbischof kann von den Erfordernissen des Absatzes 1 Nr. 1 und 3 abgesehen 
werden. 


Artikel 18 


(1) Die Militärgeistlichen werden auf Vorschlag des Militärbischofs, der sich zuvor 
des Einverständnisses der zuständigen Gliedkirche versichert, zunächst für die Dauer 
von drei Monaten probeweise in den Militärseelsorgedienst eingestellt. Die Erprobungs- 
zeit kann mit Zustimmung der zuständigen Gliedkirche verlängert werden. 

(2) Die Militärgeistlichen stehen während der Erprobungszeit im Angestelltenver- 
hältnis und erhalten eine Vergütung mindestens entsprechend ihren kirchlichen Dienst- 


bezügen. 
Artikel 19 


(1) Nach der Erprobungszeit werden die Militärgeistlichen in das Beamtenverhältnis 
auf Zeit berufen; soweit sie dauernd für leitende Aufgaben in der Militärseelsorge ver- 
wendet werden sollen, werden sie in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen. 

(2) Auf Militärgeistliche, die in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen werden, 
finden die für Bundesbeamte auf Lebenszeit geltenden Vorschriften Anwendung, soweit 
nicht in diesem Vertrage etwas anderes bestimmt ist. 

(3) Die übrigen Militärgeistlichen werden für sechs bis acht Jahre in das Beamten- 
verhältnis berufen. Mit Ablauf der festgesetzten Amtszeit endet das Beamtenverhältnis. 
Die Amtszeit kann um höchstens vier Jahre verlängert werden; in diesem Falle gilt das 
Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Auf diese Militärgeistlichen finden die für 
Bundesbeamte auf Lebenszeit geltenden Vorschriften sinngemäß Anwendung, soweit 
nicht in diesem Vertrage etwas anderes bestimmt ist. 
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Artikel 20 


(1) Vorschläge zur Ernennung und Beförderung sowie Versetzungen der Militärgeist- 
lichen bedürfen des Einverständnisses des Militärbischofs. 

(2) Vor sonstigen wichtigen Entscheidungen in personellen Angelegenheiten der 
Militärgeistlichen ist vom Bundesminister für Verteidigung die Stellungnahme des 


Militärbischofs einzuholen. 
Artikel 21 


Für die Ämter vom Militärdekan an aufwärts besteht keine regelmäßige Dienst- 


laufbahn. 
Artikel 22 


(1) In kirchlichen Angelegenheiten unterstehen die Militärgeistlichen der Leitung und 
der Dienstaufsicht des Militärbischofs (Artikel 12 Absatz 1 Nr. 2) sowie der Dienst- 
aufsicht des Militärgeneraldekans und der übrigen vom Militärbischof mit der Dienst- 
aufsicht betrauten Militärgeistlichen. 

(2) Für die Militärgeistlichen als Bundesbeamte sind 

1. oberste Dienstbehörde der Bundesminister für Verteidigung, 

2. unmittelbarer Dienstvorgesetzter der Militärgeneraldekan. 


Artikel 23 


(1) Der Militärgeistliche ist auch zu entlassen 

1. bei Verlust der durch die Ordination erworbenen Rechte oder bei dienststrafrecht- 
licher Entfernung aus dem kirchlichen Amt, 

2. auf Antrag des Militärbischofs, wenn seine Verwendung im Dienst der Kirche im 
wichtigen Interesse der Kirche liegt. 

(2) Ein nach Absatz 1 entlassener Militärgeistlicher hat vorbehaltlich der Regelung 
in den Absätzen 3 und 4 keinen Anspruch auf Versorgung aus dem Beamtenverhältnis. 
$ 154 des Bundesbeamtengesetzes bleibt mit der Maßgabe unberührt, daß Absatz 5 
auch bei Wiederverwendung des Militärgeistlichen im Dienst der Kirche gilt. Ferner 
finden für einen durch Dienstunfall verletzten Militärgeistlichen im Falle seiner Ent- 
lassung nach Absatz 1 Nr. 1 die $$ 143 und 147 des Bundesbeamtengesetzes und im 
Falle seiner Entlassung nach Absatz 1 Nr. 2 der Artikel 25 Absatz 1 Satz 3 dieses Ver- 
trages Anwendung. 

(3) Einem Militärgeistlichen mit einer Dienstzeit im Sinne des $ 106 Absatz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes von mindestens zehn Jahren kann im Falle seiner Entlassung 
nach Absatz 1 Nr. 1 an Stelle des Übergangsgeldes ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe 
des Ruhegehalts bewilligt werden. 

(4) Wird ein Militärgeistlicher, der im Zeitpunkt der Übernahme in das Beamten- 
verhältnis auf Lebenszeit als Militärgeistlicher Beamter zur Wiederverwendung im 
Sinne des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen war und entsprechend seiner früheren Rechtsstellung 
untergebracht ist, nach Absatz 1 entlassen, so leben die Rechte nach dem genannten 
Gesetz wieder auf. 

Artikel 24 


Die Zeit, die ein Militärgeistlicher vor der Berufung in das Beamtenverhältnis im 
Dienst der Kirche als Geistlicher verbracht hat, ist ruhegehaltfähig. 


Artikel 25 


(1) Ein Militärgeistlicher mit der Rechtsstellung eines Beamten auf Zeit, dessen 
Beamtenverhältnis durch Ablauf der festgesetzten Amtszeit endet, hat keinen Anspruch 
auf Versorgung aus dem Beamtenverhältnis. $ 154 des Bundesbeamtengesetzes bleibt 
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mit der Maßgabe unberührt, daß Absatz 5 auch bei Wiederverwendung des Militär- 
geistlichen im Dienst der Kirche gilt. Ferner behält der durch Dienstunfall verletzte 
Militärgeistliche die sich aus dem Beamten-Unfallfürsorgerecht ergebenden Ansprüche, 
die sich bei seiner Wiederverwendung im Dienst der Kirche gegen den kirchlichen Dienst- 
herrn nach dessen Recht richten. 

(2) Wird im Falle des Absatzes 1 der Geistliche wieder im Dienst der Kirche ver- 
wendet, so tragen bei Eintritt des Versorgungsfalles der Bund und der kirchliche Dienst- 
herr die Versorgungsbezüge anteilig nach den ruhegehaltfähigen Dienstzeiten, die der 
Geistliche bei ihnen abgeleistet hat. Bei der Berechnung der Dienstzeiten werden nur 
volle Jahre zugrunde gelegt. 

(3) Ist der Geistliche bei oder nach seiner Übernahme in den Dienst der Kirche be- 
fördert worden, so bemißt sich der Anteil des Bundes an den Versorgungsbezügen so, 
wie wenn der Geistliche in dem Amt verblieben wäre, in dem er sich vor der Übernahme 
befand. BIER 

(4) Der kirchliche Dienstherr hat die vollen Versorgungsbezüge auszuzahlen. Ihm 
steht gegen den Bund ein Anspruch auf anteilige Erstattung zu. Die Bezüge für den 
Sterbemonat und das Sterbegeld fallen, sofern sie sich nach den Dienstbezügen des 
Geistlichen bemessen, dem kirchlichen Dienstherrn in voller Höhe zur Last. 


Abschnitt VI - Hilfskräfte 
Artikel 26 


(1) Den Militärgeistlichen werden vom Staat die zur Unterstützung bei gottesdienst- 
lichen Handlungen und Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der Militärseel- 
sorge erforderlichen Hilfskräfte zur Verfügung gestellt. 

(2) Die Hilfskräfte bei den dienstaufsichtführenden Militärgeistlichen werden in das 
Beamtenverhältnis übernommen. 


Abschnitt VII - Schlußvorschriften 
Artikel 27 


Die Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 
Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrages auf 
freundschaftliche Weise beseitigen. In gleicher Weise werden sie sich über etwa not- 
wendig werdende Sonderregelungen verständigen. 


Artikel 28 


(1) Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn aus- 
getauscht werden. 

(2) Er tritt am Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 
Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag unterzeichnet worden. 
Geschehen zu Bonn am 22. Februar 1957 in zwei Urschriften. 


Für die Evangelische Kirche Für die Bundesrepublik Deutschland: 


io, Deusschland; Der Bundeskanzler 


Der Vorsitzende des Rates 


Bes} Adenauer 
D. Dibelius 
f : Der Bundesminister für Verteidigung 
Der Leiter der Kirchenkanzlei 
D. Brunotte Strauß 
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Schlußprotokoll 


Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage zwischen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und der Bundesrepublik Deutschland geschlossenen Vertrages zur Rege- 
lung der evangelischen Militärseelsorge haben die Unterzeichneten folgende überein- 
stimmende Erklärungen abgegeben, die einen Bestandteil dieses Vertrages bilden: 


Zu Artikel 3 Absatz 2 


Die Aufgaben, Rechte und Pflichten des Militärgeistlichen im Nebenamt werden durch 
Vereinbarung zwischen dem Militärbischof und dem Bundesminister für Verteidigung 


geregelt. 
Zu Artikel 6 Absatz 3 


Die Vereinbarung über die Bildung, Errichtung und Änderung der personellen Seel- 
sorgebereiche und der Militärkirchengemeinden werden im Verordnungsblatt des Militär- 
bischofs veröffentlicht. 

Zu Artikel 7 


Die Angehörigen der personellen Seelsorgebereiche und der Militärkirchengemeinden 
sind verpflichtet, kirchliche Abgaben zu entrichten, den zuständigen Stellen bleibt eine 


nähere Regelung vorbehalten. 
Zu Artikel 10 


Der Militärbischof erhält vom Staat eine angemessene Dienstaufwandsentschädigung. 
Die ihm im Zusammenhang mit der kirchlichen Leitung der Militärseelsorge entstehenden 
Sachausgaben werden erstattet. Er erhält Reisekosten nach der Reisekostenstufe Ia. 


Zu Artikel 11 


Die Bundesregierung wird auf Wunsch die Gründe mitteilen, aus denen sie ihre Be- 
denken gegen den für die Ernennung zum Militärbischof vorgeschlagenen Geistlichen 
herleitet. Desgleichen wird der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland die Gründe 
mitteilen, die ihn zur Abberufung des Militärbischofs bestimmen. 

Es besteht außerdem Einverständnis darüber, daß der Name des in Aussicht genom- 
menen Militärbischofs vertraulich behandelt wird, bis seine Ernennung durch den Rat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland veröffentlicht ist. 


Zu Artikel 12 Absatz 1 Nr. 1 


Behält sich eine Gliedkirche vor, einem Militärgeistlichen das kirchliche Amt durch 
einen anderen Geistlichen zu übertragen, so beteiligt sich der Militärbischof an der Ein- 
führung, indem er den Militärgeistlichen begrüßt und ihm die kirchliche Anstellungs- 
urkunde übergibt. 

Zu Artikel 12 Absatz 1 Nr. 8 

Die abgeschlossenen Kirchenbücher werden beim Evangelischen Kirchenamt für die 
Bundeswehr verwaltet. 

Zu Artikel 13 

Vorschriften und Richtlinien des Militärbischofs werden im Verordnungsblatt des 
Militärbischofs veröffentlicht. 

Zu Artikel 15 


Der Militärgeneraldekan ist berechtigt, im Auftrag des Militärbischofs dem Bundes- 
minister für Verteidigung unmittelbar Vortrag zu halten. 


Zu Artikel 16 bis 25 
Die kirchliche Amtstracht der Militärgeistlichen wird durch den Militärbischof be- 


stimmt. 
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Vor Einführung einer Dienstkleidung für die Militärgeistlichen ist die Zustimmung 
des Militärbischofs einzuholen. 


Zu Artikel 26 


Jedem Militärgeistlihen mit Ausnahme der Militärgeistlichen im „Evangelischen 
Kirchenamt für die Bundeswehr“ wird eine Hilfskraft zugeteilt. 

Die Hilfskräfte der Militärgeistlichen müssen evangelischen Bekenntnisses sein. Sie 
müssen die Befähigung für den Hilfsdienst in der Militärseelsorge erforderlichenfalls 
durch eine Prüfung nachweisen, die unter Beteiligung des Militärgeneraldekans ‚oder 
eines von ihm beauftragten Militärgeistlichen abgehalten wird, 

Geschehen zu Bonn am 22. Februar 1957 


Mit der Beschlußfassung über Zustimmungsgesetz und Staatsvertrag war die 
Hauptentscheidung der Synode gefallen. Anschließend wurde das Kirchengesetz 
beraten, das innerkirchliche Fragen der Militärseelsorge durch die EKD regelt. 
Was hier geordnet wird, ergibt sich zwangsläufig aus dem Staatsvertrag und 
dient der Klärung und Ergänzung der in ihm getroffenen Bestimmungen. 

Das Urteil über die synodalen Beschlüsse zur Militärseelsorge wird die über- 
spitzte Alternative von unbeschwerter Freude oder unzufriedener Schwarz- 
seherei vermeiden müssen. Es war einseitig, aber auch verfrüht, wenn in der 
Synode das Wort von der „Gottesstunde“ fiel; es war aber ebenso einseitig und 
nicht minder verfrüht, wenn das Vertragsangebot des Staates lediglich unter den 
Gesichtspunkt der „heimlichen Versuchung“ gestellt wurde. Wie vieles, was der 
Kirche widerfährt und was die Kirche tut, stehen auch Vertrags- und Gesetz- 
gebungswerk zur Regelung der Militärseelsorge zwischen Versuchung und 
Gnade. Das erste Konkordat - denn um ein solches handelt es sich -, das die 
Evangelische Kirche in Deutschland abschloß, enthält ebensosehr Möglichkeiten, 
die genutzt werden sollten, aber es birgt auch Gefahren, die klar erkannt und 
sorgsam vermieden werden müssen. Es kommt auf die Kirche, auf ihre Leitun- 
gen wie ihre Gemeinden an, was aus diesem „Notwerk“ wird. 

Mitten in die synodalen Verhandlungen über die Ordnung der Militärseel- 
sorge in der Bundeswehr platzte ein schroffes Schreiben des Verteidigungs- 
ministers der DDR an den Vorsitzenden des Rates der Evangelischen Kirche in 


Deutschland, Bischof D. Dibelius: 


Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Nationale Verteidigung 


Der Minister Strausberg, den 4. März 1957 
Sehr geehrter Herr Bischof! 


Mit Ihrem Schreiben vom 8. Februar d. J. teilten Sie mir mit, daß es im Zusammenhang 
mit den auf der nächsten Synode der Evangelischen Kirche zu behandelnden Fragen 
unausbleiblich sei, daß die Frage der Tätigkeit der Evangelischen Kirche innerhalb der 
Nationalen Volksarmee zur Sprache kommen wird. 

Es dürfte Ihnen nicht unbekannt sein, daß die zuständigen Stellen der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik verschiedentlich darauf hingewiesen haben, daß die 
Tätigkeit der Evangelischen Kirche in der Nationalen Volksarmee kein Gegenstand 
von Verhandlungen sein kann. Nach meiner Meinung besteht keine Notwendigkeit, 
über Fragen der kirchlichen Tätigkeit in der Nationalen Volksarmee der Deutschen 
Demokratischen Republik zu beraten oder zu verhandeln. Bekanntlich haben die Volks- 


47 


kammer und die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik entschieden, daß 
die Nationale Volksarmee zum Schutz und zur Verteidigung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik geschaffen wird, in unserer Republik keine Wehrpflicht eingeführt 
wird und die Ergänzung der Nationalen Volksarmee durch Freiwillige erfolgt. Im 
Gegensatz dazu wurde in Westdeutschland die Wehrpflicht eingeführt (in diesen Tagen 
werden die ersten Wehrpflichtigen eingezogen) und die Bonner Armee dem aggressiven 
Nord-Atlantik-Pakt eingegliedert. 

Angesichts dieser unterschiedlichen Entwicklung in den beiden deutschen Staaten ist 
der Versuch fehl am Platze, die Nationale Volksarmee mit der westdeutschen NATO- 
Armee gleichzusetzen. 

Im Zusammenhang mit der Nationalen Volksarmee der Deutschen Demokratischen 
Republik sprechen Sie von dem Dienst der Evangelischen Kirche „innerhalb der Wehr- 
machtsverbände“. In der Deutschen Demokratischen Republik gibt es keine Wehrmacht. 
Die Nationale Volksarmee steht sowohl in ihrem Charakter als auch ihren Aufgaben 
nach im direkten Gegensatz zur früheren Hitlerwehrmacht und zur Bonner NATO- 
Armee. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich Ihnen auch mitteilen, daß meines Wissens bisher von 
keinem Angehörigen der Nationalen Volksarmee das Bedürfnis nach „seelsorgerischer 
Betreuung durch Wehrmachtspfarrer“ geäußert worden ist. 

Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß meine obenste- 
henden Bemerkungen sich auf den Dienstbereich der Nationalen Volksarmee und des 
Ministeriums für Nationale Verteidigung beziehen. Die allgemeine kirchliche Tätigkeit 
der Evangelischen Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik lasse ich dabei 
selbstverständlich außer Betracht. 


Mit vorzüglicher Hochachtung! Stoph 
Als Antwort auf diesen Brief faßte die Synode folgenden Beschluß: 


Im Gehorsam gegen ihren Herrn ist die Kirche zum seelsorgerlichen Dienst an allen 
ihren Gliedern verpflichtet. Diesen Dienst schuldet sie auch den evangelischen Christen 
in den Streitkräften unseres geteilten Vaterlandes. Darum kann sich die Synode nicht 
damit abfinden, daß der Kirche die Erfüllung ihres Auftrages gegenüber den Ange- 
hörigen der Nationalen Volksarmee in der Deutschen Demokratischen Republik ver- 
wehrt wird. Die Synode stellt sich hinter den Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land bei seinen Bemühungen, eine Änderung dieses Zustandes zu erreichen. 


Die schon bei der Beratung über die Militärseelsorge in das Blickfeld der Synode 
getretene Frage der Atombewaffnung wurde auf Grund eines Antrages des 
Synodalen D. Vogel noch einmal gesondert behandelt. D. Vogel hatte bean- 
tragt, die Synode wolle beschließen: 


Angesichts des atomaren Wettrüstens der Weltmächte und im Blick auf die Ausrüstung 
deutscher Streitkräfte mit atomaren Waffen spricht die Synode noch einmal ihr Nein 
gegenüber den Massenvernichtungsmitteln aus; sie bittet insbesondere die Prediger und 
Seelsorger, die Gewissen der ihnen anvertrauten Menschen in der Erkenntnis zu schär- 
fen, daß kein Zweck die Herstellung oder Anwendung der Massenvernichtungsmittel 
zu rechtfertigen vermag. 


Der Antrag wurde dem Eingabenausschuß überwiesen, der sich in eingehender 
Aussprache dahin entschied, das von D. Vogel entworfene Wort nicht als Grund- 
lage für den Entwurf des Ausschusses zu übernehmen und stattdessen ein eigenes 
Wort zu entwerfen. Dieses Wort wurde von der Synode angenommen; es lautet: 
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Seit der ernsten Mahnung, die die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland im 
Juni 1956 gegen die Herstellung von Atomwaffen ausgesprochen hat, sind die Versuche 
mit solchen Waffen fortgesetzt und die Streitkräfte der Staaten mit ihnen in steigendem 
Maße ausgerüstet worden. 

Die Synode richtet deshalb an den Ökumenischen Rat der Kirchen die dringende Bitte, 
auch in Zukunft im Sinne des Aufrufes von Evanston seine Bemühungen um ein allge- 
meines Verbot der Massenvernichtungswaffen mit Nachdruck fortzusetzen. 

Die Synode bittet die Glieder der christlichen Gemeinde, insbesondere ihre Prediger 
und Seelsorger, sich nicht durch Gleichgültigkeit an einem neuen Kriege mitschuldig zu 
machen, und ermahnt sie, noch ernster als bisher für ein friedvolles Zusammenleben der 
Völker zu beten und zu wirken. 


Wie die Folgezeit auswies, wurde dieses Wort von einer nicht unbeträchtlichen 
Zahl von Gemeindegliedern als nicht ausreichend empfunden. Über die Aus- 
einandersetzung zur Atomfrage wird in einem besonderen Abschnitt zu berich- 
ten sein. 

Ihre sonstigen Aufgaben erledigte die Synode in großer Sachlichkeit ohne 
besondere Spannung. Von den gefaßten Beschlüssen verdient der über die Lage 
der Kirche in der DDR Erwähnung. 


Die Synode nimmt auf Grund des von Generalsuperintendent Jacob erstatteten Berichts 
mit ernster Sorge davon Kenntnis, daß eine Reihe der dringenden Vorstellungen betr. 
Erschwerung und Behinderungen des kirchlichen Dienstes im Bereich der Deutschen 
Demokratischen Republik, die der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland in 
ihrem Auftrag erhoben hat, nicht berücksichtigt worden sind. 

Die Synode bittet den Rat, bei den zuständigen Stellen der Deutschen Demokratischen 
Republik erneut mit allem Nachdruck auf die genannten Erschwerungen und Behinde- 
rungen des kirchlichen Dienstes und Lebens hinzuweisen und auf ihre Beseitigung zu 
dringen. 


Als Nachfolger des im Zusammenhang der Auseinandersetzungen über das 
Kirchliche Außenamt (vgl. Kirchliches Jahrbuch 1955, S. 92 ff.; 1956, S. 4ff.) 
ausgeschiedenen Kirchenpräsidenten D. Niemöller wurde Präses D. Wilm zum 
Mitglied des Rates der EKD gewählt. 


Man wird in der Beurteilung des Verlaufes und der Ergebnisse der Synode 
1957 als Ganzer zurückhaltend sein müssen. Es wurde in einer menschlich und 
brüderlich guten Atmosphäre einige nicht unbedeutsame Entscheidungen gefällt; 
die Aussprachen waren durch große Offenheit, gedankliche Schärfe, beachtliche 
Höhenlage, theologische Gegründetheit und gegenseitiges Ernstnehmen gekenn- 
zeichnet. Sie ließen die starken Spannungen, die die evangelische Christenheit in 
Deutschland durchziehen, erneut ans Licht treten, aber sie spiegelten zugleich auch 
etwas von dem geistlichen Leben wider, das trotz aller Spannungen und gerade 
in, mit und unter ihnen in den evangelischen Kirchen Deutschlands vorhanden ist. 
Die Grenze dieser Synode aber lag darin, daß diese Spannungen zwar durch das 
gute „Klima“ gebändigt und darum verhalten blieben, aber nicht zu einer wirk- 
lichen Bereinigung gebracht werden konnten. So sind sie nach wie vor da, und 
mancherlei Anzeichen deuten darauf, daß sie an Heftigkeit und Tiefe zu- 
genommen haben und ihr Austrag kaum noch lange hinausgezögert werden 
kann. Die kommende Synode läßt in dieser Hinsicht einiges erwarten. 
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3, DiE POLITISCHE VERANTWORTUNG DER KIRCHE UND DES CHRISTEN 
UND IHRE WAHRNEHMUNG 


a ) Das Verhältnis von Kirche und Staat 


In der DDR war das Verhältnis von Kirche und Staat durch zahlreiche und 
schwere Spannungen belastet und verschlechterte sich erheblich, nachdem die 
Synode dem Staatsvertrag über die Militärseelsorge zugestimmt hatte. Beson- 
ders scharfen Angriffen war der Ratsvorsitzende, Bischof D. Dr. Dibelius, aus- 
gesetzt, die den Rat der EKD zur Abgabe und Bekanntgabe folgender Erklärung 
vom 23. Mai veranlaßten: 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Bedauern von den Anschul- 
digungen Kenntnis genommen, die seit der Spandauer Synode gegen Bischof D. Dibelius 
in der Öffentlichkeit der Deutschen Demokratischen Republik erhoben und verbreitet 
werden. Diese Angriffe haben zum Teil Formen angenommen, auf die einzugehen sich 
erübrigt. Es ist beschämend, daß solche Äußerungen überhaupt möglich sind gegenüber 
einem Manne, dessen Lebensweg vor der Öffentlichkeit unseres Volkes und vor der 
Weltchristenheit am Tage liegt. Der Rat steht im Vertrauen zu seinem Vorsitzenden und 
weiß sich in diesem Vertrauen mit der evangelischen Christenheit einig. 


Ähnliche Vertrauenserklärungen wurden von der Generalsynode der VELKD, 
dem Rat der EKU, der Ostkirchenkonferenz und einigen Landessynoden ab- 
gegeben. 

Außer dem Ratsvorsitzenden wurden die Bischöfe D. Krummacher (Pommern) 
und D. Mitzenheim (Thüringen) in der Öffentlichkeit persönlich angegriffen. 

Die sachlichen Differenzen zwischen Kirche und Staat entzündeten sich vor 
allem an den Fragen der Erziehung und der Jugendweihe. 

Über den Weg und die Lage der Kirche in der DDR im Jahre 1957 wird unten 
in einem besonderen Bericht Rechenschaft abgelegt. 

Im Westen blieben die Beziehungen zwischen der Kirche und der Bundes- 
republik und den Länderregierungen freundlich. Zum Ausdruck kam das gute 
Einvernehmen in den abgeschlossenen Staats-Kirchen-Verträgen. 

Zwischen dem Lande Schleswig-Holstein einerseits und den Evangelisch-Luthe- 
rischen Landeskirchen von Schleswig-Holstein, Lübeck und Eutin andererseits 
wurde am 23. April ein Vertrag unterzeichnet, den Bischof D. Halfmann als ein 
„weises Werk des Friedens“ bezeichnete. Besonders bedeutsam sind in dem Ver- 
tragswerk die eingehenden Vereinbarungen über Schulfragen: 


r Artikel 5 


(1) Die wissenschaftliche Vorbildung der Lehrkräfte in evangelischer Religionspäda- 
gogik an der Universität Kiel, den Pädagogischen Hochschulen und, soweit erforderlich, 
weiteren Ausbildungsstätten wird ermöglicht. Soweit durch diese Ausbildungsstätten der 
Bedarf an Religionslehrern nicht gedeckt wird und die erforderlichen Lehrkräfte nicht 
anderweitig zur Verfügung stehen, bleibt es den Kirchen überlassen, im Einvernehmen 
mit dem Land kirchliche Ausbildungsstätten zu errichten. Die Höhe der vom Land zu 
erstattenden Kosten bleibt besonderer Vereinbarung vorbehalten. 

(3) Bei der ersten Prüfung für das Lehramt an Volksschulen wirkt für die Prüfung 
in evangelischer Religion ein Vertreter der Kirchen als stimmberechtigtes Mitglied des 
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Prüfungsausschusses mit. Die Lehrbefähigung für den Religionsunterricht wird im Ein- 
vernehmen mit dem Vertreter der Kirchen erteilt. 


Artikel 6 


(1) Die Vertragschließenden sind sich im Hinblick auf die Zugehörigkeit des größten 
Teils der Schüler und Lehrer des Landes zum christlichen Glauben darin einig, daß die 
in Artikel 6 Absatz 3 der Landessatzung für Schleswig-Holstein genannten Gemein- 
schaftsschulen christlichen Grundcharakter haben. 

(2) In ihnen werden die Schüler ohne Unterschied des Bekenntnisses und der Welt- 
anschauung zusammengefaßt. In Erziehung und Unterricht ist auf die Empfindungen 
Andersdenkender Rücksicht zu nehmen. Bei der Besetzung der Lehrerstellen soll, unbe- 
schadet der Artikel 3 Absatz 3, 7 Absatz 3 Satz 3 und 33 Absatz 2 und 3 des Grund- 
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, nach Möglichkeit die bekenntnismäßige 
Zusammensetzung der Schülerschaft berücksichtigt werden. 

(3) Der evangelische Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach an den öffentlichen 
Schulen. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht 
zu erteilen. Lehrer, die keiner evangelischen Kirche angehören, dürfen für die Erteilung 
von evangelischem Religionsunterricht nicht herangezogen werden; Ausnahmen sind im 
Einvernehmen mit der zuständigen Kirche zulässig. 

(4) Der Religionsunterricht wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche erteilt. Die Lehrplanrichtlinien für den evangelischen Reli- 
gionsunterricht, die auch die Wochenstundenzahlen festsetzen sollen, werden im Einver- 
nehmen mit den Kirchen aufgestellt und die Lehrbücher im Einvernehmen mit ihnen 
zugelassen. 

(5) Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts behält die Kirche das Recht der Ein- 
sichtnahme in den evangelischen Religionsunterricht der öffentlichen Schulen. Sie übt 
dieses Recht durch den zuständigen Schulaufsichtsbeamten aus, sofern dieser der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche angehört und die Befähigung zur Erteilung von Religions- 
unterricht besitzt. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor oder verzichtet der Betreffende 
auf die Beauftragung, so bestellt das Land im Einvernehmen mit der Kirche andere 
Schulaufsichtsbeamte oder geeignete Lehrkräfte der entsprechenden Schulart. 

(6) Geistliche und sonstige kirchliche Lehrkräfte bedürfen für die Erteilung des 
Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen des staatlichen Lehrauftrages. Sie unter- 
stehen in Ausübung dieses Lehrauftrages der staatlichen Schulaufsicht. 


Artikel 7 
Die Kirchen haben das Recht, Privatschulen einzurichten. Das Land wird diese 
Schulen, sofern sie die dazu allgemein erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, geneh- 
migen und ihnen die Anerkennung gewähren. Das Land wird diesen Schulen die gleiche 
Rechtsstellung gewähren wie allen anderen Privatschulen. 


Zwischen dem Lande Nordrhein-Westfalen und den evangelischen Kirchen in 
Rheinland und Westfalen wurde am 9. September ein den Staats-Kirchen- 
Vertrag von 1931 fortbildender und erweiternder Vertrag über die Vermehrung 
der staatlichen Dotation für die beiden beteiligten Kirchen unterzeichnet. Diese 
Mehrzuwendungen sollen der Intensivierung des kirchlichen Dienstes an den im 
Ruhrgebiet lebenden Menschen dienen, die nicht nur durch das starke zahlen- 
mäßige Anwachsen der Bevölkerung in diesem Gebiet, sondern auch durch die 
besonderen Probleme und Aufgaben, die die moderne industrialisierte Arbeits- 
welt der Kirche stellt, gebieterisch gefordert ist. 

Über die für Staat und Kirche gleichermaßen wichtige Frage der Privat- 
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schulen wurde zwischen dem Lande Niedersachsen und den evangelischen Kir- 
chen des Landes eine Vereinbarung getroffen, die den beiderseitigen Interessen 
Rechnung trägt: 

Artikel 1 - Allgemeine Bestimmungen 


$1 
Für die Schulen, die von den Landeskirchen, ihren öffentlich-rechtlichen Verbänden, 
Anstalten und Stiftungen oder von den ihnen angeschlossenen kirchlichen Institutionen 
getragen werden, gelten die staatlichen Bestimmungen über die Privatschulen, unbe- 
schadet der Besonderheit, die sich aus der Stellung der Kirchen als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts und aus der Anstellung und Behandlung der Lehrer nach den Grund- 
sätzen des kirchlichen Beamtenrechts ergibt. 


$ 2 
Die Landeskirchen, ihre öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen 
und die ihnen angeschlossenen kirchlichen Institutionen werden darauf Bedacht nehmen, 
daß die von ihnen getragenen Privatschulen eigene pädagogische Wege gehen. 


$ 3 
Bei der Entscheidung über die Verleihung der Eigenschaft einer anerkannten Privat- 
schule gemäß $ 8 Absatz 1 PrivSchG wird das Land berücksichtigen, daß die Landes- 
kirchen als Träger von Ersatzschulen eine besondere Gewähr für die Erfüllung der 
Anforderungen bieten, die an gleichartige oder verwandte öffentliche Schulen gestellt 
werden. 
g4 


Beim Übertritt von Lehrkräften in den öffentlichen Schuldienst wird das Land die 
Dienstzeit, welche diese Lehrkräfte hauptamtlich im Schuldienst an den im $ 1 bezeich- 
neten Privatschulen, soweit es sich um Ersatzschulen handelt, nach den Grundsätzen des 
kirchlichen Beamtenrechts abgeleistet haben, auf das Besoldungsdienstalter und die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit anrechnen, wie wenn diese Dienstzeit im Landesbeamten- 
verhältnis an öffentlichen Schulen abgeleistet worden wäre. 


$5 

Das Land erhebt keine Einwendungen dagegen, daß die evangelischen Landeskirchen 
an Lehrkräfte, die im Schuldienst an den im $ 1 bezeichneten Privatschulen nach den 
Grundsätzen des kirchlichen Beamtenrechts beschäftigt werden, die im öffentlichen 
Schuldienst gebräuchlichen Amtsbezeichnungen mit dem Zusatz „im Kirchendienst“ ver- 
leihen. Die evangelischen Landeskirchen werden solche Amtsbezeichnungen nur an Lehr- 
kräfte verleihen, die die Voraussetzungen erfüllen, die an die entsprechenden Lehrkräfte 
im öffentlichen Schuldienst gestellt werden. 


Artikel 2 - Besondere Bestimmungen zu $ 19 PrivSchG 


Ne 

(1) Es besteht Einverständnis darüber, daß die evangelischen Landeskirchen berechtigt 
sind, gemäß $ 19 PrivSchG auch solche Privatschulen zu bezeichnen, die von anderen 
Rechtsträgern als den Landeskirchen, ihren öffentlich-rechtlichen Verbänden, Anstalten 
und Stiftungen oder den ihnen angeschlossenen Institutionen getragen werden. _ 

(2) Es besteht ferner Einverständnis darüber, daß für die von den evangelischen Lan- 
deskirchen bezeichneten Privatschulen die Vorschriften des Privatschulgesetzes gelten, so- 
weit sie nicht ausdrücklich gemäß $ 19 PrivSchG als nicht anwendbar erklärt worden sind. 
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$2 
Die Bezeichnung der Privatschulen wird durch schriftliche Mitteilung der Konferenz 


der Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen an den Niedersächsischen Kultus- 
minister erfolgen. 
$3 


(1) Das Land wird den von den evangelischen Landeskirchen bezeichneten Privat- 
schulen die Finanzhilfe vom Ersten des Vierteljahresbeginns an gewähren, der auf das 
Quartal folgt, in welchem die schriftliche Mitteilung gemäß $ 2 dem Niedersächsischen 
Kultusminister zugegangen ist, sofern nach den $$ 9 und 10 in Verbindung mit $ 19 
AG die erforderlichen Voraussetzungen für die Gewährung der Finanzhilfe vor- 
iegen. 

(2) Über die Beihilfen des Landes an die von den evangelischen Landeskirchen be- 
zeichneten Privatschulen, die noch keinen Rechtsanspruch auf Finanzhilfe haben, wird 
zwischen den evangelischen Landeskirchen und dem Lande im Rahmen der zur Ver- 
fügung stehenden Haushaltsmittel eine einverständliche Regelung herbeigeführt werden. 


Artikel 3 


Sollte die vorstehende Vereinbarung infolge Anderung der Gesetze ganz oder teil- 
weise undurchführbar werden, werden die Landeskirchen und das Land in Anpassung 
an die veränderte Rechtslage eine neue Vereinbarung treffen. 


b) Stellungnahmen und Erklärungen im Zusammenhang 
mit der Bundestagswahl 


Die nach der Entscheidung des Bundestages über die Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht fast völlig erloschene öffentliche Auseinandersetzung über die poli- 
tische Verantwortung der Kirche und des Christen lebte, wie nicht anders zu 
erwarten war, mit dem Beginn der Vorbereitungen zu der Bundestagswahl im 
September wieder auf und nahm mit dem Fortschreiten des Wahlkampfes an 
Breite und Schärfe zu. In politischer Verantwortung und Tätigkeit stehende 
evangelische Christen aus den großen Parteien, leitende Organe der Kirche und 
zahlreiche kirchliche Gruppen und Persönlichkeiten nahmen das Wort. Es ist ein 
gutes Zeichen, daß trotz der Hitze des Kampfes um die Stimmen der Wähler 
die grundsätzliche Besinnung nicht zu kurz kam, wenn sie mit dem Näher- 
rücken des Wahltages naturgemäß auch mehr und mehr in den Hintergrund trat. 

Die 6. Bundestagung des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU in Kas- 
sel beschloß eine programmatische Verlautbarung, die als „Kasseler Erklärung“ 
der Offentlichkeit vorgelegt und bekannt wurde: 


Der evangelische Christ kann und darf der großen Wahlentscheidung dieses Jahres am 
15. September nicht ausweichen. Er muß sich ihr stellen. Der einzige neue politische 
Ansatz nach 1945 ist der Weg der Christlich-Demokratischen/Christlich-Sozialen Union. 
In ihr schlossen sich erstmals evangelische und katholische Christen in Verantwortung 
für das öffentliche Leben zusammen. Dieser gemeinsame Weg hat sich bewährt. 

Wir sind unter dem Zeichen „christlich“ angetreten. Damit haben wir keinen Monopol- 
anspruch erhoben. Wir haben uns vielmehr selbst herausgefordert, indem wir uns unter 
diese gemeinsame Verpflichtung gestellt haben. Das bedeutet kein Urteil über andere. 

Wir Evangelischen bringen ein reiches und vielfältiges Erbe in die CDU/CSU ein: 
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ein konservatives, ein pietistisches, ein liberales, ein christlich-soziales Erbe; nicht zuletzt 
den Ertrag des kirchlichen und politischen Widerstandes gegen totalitäre Gewalten. 

Die katholischen und evangelischen Christen in der CDU/CSU sind sich des Wertes 
ihres beiderseitigen Beitrags bewußt. Darum Schluß mit dem unheilvollen antirömischen 
Komplex! 

Unsere Gegner möchten gern aus der CDU/CSU eine katholische Partei machen. 
Diese Bemühungen sind aussichtslos. 

Die Union ist Wirklichkeit! Das wissen auch unsere politischen Gegner. Würden sie 
sonst versuchen, ihre Wahlparolen dieser neuen Entwicklung anzupassen? 

Unser Auftrag in der CDU/CSU ist unter dem Zeichen „christlich“ jenseits von 
Standes- und Klassengegensätzen zu einem verpflichtenden Miteinander der bewahren- 
den, der freiheitlichen und der sozial-fortschrittlichen Kräfte geworden. 

Das hat uns stark gemacht. Das hat uns den Weg zum Aufstieg Deutschlands gewiesen. 

Das ist auch der Weg zur Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit. Er gebietet 
uns, das Leid unserer Brüder im sowjetischen Machtbereich in diesem Geist eines neuen 
Verstehens und persönlicher Opfer auf uns zu nehmen. Wir wollen uns in diesem Wahl- 
kampf mit unseren Gegnern auf der Grundlage verantwortlicher Aufbauarbeit für 
Deutschland messen. Die aber spricht für die Christlich-Demokratische/Christlich-So- 
ziale Union. 


Zum Selbstverständnis der SPD und zu der Frage ihres Verhältnisses zu Religion 
und Kirche erklärte der sozialdemokratische Bundestagsabgeordnete Dr. A. 
Arndt, der evangelischer Christ ist und zu den führenden Köpfen seiner Partei 
gehört, in der „Jungen Stimme“: 


Die SPD unterscheidet sich von den anderen Parteien dadurch, daß sie sich bewußt 
darauf beschränkt, eine politische Partei zu sein, aber keine Weltanschauungspartei sein 
will. Denn unserer Überzeugung nach sind Weltanschauungsparteien mit einer freiheit- 
lichen Demokratie, das heißt mit einem durch das Bestehen einer jeweiligen Opposition 
gekennzeichneten Staat, unvereinbar. Eine Partei auf eine gemeinsame „Weltanschau- 
ung“ gründen zu wollen, muß in Deutschland schon an der Konfessionsspaltung schei- 
tern, weil sich zwischen Katholizismus und Protestantismus keine Einigung in der Frage 
des Naturrechts und somit über das Menschenbild erzielen läßt. Es kann einer demokra- 
tischen Partei nicht zukommen, den Glauben ihrer Mitglieder und Anhänger zu normen. 

Trotzdem wäre es ein Irrtum, in einer politischen Partei bloß eine auf Opportunismus 
gestützte Interessengemeinschaft sehen zu wollen. Sie muß durch einen Grundbestand 
an politischen Überzeugungen zusammengehalten werden. Dazu gehört bei der SPD 
auch das Prinzip einer wertgebundenen Toleranz: in den Grenzen der Gegenseitigkeit 
die Ehrfurcht vor dem Gewissen des anderen und die Anerkennung seiner Gleichwertig- 
keit als Person. Es kann niemand Sozialdemokrat sein, ohne sich - wie es im Wahl- 
programm heißt — zur Würde des Menschen, zur Freiheit seines Gewissens und zur 
Freiheit des Geistes zu bekennen, das heißt zu den Werten unseres geistigen, religiösen 
und kulturellen Erbes. 

Dadurch ist die Haltung zu den Kirchen festgelegt: „Die Offentlichkeitsaufgabe der 
Kirchen ist zu achten und zu schätzen.“ Aus dieser Position, die auch für den huma- 
nistischen Skeptiker in der SPD verbindlich ist, folgt zugleich die Negation, daß die 
Religion nicht durch Mißbrauch für parteipolitische Zwecke herabgewürdigt oder zum 
Vorspann materieller Interessen erniedrigt werden darf. Die SPD erkennt die Eigen- 
ständigkeit der Kirchen an, zum Beispiel durch die unter ihrer Führung oder mit ihrer 
Zustimmung in Niedersachsen und Schleswig-Holstein abgeschlossenen Staatsverträge, 
und räumt geistlich-menschlichen Erfordernissen wie der Sonntagsheiligung den Vor- 
rang vor wirtschaftlichen Interessen ein. 
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Wiederholt behandelte Dr. Dr. G. Heinemann die Frage des Verhältnisses zwi- 
schen Christen und Sozialdemokratie. Wir entnehmen dem epd vom 18, Juli 


den er über einen in Bonn gehaltenen Vortrag „Christ und Sozialdemokra- 
tie — heute“: “ 


„. Eindringlich gab der Referent zu bedenken, daß sich eigentlich alle Konfessionen 
einig darüber sein sollten, daß Christus für uns alle und nicht etwa gegen Karl Marx 
und dessen Freunde gestorben sei. In der evangelischen Kirche herrsche auch auf ökume- 
nischer Ebene an sich Einverständnis darüber, daß man das Vorzeichen „christlich“ nicht 
zu politischen Zwecken benutzen sollte. 

Die Kirchenfeindschaft der alten SPD des vorigen Jahrhunderts habe ihre Wurzel in 
der bedauerlichen Tatsache gehabt, daß sich beispielsweise die an den Thron gebundene 
preußische Kirche auf seiten der Konservativen in den sozialen Klassenkampf ver- 
stricken ließ. Es gebe ein Verbot des preußischen Oberkirchenrats von 1896, der es 
Pastoren untersage, an „Bestrebungen der Weltverbesserung“, womit die damalige 
Sozialdemokratie gemeint war, teilzunehmen. Ein konservativer Landtagsabgeordneter 
erklärte im gleichen Jahr, es gebe „in der Bibel gewisse Stellen, die nur mit Vorsicht 
vorgetragen werden dürfen“. Sozialdemokraten galten in der damaligen Kirche grund- 
sätzlich als „Menschen niederer Gesinnung“. 

Unter dem Terror Hitlers habe sich schließlich der Durchbruch der evangelischen 
Kirche zu einem neuen Selbstverständnis vollzogen. Heute werde ein anderer Kurs ge- 
steuert. Man sei dem Arbeiter zugewandt und nicht mehr an den Konservativismus 
gebunden. Zugleich habe sich innerhalb der Sozialdemokratie auf dem europäischen 
Kontinent eine Wandlung nach angelsächsischem Vorbild vollzogen. Der Marxismus sei 
den freiheitlichen Sozialisten keine Ersatzreligion und die SPD keine Weltanschauungs- 
partei mehr. Es gebe keinen Grund, warum evangelische Christen nicht in der SPD wie 
in anderen demokratischen Parteien mitarbeiten sollten. Und auch die evangelische 
Kirche müßte noch mehr als bisher eine Vielfalt von politischen Meinungen in ihren 
Reihen ertragen lernen und einsehen, daß auch den politisch Tätigen kirchliche Geltung 
gelassen werden müßte. Allgemein gelte es im Bereich der Politik, weltanschauliche 
Gräben auch zwischen Christen und Nichtchristen zu überwinden. 


Das Bild, das die Verlautbarungen aus dem unmittelbar kirchlichen Raum bie- 
ten, ist von einer bestenfalls kontrastharmonischen Vielfarbigkeit. Es reicht von 
ausgewogenen, parteipolitisch sich nicht bindenden Erklärungen bis zu Aufrufen, 
die von parteipolitischer Voreingenommenheit, Einseitigkeit und Leidenschaft 
nicht freizusprechen sind. Diese Buntheit der Palette macht erneut deutlich, daß 
wir uns weder über die Grundlagen und Grundzüge einer theologischen Ethik 
des Politischen noch über die rechte Weise des Auftretens von evangelischen 
Christen in der politischen Arena und des Umgangs miteinander, vor allem mit 
dem politischen Gegner, auch nur einigermaßen klar und einig sind. Wären wir 
es, so würde die Macht des Politischen aufhören, eine Belastung der brüderlichen 
Gemeinschaft in der Kirche zu sein, und die Verschiedenheit politischer Bindun- 
gen und Entscheidungen ihre die Gemeinde spaltende Kraft verlieren. Es ist, 
wenn es nicht schon fast zu spät ist, allerhöchste Zeit, die hier anfallenden Fra- 
gen einer energischen und konzentrierten theologischen Behandlung und Besin- 
nung zu unterziehen, damit nicht Kirche und Volk einen auf die Dauer kaum 
wiedergutzumachenden Schaden nehmen. 

Aus einem in der Evangelischen Akademie Iserlohn gehaltenen Gespräch 
zwischen Männern der Kirche und Vertretern der großen politischen Parteien in 
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der Bundesrepublik über die ethischen Grundsätze und methodischen Spiel- 
regeln, die im politischen Leben gelten und bei dem Bundestagswahlkampf 
beachtet werden sollten, erwuchsen folgende Leitsätze: 


1. Keine Partei ist im Besitz der vollen politischen Wahrheit; aber in jeder Partei 
sind Wahrheitselemente vorhanden. Dennoch muß von jedem einzelnen eine klare Ent- 
scheidung gefordert werden. Je klarer die Gegensätze ausgesprochen werden, desto här- 
ter, aber auch desto sachlicher wird die Wahlauseinandersetzung sein. 

2. Das Gebot der christlichen Liebe verpflichtet alle, den politischen Gegner ernsthaft 
anzuhören und von ihm zu lernen. Seine persönliche Ehrenhaftigkeit und sein guter 
Glaube sollten nicht angezweifelt werden. 

3. Die Wahlwerbung in Schrift und Bild sollte sich im wesentlichen auf die eigene 
Partei beziehen und nicht die Ablehnung einer anderen Partei in den Vordergrund 
rücken. Dem Positiven ist mehr Gewicht zu geben als dem Negativen. 

4. Jede Partei sollte bedenken, daß die Opposition zur eigenen Korrektur notwendig 
ist. Eine Regierungspartei hat sich nicht mit dem Staat zu identifizieren; Regierungs- 
partei und Opposition sollten als gleichwertige Träger des Staates anerkannt werden. 

5. Die weltanschaulichen und glaubensmäßigen Bindungen des Staatsbürgers dürfen 
für parteipolitische Ziele nicht mißbraucht werden. Die Parteien sollten nachdrücklich 
bekräftigen, daß sie mit den Bezeichnungen wie „Christlich“, „Deutsch“ und „Sozial“ 
in ihrem Namen keinen Ausschließlichkeitsanspruch erheben. 

6. Alle Parteien sollten darauf verzichten, Wahlunterstützung durch die Kirche oder 
durch amtierende Pfarrer zu erbitten oder anzunehmen. 

7. In allgemeiner Absprache muß erreicht werden, daß keine Partei der anderen 
unterstellt, sie diene außerdeutschen Mächten. 

8. Um einer echten Entscheidung willen ist es notwendig, daß der einzelne sich zu 
den sachlichen Zielen einer Partei bekennt und diese Ziele nicht der Einzelperson unter- 
ordnet. 

9. Die Gemeinschaft gibt sich selbst ihren Rang durch die Verwaltungsregeln, die sie 
anerkennt und praktiziert. Je mehr diese Regeln den christlichen Geboten entsprechen, 
desto größer ist die Gewähr für die Beständigkeit und den Sinngehalt dieser Gemein- 
schaft. 

10. Als Christ steht der politische Mensch im Konflikt zwischen den Forderungen des 
Evangeliums und den Forderungen des politischen Kampfes in dieser Welt. Er darf 
einen Kompromiß im Vertrauen auf Gottes gnädige Hilfe nicht scheuen. 


Grundsätzliche Besinnung verbunden mit konkreten Hilfen zur eigenen Urteils- 
findung jenseits aller Schlagworte bietet eine Erklärung der Evangelischen Be- 
kenntnisgemeinschaft in Württemberg: 


Um der Menschen willen, über deren Schicksal im kommenden Bundestag mitentschie- 
den wird, sollte kein evangelischer Christ der Wahl fernbleiben. Wir können keinem die 
Mühe ersparen, nüchtern und frei seine Entscheidung zu suchen und dafür einzustehen, 
auch wenn keine Partei ganz seinen Erwartungen entspricht. Wer nicht wählt, trifft 
auch eine Entscheidung. 

Laßt euch im Wahlkampf nicht durch Schlagworte blenden! Wehrt euch standhaft 
dagegen, wenn politische Gegner persönlich verdächtigt und damit abgeschossen werden 
sollen! Wir achten jeden hoch, der als Politiker Zeit und Kraft und seinen guten Namen 
in den Dienst unseres Volkes stellt. 

Die Kirchenleitungen, Pfarrer und gewählten Vertretungen der Gemeinde bitten wir 
brüderlich und herzlich, nicht durch einseitige öffentliche Parteinahme den Dienst am 
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Evangelium zu hindern. Damit wollen wir es keinem verwehren, im Gespräch „unter 
der Kanzel“ seine Meinung zu vertreten. 

Eine Gesundung unseres politischen Lebens gibt es nur durch deutliche Abkehr von 
unserer Vergangenheit. Der Wiederverbreitung nationalsozialistischer Literatur und 
antisemitischer Schlagworte und Gefühle treten wir mit aller Entschiedenheit entgegen. 
Wer durch immer wiederholte Aufrechnung fremder Greueltaten die deutsche Schuld an 
den europäischen Völkern und an dem jüdischen Volk aus der Welt schaffen will, be- 
trügt uns dadurch um die Frucht einer bußfertigen Begegnung mit unserer Vergangenheit. 

Die Evangelische Akademie in Iserlohn hat in zehn Punkten auf Grund eines Ge- 
sprächs zwischen führenden Vertretern der verschiedenen Parteien ethische Grundsätze 
für einen fairen und sauberen Wahlkampf herausgestellt. Wir stimmen diesen Grund- 
sätzen zu. Insbesondere treten wir als Christen dafür ein, daß keine Partei die von ihr 
vertretene Politik als die allein christliche oder soziale ausgibt. Es ist selbstverständlich, 
daß die Iserlohner Grundsätze nicht auf die politischen Sachfragen eingehen konnten. 
Wenn wir im folgenden mit allem Vorbehalt versuchen, über diese Grundsätze hinaus 
einige Sachfragen zu besprechen, so möchten wir damit dem evangelischen Wähler in 
unserem Teil zur Klärung helfen, ohne für oder gegen eine bestimmte politische Partei 
Stellung zu nehmen. Es gibt politische Erkenntnisse, die für jeden evangelischen Christen 
verpflichtend sind. Es gibt für den evangelischen Christen aber auch innerhalb der ein- 
zelnen Fragengebiete verschiedene Entscheidungsmöglichkeiten, die er nach bestem Wis- 
sen und Gewissen zu prüfen hat. 

Wir raten, in den Wahlversammlungen präzise Sachfragen zu stellen und auf eine 
sachliche Antwort zu dringen. 


Wie solche Sachfragen zu verschiedenen Themen etwa lauten könnten, wird in 
der Erklärung mit jeweils vorangestellten Begründungen erläutert. Wir greifen 
einige Fragen heraus: 

Zum Thema der Wiedervereinigung werden folgende Fragen empfohlen: 


Ist jemand in der Lage, die Bedingungen zu nennen, unter denen Rußland der Wieder- 
vereinigung zustimmt? Ist etwas versäumt worden, um diese Bedingungen zu erfahren? 
Welcher Art können die Opfer für die Wiedervereinigung sein? Welche Verzichte dürfen 
nicht geleistet werden? Was kann unter den jetzt gegebenen Verhältnissen geschehen, um 
die Verbindung zwischen den getrennten Teilen unseres Volkes zu festigen? 


Zum Thema der Abrüstung lauten die Fragen: 


Was kann geschehen, um die Resignation zu bekämpfen, die eine neue kriegerische Kata- 
strophe für unabwendbares Schicksal hält? Welche Möglichkeiten gibt es, um die Er- 
starrung zu lösen und einen friedlichen Austausch zwischen den gegnerischen Völkern 
herbeizuführen? In welcher Weise muß die Frage der Abrüstung mit der Frage der 
Wiedervereinigung verbunden werden? Gibt es einen wirksamen Schutz der Bevölke- 
rung gegen die modernen Vernichtungswaffen? 


Zur Wehrpolitik wäre zu fragen: 


Gibt es reale Voraussetzungen, welche die Entbindung von unseren militärischen Ver- 
pflichtungen gegenüber dem Westen als eine überzeugende politische Möglichkeit er- 
scheinen lassen können? Gibt es bei Aufrechterhaltung dieser Verpflichtungen eine 
Möglichkeit, die Lagerung von Atomwaffen auf deutschem Boden und die Ausrüstung 
der Bundeswehr mit Atomwaffen zu vermeiden? 


57 


Weitere Fragenvorschläge betreffen die Sozialpolitik, die Familienpolitik usw. 
Die Erklärung schließt mit einigen Fragen zur politischen Verantwortung, wie 
sie sich jeder einzelne stellen sollte: 


Wo fehlt es bei uns, daß wir als evangelische Christen-so schwer dazu kommen, poli- 
tische Verantwortung zu übernehmen? Wie können die Parteien die Mitarbeit evangeli- 
scher Christen erleichtern? Durch welche Maßnahmen kann man den deutschen 
Staatsbürger dazu erziehen, daß er nicht alles vom Staat erwartet? 


Der bayerische Arbeitskreis „Evangelium und Offentlichkeit“ trat mit einer 
Resolution folgenden Wortlautes an die Öffentlichkeit: 


Politische Wahlen haben die Aufgabe, die Voraussetzungen für eine gute Obrigkeit zu 
schaffen, die „der Stadt Bestes sucht“. Die Evangelische Kirche muß daher bei freien 
Wahlen ihren Gliedern die Erfüllung der Wahlpflicht zur Gewissenspflicht machen und 
für den Wahlkampf darauf hinweisen, daß auch der politische Gegner Nächster ist. 

Die Kirche hat die Aufgabe, dem Herrschaftsanspruch Gottes auf Erden die Bahn 
frei zu machen. Sie hat das Wort Gottes in seiner Anwendung auf die heutige Zeit zu 
verkündigen, die Menschen um dieses Wort zu sammeln und daran zu arbeiten, daß es 
in der Welt verwirklicht wird. Politische Wahlen dienen dem Anspruch von Parteien 
auf Verwirklichung ihrer politischen Ziele und führen zur Aufteilung der zur Wahl 
gerufenen Menschen in politische Freunde und Gegner. In dieser Lage muß sich die 
Kirche der Stellungnahme zu den die Wahlen tragenden Parteien und ihren Programmen 
enthalten, soweit deren Ziele nicht dem Auftrag der Kirche offenkundig zuwiderlaufen; 
ebenso muß die Kirche darauf verzichten, auf die Stimmabgabe der Wähler Einfluß zu 
nehmen. 

Die hier geforderte Überparteilichkeit der Evangelischen Kirche mag vielleicht man- 
chem bei politischen Wahlen zu wenig erscheinen; auf die Dauer gesehen, hat sie aber 
die beste Verheißung, weil sie allein dem Wesen der Evangelischen Kirche entspricht. 


Einen bemerkenswerten Beitrag zu dem Gespräch über Grundsatzfragen der 
politischen Ethik in christlicher Verantwortung stellt eine Verlautbarung dar, 
die der vom Evangelisch-Lutherischen Landeskirchenrat in München berufene 
Politische Ausschuß veröffentlichte: 


Die evangelische Kirche achtet die Eigenverantwortung des politischen Lebens. Sie ist 
aber dazu gerufen, ständig auf den Herrn alles Lebens zu weisen, der auch dem politi- 
schen Leben Ziel und Grenzen setzt. Das politische Leben wird sich nur dort gesund 
entfalten, wo Gottes Gebote geachtet werden. Wo der Tag des Herrn mißachtet wird, 
wo Ehe und Familie aufgelöst werden, wo Eigensucht und Genußsucht regieren und 
keine soziale Gerechtigkeit gilt, wo vor allem an Stelle der Gottesfurcht menschliche 
Selbstherrlichkeit und Zuchtlosigkeit treten, da sterben die Wurzeln des politischen 
Lebens ab. Darum wird die evangelische Kirche nicht müde, auch dem politischen Leben 
gegenüber zu bezeugen: wir sollen Gott über alle Dinge fürchten, lieben und vertrauen. 

Zum Wesen der modernen Demokratie gehören Wahlkampf und freie Wahlentschei- 
dung. Der freien Wahlentscheidung wird dadurch am besten gedient, daß die politischen 
Parteien ihre Ziele klar herausstellen und den Wahlkampf sachlich führen. Stimmen- 
werbung darf nicht zur bedenkenlosen Wahlpropaganda ausarten. Wo die Wahrheit 
verdreht, der politische Gegner verächtlich gemacht und falsche Anschuldigung unter- 
stellt wird, entartet der Wahlkampf. 

Die Autorität unseres demokratischen Staates darf auch im Wahlkampf nicht Schaden 
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leiden. Sie darf weder von den Vertretern der Regierung mißbraucht noch von ihren 
Gegnern untergraben werden. Regierungsparteien und Oppositionsparteien sollten sich 
auch im schärfsten Wahlkampf in gegenseitiger Achtung für den Aufbau des Staats- 
wesens verantwortlich wissen. 

Große Lebensfragen des deutschen. Volkes, wie die Frage der Wiedervereinigung, die 
Atomfrage, die Wehrfrage, die Frage einer gerechten Sozialordnung, dürfen nicht zu 
billigen Parteiparolen gemacht werden. Um ihre Lösung sollten sich alle Parteien und 
das ganze deutsche Volk gemeinsam bemühen. 

Christliche Verantwortung kann nicht mit bestimmter Parteizugehörigkeit gleich- 
gesetzt werden. Aber für den Wähler ist es von Bedeutung, daß politische Entscheidun- 
gen in christlicher Verantwortung getroffen werden und Parteien christlicher Verant- 
wortung Raum geben. 

Der evangelische Christ ist kirchlich nicht an bestimmte politische Wahlentscheidungen 
gebunden. Es soll aber jeder evangelische Christ an seine politische Verantwortung vor 
Gott erinnert werden, der er sich nicht dadurch entziehen darf, daß er der Wahl fern- 
bleibt. Es ist Sache der evangelischen Christenheit, dafür besorgt zu sein, daß mehr und 
mehr Männer und Frauen in verschiedenen Parteien in christlicher Verantwortung 
politisch tätig werden. Die evangelische Christenheit soll sich besonders darum bemühen, 
dem Politiker brüderlich zur Seite zu stehen, damit er in den Realitäten des politischen 
Kampfes unter den Geboten Gottes und unter dem Trost des Evangeliums bleibt. 


Der Ausschuß für Offentlichkeitsarbeit der Evangelischen Kirche im Rheinland 
gab mit Zustimmung der Rheinischen Kirchenleitung zum Bundestagswahlkampf 
folgende Erklärung heraus: 


1. Jede politische Partei hat als Teil des Ganzen eine besondere Sicht dessen, was sie 
für Staat, Wirtschaft und Geselischaft für erstrebenswert oder notwendig hält. Indem 
der einzelne sich für eine Partei entscheidet, übt er seine Mitverantwortung für das 
Ganze aus. 

2. Je klarer die Gegensätze ausgesprochen werden, desto sachlicher wird die Ausein- 
andersetzung, und desto deutlicher kann die Entscheidung des Wählers sein. 

3. Das Gebot menschlicher Sauberkeit verpflichtet alle, den politischen Gegner ernst- 
haft anzuhören und von ihm zu lernen. Seine persönliche Ehrenhaftigkeit und sein guter 
Glaube sollten nicht angezweifelt werden. 

4. Jede Partei sollte bedenken, daß die Opposition zur eigenen Korrektur notwendig 
ist. Eine Regierungspartei kann sich nicht mit dem Staat identifizieren; Regierungspartei 
und Opposition sollten sich als gleich notwendige Träger des Staates anerkennen. 

5. Die Evangelische Kirche legt es niemandem ins Gewissen, eine bestimmte Partei zu 
wählen oder sie nicht zu wählen. 

Die Parteien sollten nachdrücklich bekräftigen, daß sie mit den Bezeichnungen wie 
„christlich“, „deutsch“, „frei“ und „sozial“ in ihrem Namen keinen Ausschließlichkeits- 
anspruch erheben. 

6. Keine demokratische Partei sollte der anderen unterstellen, sie diene dem Kommu- 
nismus, Militarismus oder Faschismus. 

7. Als Christ steht der politische Mensch im Konflikt zwischen den Forderungen des 
Evangeliums und den Gegebenheiten des politischen Kampfes in dieser Welt. Er darf 
die Entscheidung, die ihn vor Gott und Menschen schuldig machen könnte, im Ver- 
trauen auf die Vergebung nicht scheuen. 


Zur Bundestagswahl selbst richtete der gleiche Ausschuß, ebenfalls mit Zustim- 
mung der Rheinischen Kirchenleitung, nachstehendes Wort an die Wähler: 
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Wir leben in einem demokratischen Staat, für dessen politischen Weg jeder Bürger mit- 
verantwortlich ist. Wir bitten deshalb die Glieder unserer Kirche, durch Beteiligung an 
der kommenden Wahl diese Verantwortung wahrzunehmen. 

Es gehört zum Wesen demokratischer Ordnung, daß mehrere Parteien um unsere 
Stimmen werben. Die evangelische Kirche schreibt es niemandem vor, bestimmten Kan- 
didaten oder einer bestimmten Partei die Stimme zu geben oder zu versagen. Die Wahl- 
' entscheidung ist Sache der politischen Einsicht und gewissenhaften Prüfung jedes 
einzelnen. Das Evangelium rüstet uns aus, nüchtern die Geister zu prüfen und das 
Beste des ganzen Volkes zu suchen. 

Auch bei verschiedener politischer Entscheidung gehören wir als Glieder der Gemeinde 
Jesu Christi zusammen und achten uns als Brüder. Die gemeinsame Fürbitte für das 
Ganze darf nicht aufhören. 


Ein anderer, weniger maßvoller, stark politisch und polemisch gefärbter Ton 
handfester Einseitigkeit klingt auf in einer Verlautbarung der Kirchlich-Theolo- 
gischen Arbeitsgemeinschaft der Protestantischen Kirche in der Pfalz vom 
19. Juni des Jahres: 


1. Im Gehorsam gegen das Friedensgebot Jesu Christi und im Blick auf die von der 
Kirche bekannte Schuld unseres deutschen Volkes in der Vergangenheit lehnen wir die 
Wiederaufrüstung des geteilten Deutschlands in Ost und West ab und treten dafür ein, 
daß diese wieder rückgängig gemacht wird. Wir rufen dazu auf, von der im Grund- 
gesetz als Grundrecht verankerten Möglichkeit zur Wehrdienstverweigerung Gebrauch 
zu machen. 

2. Wir erklären, daß die Herstellung, Erprobung und Anwendung von atomaren 
Waffen im Widerspruch zu Gottes Geboten steht und ein Verbrechen an der Menschheit 
ist. Wir rufen dazu auf, sich in keiner Weise an diesem Verbrechen zu beteiligen. Deshalb 
können wir auch einer Ausrüstung deutscher Truppen in Ost und West mit atomaren 
Waffen nicht zustimmen. 

3. Der im heutigen Deutschland allerorts wiedererwachende Geist des Nationalis- 
mus, des Militarismus und des Antisemitismus steht im Widerspruch zu unserem allein 
an die Heilige Schrift gebundenen Glauben. Wir rufen unsere Gemeinden, Pfarrer, 
Presbyter und Lehrer auf, diesem Ungeist tapfer zu widerstehen und am Zeugnis der 
Bibel festzuhalten. 

4. Das biblische Evangelium von Jesus Christus ruft uns aber auch zur Wachsamkeit 
auf gegenüber den klerikalen und konfessionalistischen Tendenzen, die heute in Kirche 
und Staat immer stärker um sich greifen. Die Herrschaft Jesu Christi über Kirche und 
Staat mittels des gepredigten und allem Volke bezeugten Wortes Gottes darf nicht zu 
einer Machtstellung der Kirche und der sog. Kirchenführer umgewandelt werden. Rede- 
und Glaubensfreiheit dürfen nicht durch staatliche oder kirchliche Zwangsmaßnahmen 
eingeschränkt werden. 

5. Wir bedauern den von der vorher dazu nicht autorisierten Leitung der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland (Rat der EKD) einseitig mit der westdeutschen Bundes- 
republik abgeschlossenen Militärseelsorgevertrag, der die Errichtung einer der Freiheit 
des Evangeliums widersprechenden Militärkirche hierarchischer, also unevangelischer 
Ordnung vorsieht. Die Verkündigung des Wortes Gottes geht auch die Menschen an, 
welche Soldaten sind, aber diese Militärseelsorge ist eine Aufgabe der Kirchengemeinde, 
sie darf nicht einer vom Staat abhängigen Militärkirche anvertraut werden. Wir for- 
dern für die Militärseelsorge die Freiheit der Verkündigung, auch zur Wehrdienstver- 
weigerung und zur Ablehnung des Gebrauchs atomarer Waffen. 

6. Angesichts des kommenden Wahlkampfes erklären wir wiederum, daß der Ge- 
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brauch des Wortes „christlich“ für Wahlparolen und parteipolitische Zwecke ein Miß- 
brauch des Namens und Wortes Gottes ist, der gegen das dritte Gebot verstößt. Wir 
rufen unsere Gemeinden, Pfarrer, Presbyter, Lehrer und unsere Kirchenleitung auf, 
diesem Mißbrauch des Namens Jesu Christi öffentlich zu widerstehen. 

7. Wir wissen uns vom Worte Gottes im Glauben gebunden, dies unseren Gemeinden 
in der uns befohlenen Auslegung der Heiligen Schrift zu predigen und bekanntzumachen, 
und sehen darin die uns gebotene Treue zum Bekenntnis unserer evangelischen Unions- 
kirche, wie es in der Präambel zur Vereinigungurkunde 1818 und im Barmer Bekenntnis 
von 1934 bzw. 1946 (Zustimmungserklärung der Pfälzer Landessynode) seinen Aus- 


druck findet. 


Wie schon am Schluß der vorstehend abgedruckten Erklärung spielt in den Ver- 
lautbarungen aus dem kirchlichen Raum zum Bundestagswahlkampf der Ge- 
brauch des Wortes „christlich“ im Parteinamen der CDU die Rolle eines Stei- 
nes des Anstoßes, häufig in einen erschwerenden Zusammenhang gebracht mit 
der vom Bundeskanzler in Wahlreden getroffenen — weder politisch noch kirch- 
lich zu billigenden — Feststellung, daß der Ausgang der Wahl darüber ent- 
scheide, ob Deutschland und Europa christlich bleiben oder kommunistisch wer- 
den würden. 

Die erste Reaktion aus dem kirchlichen Raum stellte ein „Offener Brief an den 
Herrn Bundeskanzler“ der Studentenschaft der Kirchlichen Hochschule Wupper- 
tal dar: 


Studentenschaft 
der Kirchlichen Hochschule Wuppertal Wuppertal, den 6. Juni 1957 


Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 


Zu Ihrer anläßlich der Bamberger Kundgebung vom 2. Juni 1957 gemachten Äußerung, 
es gehe bei der Bundestagswahl darum, ob Deutschland christlich bleibe oder kommu- 
nistisch werde, möchten wir als Studentenschaft der Kirchlichen Hochschule Wuppertal 
in folgender Weise Stellung nehmen: 

1. Wir wenden uns gegen die These, daß die Durchsetzung eines bestimmten politi- 
schen Programmes den Fortbestand des Christentums in Deutschland garantiere. 

2. Wir wenden uns gegen die darin beschlossene Behauptung, daß der christliche 
Glaube zur Übernahme eines bestimmten politischen Programms verpflichte. 

3. Als evangelische Studenten verschiedener politischer Richtung bitten wir Sie, die 
Tatsache zu respektieren, daß der Christ die Möglichkeit hat, sich für jede demokrati- 
sche Partei frei zu entscheiden. Es ist eine offensichtliche Tatsache, daß in den verschie- 
densten Parteien des Bundestages Christen politisch aktiv sind. 

4. Wir wenden uns gegen den Versuch, in politisch Andersdenkenden, Christen und 
auch Nichtchristen, grundsätzlich Schrittmacher des Kommunismus zu sehen. 

5, Wir möchten deshalb auf Ihre Äußerung entgegnen, daß es im kommenden Wahl- 
kampf nicht um die Alternative „christlich“ oder „kommunistisch“ geht. 

Eine unsachgemäße Anwendung des Begriffes „christlich“ im Wahlkampf bedeutet 
also eine Ablenkung von den eigentlichen politisch-sachlichen Differenzen. 


Hochachtungsvoll 
Die Studentenschaft 


(Der Senior) 
Helmut Korneman 
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Weite Kreise zog die Auseinandersetzung über die Selbstbezeichnung der CDU 
als einer „christlichen“ Partei in Württemberg. Ausgelöst wurde sie durch eine 
Entschließung der „Kirchlichen Bruderschaft in Württemberg“, die nicht nur 
andersdenkende Pfarrer und Laien der württembergischen Landeskirche, son- 
dern auch den Oberkirchenrat in Stuttgart, die CDU-Fraktion des Landtages 
von Baden-Württemberg und den Evangelischen Arbeitskreis der CDU in Würt- 
temberg auf den Plan rief. 


ENTSCHLIESSUNG DER „KIRCHLICHEN BRUDERSCHAFT IN WÜRTTEMBERG“ 


Die CDU nimmt als einzige Partei in der Bundesrepublik das Wort „christlich“ für sich 
in Anspruch. Am 2. Juni 1957 hat nach einem Bericht des „Fränkischen Tags“ der Partei- 
chef der CDU, Dr. Adenauer, in seiner Rede auf dem Domplatz in Bamberg erklärt, 
es gehe bei der Wahl (zum Bundestag) darum, ob Deutschland und Europa christlich 
blieben oder beide kommunistisch würden. Dieses Wort ist mit großer Zustimmung von 
der CDU aufgenommen worden. Hinter diesem Wort und dieser Haltung wird die 
Anmaßung offenbar, als ob der christliche Glaube allein unter einer CDU-Regierung 
frei gelebt werden könne und als ob jeder, der der Opposition seine Stimme gebe, dem 
Kommunismus den Weg bereite. 

Wir protestieren gegen diese mißbräuchliche Benutzung des Namens „christlich“, die 
nur den Zweck haben kann, die Oppositionsparteien zu diffamieren und Stimmen zu 
fangen. Der fortgesetzte Mißbrauch des Namens Christi zu Parteizwecken hat der 
Kirche bereits größten Schaden zugefügt und seinen rechten Gebrauc in ihrer Ver- 
kündigung unglaubwürdig gemacht. Er ist dazu angetan, daß viele Menschen der Kirche 
den Rücken kehren. 

Damit allen Menschen klar werde, daß die Kirche mit der mißbräuchlichen Verwen- 
dung des Namens ihres Herrn zu Partei- und Wahlzwecken nichts zu tun habe, sind 
wir als Glieder der Kirche entschlossen, der CDU bei der nächsten Bundestagswahl 
unsere Stimme zu versagen und diese Partei abzulehnen, solange sie nicht gewillt ist, 
das Wort „christlich“ aus ihrem Parteinamen zu streichen. 


1. Juli 1957 


Unterschrieben ist diese Entschließung von vier Pfarrern und acht Gemeinde- 
gliedern. 


ERKLÄRUNG VON PFARRERN UND FÜHRENDEN LAIEN DER 
WÜRTTEMBERGISCHEN LANDESKIRCHE 


Es mehren sich die Fälle, in denen die parteipolitische Neutralität der Kirche öffentlich 
verletzt wird. So hat zuletzt ein kleiner Kreis evangelischer Theologen und Laien, der 
sich die Bekämpfung der CDU zum Ziel gesetzt hat, unter dem Namen einer „Kirch- 
lichen Bruderschaft“ in den Wahikampf eingegriffen und der CDU vorsätzlichen Miß- 
brauch des christlichen Namens vorgeworfen. 

Dazu stellen wir fest: Trotz eingehender Überlegungen hat kein kirchliches Gremium 
bisher Politikern das Recht bestritten, sich christlich zu nennen und sich in ihrem Partei- 
namen Öffentlich dazu zu bekennen. Daraus darf jedoch keinesfalls eine Diffamierung 
anderer Parteien, wie zum Beispiel der SPD, gemacht werden, als seien sie unchristlich. 
Es hat deshalb einer Klärung der Lage gedient, daß die CDU selbst es ausdrücklich 
abgelehnt hat, einen Monopolanspruch zu erheben, nach dem alle rechten Christen ihre 
Partei wählen sollen. 

Jeder Christ soll die Partei wählen, die nach seiner Meinung dem Wohl des deutschen 
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Volkes am besten dient. Nicht wer sich selber christlich nennt, sondern wer anderen das 
Recht zum Tragen des christlichen Namens abspricht, diffamiert und bringt damit seinen 
eigenen kirchlichen Namen in Mißkredit. 

Wir bedauern zutiefst, daß aus der Mitte unserer Kirche in solcher Weise zum Wahl- 
kampf Stellung genommen wurde. 

Wir fordern alle verantwortlichen Glieder unserer Kirche, insbesondere die Pfarrer- 
schaft, auf, einer weiteren Politisierung der Kirche energisch entgegenzutreten. 


8. Juli 1957 
Diese Erklärung ist von vierzehn Pfarrern und acht Laien unterschrieben. 


Unter dem 3. Juli erhoben die evangelischen Abgeordneten der CDU-Frak- 
tion im Landtag von Baden-Württemberg in einem Schreiben an die Kirchen- 
leitung der Evangelischen Kirche in Württemberg schärfsten Einspruch gegen die 
Entschließung der „Kirchlichen Bruderschaft“ und baten die Kirchenleitung, von 
der Erklärung der Bruderschaft öffentlich abzurücken. In dem Schreiben heißt 
es wörtlich: 


Wir glauben, in der Verwendung des Begriffes „christlich“ bei unserer politischen Arbeit 
die geschichtliche Aufgabe einer Annäherung der beiden großen christlichen Konfes- 
sionen auf dem Gebiete der Politik miterfüllen zu helfen und damit unserem konfes- 
sionell zergliederten Volk in besonderer Weise zu dienen. Wir erheben keinen Monopol- 
anspruch auf den Begriff „christlich“, betonen aber, daß wir das Recht auf Verwendung 
dieses Begriffes genauso festhalten wie andere Parteien und Gruppen ihre Begriffe, wie 
„sozial“ und „liberal“. 


Der Evangelische Oberkirchenrat in Stuttgart beantwortete diese Beschwerde 
am 10. Juli mit einem Schreiben an den CDU-Landtagsabgeordneten Dr. Heieck 
(Aktenzeichen Nr. A 9223/10): 


Der Oberkirchenrat bestätigt den Eingang Ihres Schreibens vom 3. Juli betreffend 
„Kirchliche Bruderschaft“. 

Zu Ihrer Information teilen wir Ihnen mit, daß Landesbischof D. Haug, der von 
Vertretern der „Kirchlichen Bruderschaft“ über die Absicht einer Entschließung gegen 
das „C“ in der CDU informiert worden ist, gegen die Veröffentlichung der Ent- 
schließung um der Kirche willen grundsätzliche Einwendungen erhoben und insbesondere 
von ihrer Unterzeichnung auch durch Pfarrer entschieden abgeraten hat. 

Es ist freilich nicht zu bestreiten, daß der Dienst unserer Kirche bei manchen Ge- 
meindegliedern dadurch erschwert wird, daß die Kirche wegen des Namens „CDU 
für eine diesen nicht genehme Politik mitverantwortlich gemacht wird. Auch die immer 
wieder allzu unkritische Rede vom „christlichen Abendland“ oder vom „christlichen 
Europa“ muß heute Anstoß erregen. Wir erinnern nur an die Eindrücke, die christliche 
und nichtchristliche Studenten aus Asien und Afrika bei uns vom sogenannten christ- 
lichen Europa bekommen. Diese Feststellung soll freilich in keiner Weise die Tatsache 
verkleinern, daß die Kirche ihre Botschaft im Westen frei und öffentlich verkündigen 
darf. 

Im übrigen bedauert der Oberkirchenrat, daß diese durchaus verständlichen Anliegen 
von der „Kirchlichen Bruderschaft“ in der von Ihnen beklagten Entschließung in einer 
Weise vorgetragen wurden, daß Männer und Frauen sich verletzt fühlen konnten, 
die sich gerade auch für ihr politisches Denken und Handeln dem Herrn Christus 
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verpflichtet wissen und sich miteinander dazu auch im Namen ihrer politischen Partei 
offen bekennen wollen. 
Wir bitten Sie, die Mitunterzeichner Ihres Briefes zu unterrichten. 


Fast gleichzeitig mit diesem Schreiben erging die 


STELLUNGNAHME DES EVANGELISCHEN ARBEITSKREISES DER CDU WÜRTTEMBERG 


Die „Kirchliche Bruderschaft“, eine kleine Gruppe evangelischer Pfarrer und Laien in 
Württemberg, die politisch vorwiegend Anhänger Heinemanns sind, hat in einer „Ent- 
schließung“ die CDU angegriffen, weil sie sich Christlich-Demokratische Union nennt. 
Wir stellen aus diesem Anlaß noch einmal eindeutig klar: 

1. Wir sind mit den Kritikern einig in dem Wunsche, daß der Name unseres Herrn 
Jesus Christus nicht zu politischen Zwecken mißbraucht werde. Gerade deshalb aber 
müssen wir uns mit allem Nachdruck gegen die immer wieder und besonders kurz vor 
Wahlen erfolgende Unterstellung wehren, die CDU nenne sich „Christlich“-Demokrati- 
sche Union, um damit andere Parteien „zu diffamieren und Stimmen zu fangen“. Dieser 
Vorwurf ist weder gegen die Christlich-Soziale Bewegung Stöckers noch in den ersten 
Jahren gegen die CDU selbst erhoben worden. Er wurde erst zur Waffe in der politi- 
schen Auseinandersetzung, seit die CDU durch ihre unbestreitbaren außen- und innen- 
politischen Erfolge über ihre politischen Gegner hinausgewachsen ist. 

2. In der politischen Botschaft der Kirchenkonferenz Bad Treysa vom 28. August 
1945, also in einer Zeit, in der die heilsamen Gerichte Gottes in unserem Volk noch 
wirksam waren, wurde folgende Feststellung getroffen: „Das furchtbare Erlebnis der 
vergangenen zwölf Jahre hat weiten Kreisen innerhalb und außerhalb der deutschen 
Kirchen die Augen dafür geöffnet, daß nur da, wo Grundsätze christlicher Lebensord- 
nung sich im öffentlichen Leben auswirken, die politische Gemeinschaft vor der Gefahr 
dämonischer Entartung bewahrt bleibt. Aus dieser Erkenntnis erwächst den evangeli- 
schen Kirchen Deutschlands die große und schwere Aufgabe, weit stärker als bisher auf 
die Gestaltung des öffentlichen Lebens und insbesondere der politischen Gemeinschaft 
einzuwirken.“ i 

3. Weil Christen beider Konfessionen überzeugt waren, daß in dieser Situation der 
christliche Glaube der einzige neue Ansatzpunkt zum gemeinsamen politischen Handeln 
von Christen beider Konfessionen bilde, entstand die Christlich-Demokratische Union. 
So sagte gerade Dr. Heinemann, damals noch Mitglied der CDU, 1949 in Heidelberg: 
„Wer heute in Regierungen und Parlamenten Männer und Frauen sehen will, die aus 
christlicher Verantwortung handeln, kann es nicht in Absonderung der evangelischen 
von den katholischen oder der katholischen von den evangelischen Mitbürgern verwirk- 
lichen, sondern nur in politischer Gemeinschaft beider. Das ist ganz schlicht und einfach 
der Sinn der Union!“ 

4. In der „Kasseler Erklärung“ des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU, die 
in der Schlußversammlung der Bundestagung 1957 ausführlich diskutiert und einstimmig 
angenommen. wurde, heißt es: „Wir sind unter dem Zeichen ‚christlich‘ angetreten. Da- 
mit haben wir keinen Monopolanspruch erhoben. Wir haben uns vielmehr selbst heraus- 
gefordert, indem wir uns unter diese gemeinsame Verpflichtung gestellt haben. Das 
bedeutet kein Urteil über andere.“ 

Wir begrüßen jeden, der als Christ Verantwortung im öffentlichen Leben übernimmt, 
und wünschen, daß sein Rat in der Partei, der er sich anschließt, auch in der praktischen 
Tagesarbeit wirklich etwas gilt. 

5. Wir haben nie geleugnet, daß unsere Entscheidungen politische Entscheidungen 
sind. Wir suchen sie aber aus unserer Verantwortung vor Gott heraus zu treffen. Da- 
gegen vermeiden wir es, unsere politische Meinung als die einzige christliche zu bezeich- 
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nen oder ihr gar als „Stimme der Gemeinde“ oder Äußerung einer „Kirchlichen“ 
Bruderschaft den Anschein geistlicher Autorität zu geben. Wir meinen sogar, daß diese 
Praktiken der Kirche und dem Namen Christi weit mehr schaden als unsere offene 
Erklärung, wir wollten unsere Politik aus christlicher Verantwortung treiben. 


Stuttgart, 11. Juli 1957 Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU, Landesarbeits- 
kreis Württemberg: Simpfendörfer, Steinbach, Bausch, 
Binder, Deringer, Höhnle, Besson, Bopp, Elwinger, Hang, 
Maurer, Nebinger, Raiser, Rösch, Schieck. 


Es ist anzuerkennen, daß die CDU-Erklärungen dieses Jahres - mit Ausnahme 
der wahlmacherischen Auslassung des Bundeskanzlers _ sich um Nüchternheit 
und Sachlichkeit bemühen und den Gebrauch des Wortes „christlich“ zumeist 
schlicht mit der Tatsache begründen, daß sich in der CDU Christen der beiden 
großen Bekenntnisse zu gemeinsamem politischem Handeln, wie sie es als Chri- 
sten vor Gott und den Menschen zu verantworten sich getrauen, zusammen- 
gefunden haben. Aber die theologisch höchst anfechtbare Rede vom christlichen 
Glauben als dem einzigen Ansatzpunkt zu gemeinsamem politischem Handeln 
von Christen beider Konfessionen und von christlichen Maßstäben, vor denen 
politische Entscheidungen verantwortet werden müßten, ist noch nicht ausgestor- 
ben und damit unter den Streit über den Gebrauch des Wortes „christlich“ im 
politischen Raum und Leben noch nicht der ihn endgültig abschließende Schluß- 
strich gezogen. Das ist um so bedauerlicher, als die Debatte mangels wirklich 
neuer Gesichtspunkte und Argumente nachgerade steril und damit langweilig 
zu werden beginnt. 

Zu einer weiteren Öffentlichen Auseinandersetzung in Rede und Gegenrede 
führte die Erklärung Dr. Dr. Heinemanns bei einer Pressekonferenz am 28. Mai, 
in der er ausführte, hinter seinem und seiner Freunde Weg in die SPD stünden 
mindestens drei leitende Amtsträger der Evangelischen Kirche, fünfzehn evan- 
gelische Theologieprofessoren aus der Bundesrepublik und Hunderte von Pasto- 
ren und kirchlichen Mitarbeitern. Vier Pfarrer richteten daraufhin einen offenen 
Brief an Dr. Dr. Heinemann: 


Sehr geehrter Herr Dr. Heinemann! 


In den Mittagsnachrichten des WDR vom 28. 5. 57 wurde berichtet von einer Presse- 
konferenz, die Sie zusammen mit dem Oppositionsführer, Herrn Erich Ollenhauer, 
in Bonn abgehalten haben. 

Was Sie dabei über Ihre politische Entscheidung gesagt haben, bleibt selbstverständ- 
lich Ihr gutes Recht. Im Zusammenhang damit haben Sie mit Zahlen aus dem kirch- 
lichen Raum aufgewartet. Nach Ihren Angaben ständen hinter Ihrem Schritt, der Sie 
zur SPD führte, mindestens drei leitende Persönlichkeiten der Evangelischen Kirche, 
fünfzehn evangelische Theologieprofessoren und Hunderte von Pfarrern. 

Daß Sie, verehrter Herr Doktor, in der öffentlichen Tagespolitik so aktiv sind, bleibt 
selbstverständlich Ihrer Verantwortung anheimgestellt. Daß Sie dabei noch ein hohes 
kirchliches Amt bekleiden, legt Ihnen besondere Verantwortung und Rücksichtnahme 
im politischen Raum auf. Daß Sie aber jetzt damit beginnen, verantwortliche Männer 
der Kirche nach ihrer politischen Stellungnahme anonym zu sortieren, bedeutet eine 
unverantwortliche Politisierung der Kirche. Unsere Kirche ist weder eine CDU-Kirche 
noch eine SPD-Kirche noch eine andere Parteikirche. Wir bitten Sie daher inständig, 
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zukünftig von Äußerungen in dieser Hinsicht abzusehen, um nicht Kettenreaktionen 
kirchlicher Stellungnahmen durch alle Parteien heraufzubeschwören. Wachen Sie mit 
uns darüber, daß Kirche wirklich Kirche bleibt! 

Als Pfarrer, die‘durch ihre besondere Arbeit in vielen Gemeinden und Werken der 
Kirche Einblick haben, schreiben wir diese Zeilen, weil Zahllose mit uns um die Ge- 
fahr der Politisierung der Kirche in großer Sorge sind. Wir schreiben weder im 
Auftrag noch nach Rücksprache mit politischen Instanzen, sondern völlig frei, aus 
dem Ruf unseres Gewissens heraus. 

Wir grüßen Sie in der Verbundenheit des gleichen Glaubens 


Ihre Walter Köllner, Superintendent Adalbert Turck, Pfarrer 
Heinrich Kemner, Pfarrer Paul Deitenbeck, Jugendpfarrer 


Dr. Dr. Heinemann antwortete darauf in einem ausführlichen Brief an Pfarrer 
Deitenbeck und gab darüber hinaus folgende der Öffentlichkeit zugängliche 
Erklärung ab: 


1. Politisierung der Kirche fand statt, als sie sich jahrhundertelang einseitig an Thron 
und Besitzbürgertum binden ließ. Daraus erwuchs die beklagenswerte Entfremdung 
vieler gegenüber ihrer Botschaft. Es kann für die Kirche und das Verhältnis der SPD 
zu ihr nur gut sein und zur Überbrückung alter Gräben beitragen, wenn der Übergang 
christlicher Staatsbürger in die SPD nicht lediglich geduldet, sondern von kirchlichen 
Amtsträgern bejaht wird. Darum habe ich auf Grund mir bekannter Stellungnahmen 
erklärt, wer meinen Schritt begrüßt. Das ist nur ein Zurechtrücken des Bildes von der 
Kirche in den Augen der Menschen unserer Tage, die weiterhin nicht von der Ver- 
gangenheit loskommen und in der Gegenwart ständig neuen Anlaß finden, die evan- 
gelische Kirche einseitig gebunden zu sehen. 

2. Politisierung der Kirche treibt heute, wer es mitmacht oder zuläßt, daß seine 
Partei unter christlichem Namen sich als „Einheitsfront der Christen“ aufführt und 
eine Politik verfolgt, welche bis tief in die Gemeinden hinein abgelehnt wird. Die 
„Christliche Einheitsfront“ wird gegenüber der SPD proklamiert. Das ist nachgerade 
eine Verfälschung der politischen Willensbildung, weil die SPD von heute nicht mehr 
die SPD der früheren Jahre ist, wohl aber die CDU sich entgegen ihren Anfängen von 
1945 zu einer politischen Front unter abermaligem Mißbrauch des Christlichen ent- 
wickelt hat. 

Wenn die katholische Kirche laut Erklärung des Bischofs Keller von Münster vom 
2. Juni auf dem Standpunkt steht, daß kein Katholik es vor seinem Gewissen zu ver- 
antworten vermöge, sozialdemokratisch zu wählen, weil die SPD sich nicht auf den 
Boden des Naturrechts stelle, so können wir Evangelischen eine solche Blockierung der 
Kirche gegenüber einer Partei wie der sozialdemokratischen keinesfalls mitmachen. Wir 
haben im Gegenteil zu verdeutlichen, daß ein evangelischer Staatsbürger auch SPD 
wählen kann, ohne seiner Christenpflicht untreu zu werden. Nicht die CDU, sondern 
die SPD war es beispielsweise, welche den Ratschlag der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zur Regelung der Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen im 
Bundestag vertrat! 

3. Ist es überhaupt vertretbar, daß eine Partei sich „christlich“ nennt? Das gesamte 
theologische Schrifttum von Künneth über Thielicke bis Karl Barth sagt nein. Das- 
selbe sprach die Weltkirchenversammlung von Amsterdam 1948 aus. Was tut unsere 
Kirche, um die einmütige Erkenntnis der theologischen Lehrer und die auch von den 
deutschen Teilnehmern ausgesprochene Erklärung von Amsterdam zur Geltung zu 
bringen? 

Angesichts aller dieser Umstände - von Einzelheiten der CDU-Propaganda ganz zu 
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schweigen - ist es notwendig, das Bild von der evangelischen Kirche in den Augen 
der Menschen unserer Tage zurechtzurücken., Darum habe ich gesagt, wer den Über- 


gang evangelischer Christen zur SPD anläßlich der Auflösung der Gesamtdeutschen 
Volkspartei begrüßt. 


Man kann nicht sagen, daß diese Erklärung befriedige. Freilich muß das Bild der 
Kirche in den Augen mancher Zeitgenossen zurechtgerückt und das Urteil über 
sie richtiggestellt werden, aber die Mittel zur Vornahme solcher Korrek- 
turen dürfen nicht den Requisitenkammern der politischen oder gar partei- 
politischen Propaganda entnommen werden. Jeder, zumal aber der im politi- 
schen Leben tätige und in politischer Verantwortung stehende Christ sollte um 
die Macht des Politischen wissen, das auch die Kirche mit in seinen Sog hinein- 
nehmen und sie der ihr gewiesenen und allein ihrem Wesen und Auftrag ange- 
messenen parteipolitischen Neutralität entreißen möchte, und darum mit 
verdoppelter Wachsamkeit darauf achten, daß jedwede Politisierung der Kirche 
sorgsamst vermieden werde. Es gehört zweifellos mit zu den Pflichten dieser 
Wachsamkeit und der Behutsamkeit des politischen Redens von Christen, daß 
kirchlich bekannte und verantwortliche Männer nicht als Werbemittel im Wahl- 
kampf gebraucht und ihre nur ihnen gehörenden politischen Stellungnahmen 
und Entscheidungen nicht in den Zubringerdienst parteipolitischer Zwecke ge- 
preßt werden. 

Ein unerfreuliches Kapitel des Hinüberspielens des Bundestagswahlkampfes 
in den kirchlichen Raum und seines Austrags auf dem Boden der Kirche wurde 
geschrieben, als in dem Informationsblatt „Politische Verantwortung“ in propa- 
gandistisch auslegender und auswertender Weise auf die Unterschriftensammlung 
am Schluß der außerordentlichen Synode der EKD 1956 (s. Kirchliches Jahr- 
buch 1956, S. 74 ff.) zurückgegriffen wurde. Das damalige „Nachspiel“ erfuhr 
dadurch seine Wiederbelebung in einem Nachspiel 1957/58, das in der kirchlichen 
und weltlichen Öffentlichkeit peinliches Aufsehen erregte. Im Gegenschlag zu 
den Veröffentlichungen in der „Politischen Verantwortung“ ergriff Akademie- 
direktor D. Dr. Eberhard Müller das Wort und gab in einem durch Postwurf- 
sendung an alle evangelischen Pfarrer in der Bundesrepublik verteilten offenen 
Brief eine Dr. Dr. Heinemann schwer belastende Darstellung des Verlaufes der 
Unterschriftensammlung: 


An die Mitglieder der Synode der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 
An alle evangelischen Pfarrer in der Bundesrepublik 23. August 1957 


Sehr verehrte und liebe Mitsynodale und Amtsbrüder! 


Sie wissen, daß ich im vorigen jahre eine bei der Tagung der Synode der EKD veran- 
staltete Unterschriftensammlung öffentlich angegriffen habe. Da es mir widerstrebte, 
die öffentliche Auseinandersetzung darüber weiterzuführen, habe ich seit Herbst ver- 
gangenen Jahres darüber geschwiegen, obwohl ich schon damals über dokumentarische 
Beweise für die volle Berechtigung meiner Angriffe gegen Dr. Heinemann verfügte. 
Eine ungenügende Klärung der Vorkommnisse schien mir immer noch erträglicher zu 
sein als eine Fortsetzung dieser unerfreulichen Auseinandersetzungen. 

Nunmehr hat aber der Kreis um Dr. Heinemann in einem von diesem mitheraus- 
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gegebenen Blatt „Politische Verantwortung“ die alten, längst widerlegten Behauptun- 
gen erneut aufgestellt und allen Pfarrern zugeleitet. In Nummer 1, Seite 2 dieses 
Blattes wird in einem von Kurt Müller gezeichneten Artikel wörtlich erklärt: „Lassen 
wir es dahingestellt, wer auf Asmussen, Bauer und Schomerus setzt. Jedenfalls war es 
die Mehrheit der Synodalen der EKD, die im Juni 1956 auf Initiative von Gollwitzer, 
Heinemann und Heinrich Vogel Bedenken gegen die Aufrüstung im zweigeteilten 
Deutschland äußerten.“ Diese Behauptung widerspricht eindeutig den Tatbeständen. 
Sie sollte in ihrem Zusammenhang beweisen, daß nicht eine kleine Gruppe, sondern 
viele führende Männer der Kirche, ja eine Mehrheit von Synodalen das politische 
Hauptanliegen dieser Gruppe bejaht. Das bedeutet den Versuch, die Unterschriften- 
sammlung nun auch noch im Sinne einer kirchlichen Wahlempfehlung zu mißbrauchen. 
Ich bin überzeugt, daß der SPD, für die die Heinemann-Gruppe zur Zeit eintritt, eine 
derartige Wahlempfehlung nicht erwünscht ist, da sie ihren Wahlkampf mit besseren 
Mitteln zu führen versucht. 

Ich hoffte zunächst, die Herausgeber des Blattes würden selbst in eindeutiger Weise 
von der falschen Behauptung abrücken. Ich schickte zu diesem Zweck eine Berichtigung 
und außerdem noch an Herrn Dr. Heinemann ein persönliches Schreiben. Die Berichti- 
gung war von mir bewußt so formuliert, daß es der Schriftleitung leicht werden sollte, 
bei den Lesern die falsche Informierung zu korrigieren, die mit der Kurt Müllerschen 
Behauptung erneut an die Öffentlichkeit getreten war. Statt dessen brachte die Schrift- 
leitung nach Rücksprache mit Herrn Dr. Heinemann eine Ergänzung zu meiner Be- 
richtigung, aus der die Leser nur den Schluß ziehen konnten, daß die Behauptung des 
Herrn Kurt Müller, die Unterzeichner der Unterschriftensammlung hätten „Bedenken 
gegen die Aufrüstung im zweigeteilten Deutschland geäußert“, eigentlich gar nicht 
falsch sei. Die Schriftleitung forderte dann die Leser auf, darüber zu befinden, „welche 
Schlüsse über die Einstellung der Synodalen zur Wehrfrage aus der Unterschriften- 
sammlung gezogen werden können“. Als Material für diese Schlußfolgerung wurde 
ihnen aber lediglich der Text der Unterschriftensammlung mitgeteilt, ohne ihnen eine 
Aufklärung darüber zu geben, in welchem Zusammenhang diese Erklärung ursprüng- 
lich stand und was die Unterschriftensammlung infolgedessen zu bedeuten hatte und 
was nicht. Außerdem wies die Schriftleitung durch Sperrdruck noch einmal darauf hin, 
daß die Erklärung durch eine Mehrheit von Synodalen unterschrieben worden ist, ohne 
darüber irgendeine Aufklärung zu geben, auf welch fragwürdige Weise diese Mehrheit 
zustande gekommen ist. Ich schickte daraufhin eine erneute Berichtigung ... Sie wurde 
von der Schriftleitung brüsk zurückgewiesen. 

Aus diesem Grund ist mir nunmehr weiteres Schweigen unmöglich geworden. Ich 
bin mit vielen Amtsbrüdern schon darüber sehr bekümmert, daß die Kirchen in den 
letzten Wochen durch Erklärungen von katholischer und evangelischer Seite (Bischof 
Keller und rheinische Bruderschaft), die für bzw. gegen die CDU eintraten, in den 
Wahlkampf hineingezogen wurden. Immerhin kann man über die Frage, ob das 
zulässig ist, noch verschiedener Meinung sein. Wenn aber im Wahlkampf auch noch 
angebliche Stellungnahmen kirchlicher Amtsträger vorgeschoben werden, die niemals 
erfolgt sind, so geht das über die Grenzen dessen hinaus, was Christen schweigend 
hinnehmen dürfen. Da die oben angeführten falschen Behauptungen allen Pfarrern 
der Bundesrepublik zugegangen sind, habe ich mich gezwungen gesehen, den Amts- 
brüdern nunmehr die volle Wahrheit über die ganze Angelegenheit mitzuteilen und 
ihnen zu ihrer eigenen Urteilsbildung das dazugehörende Beweismaterial beizufügen. 

Damit ich nicht wieder mit dem Vorwurf belastet werde, als stünde ich mit dieser 
Klarstellung im Dienste irgendwelcher parteipolitischer Absichten, habe ich dafür 
Sorge getragen, daß keine parteipolitisch irgendwie gebundene oder in einem staat- 
lichen Amt stehende Person vor Versendung dieses Briefes irgendwelche Kenntnis 
davon bekam. Die Versendung geschieht ausschließlich in meiner Eigenschaft als Syn- 
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odaler und im Interesse der Abwehr unwahrer Darstellungen kirchlicher Vorgänge. 
Mit Rücksicht auf den zur Zeit laufenden Wahlkampf möchte ich auch darauf hin- 
weisen, daß keine der bestehenden politischen Parteien, einschließlich derjenigen, für 
die Dr. Heinemann jetzt eintritt, durch diese Angelegenheit betroffen, da zu dem 
Zeitpunkt der Unterschriftensammlung keiner ihrer Veranstalter für eine der heute 
bestehenden Parteien eintrat. Die Unterschriftenaktion kann also weder für noch 
gegen irgendeine Partei ausgewertet werden, die sich am Wahlkampf 1957 beteiligt. 


Mit amtsbrüderlichen Grüßen bin ich Ihr Eberhard Müller 


DIE EREIGNISSE DER UNTERSCHRIFTENSAMMLUNG 


1. Am 26. Juni 1956 lud der sowjetzonale Ministerpräsident Nuschke die evange- 
lischen Bischöfe und Generalsuperintendenten der DDR zu sich ein und forderte sie 
auf, bei der am folgenden Tag beginnenden Sitzung der EKD-Synode nachdrücklich 
für ein Wort der Synode gegen die Einführung der Wehrpflicht in der Bundesrepublik 
einzutreten. Gleichzeitig stellte Nuschke Erleichterungen von den staatlichen Be- 
drückungen der Kirche in der DDR in Aussicht, um derentwillen die Synode unter 
anderem einberufen worden war. 

2. Obwohl diese Versuche Pankows, auf die Synodalen einzuwirken, dem dafür 
zuständigen Synodalausschuß, dem auch Dr. Heinemann angehörte, bekanntgegeben 
waren, lehnte dieser Ausschuß einen ihm vorgelegten Antrag gegen die Wehrpflicht 
mit großer Mehrheit ab. Diese Ablehnung entsprach der Haltung der ganzen Synode. 

3. Entgegen diesen Tatbeständen hat Dr. Heinemann später in der Öffentlichkeit 
den irrigen Eindruck zu erwecken versucht, als habe eine Mehrheit von Synodalen 
gegen die Wehrpflicht Stellung genommen. Dieser Versuch knüpfte daran an, daß im 
Synodalausschuß einige Brüder aus dem Osten seelsorgerliche Beobachtungen von dort 
mitgeteilt hatten, die zu schweren Besorgnissen Anlaß geben mußten, falls die DDR im 
Gefolge der Bundesrepublik ebenfalls die Wehrpflicht einführen würde. Der Ausschuß 
wünschte, diese Besorgnisse der Brüder aus dem Osten den Politikern als Material für 
ihre Entscheidung der Wehrpflichtfrage zur Kenntnis zu bringen. Es sollte dabei aber 
keinesfalls der Eindruck entstehen, als wolle die Synode durch die dazu nach Bonn 
entsandte Kommission ihrer Ablehnung der Wehrpflicht Ausdruck verleihen. ’ 

4. Um den rein informatorischen Charakter dieses Kommissionsauftrages deutlich 
zu machen, rang man im Ausschuß lange um seine schriftliche Formulierung. Da schlug 
schließlich Dr. Heinemann selbst eine Einigungsformel vor, die nach Beratung in einer 
kleinen Unterkommission (Dr. Heinemann, Walter Bauer, Eberhard Müller) vom Aus- 
schuß.einmütig akzeptiert und dem Plenum vorgelegt wurde. 

5. An diese Einigungsformel, für die Heinemann auch die Gegenseite gewonnen 
hatte, wurde aber dann während der Verhandlungen im Plenum ohne Wissen der 
Gegenseite eine „private“ Unterschriftensammlung angehängt, die den rein informa- 
torischen Charakter des Kommissionsauftrages praktisch wieder beseitigte. Heinemann 
selbst organisierte diese Unterschriftenaktion und leitete sie an andersdenkenden Syn- 
odalen vorbei. 

6. Zu allem ergab sich nachträglich eine Änderung der Bedeutung des Textes der 
Unterschriftensammlung. Das vollzog sich dadurch, daß auf Vorschlag von Präses 
D. Held im Plenum der offizielle, von Heinemann im Ausschuß formulierte Kommis- 
sionsauftrag nachträglich erweitert wurde. Der Vorschlag zu dieser Erweiterung wurde 
wieder in einer kleinen Unterkommission erörtert, der außer D. Held wiederum Gustav 
Heinemann, Walter Bauer und Eberhard Müller angehörten. Selbst bei dieser erneuten 
Begegnung mit seinen Gegenspielern aus dem Ausschuß erwähnte Heinemann die gleich- 
zeitig laufende Unterschriftensammlung mit keinem Wort. Es kann kein Zweifel daran 
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sein, daß er nach allen Regeln einer fairen Verhandlungsführung dazu verpflichtet 
gewesen wäre. Da Heinemann seinen Verhandlungspartnern die Unterschriftensamm- 
lung verschwieg, stimmten diese seiner Formulierung zu, durch die ohne ihr Wissen und 
gegen ihren Willen die mit dieser Formulierung gekoppelte Unterschriftensammlung zu 
einer Art Abstimmung gegen die Wehrpflicht wurde. Auch viele Unterzeichner der 
Unterschriftensammlung hatten das keineswegs beabsichtigt. 

7. Vielen Unterzeichnern der Unterschriftensammlung war bei der Vorlage des Unter- 
schriftenblattes gesagt worden, es handle sich lediglich um eine Bestätigung des vom 
Ausschuß einstimmig beschlossenen Kommissionsauftrages. Sie hielten darum die Unter- 
schriftsleistung für einen internen technischen Vorgang der Synode. Dr. Heinemann 
selbst versicherte mehreren Synodalen, so dem Kirchentagspräsidenten von Thadden, es 
handle sich um eine unbedeutende formale Erklärung, die lediglich das ohnehin im 
Ausschuß Beschlossene bestätige. In Presseartikeln erklärte Dr. Heinemann dann wenige 
Tage später, der Sinn der Unterschriftensammlung habe darin bestanden, zu zeigen, 
„welch breiten Umfang die Bedenken gegen einen Wehrzwang in jeder Form im geteilten 
Deutschland haben“. Ja, diese Unterschriftensammlung beweise, „in welch starkem 
Maße sich die Überzeugung von der Richtigkeit der Adenauerschen Rüstungspolitik 
gelockert, ja geradezu ins Gegenteil verkehrt hat“ (vgl. Abs. 9). 

8. Bischof Dibelius wurde von Heinemann selbst ausdrücklich versichert, die Unter- 
schriftensammlung sei nicht für die Öffentlichkeit bestimmt. Trotzdem teilte Dr. Heine- 
mann schon vier Stunden später, nämlich wenige Minuten nach Schluß der Synodal- 
tagung, persönlich dem Sekretär Nuschkes, Herrn Wirtz, den Text und das Zahlen- 
ergebnis der Unterschriflensammlung mit. Herr Wirtz, der zugleich die Ost-CDU- 
Presse vertrat, wurde gleichzeitig von Dr. Heinemann ermuntert, das Ergebnis der 
Unterschriftensammlung in der unmittelbar folgenden Pressekonferenz zur Sprache zu 
bringen. Erst dort erfuhr dann der Präses der Synode, von Dietze, aus dem Mund von 
ostzonalen Pressevertretern zum ersten Male von der Unterschriftensammlung. 

9. Wenige Tage nach der Synodaltagung begann Dr. Heinemann auch selbst, das 
Ergebnis der Unterschriftensammlung in seinem Sinn politisch auszuwerten. In der 
„Gesamtdeutschen Rundschau“ und in der „Deutschen Universitätszeitung“ ließ er 
Artikel unter der Überschrift erscheinen: „Synode gegen Wehrzwang“. In diesem Ar- 
tikel sagte er wörtlich: 

„Welch breiten Umfang die Bedenken gegen einen Wehrzwang in jeder Form im 
geteilten Deutschland haben, geht aus der Unterzeichnung einer in privater Initiative 
eingeholten Erklärung hervor, welche der Delegation mit auf den Weg gegeben ist. Sie 
lautet: ‚Die Unterzeichneten schließen sich den Bedenken gegen die Einführung einer 
allgemeinen Wehrpflicht bzw. gegen Zwangsmethoden bei der Werbung für Wehrdienst 
an, die durch die von der Synode beauftragte Delegation in Bonn und Ost-Berlin vor- 
getragen werden.‘ Diese Erklärung wurde am letzten Tag von 62, also von mehr als 
der Hälfte der Synodalmitglieder sowie zusätzlich von 12 nicht zur Synode gehörenden 
Amtsträgern evangelischer Kirchen unterschrieben, wobei zu beachten ist, daß nicht 
sämtliche 120 Synodale anwesend waren und außerdem keine Gelegenheit bestand, alle 
Teilnehmer an der Synode zu befragen. Die genannten Zahlen stellen also nur ein Mini- 
mum dar. Für den, der die verschiedenen Synoden seit 1949 mitgemacht hat, war es 
auffällig, in welch starkem Maße sich die Überzeugung von der Richtigkeit der Aden- 
auerschen Rüstungspolitik gelockert, ja geradezu ins Gegenteil verkehrt hat.“ 

10. Als der Präsident der Kirchenkanzlei der EKD, D. Brunotte, Herrn Dr. Heine- 
mann darauf hinwies, daß die Unterzeichner der Unterschriftensammlung den von 
Dr. Heinemann ihr beigelegten Sinn gar nicht erkannt und keinesfalls gemeint hätten, 
erklärte Dr. Heinemann, es habe jeder den Text der Unterschriftensammlung vor seiner 


Unterzeichnung lesen können. Ob man etwa in der Synode einen Trottelparagraphen 
einführen müsse. 
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11. Nachdem Eberhard Müller in Bonn die Unterschriftenaktion angegriffen und 
bestritten hatte, daß sich eine Mehrheit von Synodalen gegen die Wehrpflicht geäußert 
hätte, erklärte Dr. Heinemann in einer Presseverlautbarung, „der Bundeskanzler habe 
versucht, diese Synode zu hintertreiben. Als sie dennoch zustande kam, habe man mit 
einer Verdrehung der Ergebnisse in der Berichterstattung rechnen müssen ... Die Unter- 
schriftensammlung sei weder geheim noch auf eine politische Gruppe beschränkt ge- 
wesen. Ihr Sinn habe darin bestanden, die Bedenken der Mehrheit der Synodalen gegen 
den Wehrzwang zu belegen ...“ 

Die Behauptung einer angeblichen Einflußnahme Adenauers auf die Abhaltung der 
Synode war völlig aus der Luft gegriffen und wurde von dem Bevollmächtigten der 
EKD in Bonn, Prälat D. Kunst, sowie vom Bundeskanzleramt sofort dementiert. Von 
der tatsächlich versuchten Einmischung Nuschkes, die Dr. Heinemann von den Aus- 
schußberatungen her genau bekannt war, erwähnte Dr. Heinemann nichts. 

(Dem Schreiben sind in 15 Anmerkungen „Belege zum Synodalstreit um die Unter- 
schriftensammlung“ beigefügt.) 


Dr. Dr. Heinemann antwortete auf diesen seine persönliche Ehre und Integrität 
angreifenden Vorstoß mit einer in der Septembernummer der „Politischen Ver- 
antwortung“ veröffentlichten 


ERKLÄRUNG 


D. Dr. Eberhard Müller rührt in einem Offenen Brief noch einmal in aller Breite die 
Vorgänge auf der vorletzten Synode der EKD auf. Diese Vorgänge sind durch das 
Präsidium der Synode in dreitägiger Erörterung geklärt worden. Sie hat mit einer 
Widerlegung aller moralischen Anwürfe geendet. 

Zur Kritik Dr. Müllers am Präsidium der Synode mag dieses selber Stellung nehmen. 
Ich stelle lediglich noch einmal fest, daß Dr. Müllers Behauptung, ich hätte die Presse 
von der Unterschriftensammlung auf der Synode unterrichtet, nach wie vor unwahr ist. 
Den unterschriebenen Text kannten alle 74 Unterzeichner sowie diejenigen Synodalen, 
welche die Unterschrift abgelehnt hatten. Die Zahl der Unterzeichner war am Schluß 
der Unterschriftensammlung ebenfalls etlichen Synodalen bekannt. Die Tatsache, daß 
auch Bischof Dibelius unterzeichnete, ist nicht von mir bekanntgegeben worden. Unwahr 
ist nach wie vor insbesondere, daß ich Herrn Wirtz unterrichtet und obendrein ermun- 
tert hätte, die Unterschriftensammlung auf der Pressekonferenz der Synode zur Sprache 
zu bringen. Nachdem Herr Wirtz bereits anderweitig über den Text und die Zahl der 
Unterschriften unterrichtet war, wie ich durch Rückfrage bei dem von ihm als Quelle 
benannten Synodalen feststellen mußte, war er ohnehin entschlossen, die Unterschriften- 


sammlung in der Pressekonferenz zu erwähnen. Dr. Dr. Gustau W. Heinemann 


Während sich ein vielseitiger Wechsel von Briefen vollzog und der Rat der EKD 
sich in mehrfacher ausführlicher Beratung mit der Angelegenheit, die eins seiner 
Mitglieder betraf, befaßte, herrschte in der Publizistik Schweigen, das erst durch- 
brochen wurde, als die Zeitschriften „Politische Verantwortung“ und „Junge 
Kirche“ im Januar 1958 der Offentlichkeit den Inhalt eines Schreibens des Rats- 
vorsitzenden an Dr. Dr. Heinemann zur Kenntnis brachten: 


Der Vorsitzende des Rates der EKD, Bischof D. Dibelius, hat in einem Brief Herrn 
Dr. Gustav Heinemann mitgeteilt, daß es nun eindeutig feststehe, daß Dr. Heinemann 
mit Recht die Richtigkeit der von Dr. Eberhard Müller, dem Vorsitzenden der Evan- 
gelischen Akademie Bad Boll, gegen ihn erhobenen Vorwürfe bestreite. Herr Dr. Müller 
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hatte in einem kurz vor der Wahl zum Bundestag - für den Heinemann bekanntlich 
kandidierte - allen Pfarrern zugegangenen Pamphlet seine Behauptungen wiederholt, 
daß Dr. Heinemann der Ostpresse bestimmte Informationen über die Eingabe von 
Synodalen in der Aufrüstungsfrage gemacht haben müsse. Dr. Dibelius erklärt jetzt, 
daß sich erwiesen habe, daß Dr. Heinemann die erhobenen Vorwürfe mit Recht zurük- 
weist. Von einem Schritt Dr. Eberhard Müllers, etwa der öffentlichen Zurücknahme der 
gegen Dr. Heinemann erhobenen Vorwürfe, ist bisher nichts bekannt geworden. Aber 
diejenigen, die es angeht, und das ist die ganze Synode und alle Glieder der EKD, 
werden dem Ratsvorsitzenden dafür Dank wissen, daß er von dem ungerechten öffent- 
lichen Vorwurf, der die Glaubwürdigkeit eines verdienten Mannes der Kirche tangierte, 
abrückt und den Vorwurf selber eindeutig als zu Unrecht erhoben bezeichnet. 


Um nicht im Jahrbuch 1958 zum dritten Male über die leidige Angelegenheit 
berichten zu müssen, greifen wir über die an sich dieser Darstellung gezogene 
Zeitgrenze hinaus und bringen die Erklärung zur Kenntnis, die das Ergebnis 


einer Aussprache zwischen den an dem Streit Beteiligten zusammen mit dem 
Vorsitzenden des Rates der EKD und Landesbischof D. Haug darstellt: 


Frankfurt am Main, den 21. Februar 1958 


Auf Veranlassung des Rates der EKD trafen sich am 21. 2. 1958 in Frankfurt am Main 
die Bischöfe D. Dr. Dibelius und D. Haug mit den Synodalen Dr. Dr. Heinemann und 
D. Dr. Eberhard Müller, um die immer wieder erörterte Auseinandersetzung über die 
bei der Synodaltagung 1956 in Spandau veranstaltete Unterschriftensammlung zum Ab- 
schluß zu bringen. Dabei wurde von Bischof D. Dr. Dibelius ausgesprochen, daß die in 
der „Jungen Kirche“, Heft 1/2 1958, vorgenommene Auswertung des von ihm an 
Dr. Heinemann geschriebenen Briefes nicht richtig sei. Bischof Dibelius wollte mit 
seinem Brief zu der von Eberhard Müller am 23. 8. 1957 an die evangelischen Pfarrer 
in Deutschland versandten Darstellung der Tatbestände nicht Stellung nehmen. Er 
wollte lediglich feststellen, daß er die von Dr. Heinemann gemachte Aussage anerkenne, 
nach der vor ihm schon von anderer Seite einem Vertreter der Ost-CDU-Presse An- 
gaben über die Unterschriftensammlung gemacht worden seien. 

Die Teilnehmer des Gesprächs sind sich darüber einig, daß mit diesen Feststellungen 
die weitere Verwertung der Unterschriftensammlung ausgeschlossen und die Ausein- 
andersetzung darüber als beendet betrachtet werden soll. Die Fehler, die in dieser Sache 
gemacht wurden, sollten unter die Regel der fünften Bitte des Vaterunsers gestellt 
werden. 


D. Dr. Dibelius D. Haug Dr. Dr. Heinemann D. Dr. Eberhard Müller 


c) Erklärungen und Stellungnahmen zur Atomfrage 


Die Verfügungsgewalt über ungeheure, bisher kaum geahnte und in ihren 
Auswirkungsmöglichkeiten unvorstellbare Kräfte, die die Erkenntnisse der 
modernen Naturwissenschaft und die Fortschritte der modernen Technik durch 
die Entdeckung und Ausnutzung der Atomzertrümmerung dem Menschen in 
die Hand gegeben haben, stellt die Weltöffentlichkeit und die ganze Christen- 
heit auf Erden vor Fragen von unerbittlichem Ernst. Die Entscheidung darüber, 
ob die Atomkräfte ausschließlich friedlichen Zwecken dienstbar gemacht oder 
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aber auch zur Herstellung thermo-nuklearer Waffen - Atombomben, Atom- 
raketen, Atomgranaten -, die in Versuchen und Versuchsreihen erprobt werden 
müssen, verwandt und die Streitkräfte der Völker mit solchen Waffen aus- 
gerüstet werden sollen, geht um Leben oder Tod der Völker und der Menschheit. 
Für das deutsche Volk und die evangelische Christenheit in Deutschland erfährt 
die Frage der Atomwaffen und der atomaren Ausrüstung der Bundeswehr ihre 
besondere Zuspitzung und Verschärfung durch die Aufspaltung unseres Landes 
in zwei verschieden geartete Staatswesen und unsere Lage auf der Grenze der 
großen weltpolitischen Machtblöcke. 

Den Christen in der Welt und in Deutschland ist eine drückend schwere Mit- 
verantwortung an der Entscheidung über die Atomfrage auferlegt. Sie haben 
sich ihr nicht entzogen, sondern sind, auf die Gefahr hin, daß dadurch ihre Ein- 
heit und Gemeinschaft im Glauben einer täglich schwerer werdenden Belastungs- 
probe unterworfen wird, in die Erörterung der Probleme eingetreten und haben 
Stellung genommen. 

Angesichts der erdrückenden Fülle von Material und der Begrenztheit des zur 
Verfügung stehenden Raumes können wir nur solche Stimmen zu Gehör brin- 
gen, die über die vielschichtige Problematik und über den Stand des Gesprächs 
Auskunft geben und zugleich geeignet sind, die evangelische Verantwortung in 
ihrer Unausweichlichkeit wie ihrer kaum zu meisternden Schwierigkeit zu ver- 
deutlichen. 

Zur Abrundung des Bildes ist es erforderlich, der Wiedergabe der Dokumente 
des Jahres 1957 den Abdruck einiger wesentlicher Erklärungen aus früheren 
Jahren vorauszuschicken. 


ERKLÄRUNG DES VORSITZENDEN UND DES 
STELLVERTRETENDEN VORSITZENDEN DES RATES DER EKD 


vom 21. 5. 1954 
(vom Rat der EKD in seiner Sitzung vom 24. 6. 1954 zur Kenntnis genommen) 


Auf Grund. der Beratungen des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland in der 
Sitzung vom 6. d. Mts. haben der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des 
Rates heute folgende Erklärung der Öffentlichkeit übergeben: 

„Die Entwicklung der Atomwaffen erfüllt die evangelischen Christen in Deutschland 
und in anderen Ländern seit geraumer Zeit mit schwerer Sorge. Es werden jetzt Waffen 
hergestellt, die die Massenvernichtung menschlichen Lebens bezwecken und gegen deren 
Wirkungen sich schließlich niemand mehr zu schützen vermag. Damit werden kriege- 
rische Auseinandersetzungen zwischen den Völkern zu einem Schauspiel unmenschlicher 
und grauenvoller Verwüstungen. 

In der Erfindung und Erprobung der Wasserstoffbombe hat diese Entwicklung nun- 
mehr einen Höhepunkt erreicht. Die Zerstörungen, die durch diese Bombe hervorgerufen 
werden, übersteigen alles, was bisher für denkbar gehalten worden war. Möglichkeiten 
so fürchterlicher Art steigen auf, daß jedes menschliche Herz davor zurückschaudert. 
Auch wenn man sich von allen Übertreibungen freihält, wie sie in der öffentlichen Er- 
örterung leicht unterlaufen, bleibt der Gedanke an das, was der Menschheit bevorstehen 
könnte, grauenvoll. 

In solcher Lage kann die Christenheit nicht stumm und untätig bleiben. Um der Ver- 
antwortung willen, die ihr von Gott auferlegt ist, muß sie alle, denen hier Macht und 
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Einfluß gegeben ist, dazu aufrufen, dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten. Es geht 
nicht darum, der wissenschaftlichen Forschung Schwierigkeiten zu bereiten. Wohl aber 
gilt es, der elementarsten Rücksicht auf die Menschheit zu ihrem Recht zu helfen. Das 
ist in der Vergangenheit bei sehr viel geringeren Anlässen geschehen. Es muß auch 
gegenüber der ungeheuren Gefahr der Atombombe möglich sein. 

Wir sind uns dessen bewußt, daß hier auch politische Probleme im Spiele sind. Es 
kann nicht Sache der Kirche sein, für die Lösung dieser Probleme Vorschläge im ein- 
zelnen zu machen. Worauf es aber zunächst ankommt, ist das, daß überall in der Welt 
die Gewissen wach werden und daß der Respekt vor dem menschlichen Leben in allen 
Völkern den Sieg davonträgt. Darum geht es uns. Wir bitten die Leitungen aller christ- 
lichen Kirchen, sich bei den Regierungen der Länder, zu denen sie Zugang haben, mit 
Nachdruck dafür einzusetzen, daß die internationalen Gespräche über die Verwendung 
der Atomkraft fortgesetzt werden, daß Vereinbarungen getroffen werden, die die unge- 
heure Sorge von der Menschheit nehmen, die jetzt auf ihr liegt, und daß diese Verein- 
barungen von allen gehalten werden. 

Wir bitten sie, sich mit uns in dem Gebet zu Gott zu vereinigen, daß die jetzige 
Bedrohung alles menschlichen Lebens und aller menschlichen Zukunft gebannt und daß 
Friede werde, bevor es zu spät ist.“ 

Im Auftrage des Rates der Evangelischen Kirchein Deutschland D. Dibelius D. Lilje 


WELTKIRCHENKONFERENZ EVANSTON 15.-31. 8. 1954 


Appell des Ökumenischen Rates der Kirchen 
(Von der Vollversammlung gebilligt) 


ir 


1. Gott ist der Gott der Gerechtigkeit und des Friedens und der Herr der Geschichte. 
Er ruft uns zur Buße. Wenn wir den Blick auf die Probleme dieser verstörten Welt 
richten, so geschieht es im Gehorsam gegen Ihn und mit den Augen unseres christlichen 
Glaubens. 

In dieser Erklärung beabsichtigen wir nicht, über geschehene Dinge zu richten. Wir 
möchten vielmehr zur Schaffung einer neuen Atmosphäre beitragen, in der alle Regie- 
rungen und Völker einen neuen Anfang machen können. 

2. Die Welt ist derart auseinandergebrochen und aufgespalten, daß eine internatio- 
nale Einigung im Augenblick in großer Ferne zu liegen scheint. Überall herrschen Furcht 
und Mißtrauen. Schon die Möglichkeit freundnachbarlicher Beziehungen zwischen Na- 
tionen wird geleugnet. 

Wir glauben, daß es zwei entscheidend wichtige Voraussetzungen gibt, die erfüllt 
werden müssen, wenn eine Katastrophe vermieden werden soll: 

a) Das Verbot aller der Massenzerstörung dienenden Waffen einschließlich der Atom- 
und Wasserstoffbomben, wobei für eine internationale Aufsicht und Kontrolle derart 
Vorsorge getroffen werden muß, wie sie die Sicherheit aller Nationen zu sichern ver- 
möchte, zusammen mit der fühlbaren Beschränkung aller anderen Rüstungen. 

b) Die sichere Gewißheit, daß kein Land aggressive oder umstürzlerische Aktionen 
in anderen Ländern unternehmen oder sie unterstützen wird. 

3. Wir glauben, daß eine gesunde internationale Ordnung nur in dem Maße möglich 
ist, in dem Friede, Gerechtigkeit, Freiheit und Wahrheit gesichert sind. Wir sind über- 
zeugt, daß der Friede ernstlich gefährdet sein wird, solange das Wettrüsten anhält und 
solange jede Nation ihre Macht durch Drohung mit militärischer Gewalt oder durch 
deren Anwendung auszuweiten sucht. 
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BESCHLUSS DER AUSSERORDENTLICHEN TAGUNG 
DER 2. SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 


Berlin, 27.-29. Juni 1956 


Theologische Erklärung (Auszug) 


„„. Das Evangelium befreit uns dazu, von der uns durch den Schöpfer geschenkten Ver- 
nunft Gebrauch zu machen in der wissenschaftlichen Erkenntnis, in Erziehung und Bil- 
dung wie in der technischen Benutzung der von Gott in die Schöpfung gelegten Kräfte. 

Es verwehrt uns, mit der Wissenschaft Götzendienst zu treiben, ihrem Fortschritt den 
Menschen zu opfern und sie zur Herstellung von Massenvernichtungsmitteln zu miß- 
brauchen, die durch keinen Zweck geheiligt werden können ... 


Auf der zweiten Tagung der zweiten Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in Berlin-Spandan, 3. bis 8. 3. 1957, spielte die Atomfrage, vor 
allem im Zusammenhang mit der Diskussion über die Militärseelsorge, eine 


erhebliche Rolle. Die Synode faßte folgenden Beschluß: 


Seit der ernsten Mahnung, die die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland im 
Juni 1956 gegen die Herstellung von Atomwaffen ausgesprochen hat, sind die Versuche 
mit solchen Waffen fortgesetzt und die Streitkräfte der Staaten mit ihnen in steigendem 
Maße ausgerüstet worden. 

Die Synode richtet deshalb an den Okumenischen Rat der Kirchen die dringende 
Bitte, auch in Zukunft im Sinne des Aufrufes von Evanston seine Bemühungen um ein 
allgemeines Verbot der Massenvernichtungsmittel mit Nachdruck fortzusetzen. 

Die Synode bittet die Glieder der christlichen Gemeinde, insbesondere ihre Prediger 
und Seelsorger, sich nicht durch Gleichgültigkeit an einem neuen Kriege mitschuldig zu 
machen, und ermahnt sie, noch ernster als bisher für ein friedvolles Zusammenleben der 
Völker zu beten und zu wirken. . 


Amtliche und offizielle Schritte der Evangelischen Kirche in Deutschland wurden 
1957 durch die Erklärungen und Beschlüsse des „Exekutivausschusses der Kom- 
mission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten“ und des „Zentralaus- 
schusses des Ökumenischen Rates der Kirchen“ ausgelöst. 


ERKLÄRUNG 


des Exekutivausschusses der Kommission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten 
über Atomteste und Abrüstung 


New Haven, 24. Juli 1957 
Einleitung 


Eine neue Angst hat die Völker der Welt heimgesucht. Voller Unruhe, ja Bestürzung 
verfolgen sie die gegenwärtig durchgeführten Kernwaffenversuche und sehen in ihnen 
bereits die unheilvollen Anzeichen und Vorboten eines Weltkonfliktes. Mindestens aber 
scheinen ihnen diese Experimente eine mögliche schwerwiegende Bedrohung für die 
menschliche Gesundheit zu enthalten. 

Die gesundheitsgefährdenden Folgen der Kernwaffenexperimente sind auf keinen Fall 
zu unterschätzen. In irgendeiner Weise wird jeder Mensch von den Wirkungen des radio- 
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aktiven Ausfalls in Mitleidenschaft gezogen. Noch einschneidender ist jedoch die Auswir- 
kung auf die noch ungeborenen Generationen. Mochte auch das bisherige Ausmaß des 
Schadens verhältnismäßig gering sein: schon die Unsicherheit gibt zu echter Besorgnis An- 
laß. Zur Verfolgung sittlicher Ziele aber reicht Angst allein noch nicht als Grundlage aus. 

Wir müssen darauf hinweisen, daß die Wurzeln dieser Besorgnis, die wir mit der 
ganzen Welt teilen, tiefer liegen. In diesen Experimenten erblickt man ein sichtbares 
Zeichen der Vorbereitung auf die atomare Kriegführung. Umfangreiche Gebiete könn- 
ten von den heute vorhandenen Vernichtungsmitteln entvölkert und die durch den Aus- 
fall entstehenden Gefahren um das Tausendfache vermehrt werden. Immer muß die 
Verhütung des Krieges überhaupt oberstes Anliegen sein, denn das Übel des Krieges ist 
ein Vergehen gegen die geistliche Natur des Menschen. Da aber jeder Krieg in zuneh- 
mendem Maße Gefahr läuft, zum Atomkrieg zu werden, einem Krieg, der das Gewissen 
der Menschheit mit besonderem Abscheu erfüllt, nimmt die Aufgabe der Kriegsver- 
hütung eine noch weitaus größere Dringlichkeit an. 

Der ganze Problemkreis ist so verwirrend und weitverzweigt, daß hier niemand ein 
sicheres Wort reden kann. Jeder muß sich in aller Demut mit den Fragen auseinander- 
setzen, denn ein jeder ist selbst in sie verwickelt. Während die fortgesetzte Anhäufung 
von Atomwaffen und die zunehmende Abhängigkeit von atomaren Abschreckungsmitteln 
die Gefahr erhöhen, daß irgendwann doch einmal Atomwaffen zur Anwendung kom- 
men, sehen viele gerade in dem Besitz atomarer Abschreckungsmittel auf beiden Seiten 
einer geteilten Welt und in dem selbstmörderischen Charakter eines Atomkrieges die 
Hauptstütze unseres gegenwärtig so unsicheren Friedens. Dieser Widerspruch kann uns 
nicht der Notwendigkeit entheben, unsere Ziele und die zu ihrer Erlangung anzuwen- 
denden Mittel einer Überprüfung zu unterziehen. 

1. Welches sind die Forderungen? Die einzelnen Schritte eines Programmes zur Über- 
windung der Atomkriegsbedrohung stehen zueinander in wechselseitiger Bezogenheit und 
Abhängigkeit. Bei ihrer Durchführung ist möglichst weitgehend für die Sicherheit aller 
Völker Gewähr zu leisten. Während wir uns ihres komplexen Charakters bewußt sind, 
möchten wir mit besonderer Dringlichkeit folgende Punkte zur Erörterung bringen: 

a) Einstellung der Kernwaffenexperimente durch internationale Absprachen; 

b) Produktionsstop für Kernwaffen unter möglichst wirksamen Kontrollmaßnahmen; 

c) Entwicklung von Maßnahmen zur stufenweisen Abrüstung der nationalen Streit- 
kräfte in Atom- und konventionellen Waffen bei entsprechenden Sicherheitsvorkeh- 
rungen; 

d) Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit in der Entwicklung der Atom- 
energie für friedliche Zwecke, ebenfalls unter angemessenen Sicherheitsvorkehrungen; 

e) Errichtung eines wirksamen Systems für die friedliche Beilegung internationaler 
Streitigkeiten und die friedliche Anpassung an veränderte Verhältnisse. 

In ihrer Gesamtheit bilden alle diese Punkte einen Rahmenvorschlag für verantwor- 
tungsbewußtes Handeln gegen die Atomgefährdung im Ganzen. Jeder einzelne ist schon 
an sich wichtig, gewinnt aber in Verbindung mit den anderen noch weit mehr an Be- 
deutung. Folgendes sei hierzu bemerkt: 

a) Atomexperimente. Entscheidend ist, daß die Einhaltung der Absprachen zur Ein- 
stellung von Kernwaffenexperimenten von internationaler Seite überprüft wird. An- 
dernfalls könnte sich das Mißtrauen eher noch verschärfen. Um spätere Enttäuschungen 
zu vermeiden, sollten solche Abkommen ferner auf eine allgemeine Abrüstung bezogen 
sein, also entweder ein Teilstück eines allgemeinen Abrüstungsvorschlages oder die Ein- 
leitung dazu sein. 

b) Atomproduktion für militärische Zwecke. Der Produktionsstop für Kernwaffen 
ist grundlegend bedeutsamer als die Einstellung der Experimente. Jedes Abkommen zur 
Einstellung der Experimente muß eine weitere Zusicherung, nämlich die zur Einstellung 
der Atomproduktion, nach sich ziehen. Die für die Einhaltung solcher Abkommen sor- 
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genden Sicherheitsmaßnahmen würden einen Hauptbestandteil eines breiteren Abrü- 
stungssystems ausmachen. 

c) Abrüstungsmaßnahmen. Alle Teilabrüstungsmaßnahmen müssen in Bezug zu einer 
Gesamtabrüstung gesehen werden. Soweit angemessen und durchführbar, muß das Ab- 
rüstungsproblem in seiner ganzen Reichweite — einschließlich Warnvorkehrungen gegen 
Überraschungsangriffe — behandelt werden und also konventionelle Waffen, fernge- 
lenkte Geschosse, biologische und chemische Kriegsführung sowie Kernwaffen umfassen. 
Je weiter man in der Schaffung einer Abrüstung internationaler Streitkräfte und fried- 
licher Schlichtungsmittei kommt, um so geringer wird die Notwendigkeit, sich auf 
atomare Abschreckungsmittel verlassen zu müssen. 

d) Zusammenarbeit ın der friedlichen Auswertung der Atomkraft. Im Zusammenhang 
mit einem ausgedehnten System der Atomkontrolle und allgemeinen Abrüstung sind 
sowohl die Gefahren einer Abzweigung von Kernspaltmaterial für kriegerische Zwecke 
als auch der Verwendung von Abfallprodukten zu erörtern. Je weniger Kernspalt- 
material für militärische Zwecke verwertet wird, um so größere Bedeutung werden 
internationale Sicherheitsvorkehrungen gewinnen können. 

e) Friedliche Schlichtung und friedliche Anpassung an veränderte Verhältnisse. Letzt- 
lich beruht wahrer Frieden auf dem beständigen Ausgleich zwischen widerstrebenden 
Interessen und Ansprüchen. Deshalb müssen gewisse internationale Handhaben gefestigt 
und geschaffen werden, die dann den Erfordernissen eines internationalen Sicherheits- 
systems anzupassen sind. Da jedoch trotzdem örtlich begrenzte Streitigkeiten aus- 
brechen können, müssen die Völker versuchen, solche Auseinandersetzungen durch recht- 
zeitige Verhandlungen und Versöhnung abzuwenden. Schlagen aber auch diese Bemü- 
hungen fehl, so müssen sie die Streitigkeiten auszutragen versuchen, ohne dabei Atom- 
waffen zu verwenden. 

2. Einem Fortschritt entgegen. Entscheidend an all diesen Schritten ist die wechsel- 
seitige Beziehung, die zwischen ihnen besteht. Dennoch dürfte ein gleichzeitiger Fort- 
schritt auf jedem dieser Gebiete unwahrscheinlich sein, solange nicht unter den Völkern 
ein größeres Maß an Vertrauen herrscht. Kann man es wagen, auf einem oder mehreren 
Gebieten vorzugehen, und nicht zugleich auf allen? Man wird eine Wahl treffen müssen, 
und die Wahl wird schwerfallen. Jede Entscheidung bedeutet Risiko. Noch gefährlicher 
kann es jedoch sein, überhaupt keine Entscheidung zu fällen. 

Jedes Teilabkommen, wie zum Beispiel die Einstellung der Experimente, ist auf seine 
eigenen Vorzüge hin zu erörtern. Daneben sollte jedoch auch geprüft werden, inwieweit 
es die Erlangung verwandter Ziele fördert oder verzögert. Ebenso sollte jeder Vorschlag 
im Hinblick auf seinen möglichen Beitrag zur Schaffung gegenseitigen Vertrauens be- 
urteilt werden. 

Die mit dem Problem verbundenen Gefahren sind beispiellos. Mit jedem Aufschub 
stellen sich einer wirksamen Überwachung und Kontrolle größere technische Hindernisse 
entgegen. Dies beides drängt gebieterisch zur Eile. Andererseits verlangen schwer zu 
behandelnde moralische und politische Gegebenheiten unermüdliche Geduld und Aus- 
dauer, denn Zeit und Anstrengungen können Möglichkeiten hervorbringen, die bisher 
noch nicht zutage getreten sind. 

Leichte Lösungen könen wir für die Probleme, die den Menschen im Atomzeitalter 
quälen, nicht erwarten; einmal sind die Probleme an sich schon komplex, und zum 
anderen ist der Mensch selbst sündhaft. Gott steht richtend über allen Völkern der 
Welt, und es wäre Vermessenheit, wollte der Mensch seine Sache mit der Fülle von 
Gottes Zielen gleichsetzen. Denn Grundursache der Verzweiflung des Menschen und 
des menschlichen Scheiterns ist der Ungehorsam des Menschen gegenüber Gott. Dennoch 
haben die Christen, die wie alle anderen Menschen an der Schuld der Welt beteiligt sind, 
eine Hoffnung jenseits von Versagen und Erfolg in der Geschichte und einen Glauben, 
der die Angst überwindet. 
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Sollten aber die beharrlichen Bemühungen über keinen der in wechselseitiger Bezie- 
hung stehenden Punkte eine hinreichende Einigung herbeiführen, so können die Christen 
der Stimme der Verzweiflung wehren und sich immerhin noch für die Schaffung echter 
Friedensvoraussetzungen verwenden. Wenn es darum geht, Schranken des Mißtrauens 
zu durchbrechen, sind namentlich die Christen in den mit Kernwaffen experimentie- 
renden Ländern berechtigt, einem gewissen Risiko in der Frage des Friedens das Wort 
zu reden. Sie können ihren Regierungen nahelegen, sich zu einer versuchsweisen, zeit- 
weiligen Aufgabe der Experimente entschlossen zu erklären in der Hoffnung, daß 
andere dasselbe tun, auf daß neues Vertrauen entstehe und so die Grundlagen für zuver- 
lässige Absprachen geschaffen werden. 


ERKLÄRUNG DES ZENTRALAUSSCHUSSES DES ÖKUMENISCHEN RATES DER KIRCHEN 
New Haven, 31. 7.-7. 8. 1957 


Appell der Ökumene an die Atommächte 


Der Zentralausschuß spricht der Kommission der Kirchen für Internationale Angelegen- 
heiten für die Erklärung über „Atomteste und Abrüstung“ (s. oben) seine Dankbarkeit 
aus und wünscht ihr die weiteste Verbreitung. Indem wir diese Erklärung der Aufmerk- 
samkeit der Mitgliedskirchen empfehlen, richten wir an unsere christlichen Brüder noch 
diesen besonderen Appell, der unsere gemeinsame Verantwortung in der gegenwärtigen 
Weltstunde betrifft. N 

Seit den ersten Phasen des Rüstungswettlaufs mit Atomwaffen und seit dem Beginn der 
Entwicklung von Wasserstoffbomben bekundet der Okumenische Rat der Kirchen seine 
tiefe Beunruhigung über den Gang der Dinge. Er hat das auf mancherlei Weise getan, 
sowohl durch Erklärungen und Aktionen des Zentral- und Exekutivausschusses und der 
Weltkirchenkonferenz von Evanston, als auch durch die Kommission der Kirchen für 
Internationale Angelegenheiten. 

Im letzten Jahr ist die Besorgnis der Offentlichkeit über die Auswirkungen der Atom- 
teste noch gewachsen, und es kam zu deutlichen Warnungen durch eine Reihe verant- 
wortlicher Wissenschaftler. Vor allem rüttelt uns die Tatsache auf, daß diesen Experi- 
menten auch eine Gefahr für ungeborene Generationen innewohnt, und stellt uns ein- 
dringlich die moralische Verantwortung vor Augen, die dem Gewissen unserer Gene- 
ration aufgetragen ist. 

Wir erkennen an, daß die Frage der Einstellung von Kernwaffenexperimenten in dem 
breiten Zusammenhang gesehen werden muß, den die Erklärung der Kommission der 
Kirchen für Internationale Angelegenheiten darlegt. Wir stimmen dem zu, daß es ohne 
Risiko nicht möglich ist, nur einen Teil des komplexen Abrüstungsproblems ins Auge 
zu fassen. 

Es gibt jedoch gewisse sittliche Grundsätze mit Relevanz für den gesamten Fragen- 
komplex des Atomkrieges, die wir nachdrücklich betonen möchten. Der Zentralausschuß 
bekräftigt seine 1950 in Toronto ausgesprochene Überzeugung, daß, „wo die modernen 
Kriegsmethoden — Atomwaffen, bakteriologische Waffen und totale Zerbombung - an- 
gewandt werden, Gewalt und Zerstörung ein so furchtbares Ausmaß annehmen, daß 
dadurch auch die letzten Grundlagen alles Rechts und aller Kultur in Gefahr geraten“. 
Die Verurteilung solcher Methoden stützt sich auf die Tatsachenerkenntnis, daß der 
totale Krieg — das heißt der Krieg, in dem alle Methoden erlaubt sind — mit dem Ge- 
wissen der Menschheit einfach nicht zu vereinen ist. Wir glauben außerdem, daß die An- 
wendung derartiger Kriegsmethoden unausweichlich eine Erniedrigung der geistigen 
Würde des handelnden Volkes bedeutet. 
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Wir müssen überhaupt fragen, ob denn eine Nation das Recht hat, die Experimente 
von Kernwaffen fortzusetzen, solange das Ausmaß der ihnen innewohnenden Gefahren 
noch so wenig bekannt ist und solange wirksame Schutzmittel gegen diese Gefahren 
fehlen. Wir müssen ferner fragen, ob eine Nation das Recht hat, die Veranstaltung der- 
artiger Experimente auf eigene Verantwortung zu beschließen, während die Menschen 
anderer Völker in allen Teilen der Welt, die gar keine Zustimmung gegeben haben, 
vielleicht die Folgen tragen müssen. Darum rufen wir jede Nation, die Versuchsserien 
veranstaltet, auf, nicht nur die nationale Verteidigung und internationale Sicherheit im 
Auge zu haben, sondern auch ihre moralische Verantwortung voll zu ermessen. 

Auf kein geringeres Ziel als die Abschaffung des Krieges selbst sollten alle Völker, 
ihre Leiter und alle Staatsbürger hinwirken. Die Erreichung dieses Zieles ist ein feier- 
licher Auftrag an unsere Generation. Wir begrüßen und unterstützen alle ehrlichen An- 
strengungen, die jetzt zur Begrenzung und Kontrolle jeder Art von Waffen sowie zur 
Herstellung der Grundlagen für einen sicheren Frieden unternommen werden. Wir 
wiederholen den Appell von Evanston, alle Waffen der Massenvernichtung - einschließ- 
lich Atom- und Wasserstoffbomben — zu verbieten und entsprechende internationale 
Inspektions- und Kontrollorgane zu schaffen. 

Wir wissen, daß ein umfassendes Abrüstungsprogramm stufenweise verwirklicht 
werden muß, und wir sind uns darüber klar, wieviel von der Vertiefung des Vertrauens 
zwischen den Völkern abhängt. Aber wir dringen mit allem Nachdruck darauf, daß als 
ein erster Schritt die Regierungen, die Atomexperimente durchführen, diese wenigstens 
für eine Versuchsperiode aufgeben, und zwar entweder zusammen oder einzeln, in der 
Hoffnung, daß andere dasselbe tun, auf daß neues Vertrauen entstehe und so die 
Grundlage für zuverlässige Absprachen gelegt werde. 

Darum rufen wir alle unsere Brüder auf, mit christlichem Mut zu handeln und den 
allmächtigen Gott zu bitten, er möge die Völker und ihre Regierungen auf den rechten 
Weg führen. 


Über die Verwendung der Ökumenischen Dokumente in Deutschland beschloß 
der Rat der EKD in seiner Sitzung vom 7. und 8. 11. 1957 in Frankfurt (Main), 
seine beiden Bevollmächtigten zu beauftragen, den Regierungen in Bonn und in 
Pankow den Beschluß des Weltrates der Kirchen in New Haven zu übermitteln 
und dabei zum Ausdruck zu bringen, daß der Rat der EKD zu einem Gespräch 
mit Mitgliedern der Regierungen über diese Erklärung bereit sei. Darüber hinaus 
solle ein Gespräch mit verantwortlichen evangelischen Politikern und führenden 
Militärs in der Bundesrepublik stattfinden. 

Entsprechend diesem Beschluß wurden die Erklärungen von New Haven den 
Regierungen in Bonn und Pankow durch die Bevollmächtigten überreicht. 

Für die Regierung der DDR antwortete der Ministerpräsident in einem Schrei- 
ben an den Bevollmächtigten des Rates, Propst D. Dr. Grüber: 


Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
Der Ministerpräsident Berlin, den 10. Dezember 1957 


Sehr geehrter Herr Propst D. Dr. Grüber! 


Die mir übersandten Dokumente des Zentralausschusses des Okumenischen Rates der 
Kirchen und des Exekutivausschusses der Kommission der Kirchen für Internationale 
Angelegenheiten über Atomteste und Abrüstung habe ich zur Kenntnis genommen. Ich 
darf Sie darauf hinweisen, daß die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
von jeher alle Anstrengungen unternimmt, um zur Lösung der Abrüstungsfrage beizu- 
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tragen. Es gibt eine ganze Reihe von Erklärungen der Regierung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik, in denen in sehr eindeutiger Weise zu den Fragen des Verbots der 
Massenvernichtungswaffen und der allgemeinen Abrüstung Stellung genommen wird, so 
zum Beispiel die Erklärung vom 18. Januar 1956, vom 29. Mai 1956, vom 2. November 
1956, vom 3. April 1957 und zuletzt in der von mir vor der Volkskammer der Deut- 
schen Demokratischen Republik abgegebenen Regierungserklärung vom 8. August 1957. 
In diesen Stellungnahmen bringt die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
ihre Bereitschaft zum Ausdruck, mit allen Kräften am Verbot der Massenvernichtungs- 
waffen und ihrer Entfernung aus den Rüstungen der Staaten sowie an der Verminde- 
rung der konventionellen Waffen und Streitkräfte mitzuwirken. Sie hält in Anbetracht 
der erheblichen Schwierigkeiten, die von den imperialistischen Staaten auf dem Wege 
zur Abrüstung aufgetürmt werden, ein stufenweises Herangehen an die Lösung aller 
dieser Fragen für zweckmäßig. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik erblickt ihre Hauptaufgabe 
darin, die Abrüstung vor allem in Deutschland selbst zu sichern und beide deutsche 
Staaten aus der Atomaufrüstung auszuklammern. Sie hat deshalb der Deutschen Bundes- 
republik vorgeschlagen: 

1. ein Verbot der Lagerung und der Herstellung von Atombomben und -waffen auf 
dem Boden Deutschlands sowie ein Verbot der Propagierung des Atomkrieges zu ver- 
einbaren; 

2. darüber übereinzukommen, daß beide deutsche Staaten aus der NATO und aus 
dem Warschauer Vertrag ausscheiden, eine Vereinbarung über die beiderseitige Truppen- 
stärke treffen und die Wehrpflicht in Westdeutschland aufgehoben wird; 

3. ein gemeinsames oder einzelnes Ersuchen an die vier Mächte auf baldige schritt- 
weise Zurückziehung ihrer Truppen aus ganz Deutschland zu richten. 

Die Vorschläge über die atomare Ausklammerung Deutschlands wurden durch die 
vor der UNO-Vollversammlung unterbreiteten Angebote der Regierungen der Volks- 
republik Polen und der Tschechoslowakischen Republik, auf die Stationierung von 
Atomwaffen und ihre Produktion zu verzichten, wenn die beiden deutschen Staaten ein 
gleichartiges Abkommen treffen, in ihrer Bedeutung über Deutschland hinaus erweitert, 
wodurch die Möglichkeit der Schaffung einer breiten atomwaffenfreien Zone im Herzen 
Europas gegeben ist. 

Die Regierung der Deutschen Bundesrepublik hat alle unsere Angebote, deren Ver- 
wirklichung gleichzeitig der Beginn einer Konföderation zwischen der Deutschen Demo- 
kratischen Republik und der Deutschen Bundesrepublik zum Zwecke der allmählichen 
friedlichen Vereinigung sein könnte, brüsk zurückgewiesen und beschreitet den Weg der 
atomaren Aufrüstung Westdeutschlands. Sie billigte die Stationierung amerikanischer 
Atomwaffen auf westdeutschem Gebiet und bereitet nach den Worten von Bundes- 
kanzler Adenauer die Ausstattung der westdeutschen Streitkräfte mit „modernsten Waf- 
fen“, das heißt mit Atomwaffen, vor. 

Obwohl sich die westdeutsche Regierung in den Pariser Verträgen verpflichtet hat, 
auf die Herstellung sogenannter ABC-Waffen zu verzichten, werden gegenwärtig Maß- 
nahmen getroffen, diese Verpflichtung zu umgehen. Die bevorstehende NATO-Rats- 
tagung zeigt, daß die Bundesregierung die Pläne der USA-Regierung unterstützt, die 
NATO in einen aggressiven Atompakt zu verwandeln, wobei Westdeutschland eine 
Hauptrolle zugewiesen ist. Diese Bestrebungen führen zu einer äußerst gefährlichen Zu- 
spitzung der Lage in Deutschland und Europa und erhöhen die Besorgnisse aller fried- 
liebenden Deutschen und Europäer vor einem Atomkrieg. Diese bedrohliche Lage legt 
insbesondere dem deutschen Volk eine große Verantwortung für die Aufrechterhaltung 
des Friedens auf. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik stimmt völlig mit dem in den 
mir übersandten Dokumenten enthaltenen Grundsatz überein, daß die Verhütung des 
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Krieges immer oberstes Anliegen sein muß, wobei sie jedoch betont, daß darunter so- 
wohl ein Atomkrieg wie auch ein mit konventionellen Waffen geführter Angriffskrieg 
verstanden werden muß. Deshalb kann der in der „Erklärung des Exekutivausschusses 
der Kommission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten über Atomteste und 
Abrüstung“ vom 24. Juli 1957 vertretene Gedanke nicht unwidersprochen bleiben, daß 
die Völker ihre Streitigkeiten ohne Atomwaffen, das heißt in einem Krieg herkömm- 
licher Art, auszutragen versuchen müssen, wenn sie sich friedlich nicht einigen können. 
Mir scheint, daß eine solche Auffassung mit der christlichen Lehre und den Glaubens- 
sätzen des Christentums unvereinbar ist. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ist nicht bereit, den aggressi- 
ven Kreisen einen Freibrief für den Krieg mit herkömmlichen Waffen auszustellen, von 
deren furchtbarer Zerstörungskraft Millionen Tote, Millionen für das ganze Leben 
Beschädigte und vernichtete kulturelle und andere Werte des II. Weltkrieges Zeugnis 
ablegen. Um einen Aggressionskrieg jeder Art zu vermeiden, ist eine Politik der Ver- 
handlungen, der Verständigung und des friedlichen Zusammenlebens aller Staaten und 
Völker erforderlich, wie sie in Deutschland die Regierung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik verfolgt. 

In der gegenwärtigen Situation in Deutschland kommt es vor allem darauf an, die 
Regierung der Deutschen Bundesrepublik zu einer absoluten Änderung ihrer Politik zu 
bewegen. Da das Bonner Kabinett sehr stark kirchlichen Einflüssen zugängig ist, dürfte 
es ein Hauptanliegen der Evangelischen Kirche sein, auf die westdeutsche Bundesregie- 
rung im Sinne eines grundlegenden Wandels ihrer gesamten Politik, insbesondere jedoch 
der Einstellung der Militarisierung und der Atomaufrüstung sowie der Bereitschaft zur 
Verständigung über die Entspannung in Deutschland, einzuwirken. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik wird auch in Zukunft alles 
tun, um den Frieden zu festigen und zu einer befriedigenden Abrüstungsregelung bei- 
zutragen. 

Ich gestatte mir, Ihnen vorzuschlagen, die Dokumente des Zentralausschusses des 
Okumenischen Rates der Kirchen und des Exekutivausschusses der Kommission der 
Kirchen für Internationale Angelegenheiten über Atomteste und Abrüstung zum Gegen- 
stand einer Kanzelabkündigung zu machen, die die Ablehnung von Aggressionskriegen 
jeder Art zum Inhalt hat. 


Mit vorzüglicher Hochachtung O. Grotewohl 


Der Vertreter des Bevollmächtigten des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland bei der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ant- 
wortete dem Ministerpräsidenten der DDR wie folgt: 


Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 


Der Bevollmächtigte bei der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik Berlin C 2, den 13. Januar 1958 


Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! 


In Ihrem Schreiben an Herrn Propst D. Grüber vom 10. Dezember 1957 haben Sie zu 
dem Ihnen überreichten „Appell des Zentralausschusses des Ökumenischen Rates der 
Kirchen an die sittliche Verantwortung der Atommächte“ vom August 1957 und der 
„Erklärung des Exekutivausschusses der Kommission der Kirchen für Internationale 
Angelegenheiten über Atomteste und Abrüstung“ vom 24. Juli 1957 Stellung genommen. 
Sie haben dabei zugleich Ihre Beschwernis zum Ausdruck gebracht hinsichtlich folgenden 
Satzes aus der Erklärung des Exekutivausschusses vom 24. Juli 1957: 
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„Schlagen aber auch diese Bemühungen fehl, so müssen sie die Streitigkeiten auszu- 
tragen versuchen, ohne dabei Atomwaffen zu verwenden.“ 

Sie haben dabei gemeint, diesen Satz dahin auslegen zu müssen, als ob der Weltrat 
der Kirchen einen Krieg herkömmlicher Art, das heißt mit konventionellen Waffen, 
unter Umständen billige. In gleicher Weise haben Sie sich auch laut Presseverlautbarung 
in der Regierungserklärung auf der 30. Plenartagung der Volkskammer der Deutschen 
Demokratischen Republik geäußert. 

Hier liegt ein offensichtliches Mißverständnis zugrunde. Der von Ihnen beanstandete 
Satz steht zwar in einem Bericht, den der Ausschuß für Internationale Angelegenheiten 
(CCIA) dem Zentralkomitee des Weltrates der Kirchen als der entscheidenden Instanz 
vorgelegt hat. Dieser Bericht ist jedoch in vielen Punkten kritisiert worden. Gerade auch 
gegen den von Ihnen zitierten Satz ist sofort Einspruch erhoben worden, so daß der 
Zentralausschuß eine völlige Umarbeitung des Berichts veranlaßt hat. Diese umgeän- 
derte Fassung, die Ihnen vorliegt und die als die alleinige offizielle Äußerung des. Welt- 
rats der Kirchen angesehen werden kann, enthält den inkriminierten Satz nicht. Sie sagt 
vielmehr mit klaren Worten, daß das Ziel, um das es den Nationen, ihren Leitungen 
und Bürgern gehen müsse, nichts anderes sein könne als die völlige Abschaffung der 
Kriege. „Wir begrüßen und unterstützen alle ehrlichen Anstrengungen, die jetzt zur 
Begrenzung und Kontrolle jeder Art von Waffen sowie zur Herstellung der Grundlagen 
für einen sicheren Frieden unternommen werden.“ Was dort der Zentralausschuß gesagt 
hat, liegt völlig auf der Linie alles dessen, was bisher vom Okumenischen Rat und sei- 
nen Organen sowie von der Kommission der Kirchen für Internationale Angelegen- 
heiten zur Frage „Krieg und Frieden“ je gesagt worden ist. 

Wenn zu Anfang dieses Beschlusses dem Ausschuß für Internationale Angelegenhei- 
ten (CCIA) der Dank ausgesprochen und seinem Memorandum weite Verbreitung 
gewünscht wird, so war das ein Akt der Loyalität des Zentralausschusses gegenüber 
seinem Unterausschuß. Auch diese Empfehlung aber konnte nur ausgesprochen werden 
in der Erwartung, daß alle Kirchen den von Ihnen beanstandeten Satz im Zusammen- 
hang mit den sonstigen Äußerungen des Weltrats der Kirchen verstehen und ihn dem- 
gemäß richtig interpretieren würden. 

Ich nehme die Gelegenheit wahr, Ihnen in Stellvertretung des verreisten Bevollmäch- 
tigten, Propst D. Grüber, noch mitzuteilen, daß die Ostkonferenz unserer Kirchen Ihre 
Anregung bezüglich einer Kanzelabkündigung in der Form gern aufgenommen hat, daß 
die Beschlüsse von Yale allen Gemeinden mitgeteilt werden sollen. Die Evangelische 
Verlagsanstalt hat auftragsgemäß sofort die Druckgenehmigung für den Beschluß des 
Weltrats der Kirchen beantragt und wartet noch auf die Entscheidung darüber. 


Mit ausgezeichneter Hochachtung Dr. Grauheding, Oberkirchenrat 


Der Regierung der Bundesrepublik Deutschland wurden die ökumenischen Be- 
schlüsse durch den Bevollmächtigten, Prälat D. Kunst, übergeben. Im Verfolg 
der Angelegenheit — wir greifen damit, um den Vorgang abschließen zu können, 
über die Grenze des Berichtszeitraums hinaus — empfing der Bundeskanzler 
am 25. März 1958 Vertreter des Rates. Über das Gespräch berichtet epd: 


Im Haus des Bundeskanzlers fand am 25. März das seit längerer Zeit in Aussicht 
genommene Gespräch des Bundeskanzlers mit Vertretern des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD) zur Frage der Atomwaffen statt. Die Bischöfe D. Dibelius, 
D. Lilje, D. Herntrich, D. Kunst sowie Präses D. Beckmann erläuterten die Beschlüsse 
des Zentralausschusses des Weltkirchenrates sowie des Exekutivausschusses der Kommis- 
sion der Kirchen für Internationale Angelegenheiten zur Atomfrage, die allen Regie- 
rungen, mit denen die in der Okumene zusammengeschlossenen Kirchen in Kontakt 
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stehen, zugegangen sind. Sie brachten die tiefe Gewissenssorge der evangelischen Chri- 
sten in aller Welt über die Kernwaffenversuche und die Herstellung von Atomwaffen 
mit der sich daraus ergebenden Gefährdung der Menschheit zum Ausdruck. 

Der Bundeskanzler erklärte, daß auch er von der gleichen Sorge wie die Kirche er- 
füllt sei. Er halte es daher für eine Hauptaufgabe der Bundesregierung, jeden möglichen 
Schritt zu einer allgemeinen kontrollierten Abrüstung zu unterstützen. Das von dem 
Exekutivausschuß des Weltkirchenrates ausgearbeitete Fünf-Punkte-Programm für eine 
stufenweise Entspannung der gegenwärtigen Weltlage finde deshalb seine volle Zu- 
stimmung. Dabei sehe er es freilich als notwendig an, daß die beiden ersten Forderungen, 
nämlich einer Einstellung der Kernwaffenexperimente und der Produktion von Kern- 
waffen, gleichzeitig verwirklicht würden. Er bezeichnete es aber als die Pflicht der 
Bundesregierung, für die Freiheit und Sicherheit des Volkes Sorge zu tragen. 

Die Delegation des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland würdigte die 
schwere Gewissensentscheidung, vor die bei den nuklearen Waffen Bundesregierung, 
Bundestag und Volk gestellt sind. Die Delegation bat in diesem Zusammenhang nach- 
drücklich, nichts unversucht zu lassen, die Menschheit von der Sorge zu befreien, in der 
sie heute lebt, und damit auch einen Beitrag zur Wiedervereinigung Deutschlands zu 
leisten. Der Bundeskanzler erklärte, daß auf dieses Ziel alle Bemühungen seiner Regie- 
rung gerichtet seien. 


Eine nicht minder wesentliche Stellungnahme aus der Okumene stellt der Be- 
schluß der Vollversammlung des Luthberischen Weltbundes dar, die in Minnea- 
polis vom 15. bis 25. August stattfand. 


Nachdem die Vollversammlung den Bericht der Kommission für Internationale An- 
gelegenheiten des Lutherischen Weltbundes entgegengenommen hat, in welchem die 
Zusammenarbeit zwischen dem Weltbund und der Kommission der Kirchen für Inter- 
nationale Angelegenheiten (CCIA) kurz skizziert ist, beschließt die Vollversammlung 
folgendes: 

1. Sie gibt ihrer tiefen Sorge über die Probleme Ausdruck, die weiterhin den Frieden 
bedrohen und die Gerechtigkeit beeinträchtigen, eine Sorge, die von Christen anderer 
Konfessionen und Menschen guten Willens auf der ganzen Welt geteilt wird; 

2. Sie begrüßt die Tätigkeit der CCIA ... und weist besonders auf das Schlußwort 
des Berichtes hin, in dem Ziele aufgestellt werden, die sich auf Atomversuche und 
Abrüstung, Aussöhnung in einer geteilten Welt, wirtschaftliche und technische Hilfe, 
Menschenrechte und Religionsfreiheit beziehen; 

3. Sie ist sich der weitverbreiteten Sorge über die Atombedrohung in ihrem Gesamt- 
ausmaß bewußt und billigt, abgesehen von der notwendigen Überwachung und Kon- 
trolle, die so weit wie möglich die Sicherheit aller Nationen gewährleistet, die damit 
zusammenhängenden Ziele: die Atomversuche einzustellen, die Herstellung von Atom- 
waffen aufzugeben, Maßnahmen zu ergreifen, die fortlaufend die nationale Auf- 
rüstung (normale und Atomwaffen) reduzieren, die internationale Zusammenarbeit in 
der Auswertung der Atomenergie zu friedlichen Zwecken zu fördern und wirksamere 
Mittel zu friedlicher Beilegung internationaler Streitfragen und zu einem dauerhaften 
Frieden zu finden; 

4. Sie empfiehlt den Gliedkirchen und jedem einzelnen Christen, den kürzlich ange- 
nommenen Bericht des CCIA Exekutivkomitees über Atomversuche und Abrüstung zu 
studieren und entsprechend zu verfahren. In diesem Bericht wird nach eingehender 
Prüfung und Erwägung der damit verbundenen Gefahren festgestellt, daß, falls die 
laufenden Versuche, über diese Ziele zu einer zufriedenstellenden Übereinstimmung zu 
kommen, fehlschlagen, die Christen das Recht haben, die Regierungen, die Versuche 
durchführen, dringend zu bitten, diese für eine Probezeit einzustellen in der Hoffnung, 
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daß andere Regierungen das gleiche tun, daß ein neues Vertrauen entsteht und daß die 


Grundlage für verläßliche Abkommen gelegt wird; 
5, Sie erinnert die Gliedkirchen und jeden einzelnen Christen an ihre besondere Ver- 
antwortung, welche.beide kraft ihres Glaubens tragen, sich überall für Frieden, Gerech- 


tigkeit und Freiheit für alle Menschen einzusetzen; und 
6. Sie bekräftigt noch einmal ihre Entscheidung, mit der CCIA so zusammenzuarbei- 
ten, wie es das Exekutivkomitee des Lutherischen Weltbundes und seine Beauftragten 


für richtig erachten. 


Im Frühjahr 1957 befaßte sich der Bundestag ausführlich mit der Frage der 
atomaren Rüstung. Die Verhandlungen führten am 10. Mai zu folgendem 


BESCHLUSS DES BUNDESTAGES 


I: 

Der Deutsche Bundestag ist sich bewußt, daß ein Atomkrieg die Welt zerstören kann. 
Daher verfolgt er wie das ganze deutsche Volk mit tiefster Anteilnahme die Bemühun- 
gen der Londoner Abrüstungskonferenz. Um des Friedens in der Welt willen appelliert 
der Bundestag an die Verantwortung aller Völker und Regierungen, sich über eine all- 
gemeine, kontrollierte Abrüstung zu einigen und die Massenvernichtungsmittel zu 
ächten. Insbesondere erwartet der Deutsche Bundestag, daß die Sowjetunion ihren zehn- 
jährigen Widerstand gegen eine kontrollierte Abrüstung aufgibt. 


Il. 
Als sichtbares Zeichen des Willens zu einer allgemeinen, kontrollierten Abrüstung 
sollten die Großmächte die Atombombenversuche zunächst für eine begrenzte Zeit 
einstellen. 


In 
Die Bewaffnung der Bundesrepublik mit atomaren Waffen steht jetzt nicht zur Ent- 
scheidung. Sie steht in engem Zusammenhang mit dem Erfolg der Abrüstungsverhand- 
lungen. Der Deutsche Bundestag erwartet, daß diese Verhandlungen erfolgreich sein 
werden. 


IV. 

Das deutsche Volk erwartet von seinen Verbündeten Schutz und Verhinderung eines 
sowjetischen Angriffs. Deshalb hat der Deutsche Bundestag keinen Anlaß, von den Ver- 
bündeten Einschränkungen der Ausrüstung ihrer für die Verteidigung der Bundesrepu- 
blik eingesetzten Truppen zu fordern. 


V. 
Eine allgemeine, kontrollierte Abrüstung ist ein entscheidender Beitrag zur Ent- 
spannung. Ein dauerhafter Friede ist ohne die Wiedervereinigung Deutschlands nicht 
gesichert. 


VI. 


Die Bundesregierung wird ersucht: 

a) bekanntzugeben, welche Maßnahmen sie ergreifen wird, um einen wirksamen 
Strahlenschutz der Bevölkerung vor Atommaterial, das für zivile oder militärische 
Zwecke bestimmt ist, zu gewährleisten; 

b) einen Beirat für Fragen der Atomwaffen zu berufen, der aus Wissenschaftlern, 
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Politikern und militärischen Sachverständigen besteht. Aufgabe dieses Beirats soll es 
vor allem sein, unverzüglich das einschlägige Material, darunter auch das der bisherigen 


UNO-Abrüstungsverhandlungen, zu prüfen und die Ergebnisse seiner Untersuchungen 
laufend der Öffentlichkeit bekanntzugeben. 


Als bekannt wurde, daß die Frage der Ausrüstung der Bundeswehr mit atomaren 

Waffen vom Kabinett und dem Parlament ventiliert werde, ergingen von den 
verschiedensten Stellen und Instanzen der weltlichen wie der kirchlichen Offent- 

Erklärungen und Stellungnahmen in großer Zahl. Besondere Beachtung 
an 


DIE ERKLÄRUNG DER ACHTZEHN ATOMPHYSIKER 
vom 12. April 1957 


Die Pläne einer atomaren Bewaffnung der Bundeswehr erfüllen die unterzeichneten 
Atomforscher mit tiefer Sorge. Einige von ihnen haben den zuständigen Bundesmini- 
sterien ihre Bedenken schon vor mehreren Monaten mitgeteilt. Heute ist die Debatte 
über die Frage allgemein geworden. Die Unterzeichneten fühlen sich daher verpflichtet, 
ihrerseits auf einige Tatsachen hinzuweisen, die alle Fachleute wissen, die aber der 
Offentlichkeit noch nicht hinreichend bekannt zu sein scheinen. 

1. Taktische Atomwaffen haben die zerstörende Wirkung normaler Atombomben. 
Als „taktisch“ bezeichnet man sie, um auszudrücken, daß sie nicht nur gegen mensch- 
liche Siedlungen, sondern auch gegen Truppen im Erdkampf eingesetzt werden sollen. 
Jede einzelne taktische Atombombe oder -granate hat eine ähnliche Wirkung wie die 
erste Atombombe, die Hiroshima zerstört hat. Da die taktischen Atomwaffen heute in 
großer Zahl vorhanden sind, würde ihre zerstörende Wirkung im ganzen sehr viel 
größer sein. Als „klein“ bezeichnet man diese Bomben nur im Vergleich zur Wirkung 
der inzwischen entwickelten „strategischen“ Bomben, vor allem der Wasserstoffbomben. 

2. Für die Entwicklungsmöglichkeit der lebenausrottenden Wirkung der strategischen 
Atomwaffen ist keine natürliche Grenze bekannt. Heute kann eine taktische Atom- 
bombe eine kleinere Stadt zerstören, eine Wasserstoffbombe aber einen Landstrich von 
der Größe des Ruhrgebietes zeitweilig unbewohnbar machen. Durch Verbreitung von 
Radioaktivität könnte man mit Wasserstoffbomben die Bevölkerung der Bundesrepublik 
heute schon ausrotten. Wir kennen keine technische Möglichkeit, große Bevölkerungs- 
mengen vor dieser Gefahr zu schützen. 

Wir wissen, wie schwer es ist, aus diesen Tatsachen die politischen Konsequenzen zu 
ziehen. Uns als Nichtpolitikern wird man die Berechtigung dazu abstreiten wollen. 
Unsere Tätigkeit, die der Tätigkeit der reinen Wissenschaft und ihrer Anwendung gilt, 
und bei der wir viele junge Menschen unserem Gebiet zuführen, belädt uns aber mit 
einer Verantwortung für die möglichen Folgen dieser Tätigkeit. Deshalb können wir 
nicht zu allen politischen Fragen schweigen. 

Wir bekennen uns zur Freiheit, wie sie heute die westliche Welt gegen den Kommunis- 
mus vertritt. Wir leugnen nicht, daß die gegenseitige Angst vor den Wasserstoffbomben 
heute einen wesentlichen Beitrag zur Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt und der 
Freiheit in einem Teil der Welt leistet. Wir halten aber diese Art, den Frieden und die 
Freiheit zu sichern, auf die Dauer für unzulässig. Und wir halten die Gefahr im Falle 
ihres Versagens für tödlich. 

Wir fühlen keine Kompetenz, konkrete Vorschläge für die Politik der Großmächte zu 
machen. Für ein kleines Land wie die Bundesrepublik glauben wir, daß es sich heute 
noch am besten schützt und den Weltfrieden noch am ehesten fördert, wenn es ausdrück- 
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lich und freiwillig auf den Besitz von Atomwaffen jeder Art verzichtet. Jedenfalls wäre 
keiner der Unterzeichneten bereit, sich an der Herstellung, der Erprobung oder dem 
Einsatz von Atomwaffen in irgendeiner Weise zu beteiligen. 

Gleichzeitig betonen wir, daß es äußerst wichtig ist, die friedliche Verwendung der 
Atomenergie mit allen Mitteln zu fördern, und wir wollen an dieser Aufgabe wie bisher 
mitwirken. 


Prof. Fritz Bopp, Prof. Max Born, Prof. Rudolf Fleischmann, Prof. Walther Gerlach, 
Prof. Otto Hahn, Prof. Otto Haxel, Prof. Werner Heisenberg, Prof. Hans Kopfermann, 
Prof. Max von Laune, Prof. Heinz Maier-Leibnitz, Prof. Josef Mattauch, Prof. Fried- 
rich-Adolf Paneth, Prof. Wolfgang Paul, Prof. Wolfgang Riezler, Prof. Fritz Straß- 
mann, Prof. Wilhelm Walcher, Prof. Carl-Friedrich von Weizsäcker, Prof. Karl Wirtz. 


Die erste Antwort aus dem kirchlichen Raum auf diese Erklärung war ein 


TELEGRAMM VON EVANGELISCHEN KIRCHENMÄNNERN AN PROFESSOR DR. HAHN 
vom 15. 4. 1957 


„In der Erkenntnis, daß die Herstellung und Anwendung der Massenvernichtungsmittel 
durch keinen Zweck gerechtfertigt sein kann, danken wir in Ihrer Person den achtzehn 
Atomphysikern für den Dienst, den Sie dem deutschen Volk und der Menschheit mit der 
Warnung vor der atomaren Bewaffnung solcher Streitkräfte geleistet haben. Wir sind 
tief bewegt davon, daß deutsche Gelehrte aus echtem wissenschaftlichem Ethos und letz- 
ter Verantwortung ihre Gewissensbindung über alle andere Rücksicht gestellt haben.“ 


Kirchenpräsident D. Niemöller, Kirchenpräsident D. Stempel, Propst D. Grüber, 
Dr. Dr. Heinemann, Prof. D. Gollwitzer, Prof. D. Iwand, Prof. D. H. Vogel, 
Prof. D. M. Fischer, Präses D. Scharf. 


Unmittelbar danach erschien die 


ERKLÄRUNG DES KONVENTS DER KIRCHLICHEN BRUDERSCHAFT IM RHEINLAND 
ZUR ATOMAREN BEWAFFNUNG 


Wermelskirchen, Ostern 1957 


1. Mit der Osterbotschaft haben wir Jesus Christus als den Herrn des Lebens bekannt 
und bezeugt. Das Leben aber, das uns mit der Auferstehung des Erlösers geschenkt ist, 
gibt uns die Freiheit und legt uns die Pflicht auf, das irdische Leben nach dem Gebot des 
Schöpfers zu wahren und zu hüten. Wir Menschen dürfen es nicht geringschätzen. Wir 
dürfen es nicht wegwerfen. Wir dürfen nicht das Leben von Millionen Menschen be- 
drohen, auch nicht um der Freiheit oder der sozialen Gerechtigkeit willen. Denn das 
Leben gehört Gott. 

2. Nun steht aber die Menschheit in ihrer gesamten irdischen Existenz unter einer 
noch nie dagewesenen Bedrohung. Die lebenvernichtenden atomaren Waffen sind da. 
Schon durch ihre Erprobung haben wir Menschen begonnen, uns selbst zu zerstören. 
Es geht nicht länger an, die Wirkung dieser Waffen zu verharmlosen. Wie grauenhaft 
sie ist, hat die Erklärung der 18 Atomphysiker vom 12. April 1957 gezeigt. Es ist Illu- 
sion, von den Massenvernichtungsmitteln die Erhaltung von Leben, Frieden und Freiheit 
zu erwarten. Denn die Anwendung dieser Mittel ist grundsätzlich zerstörerisch. Keine 
noch so ernst gemeinte Zusicherung der Staatsmänner kann garantieren, daß sie auch 
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dann noch der Versuchung widerstehen, diese Waffen anzuwenden, wenn sie keinen 
anderen Ausweg mehr sehen. Diese Gefahr wächst, je größer die Zahl der Staaten und 
Männer ist, die über diese Waffen verfügen. 

3. Wir wissen, daß der gekreuzigte und auferstandene Jesus Christus der Herr über 
alle Mächte und Kräfte auch unserer Zeit ist (Eph. 1,20 und 21). Wir glauben, daß 
Gott durch ihn die Menschheit für seine Zukunft erhalten will. 

a) Darum verpflichten wir uns, auf dem Weg der atomaren Bewaffnung nicht einen 
einzigen Schritt weiter mitzugehen. 

b) Darum werden wir das Gewissen der uns anvertrauten Menschen in der Erkennt- 
nis schärfen, daß kein Zweck die Herstellung oder Anwendung von Massenvernichtungs- 
mitteln rechtfertigt. 

c) Darum bezeugen wir allen Menschen Jesus Christus als die einzige Hoffnung der 
Welt. Wir nehmen damit die Botschaft der Weltkirchenkonferenz von Evanston und 
die theologische Erklärung der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 
Juni 1956 auf. 

Das Licht von Ostern, heller als tausend Sonnen, mache uns besonnen und nüchtern. 


Dann erschienen in dichter Folge Erklärungen mannigfaltiger Legitimation; 
Kirchenleitungen und Synoden, kirchliche Gruppen und Werke, Männer in 
kirchenleitender Verantwortung und theologische Lehrer meldeten sich zu Wort. 


ERKLÄRUNG DES WESTFÄLISCHEN PFARRERTAGES 


Dortmund, den 30. April 1957 
(unterschrieben von 195 der 230 teilnehmenden Pfarrer) 


Wir danken den Atomforschern in West und Ost sowie Prof. Dr. Albert Schweitzer 
für ihre Warnungen vor einer Fortsetzung der Atombombenexperimente und vor der 
Ausrüstung von Streitkräften mit atomaren Waffen. 

Wir erklären mit den sechs Dekanen der evangelisch-theologischen Fakultäten und 
den acht Bischöfen der evangelischen Landeskirchen Mittel- und Ostdeutschlands: 

Mit der Synode der EKD und der gesamten Okumene sind wir eins in der radikalen 
Verwerfung der Massenvernichtungsmittel. In ihnen werden Gottesgaben, der mensch- 
liche Verstand wie die Kräfte der Natur, mißbraucht. In ihnen wird der Mensch, der 
Gottes Ebenbild ist und für den Christus gestorben und auferstanden ist, verraten. In 
ihnen wird die Güte des Schöpfers selbst gelästert. Wir warnen davor, in dieser Sache 
mitzumachen oder sich veranwortungsloser Gleichgültigkeit und Resignation zu über- 
lassen. Die Weltgefahr, die nicht nur das gegenwärtige Geschlecht, sondern unsere Kin- 
der und Kindeskinder bedroht, fordert den Einsatz jedes einzelnen, um das Ziel einer 
allseitigen Achtung und Abschaffung der Massenvernichtungsmittel zu erreichen. 


ERKLÄRUNG DER PROVINZIALSYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
VON BERLIN-BRANDENBURG 


Berlin, 7.-10. 5. 1957 


Mit ihrem Bischof bekennt sich die Provinzialsynode der Evangelischen Kirche Berlin- 
Brandenburg zu der Erklärung der Dekane der theologischen Fakultäten aus der Deut- 
schen Demokratischen Republik und nimmt ihr Zeugnis und ihre Mahnung auf die 
eigene Verantwortung. Die Erklärung lautet: 
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„Wir danken den westdeutschen Atomforschern für ihre Warnung vor einer atomaren 

Ausrüstung deutscher Streitkräfte. 
‘Wir danken den ostdeutschen Atomforschern für ihre Warnung vor einer Fortsetzung 

der Atombomben-Experimente. 

Mit der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland und der gesamten Okumene 
sind wir eins in der radikalen Verwerfung der Massenvernichtungsmittel. 

In ihnen werden Gottes Gaben, der menschliche Verstand wie die Kräfte der Natur, 
mißbraucht. 

In ihnen wird der Mensch, der Gottes Ebenbild ist und für den Christus gestorben 
und auferstanden ist, verraten. 

In ihnen wird die Güte des Schöpfers selbst gelästert. 

Wir warnen davor, in dieser Sache mitzumachen oder sich verantwortungsloser Gleich- 
gültigkeit und Resignation zu überlassen. 

Die Weltgefahr, die nicht nur das gegenwärtige Geschlecht, sondern unsere Kinder 
und Kindeskinder bedroht, fordert den Einsatz jedes einzelnen, um das Ziel einer all- 
seitigen Achtung und Abschaffung der Massenvernichtungsmittel zu erreichen.“ 


Die Dekane der Theologischen Fakultäten der Deutschen Demokratischen Republik: 
Prof. D. Heinrich Vogel, Berlin; Prof. D. Arno Lehmann, Halle; Prof. D. Hans Bartke, 
Leipzig; Prof. Lic. Werner Schmauch, Greifswald; Prof. D. Gerhard Gloege, Jena; 
1. V. Prof. D. Gottfried Quell, Rostock. 


BESCHLUSS DER LANDESSYNODE 
DER VEREINIGTEN PROTESTANTISCH-EVANGELISCH-CHRISTLCHEN KIRCHE DER PFALZ 


vom 11. Mai 1957 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland wolle auf Grund der Stellungnahme 
der Weltkirchenkonferenz in Evanston und der Erklärung der Synode der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland in Spandau vom März 1957 in gemeinschaftlicher. Bera- 
tung seiner Vertreter mit naturwissenschaftlichen Fachgelehrten, Gelehrten des Völker- 
rechts, Soldaten und Theologen verschiedener Völker prüfen, was an wirksamer Unter- 
stützung internationaler Bestrebungen geschehen kann, die ein Verbot aller völker- 
rechtswidrigen Massenvernichtungsmittel erstreben. 


ERKLÄRUNG DER KIRCHENLEITUNG 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE VON HESSEN UND NASSAU 


Darmstadt, den 13. Mai 1957 


Die sechs Dekane der Theologischen Fakultäten der Deutschen Demokratischen Republik 
haben eine Erklärung abgegeben, der auch die Kirchenführer der Landeskirchen im Ge- 
biet der Deutschen Demokratischen Republik beigetreten sind. ... 

Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau bekennt sich zu 
diesen Worten. 

Es gehört zur Aufgabe der christlichen Verkündigung, alleMenschen davor zu warnen 
daß sie durch Beteiligung an der Herstellung und Anwendung der modernen Mas 
vernichtungsmittel Gottes Gabe mißbrauchen, Gottes Güte lästern und Gottes Ebenbild 
verraten. ’ 

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 


D. Niemöller 
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ERKLÄRUNG DER KIRCHENLEITUNG 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE IM RHEINLAND 


Düsseldorf, den 15. 5. 1957 


Die Leitung der Evangelischen Kirche im Rheinland hat in ihrer Sitzung am 10. Mai 1957 
nachstehender Erklärung für die allseitige Achtung und Abschaffung der Massenver- 
nichtungsmittel zugestimmt. 


Erklärung 


Die Bischöfe aller evangelischen Landeskirchen im Raum von Berlin und der Deutschen 
Demokratischen Republik haben sich in Übereinstimmung mit einer Erklärung der 
Dekane der sechs Theologischen Fakultäten in Berlin und in der DDR und den Be- 
schlüssen der Synode erneut zur Verwerfung aller Massenvernichtungsmittel bekannt. 
Die Erklärung der Fakultätsdekane hat folgenden Wortlaut: 

„Wir danken den westdeutschen Atomforschern für ihre Warnung vor einer atomaren 
Ausrüstung deutscher Streitkräfte. Wir danken den ostdeutschen Atomforschern für ihre 
Warnung vor einer Fortsetzung der Atombombenexperimente. 

Mit der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland und der gesamten Okumene 
sind wir eins in der radikalen Verwerfung der Massenvernichtungsmittel. In ihnen 
werden Gottesgaben, der menschliche Verstand wie die Kräfte der Natur, mißbraucht. 
In ihnen wird der Mensch, der Gottes Ebenbild ist und für den Christus gestorben und 
auferstanden ist, verraten. In ihnen wird die Güte des Schöpfers selbst gelästert. 

Wir warnen davor, in dieser Sache mitzumachen oder sich verantwortungsloser Gleich- 
gültigkeit und Resignation zu überlassen. Die Weltgefahr, die nicht nur das gegen- 
wärtige Geschlecht, sondern unsere Kinder und Kindeskinder bedroht, fordert den Ein- 
satz jedes einzelnen, um das Ziel einer allseitigen Achtung und Abschaffung der Massen- 
vernichtungsmittel zu erreichen.“ 

D. Held, Präses 


ENTSCHLIESSUNG DER KIRCHENLEITUNG 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE VON WESTFALEN 


Bielefeld, den 16. 5. 1957 


Unter dankbarem Hinweis auf die Warnungen der deutschen Atomforscher und Albert 
Schweitzers sind wir mit der Okumene und der Synode der EKD eins in der radikalen 
Verwerfung der Massenvernichtungsmittel und rufen jeden einzelnen in seine Verant- 
wortung gegenüber der Weltgefahr, die nicht nur das gegenwärtige Geschlecht, sondern 
unsere Kinder und Kindeskinder bedroht, mit dem Ziel einer allseitigen Achtung und 
Abschaffung der Massenvernichtungsmittel. Wir fordern die Gemeinden auf, am Sonn- 
tag Rogate und an den folgenden Sonntagen im Fürbittengebet, im Anschluß an das 
Gebet für die Obrigkeit und um den Frieden der Welt, zu beten: 

„Laß die Atomkräfte der Welt zum Segen werden und nicht zum Fluch! Nimm von 
uns die große Sorge, die auf aller Welt lastet! Laß die Männer, die im Namen der 
Völker verhandeln, den Weg finden, auf dem die Völker sich verständigen und im 


Frieden miteinander leben können!“ 
D. Wilm, Präses 
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BESCHLUSS DER BISCHOFSKONFERENZ 
DER VEREINIGTEN EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE DEUTSCHLANDS 


” 


vom 22. 5. 1957 


Mit tiefer Sorge sehen wir, daß sich die Furcht wie ein giftiger Nebel über die Mensch- 
heit ausbreitet. Durch die Erklärung der Göttinger Professoren ist vielen zum ersten Mal 
das Ausmaß der Gefahr bewußt geworden, die durch die Atomkraft die Welt bedroht. 
Zugleich ist offenbar geworden, daß bis zur Stunde kein Mensch einen Ausweg aus 
dieser Not sieht. In dieser Lage sind wir aufgerufen, unser Vertrauen auf Gott zu 
setzen; auch im Atomzeitalter gilt das Erste Gebot: „Ich bin der Herr, dein Gott; du 
sollst nicht andere Götter haben neben mir.“ Wir handeln gegen Gottes Gebot, wenn 
wir an die Stelle der Furcht vor Gott Angst vor der entfesselten Atomkraft treten las- 
sen. Wir dürfen unser Vertrauen nicht auf eine selbstgeschaffene Sicherheit setzen - 
weder auf den Besitz von Atomwaffen noch auf den Verzicht auf diese Waffen. Wir 
haben es auch heute mit dem heiligen und barmherzigen Gott zu tun. Wer seine Hoff- 
nung auf ihn setzt, kann mit dem 46. Psalm sprechen: „Darum fürchten wir uns nicht, 
wenngleich die Welt unterginge und die Berge mitten ins Meer sänken.“ 

Daß der Mensch auch über die Kräfte des Atoms Macht gewonnen hat, entspringt 
dem Auftrag, den ihm der Schöpfer gegeben hat. Damit ist dem Menschen eine unge- 
heure Verantwortung auferlegt. Die christlichen Kirchen haben in den letzten Jahren 
unablässig gemahnt, die Atomkraft nicht zum Werkzeug der Zerstörung zu machen. 
Es geht um den Menschen! Es gilt, nicht die Kräfte der Schöpfung zu ächten, sondern 
dem Menschen in den Arm zu fallen, der diese Kräfte mißbrauchen will. Das muß bei 
allen Völkern geschehen. 

Niemals hat sich der Mensch so ohnmächtig gezeigt wie in dieser Stunde seiner großen 
Macht. Er steht vor zwei unheimlichen Möglichkeiten: entweder die Freiheit und Würde 
des Menschen im Kampf der weltpolitischen Machtblöcke zu verlieren oder es geschehen 
zu lassen, daß in den apokalyptischen Schrecken eines Atomkrieges die physische Exi- 
stenz von Millionen ausgelöscht wird. Vergeblich versucht er, durch eine Balance der 
Schrecken den Frieden zu retten. In dieser menschlichen Ausweglosigkeit halten wir uns 
an Jesu Wort: „In der Welt habt ihr Angst; aber seid getrost, ich habe die Welt über- 
wunden!“ 

Auf den Staatsmännern, die heute die Geschichte der Völker bestimmen, ruht eine 
beispiellose Verantwortung. Darum rufen wir die Christenheit zur Fürbitte für die 
Regierenden in allen Völkern auf, vor allem aber für die, die in unserem Volk in der 
Regierung, im Parlament und in den Parteien die Verantwortung tragen. 

Es ist ein Verstoß gegen diese Verantwortung, wenn die Atomfrage in die Taktik des 
Wahlkampfes einbezogen wird. Die atomare Bedrohung ist kein deutscher Wahlschlager! 
Wir sitzen alle im selben Schiff. Die Christen sollen gemeinsam Gott bitten, daß er 
selbst die Gewissen schärft und daß er uns den Weg zeigt. 

Angesichts der tödlichen Bedrohung rufen wir die Christen auf: Helft, daß sich unter 
den Völkern der Geist des Friedens und der gemeinsamen Verantwortung ausbreite! 
Werdet nicht müde, Gott zu bitten: Verleih uns Frieden gnädiglich, Herr Gott, zu 
unsern Zeiten! 


Die Generalsynode der VELKD faßte am 23. Mai 1957 folgenden Beschluß: 
Die Generalsynode macht sich die Kundgebung der Bischofskonferenz zu eigen. Sie 
dankt der Bischofskonferenz, daß sie durch ihr geistliches Wort die Gewissen aller Chri- 


sten auf die Gefahr des Mißbrauchs der Atomkräfte hingewiesen hat. Sie tritt hinter 
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dieses Wort und ruft alle Gemeindeglieder auf, sich mit Gebet und Tat gegen diese 
Weltgefahr zu stellen. 


LANDESBISCHOF D. DR. LILJE 


Aus seinem mündlichen Tätigkeitsbericht als Leitender Bischof vor der Lutherischen 
Generalsynode in Hamburg (23. Mai 1957): 


Wenn von ungeduldigen Zeitgenossen im Zusammenhang mit der jüngsten Diskussion 
über die Atombombe in Deutschland oft die Frage erhoben ist: Warum schweigt die 
Kirche?, dann muß man auch an dieser Stelle zu allem Überfluß noch einmal mit Nach- 
druck sagen: Sie hat nicht geschwiegen. Und wir können es nicht unterlassen, in diesem 
Augenblick daran zu erinnern, daß die Evangelische Kirche in Deutschland, daß der 
Okumenische Rat der Kirchen, daß verschiedene Synoden, einzelne führende Männer, 
die in verantwortlicher Weise für die evangelische Christenheit sprechen dürfen, ihre 
Stimme klar und deutlich erhoben haben. Es sind zumindest vier Punkte gewesen, die in 
dem bisherigen Gespräch der Kirchen unmißverständlich deutlich zu Gehör gebracht 
worden sind: 

1. Die evangelische Christenheit in Deutschland hat durch ihre berufenen Organe in 
einer erstaunlichen und unmißverständlichen Radikalität das Verbot jeglicher Atom- 
waffen gefordert. Das ist keine geringe Stellungnahme, und sie hätte wohl ein größeres 
Echo in der Öffentlichkeit verdient, als es offensichtlich geschehen ist. 

2. Die Evangelische Kirche in Deutschland hat zu einem vielleicht noch brennenderen 
Punkt ebenso deutlich gesprochen. Sie hat nämlich die Einstellung der Atomversuche 
gefordert, durch die viel Menschenleben bedroht ist und die gerade im gegenwärtigen 
Stadium offensichtlich der Hand des Menschen und seiner Kontrolle noch immer nicht 
untersteht. 

3. Es ist zu all den Äußerungen auch immer deutlich gemacht worden, daß ein solcher 
Appell jede moralische Kraft und jede Glaubwürdigkeit verliert, wenn er sich nicht an 
alle richtet und wenn nicht alle dem gleichen moralischen Zwang ausgesetzt sind, hier 
sich an demselben Schritt zu beteiligen. 

4. Es ist schließlich immer wieder versucht worden, gerade auch den spezifischen Auf- 
trag der Christenheit deutlich zu machen in einer Welt, die von Appellen allein nicht 
gesundet, sondern der man sagen muß, woher sie die Kraft finden kann, das zu tun, was 
die Klugheit und die Menschlichkeit gebieten. 


ERKLÄRUNG DES KIRCHENAUSSCHUSSES DER BREMISCHEN EVANGELISCHEN KIRCHE 


Bremen, den 24. 5. 1957 


In Kenntnis der Tatsache, daß die Erklärungen der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land und vieler anderer kirchlicher Organe zu der Bedrohung durch die Massenvernich- 
tungsmittel nicht in der ihrer Bedeutung zukommenden Weise allgemein bekanntgewor- 
den sind und daß auch in Bremen überall die Frage laut wird, welche Stellung die 
Kirche zu diesen Fragen einnimmt, haben wir die folgende Erklärung beschlossen. Wir 
sind uns bewußt, daß es sich hierbei nicht darum handeln kann, unmittelbaren Einfluß 
auf die politischen Entscheidungen zu nehmen, glaubten jedoch, entsprechend den an 
uns herangetragenen Wünschen, der Seelsorge innerhalb der Bremischen Evangelischen 
Kirche auf diese Weise eine Hilfe bieten zu können. 
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Schweigt die Kirche? 


Viele Menschen in unserer Stadt haben in diesen Monaten die ernste Frage gestellt: 
Was sagt die Evangelische Kirche zur Frage der Atombombe? Seit einer Reihe von 
Jahren haben in Deutschland und in der Weltchristenheit die verschiedensten Gremien 
dazu in aller nötigen Klarheit Stellung genommen. Es wird unter anderem auf den 
Beschluß des Rates der EKD vom Mai 1954 und den der Synode vom März 1957 ver- 
wiesen. Zuletzt haben die Dekane der sechs theologischen Fakultäten in der DDR und 
die acht Bischöfe der evangelischen Landeskirchen von Mittel- und Ostdeutschland, unter 
ihnen D. Otto Dibelius, auf die furchtbare Bedrohung der ganzen Erdbevölkerung durch 
die Massenvernichtungsmittel hingewiesen und vor jeder Fortsetzung der Atombomben- 
Experimente gewarnt. 

Der Kirchenausschuß der Bremischen Evangelischen Kirche macht sich die folgenden 
Sätze aus dieser Erklärung zu eigen. Es wird jedoch ausdrücklich festgestellt, daß diese 
Erklärung, die einzig und allein unserer großen Verantwortung vor Gott, dem Vater 
Jesu Christi, Ausdruck verleihen soll, in keiner Weise innerhalb der parteipolitischen 
Auseinandersetzungen in Anspruch genommen werden kann. Die Sätze lauten: 

„Mit der Synode der EKD und der gesamten Okumene sind wir eins in der radikalen 
Verwerfung der Massenvernichtungsmittel. In ihnen werden Gottes Gaben, der mensch- 
liche Verstand wie die Kräfte der Natur, mißbraucht. In ihnen wird der Mensch, der 
Gottes Ebenbild ist und für den Christus gestorben und auferstanden ist, verraten. In 
ihnen wird die Güte des Schöpfers selbst gelästert. Wir warnen davor, in dieser Sache 
mitzumachen oder sich verantwortungsloser Gleichgültigkeit und Resignation zu über- 
lassen. Die Weltgefahr, die nicht nur das gegenwärtige Geschlecht, sondern unsere 
Kinder und Kindeskinder bedroht, fordert den Einsatz jedes einzelnen, um das Ziel 
einer allseitigen Achtung und Abschaffung der Massenvernichtungsmittel zu erreichen.“ 


Der Kirchenausschuß der Bremischen Evangelischen Kirche 
Donandt, Präsident Urban, Schriftführer 


WORT DER MBK-JUGENDVERTRETERTAGUNG 


Salzuflen, Pfingsten 1957 


Schülerinnen und Studentinnen, die sich auf einer Tagung Pfingsten 1957 in der 
Arbeitsgruppe „Politik“ mit der Frage der verantwortlichen Beteiligung der 
evangelischen Jugend am politischen Leben beschäftigten, beschlossen nachste- 
hendes Wort an die evangelischen Jugendkreise. Der Vorstand der MBK-Arbeit 
bejahte es als Wort der jungen Generation. 


Auf der MBK-Jugendvertretertagung Pfingsten 1957 in Bad Salzuflen beschäftigten wir 
uns in der Arbeitsgruppe „Politik“ mit der Frage nach unserer besonderen Verantwor- 
tung als junge evangelische Christen. Evangelische Verantwortung heißt nicht, daß für 
Christen in allen politischen Fragen dieselbe Meinung verbindlich ist, sondern daß jeder 
einzelne im Hören auf das Wort Gottes zur eigenen Stellungnahme im politischen Leben 
geführt wird. Als Voraussetzung dafür müssen wir uns eine gründliche Sachkenntnis 
verschaffen, indem wir die politischen Tagesereignisse mit Kritik verfolgen. 

Unsere entscheidende Aufgabe sahen wir darin, uns über die Gefahren der Atom- 
waffen und -versuche klarzuwerden und darauf hinzuweisen. Innerhalb mehrerer 
Monate haben wir uns an Hand von entsprechender Literatur und Zeitungsartikeln eine 
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gewisse Kenntnis angeeignet. Die Atombombe ist ein dämonisches Werkzeug in der 
Hand des Menschen, der nicht nach Gottes Willen fragt. Liegt nicht eine ungeheure An- 
maßung darin, die Schöpfung Gottes der Gefahr der Vernichtung auszusetzen? 

Wir rufen die evangelische Jugend Deutschlands, zur Verantwortung bereit zu sein! 

Es kommt auf jeden einzelnen von uns an, auf unser entschiedenes Nein zum sinn- 
losen Wettrüsten. Die Atombombe schafft Angst und Mißtrauen. Sollte eine solche 
Grundlage wirklich den Frieden garantieren? So jung wir auch sein mögen, sollte uns 
doch die Lösung dieser Frage keine Ruhe lassen. Kann es für uns als junge evangelische 
Christen hier Resignation oder Gleichgültigkeit geben? Christsein heißt tätig sein 
(Jak. 1,22). 

Unsere Aufgabe besteht im Gebet darum, daß alle an verantwortlicher Stelle nach 
Gottes Willen fragen. „Und das ist die Freudigkeit, die wir haben zu ihm, daß, so wir 
etwas bitten nach seinem Willen, so hört er uns“ (1. Joh. 5, 14). 


ERKLÄRUNG DER KIRCHLICH-THEOLOGISCHEN ARBEITSGEMEINSCHAFT 
DER PROTESTANTISCHEN KIRCHE DER PFALZ (AUSZUG) 


Keysersmühle, den 19. Juni 1957 


2. Wir erklären, daß die Herstellung, Erprobung und Anwendung von atomaren 
Waffen im Widerspruch zu Gottes Geboten steht und ein Verbrechen an der Menschheit 
ist. Wir rufen dazu auf, sich in keiner Weise an diesem Verbrechen zu beteiligen. Des- 
halb können wir auch einer Aufrüstung deutscher Truppen in Ost und West mit atoma- 
ren Waffen nicht zustimmen. 


ERKLÄRUNG MASSGEBENDER WEIBLICHER SPITZENVERBÄNDE 


vom 28. Juni 1957 


Aufruf an die Frauen der Welt 


„Uns alle bewegt mit vielen anderen die Sorge um den Bestand des menschlichen Lebens 
auf der Erde. Die Ergebnisse der Atomforschung haben neue Möglichkeiten in die Hand 
des Menschen gegeben, die in nie geahntem Maße hilfreich oder zerstörend sein können. 
Wir sehen, welche Möglichkeiten zum Wohle der Menschen mit der Atomenergie uns 
angeboten sind. Wir sehen aber auch, eine wie große Gefahr ihre Anwendung für die 
gesamte Menschheit sein kann. Menschen haben zu entscheiden, ob diese Kraft zum 
Guten oder zum Bösen angewendet werden wird. Atomwaffenversuche verseuchen weite 
Räume und gefährden gegenwärtiges und zukünftiges Leben. Die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse über das Ausmaß der Schädigung und die Möglichkeiten eines ausreichen- 
den Schutzes sind noch unvollkommen. 

Wir fordern: Einstellung der Atomwaffenversuche. 

Wir fordern: Kontrollierte stufenweise Abrüstung bis zum vereinbarten kontrollier- 
ten Verzicht auf alle atomaren Waffen. 

Wir fordern: Intensive Erforschung aller Schutzmöglichkeiten gegenüber schädlichen 
Strahlen. 

Wir fordern: Außerste Anstrengung in bezug auf Maßnahmen und Einrichtungen 
zum Schutze der Bevölkerung. 

Wir bitten die Frauen aller Länder, ihren Einfluß als Staatsbürger im Sinne dieser 
Forderungen einzusetzen. Wir bitten die Regierung unseres Landes, diese Forderungen 
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bei ihren eigenen Maßnahmen zu verwirklichen und bei internationalen Verhandlungen 
zu vertreten.“ 

Arbeitsgemeinschaft der katholischen deutschen Frauen, Arbeitsgemeinschaft für Mäd- 
chen- und Frauenbildung -(Verband der Lehrerinnen aller Schulgattungen), Deutsche 
Angestellten-Gewerkschaft, Gruppe der weiblichen Angestellten, Deutscher Ärztinnen- 
bund, Deutscher Akademikerinnenbund, Deutscher Berufsverband der Sozialarbeiterin- 
nen, Deutscher Frauenring, Deutscher‘ Gewerkschaftsbund (Hauptabteilung Frauen), 
Deutscher Hausfrauenbund, Deutscher Landfrauenverband, Deutscher Verband berufs- 
tätiger Frauen, Evangelische Frauenarbeit in Deutschland, Jüdischer Frauenbund in 
Deutschland, Staatsbürgerinnenverband, Verband deutsche Frauenkultur, Vereinigung 
weiblicher Juristen und Volkswirte, Verband der weiblichen Angestellten, WOMAN 
(Weltorganisation der Mütter aller Nationen). 


ENTSCHLIESSUNG DES 5. WÜRTTEMBERGISCHEN EVANGELISCHEN LANDESKIRCHENTAGES 


vom 22. 11. 1957 


Der Württembergische Evangelische Landeskirchentag steht unter dem Eindruck der 
höchst gefährlichen Lage der Menschheit, über die in jedem Augenblick die Katastrophe 
hereinbrechen kann, wenn auf den bisherigen Wegen weitergegangen wird. Wir be- 
grüßen deshalb einmütig den Beschluß des Rats der EKD, die Vorschläge des Okumeni- 
schen Rats der Kirchen von New Haven zur stufenweisen Abrüstung den Regierungen 
in Bonn und Pankow vorzutragen und um eine Aussprache mit Regierungsvertretern 
zu bitten. 

Die entsetzlichen Verwüstungen, welche die modernsten Kampfmittel — auch hinter 
der Front - anrichten, stellt die Christenheit heute unausweichlich vor die Aufgabe, ob 
sie sich an Vernichtungsaktionen beteiligen darf, auch wenn sie zur Verteidigung des 
Lebens und der Freiheit nötig erscheinen. Darum darf keine Mühe gescheut werden, um 
eine internationale kontrollierte Abrüstung zu erreichen. 

Unbedingt nötig erscheint uns außerdem, daß der Rat der EKD einen Kreis evangeli- 
scher Männer und Frauen beauftragt, in gemeinsamer Arbeit eine Antwort zu suchen 
auf die offensichtlich heute in einem ganz neuen Licht erscheinende Frage des Kriegs- 
dienstes der Christen. Wir halten es für die vordringliche Aufgabe der Kirche, jedem 
Christen, besonders dem Soldaten, eine Hilfe für seine Entscheidungen zu bieten. 


PRÄSES D. WILM 


Auszug aus dem Tätigkeitsbericht der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen vor der Landessynode (Herbst 1957): 


Schon in der Diskussion über die Militärseelsorge hatte die Frage der Atombewaffnung 
nicht nur einen breiten Raum eingenommen, sondern hatte dieser Auseinandersetzung 
einen tiefen Ernst und ein schweres Gewicht gegeben. Der Frage „Was soll der Militär- 
pfarrer dem Soldaten, der die Atomwaffe anwenden soll und nicht weiß, ob er es tun 
darf, sagen?“ konnte niemand von uns billig ausweichen. Aber wir waren uns darüber 
klar, daß das nicht nur den Militärpfarrer und nicht nur den Soldaten, der ein Christ 
ist, sondern uns alle angeht und daß darum die ganze Kirche der hier gestellten Frage 
nicht ausweichen kann und wir alle gefragt sind. 

„.. Das ist eben die unheimliche Frage, vor die die Kirche, welches Bekenntnis sie auch 
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hat, ja eigentlich die ganze Menschheit, unausweichlich gestellt ist - und, wie ich meine, 
insbesondere auch wir Christen in Westdeutschland, wenn es um die Frage der Atom- 
bewaffnung der Bundeswehr geht: Hört mit der Anwendung der Atomwaffen der Krieg 
nicht wirklich und endgültig auf, eine sittliche Berechtigung zu haben, weil es mit ihm 
und in ihm nichts mehr zu verteidigen gibt und weil der Atomkrieg kein Schwertamt, 
die Bösen zu strafen und die Guten zu schützen, mehr besitzt? Und hört damit nicht 
wirklich und endgültig die Möglichkeit auf, daß ein „Kriegsmann im seligen Stande“ 
sein kann? Wir kommen, meine Brüder und Schwestern, um diese Frage nicht mehr herum 
und werden nach einer gehorsamen Antwort suchen müssen. Wir wissen alle, daß es um 
den Bestand des menschlichen Lebens überhaupt geht. Darum helfe uns Gott, daß wir 
die rechte Antwort finden! 


BESCHLUSS DER SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE DER UNION 


Berlin-Weißensee, den 6. 12. 1957 


Warnung vor dem Mißbrauch der Macht des Menschen im technischen Zeitalter 


Im Glauben an Gottes Wort sieht die Synode die technischen Errungenschaften unseres 
Zeitalters unter der Verheißung des Schöpfers, der durch seine Gnade den Menschen in 
ein Herrscheramt innerhalb der Schöpfung eingesetzt hat. 

Sie bejaht darum die wissenschaftliche Forschung und den Gebrauch der technischen 
Mittel zum Wohl des Menschen und der menschlichen Gemeinschaft. 

Sie warnt vor dem Hochmut, in dem der Mensch sich als Herr eines „achten Schöp- 
fungstages“ gebärdet, und vor dem Mißbrauch der Macht, durch den der geängstete 
Mensch einer technisierten und politisierten Gesellschaft einer Existenz in der Lüge zu 
verfallen und um seine Menschlichkeit gebracht zu werden droht. Sie warnt jeden ein- 
zelnen, da mitzumachen, wo der Mensch in seiner Menschlichkeit als Mittel zur Er- 
reichung politischer Zwecke geopfert wird. 

Die Synode bekennt sich zu der vergebenden Langmut Gottes, der seinen Menschen 
auch in den notvollsten Verhältnissen das Leben schenkt und erhalten will bis an den 
Tag, an dem ER selbst die Welt und ihre Geschichte an sein Ziel bringt. 

Darum verwirft die Synode alle Massenvernichtungsmittel und alle Versuche, sie 
durch irgendwelche Zwecke rechtfertigen zu wollen. Durch die Massenvernichtungsmittel 
wird in jedem Falle verraten, was man retten will, und seien es Freiheit und Frieden. 

In ihrer Mitverantwortung für den Frieden in der Welt und für die Heilung des 
Risses, der durch unser Volk geht, warnt die Synode nicht nur vor einer Fortsetzung 
des selbstmörderischen atomaren Wettrüstens der Weltmächte, sondern insbesondere 
auch vor einer atomaren Bewaffnung deutscher Armeen. 

Sie warnt jeden einzelnen, in dieser Sache durch Beteiligung, Verharmlosung oder 
Gleichgültigkeit vor Gott und an den Menschen schuldig zu werden. 


Wir brechen ab, zumal der Bericht über das Jahr 1958 ausführlich auf die Aus- 
einandersetzung über die Atomfrage zurückkommen muß, denn seine Siedehitze 
erreichte der den politischen wie den kirchlichen Raum gleicherweise erregende 
Streit erst nach Abschluß des Berichtsjahres. 

Aber die Stichworte von dem durch die Frage der atomaren Ausrüstung der 
Bundeswehr angeblich heraufbeschworenen „Status confessionis“ und den „kir- 
chenspaltenden Atomwaffen“ fielen schon 1957 und gaben der auf großer Breite 
in Broschüren — deren weitestverbreitete H. Gollwitzer schrieb -, Zeitschriften- 
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aufsätzen, offenen Briefen und Flugblättern geführten Diskussionen eine für 
Kirche und Volk gleicherweise bedrohliche und gefährliche polemische Schärfe, 
wie sie das theologische Streitgespräch über Fragen der politischen Ethik nur bei 
der Auseinandersetzung über die Aufrüstung 1955/56 erreichte, um sie in ihrem 
weiteren Fortgang noch zu überbieten. 


Die Auseinandersetzungen über die politische Verantwortung und über die 
Anteilnahme der Kirche und des Christen an Vorgängen und Entscheidungen 
des politischen Lebens, die um die Bundestagswahl und die Atomfrage kreisten, 
haben der Kirche auch im Jahre 1957 schwere Stunden eingebracht und ihre 
Einheit und Gemeinschaft im Glauben drückenden Belastungsproben unter- 
worfen. Das Beschwerlichste an dieser Diskussion war wiederum, daß Christen- 
leute und Glieder der gleichen Kirche einander nicht nur des mangelnden poli- 
tischen Einblicks und Durchblicks, des einseitigen und parteiisch gebundenen poli- 
tischen Denkens, falscher politischer Entscheidungen und der Unterstützung eines 
politisch verderblichen Kurses bezichtigten, sondern gegenseitig den Vorwurf 
des theologischen Irrtums, des einseitigen Verständnisses und der willkürlichen 
Auslegung der Schrift, des nur halben Gehorsams gegenüber den Geboten Gottes 
und dem Anspruch des Evangeliums, des Abweichens vom Wege der reformato- 
rischen Erkenntnis und Botschaft und der Preisgabe der im Kampf der Beken- 
nenden Kirche gewonnenen Einsichten und Erfahrungen erhoben. Die einen be- 
schuldigten die anderen wegen ihres Drängens auf bestimmte politische Ent- 
scheidungen eines unreformatorischen Enthusiasmus; die andere Seite antwortete 
mit der Anklage auf Restauration, Konfessionalismus und Byzantinismus. Es 
sollte gerade im Gespräch über Fragen der politischen Verantwortung die Ge- 
fahr der Übermachtung durch politische Leidenschaft deutlicher gesehen und der 
Versuchung zur Entfaltung der rabies theologica, die im Zusammenhang der 
Erörterung politischer Fragen besonders groß ist, nachdrücklicher widerstanden 
werden, als es in den letzten Jahren der Fall war. Es sollte zum anderen gegen- 
über allem Trennenden das Gemeinsame und Verbindende stärker betont, deut- 
licher herausgestellt und auch in der Praxis der Diskussion und des Umgangs 
miteinander unmißverständlicher zur Geltung gebracht werden. Die Beachtung 
dieser desideria würde der kompromißlosen und nüchternen Bezeugung des für 
wahr und recht Erkannten und der unzweideutigen Offenheit der Aussprache 
über dringende Fragen und brennende Sorgen nicht nur nichts abbrechen, son- 
dern sie im Gegenteil fruchtbar fördern; sie würde aber der Erstarrung in unver- 
söhnlichen Fronten und der Verhärtung gegeneinander in wechselseitigem Unver- 
ständnis, Mißverstehen und Mißtrauen wehren und die Gemeinschaft der Kirche 
als der auch harte Gegensätzlichkeiten übergreifenden Bruderschaft in Glauben, 
Lieben, Hoffen, Verantwortung und Fürbitte stärken. Desinteressement gegen- 
über dem politischen Leben ist der Kirche verwehrt; weil ihr die Ausrichtung 
der frohen Botschaft von der geschichtlichen Offenbarung Gottes, von der Fleisch- 
werdung des ewigen Wortes aufgetragen ist und darum das Evangelium in die 
Realitäten von Zeit und Raum hinein verkündigt sein will, kann sie sich von der 
lebendigen und verantwortlichen Anteilnahme an den Fragen und Vorgängen 
im politischen Raum nicht dispensieren. Die Unterschiedlichkeit, ja Gegensätz- 
lichkeit der Meinung, des Urteils, der Stellungnahme und Entscheidung ist damit 
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geradezu naturnotwendig und zwangsläufig gegeben, aber die Fähigkeit und 
Bereitschaft zum Hören auf das Zeugnis der Brüder und zur Respektierung einer 
anderen politischen Anschauung und Stellungnahme dürfte, sollte und brauchte 
darüber keine Einbuße zu erleiden. 

Die Vorgänge im kirchlichen Raum um Bundestagswahl und Atomfrage 
machten erneut die dringende und vordringliche Notwendigkeit einer gründ- 
lichen theologischen Besinnung über die Grundfragen der politischen Ethik und 
die gleicherweise unerläßliche Erstellung von Verhaltensregeln, die im politischen 
Leben und für das Auftreten von evangelischen Christen in der politischen 
Arena gelten, mit schmerzhafter Unüberhörbarkeit deutlich. 


d) Teilnahme an anderen aktuellen Fragen und Vorgängen 
des öffentlichen Lebens 


Auch an aktuellen Vorgängen des öffentlichen Lebens, die weniger erregend 
waren als die Bundestagswahl und die Frage der atomaren Bewaffnung der 
Bundeswehr, hat die Kirche lebendigen Anteil genommen. Es sind ja nicht nur 
die großen Ereignisse und Probleme, die sie mitzubewegen und mitzutragen hat, 
vielmehr erstreckt sich ihre Verantwortung bis in die kleinen und oft wenig 
beachteten Alltagsdinge des politischen und sozialen Zusammenlebens hinein, 
denn der Herr der Kirche ging in wirklicher Knechtsgestalt über die Erde und 
trug und litt an den Lasten und Sorgen des alltäglichen Tages als ein „wahrhaf- 
tiger Mensch“. 


Teilnahme an Vorgängen des politischen Lebens 


1. Am Tage der politischen Wiedervereinigung des Saarlandes mit der Bundes- 
republik gab Bischof D. Dr. Dibelius als Vorsitzender des Rates der EKD den 
Empfindungen der evangelischen Christenheit in Deutschland Ausdruck in fol- 
gendem Telegramm an den rheinischen Präses D. Held: 


Die friedliche Rückkehr des Saargebietes ist für die gesamte evangelische Kirche Deutsch- 
lands Grund zu großer, dankbarer Freude. Viel Not, viel Bitterkeit und die Gefahr, 
daß sich einander entfremdet, was zusammengehört, ist nun gebannt. Die Kirchen im 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik sehen darin den Anfang der von ihnen 
allen heißersehnten Wiedervereinigung des gesamten Vaterlandes. Gott wolle unseren 
Hoffnungen gnädig Erfüllung schenken. 


Der Präses der Evangelischen Kirche im Rheinland antwortete: 
Die rheinische Kirche dankt mit ihren Saargemeinden für freudige Anteilnahme an der 
politischen Wiedervereinigung zum neuen Jahre und wird im Gebet und Opfer für die 


Wiedervereinigung des gesamten Vaterlandes einstehen. 


In den Neujahrsgottesdiensten wurde in allen Kirchen des Rheinlandes eine 
Kanzelabkündigung verlesen, in der es heißt: 


Alle rheinischen Gemeinden freuen sich mit den Brüdern und Schwestern an der Saar, 
daß sie frei von fremdem Druck sich zu ihrer deutschen Vergangenheit, zu deutscher 
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Sprache und deutschem Wesen bekennen dürfen. Wir sind mit ihnen dankbar, daß diese 
Wiedervereinigung in einer Einigung mit dem französischen Nachbarn zustande ge- 
kommen ist. 


une der Landeskirchenrat der Vereinigten Protestantisch-Evangelisch-Christ- 
lichen Kirche der Pfalz, zu der ein Teil der saarländischen Gemeinden gehört, 
gab in einem Wort an diese Gemeinden seiner Freude darüber Ausdruck, daß 
die Beseitigung der politischen Trennungslinie habe erfolgen können, ohne daß 
das nachbarliche Verhältnis zu Frankreich dadurch gestört werde. Eine beson- 
dere Genugtuung empfinde der Landeskirchenrat darüber, daß durch die Ein- 
gliederung des Saarlandes sich an der kirchlichen Zugehörigkeit der Saarge- 
meinden nichts ändere, da auch in den Jahren der Trennung die Verbindung zur 
Heimatkirche stets aufrechterhalten worden sei. Diese kirchliche Bindung sei 
sowohl nach der ersten wie auch nach der zweiten Loslösung der Saar vom 
Mutterlande ausdrücklicher Wunsch der Gemeindeglieder an der Saar gewesen. 
Mit dem Dank für die bewiesene Treue gegenüber der pfälzischen Kirche ver- 
band der Landeskirchenrat die Bitte, auch in Zukunft zur Kirche zu stehen. 

2. Durch die Art, in der die Kommunalwahlen ın der DDR am 23. Juni vor- 
bereitet und durchgeführt wurden, fühlten sich viele Gemeindeglieder im Ge- 
wissen bedrängt, weil sie in der von ihnen verlangten Stimmabgabe angesichts 
der vorgelegten Einheitslisten keine Wahlentscheidung, sondern lediglich einen 
politischen Bekenntnisakt zu sehen vermochten. Um ihnen zu helfen, wurde 
durch den Rat der Evangelischen Kirche der Union ein ausführliches rechtsgut- 
achtliches Memorandum erstellt und von der Kirchenkanzlei den östlichen 
Landeskirchenleitungen mit dem Anheimgeben übersandt, die Pfarrer mit dem 
Inhalt des Memorandums vertraut zu machen, um sie auf diese Weise in der 
seelsorgerlichen Beratung der Gemeinden zu unterstützen. Darüber hinaus wurde 
der Bevollmächtigte des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland bei der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik, Propst D. Dr. Grüber, 
beauftragt, in Begleitung des Ratsmitgliedes Dr. Dr. Heinemann den Ministe. 
präsidenten Grotewohl aufzusuchen und ihm die ernsten Sorgen der Kirche und 
vieler Christen wegen der Wahl vorzutragen. Dabei sollte der Ministerpräsi- 
dent gebeten werden, noch vor den Wahlen zu erklären, daß der Staat die Ge- 
wissensentscheidung seiner Bürger, die sich an den Wahlen nicht beteiligen kön- 
nen, achte und die Nichtbeteiligung keine Benachteiligung nach sich ziehe. Da 
aus Gründen persönlicher Verhinderung die geplante Aussprache weder mit dem 
Ministerpräsidenten noch mit dem für Kirchenfragen verantwortlichen Staats- 
sekretär zustande kam, erging folgendes Schreiben: 


Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
Der Bevollmächtigte bei der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik Berlin C 2, den 12. Juni 1957 


Sehr verehrter Herr Ministerpräsident! 


Auf mein Schreiben vom 5. Juni d. J., durch das ich Sie um einen Empfang bat, um 
Ihnen zusammen mit Herrn Dr. Dr. Heinemann Wünsche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland im Zusammenhang mit der bevorstehenden Wahl vorzutragen, ließen Sie 
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mich wissen, daß ich mich dieserhalb mit Herrn Staatssekretär Eggerath in Verbindung 
setzen möchte. Wie ich inzwischen festgestellt habe, ist Herr Staatssekretär Eggerath bis 
Freitag dieser Woche von Berlin abwesend. Am gleichen Tage aber reise ich zu einem 
mehrtägigen Besuch in die CSR. Unter diesen Umständen sehe ich keine rechte Mög- 
lichkeit mehr, dieses Gespräch noch rechtzeitig vor den Wahlen durchzuführen. Es 
scheint mir deshalb geraten, Ihnen, um mich meines Auftrages zu entledigen, unser 
Anliegen wie folgt schriftlich vorzutragen. 

Die ernsten Sorgen und Bedenken, die Vertreter der Kirche am 10. September 1954 
Herrn Ministerpräsident Nuschke und am 16. Oktober 1954 Herrn Staatssekretär 
Hegen im Blick auf die Volkskammerwahlen im Herbst 1954 vorgetragen haben, haben 
auch für die bevorstehenden Kommunalwahlen Geltung. Ich bin beauftragt, der Zu- 
versicht der Kirche Ausdruck zu geben, daß der Staat die Entscheidungen seiner Bürger, 
die aus Gewissensgründen glauben, sich an der Wahl nicht beteiligen zu können, achtet 
und daß diesen aus einer Nichtbeteiligung keine Nachteile erwachsen. 


Mit ausgezeichneter Hochachtung D. Dr. Grüber 


Teilnahme an Aufgaben und Vorgängen des sozialen Lebens 


1. Kirchliche Flüchtlingsarbeit. Vor ihre größte soziale Aufgabe stellte die 
Kirche auch im Jahre 1957 der Strom der Flüchtlinge aus der DDR und der 
Aussiedler aus Polen. Es waren gegen 400000 Menschen, die nach Westdeutsch- 
land kamen und in der Bundesrepublik untergebracht werden wollten und soll- 
ten, unter ihnen zahlreiche Alte, Kranke und Gebrechliche, In besonderem Aus- 
maße war hier wiederum der seelsorgerliche und fürsorgerische Dienst der 
Kirche gefordert. Die Zusammenführung der Aussiedlerfamilien, die oft jahre- 
lang getrennt gelebt hatten, brachte oft menschliche Schwierigkeiten mit sich; 
die wohnraummäßige und arbeitsplatzmäßige Unterbringung einer so großen 
Zahl von Menschen bereitete erhebliche Sorgen. Die Kirche bemühte sich auch in 
diesem Jahre, ihrer Verantwortung für die Vertriebenen, Spätheimkehrer und 
Umsiedler nachzukommen. Im März fand unter Leitung von Bischof D. Dr. 
Dibelius in der Evangelischen Akademie Loccum ein Gespräch zwischen Bundes- 
minister Dr. Oberländer und den westdeutschen Kirchenleitungen statt, das der 
gemeinsamen Hilfe von Staat und Kirche für die Flüchtlinge galt. Ein auf Grund 
dieses Gespräches erstelltes Gutachten der Kirchenkanzlei der EKD konkreti- 
sierte den Auftrag der Kirche, den Flüchtlingen in Liebe zu begegnen: 


GUTACHTEN 


Die Kirche Jesu Christi ist in der Nachfolge ihres Herrn zur Liebe gerufen. Ursprung 
dieser Liebe ist die Liebe, mit der Gott durch Jesus Christus die Menschen liebt, die 
seiner Liebe nicht wert sind. Darum wendet sich die Liebe der Kirche in besonderer 
Weise den Menschen zu, die vor den Augen der Welt nicht um ihres eigenen Wertes 
willen Liebe beanspruchen können, sondern unwert und in Not sind. In unserer heutigen 
Lage innerhalb der Bundesrepublik ist das in erster Linie die große Zahl der Menschen, 
die ihre Heimat verloren oder verlassen haben. Folgende Thesen, die auf Grund des 
Gespräches über „Die Verantwortung der evangelischen Kirche für die Vertriebenen“ 
entstanden sind, sollen der Konkretisierung des Auftrages der Kirche dienen, diesen 
Menschen in Liebe zu begegnen. 

1. Der Staat kann mit seinen Mitteln weitgehend die materielle Eingliederung der 
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Vertriebenen, SBZ-Flüchtlinge, Spätaussiedler, Häftlinge, Verschleppten, heimatlosen 
Ausländern (im folgenden kurz „Flüchtlinge“ genannt) erreichen. Eingliederung ist aber 
nicht nur eine Frage des Lebensstandards, sondern eine Frage der Liebe und der 
Menschlichkeit. Diese Aufgabe kann der Staat mit seinen Mitteln nur teilweise lösen. 
Sie ist die genuine Aufgabe der Kirche. Darum soll die Kirche die Eingliederung dort 
weiterführen, wo der Staat nicht weiterkommen kann, nämlich auf dem Gebiete der 
geistig-seelischen Eingliederung. 

2. Dazu sollen in jeder Gemeinde Laienkräfte gewonnen werden, die getragen von 
der im Wort verkündeten Liebe Gottes, den Menschen, die als Flüchtlinge zuziehen 
oder als Vertriebene schon einige Zeit in der Gemeinde wohnen, aber noch nicht ein- 
gegliedert sind, in Liebe begegnen. In jeder Gemeinde sollte ein Kreis von Menschen 
dasein, der dem Menschen, der seine Heimat verloren hat, das Gefühl der Geborgenheit 
gibt und ihm zeigt: Du stehst nıcht allein. Dieser Kreis von Menschen sollte sich Zeit 
nehmen, einen Besuchsdienst durchzuführen, dabei ganz schlicht die Not des Flücht- 
lings anzuhören und gelegentlich zu raten. Hier können besonders Vertriebene, die 
bereits eingegliedert sind und die Not der Heimatlosigkeit kennen, einen guten Dienst 
an ihren Brüdern leisten. 

3. Damit bei diesem Besuchsdienst niemand übersehen wird, wird der Staat gebeten, 
alle Personen, die ein dem Bundesvertriebenen-Ministerium unterstehendes Lager ver- 
lassen und in eine Gemeinde ziehen, der Kirche mitzuteilen. Je nachdem, wie es in den 
einzelnen Landeskirchen am günstigsten zu machen ist, sollte diese Mitteilung an eine 
zentrale Stelle, etwa das Hauptbüro des Hilfswerks, oder an die Dekanatsämter und 
Superintendenturen oder direkt an die einzelnen Gemeinden gehen. 

Um auch die rasch fluktuierende Flüchtlingsbevölkerung zu erfassen, sollte die Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung gebeten werden, der 
Kirche die Mithilfe der Arbeitsämter bei der Feststellung von Anschriften derjenigen 
Flüchtlinge zu sichern, die rasch den Wohnsitz wechseln oder in die Bundesrepublik 
kommen, ohne die dem Bundesvertriebenenministerium unterstehenden Lager zu durch- 
laufen. Bei Jugendlichen wird es teilweise möglich sein, Zuzugsmitteilungen durch das 
Jugendamt zu erhalten, sofern das Einwohnermeldeamt jeden zuziehenden. SBZ- 
Jugendlichen dem Jugendamt meldet. 

4. Die bestehenden missionarischen Werke innerhalb der Gemeinde (Männerkreise, 
Frauen- und Mütterkreise, Jugendkreise) sowie alle anderen Gemeinschaften der Ge- 
meinde (Akademiekreis, Hausbibelkreis, berufsständische Kreise, Kirchenchor u. a.) sol- 
len die Flüchtlinge zu sich einladen. Diese Einladung muß eine immer wiederholte per- 
sönliche Einladung sein, da die Fiüchtlinge vom Osten her gewohnt sind, nur das zu tun, 
was befohlen wird, und daher nicht auf Grund einer im Gottesdienst vorgelesenen oder 
irgendwo angeschlagenen Mitteilung kommen. Allerdings ist das Interesse der Flücht- 
linge und besonders der Jugend auf Technik und höheren Lebensstandard gerichtet und 
nicht auf die Botschaft der Bibel. In einem christlichen Kreis steht immer die Botschaft 
der Bibel obenan. Aber diese Botschaft darf dem aus östlicher Ideologie kommenden 
Flüchtling nicht so entgegentreten, daß er den Eindruck gewinnt: Hier werde ich christ- 
lich geschult und soll für die Zwecke der Kirche gewonnen werden, so wie ich drüben 
im dialektischen Materialismus geschult wurde, um für die Zwecke der Arbeiter- und 
Bauernmacht gewonnen zu werden. Wenn der Flüchtling merkt, daß er im christlichen 
Kreis nicht irgendeinem Zweck zugeführt wird, sondern daß er Mensch sein darf, so 
wie er ist, mit all seiner Not und Schuld, der genauso wie der Einheimische neben ihm 
seinen Wert dadurch gewinnt, daß er von Gott angeredet ist und trotz allem Glied 
seiner Kirche sein darf, so wird er entdecken, daß dieser christliche Kreis seinem inner- 
sten Sehnen nach Heimat und echtem Menschsein entgegenkommt, und sich bald darin 
wohlfühlen. 

5. Die Amtsträger und die hauptamtlichen und freiwilligen Mitarbeiter der Ge- 


100 


meinde (Pfarrer, Diakon, Gemeindehelferinnen, Fürsorgekräfte, Jugendführer u. a.) 
müssen immer wieder auf ihre Verantwortung gegenüber den Flüchtlingen hingewiesen 
werden. Ein einmaliger Appell genügt nicht. Sie müssen vertraut werden mit der 
Arbeit an den Flüchtlingen. Dazu kann unter anderem dienlich sein: 

a) In jeder Landeskirche sollte ein „Motor“ sein, der dafür sorgt, daß die Frage der 
Flüchtlingsarbeit nie zur Ruhe kommt. Dieser „Motor“ kann an einer beliebigen Stelle 
des landeskirchlichen Dienstes eingerichtet werden, beim Hauptbüro des Hilfswerks, 
beim Landesflüchtlingspfarramt, bei einem missionarischen Werk der Landeskirche, je 
nach den Verhältnissen der betreffenden Landeskirche. Von dort her sollten bei Pfarrer- 
konventen und Versammlungen kirchlicher Mitarbeiter praktische Möglichkeiten ge- 
zeigt werden, um von den örtlichen Gegebenheiten aus die Arbeit der Liebe an den 
Flüchtlingen zu tun. 

b) Geistliche und kirchliche Mitarbeiter sollten die Flüchtlingsarbeit aus eigener An- 
schauung kennenlernen. Dazu dienen Begegnungen mit neuangekommenen Flüchtlingen 
in den Lagern und ein planmäßiger Dienst in den Lagern im Laufe der Ausbildung 
(Hilfsdienst von Vikaren westdeutscher Landeskirchen in den Flüchtlingslagern in 
Berlin, Praktikum im Flüchtlingslager bei der Ausbildung von kirchlichen Fürsorge- 
kräften und dergleichen). 

c) Geistliche und Mitarbeiter sollten sich mit der einschlägigen Literatur bekannt 
machen. In kurzer Form kann dies geschehen durch weitere Verbreitung des „Rippen- 
stoß“, den die evangelische Jugend in 80000 Exemplaren herausgibt und in dem für 
jeden Monat eine besondere Aufgabe aus dem Gebiet der Flüchtlingsfürsorge gestellt 
wird. 

6. Jeder, der in der Kirche mit Menschen zu tun hat, die aus dem Osten kommen, 
sollte den dialektischen Materialismus kennen. Darum ist Schulung in den Fragen des 
dialektischen Materialismus im Bereich der Kirche notwendig, etwa in Gemeinde- 
kreisen oder in Lehrgängen an evangelischen Akademien. 

Gespräche mit Menschen, die aus der östlichen Ideologie kommen, sind nützlich, 
wenn der Gesprächsleiter den dialektischen Materialismus gut kennt. Im allgemeinen 
wird es aber nicht möglich sein, einen Menschen, der im dialektischen Materialismus 
geschult ist, auf intellektueller Ebene zu überwinden, da die kristallklare Logik des 
dialektischen Materialismus jedem intellektuellen Angriff widersteht. Die Überwindung 
erfolgt auf existentieller Ebene durch Begegnung in Liebe, die allerdings nicht aus 
schwächlichem Humanitätsgefühl kommen darf, sondern in der starken Liebe Christi 
ihre Wurzel haben muß. 

7. So wie der Staat seinerseits bis zu einem gewissen Grade an der geistig-seelischen 
Eingliederung arbeitet, so arbeitet die Kirche auch an der materiellen Eingliederung 
mit. Dies geschieht durch die Arbeit des Hilfswerks, des Heimatlosen-Lagerdienstes, der 
Jugendgemeinschaftswerke, der Leitstelle für SBZ-Oberschüler und anderer. Hier er- 
geben sich mancherlei Berührungspunkte mit der Arbeit des Staates und von daher 
mancherlei Bitten an den Staat. Folgende Bitten wurden vorgetragen: 

a) Gleichmäßige Verteilung des staatlichen Anteils an den Betreuungskosten für 
jeden Flüchtling auf die beiden Konfessionen. 

b) Erhöhung des Verbleibens Jugendlicher in den Jugendgemeinschaftswerken von 
sechs auf neun Monate. 

c) Mitteilung der dem Staat (Bundesrepublik und Länder) bekanntgewordenen 
Klagen über nicht geglückte Eingliederungen an die Kirche (Antwortbriefe der Spätest- 
heimkehrer auf die Briefaktion des Bundesvertriebenenministeriums). 

d) Aufbringung der Mittel für SBZ-Oberschüler durch die Länder nicht nur für den 
normalen Ausbildungsgang eines westdeutschen Oberschülers, sondern auch für den 
Nachhilfeunterricht, der durch die unterschiedlichen sprachlichen Unterrichtsfächer in 
Ost und West notwendig wird. 
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e) Förderung der Ausbildungsmöglichkeiten für Jugendleiter und Jugendsozialsekre- 
täre durch Erhöhung des Bundesjugendplanes entsprechend den Vorschlägen des Kura- 
toriums für Jugendfragen. 

f) Wenn möglich: Beendigung der Familientrennung in den Lagern. 

g) Wenn möglich: Baldige Lagerräumung. Hier kann die Kirche mitwirken durch 
immer neuen Hinweis auf Schwierigkeiten, die durch das Lagerleben entstehen. 

8. Die öffentliche Meinung steht bisher der Erörterung des Flüchtlingsproblems weit- 
gehend ablehnend gegenüber. Die Presse verniedlicht es oder übergeht es ganz. Hier 
müssen Staat und Kirche zusammenarbeiten, damit in der Öffentlichkeit ein Klima 
geschaffen wird, das der immer weiteren Eingliederung der Flüchtlinge günstig ist. Von 
seiten des Staates kann dies über den Bundespressechef geschehen, von seiten der Kirche 
durch immer neue Artikel in der kirchlichen Presse. Auch Rundfunk und Fernsehen 
müssen hier mitwirken. Die Offentlichkeit muß erkennen, daß die Lösung der Flücht- 
lingsfrage die Aufgabe unseres Volkes in unserer Zeit ist. 

9. Hirtenbriefe, die nur verlesen werden oder irgendwo abgedruckt sind, sind allein 
nicht ausreichend. Wenn aber die maßgeblichen kirchlichen Stellen bereit sind, die 
Arbeit der Eingliederung der Flüchtlinge in stärkerem Maße als seither in die Ver- 
antwortung der Kirche zu nehmen, so kann ein Hirtenbrief oder ein öffentliches Wort 
von oberster Stelle eine gute Hilfe sein. 


Im November des Jahres wandte sich die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen 
Jugend Deutschlands an die Gemeinden und die kirchlichen und gemeindlichen 
Mitarbeiter mit einem Wort, das mit einer dringenden Empfehlung des Vor- 
sitzenden des Rates der EKD der Öffentlichkeit übergeben wurde: 


Das Wort, mit dem sich die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend Deutschlands 
an die evangelischen Gemeinden wendet, möchte ich allen, die in unserer Kirche mit- 
arbeiten, auf das dringendste ans Herz legen. 

Es sind im Westen Deutschlands nur ganz wenige, die wissen, daß jeder vierte Mensch 
in der Bundesrepublik ein Flüchtling ist. Von diesen Flüchtlingen haben gewiß viele im 
Lauf der Jahre in der neuen Heimat Wurzel geschlagen. Aber es gibt Ungezählte, bei 
denen das nicht der Fall ist. Bei den neu Zugewanderten kann es noch gar nicht der 
Fall sein. Und insbesondere sind die Jugendlichen für uns ein Gegenstand der täglichen 
Sorge. Wir müssen uns ganz anders um sie kümmern als bisher, damit sie nicht in ein 
Leben ohne Halt und ohne Glauben absinken. 

Wie das etwa geschehen könnte, wird in dem Flugblatt gesagt. Ich möchte nur zweierlei 
noch hinzufügen: 

Zunächst das, daß es unsere Aufgabe sein muß, diese unsere jungen Freunde aus dem 
Osten Deutschlands in das Leben unserer gottesdienstlichen Gemeinde einzuführen. Das 
muß natürlich mit großem Takt und ohne jedes Drängen geschehen. Aber erst, wenn 
die Jugendlichen irgendwo und irgendwie am Gottesdienst der Gemeinde teilnehmen, 
werden sie wieder eine echte Heimat haben. 

Das andere ist das, daß wir die heimatlosen Ausländer nicht vergessen möchten. Sie 
haben es am schwersten von allen. Wer sich ihrer annimmt und ihnen das Gefühl gibt, 
daß wir sie als Brüder und Schwestern ansehen und sie bei uns herzlich willkommen 
heißen, der tut wirklich den Dienst, von dem der Apostel Paulus im 15. Kapitel des 
Römerbriefes redet. 

Gott gebe uns allen den Geist der brüderlichen Liebe, daß wir unsere Verantwortung 
begreifen und bereit werden, mit herzhafter Tat der Verantwortung gerecht zu werden, 
in die unser Herr Jesus Christus uns hineingestellt hat! 


D. Dibelius 
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SIE SUCHEN EINE HEIMAT 
Ein Wort an die Kirchenvorstände 


Immer noch Flüchtlinge 


Der Strom der Flüchtlinge, die aus dem Osten in den Westen kommep, reißt nicht ab. 
Monat für Monat flüchten Tausende, allein oder mit ihrer Familie, in den immer enger 
werdenden Raum. 11,5 Millionen Vertriebene und Flüchtlinge wohnen heute in der 
Bundesrepublik. Das ist fast ein Viertel der westdeutschen Bevölkerung. 

Der größte Teil kommt aus der Sowjetischen Besatzungszone. Zu ihnen gesellen sich 
Umsiedler aus den Gebieten östlich der Oder und Neiße. In die Hunderttausende geht 
die Zahl der Deutschen, die heute noch in den Ostblockstaaten leben und mit ihrer 
Rückführung im Jahre 1957 rechnen. Allein aus polnisch besetzten Gebieten werden in 
diesem Jahr 85000 Aussiedler erwartet. Sie alle sind Deutsche und wollen endlich wieder 
unter Deutschen leben. Wer sollte es ihnen verdenken? Würden wir an ihrer Stelle nicht 
genauso handeln? 

Die Flüchtlinge aus der Sowjetischen Besatzungszone des Jahres 1956 machen allein 
schon die Einwohnerzahl einer Großstadt wie Mannheim oder Braunschweig aus. Es 
waren 279189, und annähernd ein Viertel davon waren alleinstehende Jugendliche bis 
zum 24. Lebensjahr. Sie kommen zu uns, weil sie dort, wo sie lebten, keine freien 
Menschen sein können. Die seelische, geistige und nervliche Zermürbung durch ein 
System, das den Menschen nicht menschlich leben läßt, führt sie zum inneren Wider- 
stand, dem oftmals der äußere folgt. Dann bleibt ihnen nur die Wahl, unfrei in der 
Heimat oder frei in der Fremde zu sein. Unter Aufgabe ihres Besitzes und aller mensch- 
lichen Bindungen entscheiden sie sich für die Freiheit. 

Neben den Flüchtlingen deutscher Sprache leben bei uns oft unter schwersten Be- 
dingungen auch noch ungefähr 150000 heimatlose Ausländer, Menschen, die ihr Vater- 
land verloren haben. Dieses bunte Völkergemisch stammt aus elf verschiedenen Nationen 
und Konfessionen. Die Zahl der heimatlosen Ausländer wurde noch beträchtlich ver- 
mehrt durch die große Flut der ungarischen Fiüchtlinge. 


Der Weg in die Bundesrepublik 


Allen steht ein langer Weg bevor, bis sie wieder eine neue Heimat, einen Platz in Beruf 
und Gesellschaft gefunden haben. Der Weg führt über die Aufnahmelager, Landeslager, 
Betreuungsorganisationen und zahlreiche Ämter. Arbeitsamt, Wohnungsamt, Sozialamt 
benützen gesetzlich geordnete Mittel und Wege zur Hilfe. Damit allein aber ist es nicht 
getan. Der Anschluß in der Schule, das Anwachsen in der Gemeinde, der Kontakt mit 
der neuen Nachbarschaft und der Aufbau einer beruflichen Existenz begegnet oft den 
größten Schwierigkeiten. Nicht nur die Verschiedenheit von Land und Leuten, sondern 
auch der völlig gegensätzliche Ablauf der Nachkriegsgeschichte schaffte Abstand und 
Fremdheit. Während die Geflüchteten bei uns endlich zum Aufatmen kommen wollten, 
werden sie statt dessen vielfach der Einsamkeit und dem Ausgestoßensein preisgegeben. 


Raten und helfen 


Jeder vierte evangelische Christ in der Bundesrepublik ist ein Flüchtling. Gerade wir 
sind deshalb in besonderer Weise zum Raten und Helfen gefordert. Der Heimatlosen- 
Lagerdienst des CVJM, Hilfswerk und Innere Mission der Evangelischen Kirche in 
Deutschland arbeiten im Verein mit anderen Organisationen seit Jahren beratend und 
betreuend an den Schwestern und Brüdern, die zu uns kamen. 
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Die Betreuung der jungen Flüchtlinge beginnt in den Lagern, wo erfahrene Jugend- 
leiter die Jugendlichen mit der ihnen noch fremden Welt vertraut machen. Die allein- 
stehenden Jugendlichen werden in kleinen Gruppen (Jugendgemeinschaftswerken oder 
Gilden) zusammengefaßt und durch Gildenmeister betreut. Diese führen sie in die | 
ungewohnten Verhältnisse des beruflichen und gesellschaftlichen Lebens bei uns ein. 
Freizeiten und Gruppenabende wollen den menschlichen Kontakt stärken. Dieses 
Kennenlernen ist- Voraussetzung dafür, um den jungen Menschen den Weg für ein Fort- 
kommen zu zeigen, der ihrem Wesen entspricht. : 

Durch öffentliche und kirchliche Leitstellen, in denen sich der alleinstehende Flücht- 
ling Rat und Hilfe holen kann, wird von bewährten Mitarbeitern versucht, immer 
wieder Anregung für einen neuen Start und Unterstützung zu geben. Durch die Ver- 
teilung von Spenden und Liebesgaben konnte bei vielen die erste materielle Not ge- 
lindert werden. Fast jeder zweite Flüchtling wurde zum Beispiel im Jahre 1955 betreut. 
Die Mittel für diese Arbeit kamen durch staatliche Zuwendungen, durch die Wirtschaft, 
durch private Spenden und zu einem Fünftel durch ausländische Spenden zusammen. 


Die Verantwortung der Gemeinde 


Das alles ist aber nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Es entbindet uns nicht von der 
Notwendigkeit, selbst etwas zu tun. Auch mit einer noch so guten Betreuungsorgani- 
sation ist nichts zu erreichen, wenn an ihr nicht jeder teilhaben kann und wenn vor 
allem der einzelne hinterher nicht persönlich Anschluß findet. Je länger eine Not an- 
dauert, um so mehr besteht die Gefahr, daß man ihr gegenüber abstumpft. Paulus 
sagt: „Nehmet euch untereinander auf, gleich wie euch Christus aufgenommen hat zu 
Gottes Lob.“ Wer dieses Wort richtig hört, weiß, daß er selbst damit gemeint ist. 

Im Einverständnis mit dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland bittet die 
Evangelische Jugend alle Presbyterien (Kirchenvorstände, Kirchengemeinderäte und 
Gemeinde-Kirchenräte), bald in einer besonderen Sitzung diese Frage als einzigen 
Tagungspunkt zu behandeln: 


Was tun wir in unserer Gemeinde für die Heimatvertriebenen und Flüchtlinge? 


Sicher ist bisher schon manches unternommen worden. Um die Verantwortung für die 
Flüchtlinge wachzuhalten, gilt es aber in neuen Überlegungen der Liebe Wege zu den 
Menschen zu finden. Denn sie warten auf Christenmenschen, die mit ihnen denken und 
fühlen und die ihnen helfen, in der neuen Gemeinde eine Heimat zu finden. 

Für diese Überlegungen werden hier einige praktische Anregungen gegeben: 

1. In jeder Gemeinde könnte eine kleine Kontaktstelle geschaffen werden - vielleicht 
bestehend aus einem Kirchenvorstand, einer Frau des Gemeindedienstes und einem 
jungen Menschen -, die zunächst die Adressen aller zugezogenen Flüchtlinge ermittelt. 
Hier können Wünsche entgegengenommen werden, und aus diesem Kreis können An- 
regungen kommen, die eventuell auch in den gottesdienstlichen Abkündigungen der 
Gemeinde bekanntgegeben werden. 

2. Ein Besuchsdienst müßte - am besten zu zweit — die Flüchtlinge in der Gemeinde 
besuchen und zu einem gemeinsamen Abend einladen. Gegenseitiges Berichten und das 
Miteinander-reden-Können hilft oft schon dazu, daß vieles leichter wird. Anliegen, die 
nicht unmittelbar zu erfüllen sind, können dann dem Hilfswerk, dem Heimatlosen- 
Lagerdienst oder einem Gildenmeister weitergeleitet werden. : 

3. Sicher sind einige Gemeindeglieder bereit, einmal im Monat für einen Sonntag- 
nachmittag einen jungen Flüchtling zum Mittag- oder Abendessen in die Familie einzu- 
laden. Vielleicht findet sich auch ein Autobesitzer, der bereit ist, zu dem Wochenend- 
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ausflug das Ehepaar aus Jena, den Jungen aus Halle oder das Mädchen aus Erfurt, die 
jetzt in der Gemeinde wohnen, mitzunehmen. 

4. Es ist für die Flüchtlinge eine große Hilfe, wenn sich manches Gemeindeglied, 
das ein Zimmer zu vermieten hat, dazu entschließt, dieses auch einmal an einen Flücht- 
ling zu vermieten. Der Kirchenvorstand könnte durch ein persönliches Gespräch dazu 
helfen, dabei die Vorurteile gegen die „Zugereisten“ oder gegen einen ungewohnten 
Dialekt auszuräumen. 

5. Häufig bietet sich im Rahmen eines Gemeindeabends, eines Jugendkreises oder 
eines Gemeindeausflugs die Möglichkeit, den neuzugezogenen Flüchtlingen zu regel- 
mäßigen Kontakten mit anderen Gemeindegliedern zu verhelfen. Hier kann ein ein- 
zelner, der Initiative hat, viel Hilfestellung geben. 

Auch wenn den materiellen Notständen der Geflüchteten besonders von staatlicher 
Seite in beträchtlichem Ausmaß Rechnung getragen wird, so bleibt doch die menschliche 
Not vielfach ungelöst. Diese Brüder und Schwestern, die bei uns Zuflucht suchten, 
dürfen sich nicht länger als unerwünschte Fremdlinge fühlen müssen. Die Liebe Jesu 
Christi wendet sich besonders denen zu, die einsam, verlassen und heimatlos sind. Wo 
soll diese Liebe zur Entfaltung kommen, wenn sich die Gemeinde Jesu Christi hier ver- 
schließen würde? Viele leben unter uns, die der Verbitterung und der Verzweiflung 
anheimgefallen sind, weil sie niemanden finden, der sie versteht und an der Hand 
nehmen möchte. Ihre Fragen erfordern unsere Antworten, ihre Einsamkeit unsere Liebe, 
ihre Not unsere tatkräftige Hilfe. 


Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend Deutschlands 


Angesichts der immer größer und schwieriger werdenden Arbeit an den Flücht- 
lingen, Vertriebenen, Umsiedlern und in der seelsorgerlichen und fürsorgerischen 
Betreuung der noch bestehenden Lager beauftragte der Rat der EKD Bischof 
D. Wester, sich der für die Kirche in diesem Zusammenhang erwachsenen und 
erwachsenden Aufgaben besonders anzunehmen. Ein Arbeitsausschuß, der sich 
nach Ende der Berichtszeit konstituierte, steht dem evangelischen „Flüchtlings- 
bischof“ beratend zur Seite. u 

2. Stellungnahme zur vollkontinuierlichen Arbeitsweise und Sonntagsarbeit. 
Zwischen Vertretern der evangelischen und der katholischen Sozialarbeit fand 
am 14. Februar des Jahres in Düsseldorf eine Besprechung über die durch den 
Tarifvertrag zwischen dem Arbeitgeberverband Eisen- und Stahlindustrie E. V. 
und der Industriegewerkschaft Metall entstandene Lage hinsichtlich der geplan- 
ten Einführung der kontinuierlichen Arbeitsweise bei gleichzeitiger Verkürzung 
der wöchentlichen Arbeitszeit auf 42 Stunden statt. Die gemeinsamen Erkennt- 
nisse wurden in folgendem Ergebnisprotokoll niedergelegt: 


1. In ihrer Sorge um den Menschen begrüßt die Kirche die Bemühungen um eine 
Arbeitszeitverkürzung und fordert vor allem, daß im Zuge dieser Bemühungen die 
Menschen von jeder vermeidbaren Sonntagsarbeit freigestellt werden. 

2. Die von der zunehmenden allgemeinen Betriebsamkeit sich bedroht fühlenden 
Menschen verlangen unübersehbar mehr denn je nach einer gemeinsamen Feier des 
Sonntags. Damit ist der Zeitpunkt gekommen, das Ausmaß der Sonntagsarbeit nicht 
nur in einem Industriezweig, sondern im gesamten Wirtschaftsleben zu überprüfen. 

3. Die Bundesregierung sollte unverzüglich eine Untersuchung über das gegenwärtige 
Ausmaß und die Möglichkeiten der Einschränkung der Sonntagsarbeit im gesamten 
Bundesgebiet veranlassen. 
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4. Eine Neuregelung der gesamten Gesetzesmaterie erscheint notwendig, um Rechts- 
sicherheit und Rechtsklarheit zu schaffen. Die Zuständigkeitsfrage sollte klar geregelt 
werden. Die Verwaltungs- und Exekutivorgane dürfen dabei nicht überfordert werden. 

Wegen der Verflechtung des gesamten Wirtschaftslebens sollte dann auch eine ent- 
sprechende internationale Konvention angestrebt werden. 

5. Bis dahin notwendig erscheinende interimistische Lösungen sollten nur unter klarer 
Beachtung der gegebenen Rechtslage und folgender Voraussetzungen erfolgen: 

a) daß die Betriebsabteilungen und die Arbeiten, die sonntags verrichtet werden 
dürfen, im einzelnen bezeichnet und die Bedingungen festgelegt werden, unter denen ' 
dieselben verrichtet werden dürfen; 

b) daß eine klare zeitliche Begrenzung erfolgt; 

c) daß technische Maßnahmen auferlegt werden, die geeignet sind, um die konti- 
nuierliche Arbeitsweise wieder entbehrlich zu machen. 

Diese fünf Punkte sollen evangelischerseits den beteiligten Kirchenleitungen und dem 
Rat der EKD, katholischerseits den Bischöfen vorgelegt werden. Sie sind als Arbeits- 
grundlagen der Kirchen gedacht. 


Der Rat der EKD nahm von diesem Protokoll Kenntnis und beschloß seine 
Weitergabe an die Landeskirchenleitungen sowie nachstehendes Schreiben des 
Ratsvorsitzenden an den Bundeskanzler und an den Bundesarbeitsminister: 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
Hannover, den 11. April 1957 
Betreff: Sonntagsarbeit 


Sehr verehrter Herr Bundeskanzler! 
Sehr verehrter Herr Bundesminister! 


Die zur Zeit stattfindenden Verhandlungen über die gleitende Arbeitswoche haben das 
Gesamtproblem der Sonntagsarbeit deutlich gemacht. Wir sind darüber besorgt, daß in 
einer langjährigen Entwicklung, die durch die kirchen- und menschenfeindliche Herr- 
schaft des Nationalsozialismus gefördert wurde, die Sonntagsarbeit in unserem Volke 
einen Umfang angenommen hat, der nicht nur der Tendenz der alten, noch heute gelten- 
den rechtlichen Bestimmungen über die Sonntagsarbeit widerspricht und gegen Artikel 
140 des Grundgesetzes der Bundesrepublik verstößt, sondern auch das Leben des ein- 
zelnen Menschen wie das unserer Familien ernstlich schädigt. Die evangelische Kirche 
weiß sich verpflichtet, darauf zu dringen, daß der Sonntag um Gottes und der Menschen 
willen, soweit es irgend möglich ist, von Arbeit frei bleibt. 

"Wir bitten daher die Bundesregierung dringend, zunächst in Zusammenarbeit mit den 
Ländern, den Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen sowie den Kirchen den 
tatsächlichen Umfang der Sonntagsarbeit festzustellen. 

Wir wären darüber hinaus insbesondere dankbar, wenn die Bundesregierung die 
notwendige Neufassung der gesetzlichen Bestimmungen über die Sonntagsarbeit auf 
Grund des erhobenen Materials auf überparteilicher Grundlage unter Beteiligung der 
Kirchen in Angriff nehmen würde. 


In ausgezeichneter Hochachtung Ihr ergebenster D. Dr. Dibelius 


Unter dem 3. Mai antwortete der Bundeskanzler dem Ratsvorsitzenden: 


Auf Ihr Schreiben vom 11. 4. 1957 beehre ich mich mitzuteilen, daß die Bundesregierung 
am 10. April anläßlich der Beratung einer großen Anfrage der CDU/CSU im Bundes- 
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tag zu den Problemen der gleitenden Arbeitswoche und der Sonntagsarbeit eingehend 
Stellung genommen‘ hat. Die Bundesregierung verfolgt mit Aufmerksamkeit und Be- 
sorgnis die Ausweitung, die die Sonntagsarbeit in den letzten Jahren in zahlreichen 
Zweigen der gewerblichen Wirtschaft erfahren hat. Die Sonn- und Feiertage genießen 
den besonderen Schutz des Grundgesetzes. Die Produktion in der Wirtschaft kann nach 
Auffassung der Bundesregierung auch ohne Preisgabe der Sonntagsruhe gesteigert werden. 

Entsprechend Ihrer Anregung habe ich den Bundesminister für Arbeit gebeten, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und in Zusammenarbeit mit den 
Ländern, den Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen sowie den Kirchen den 
tatsächlichen Umfang der Sonntagsarbeit festzustellen und die bisherigen gesetzlichen 
Bestimmungen zu überprüfen. 


Der Ratsvorsitzende veröffentlichte in der Augustnummer des Deutschen Roten 
Kreuzes eine Erklärung, in der es heißt: 


Seit vielen Jahrzehnten haben wir daran Anstoß genommen, daß große Sportveran- 
staltungen, politische Veranstaltungen, sozialpolitische Kundgebungen und dergleichen 
mehr auf den Sonntag gelegt wurden. Davon, daß der Sonntag als „Tag der Arbeits- 
ruhe und der seelischen Erhebung“ geschützt sei, war immer weniger die Rede. 

Wenn es gelingen sollte, durch die Verkürzung der Arbeitszeit den Sonntag wirklich 
wieder den einzelnen und den Familien zu schenken und dadurch auch der Kirche 
neue Möglichkeiten zu geben, die „seelische Erhebung“ aus einer Redensart zu einer 
echten Realität zu machen, so würde das jeder evangelische Christ als die Erfüllung 
jahrzehntealter Wünsche betrachten. Ich verkenne dabei freilich nicht, wieviel ernste 
Probleme sich hier auftun — namentlich in bezug auf die Jugendlichen, die keine rechte 
Heimat haben. Die Evangelische Kirche arbeitet seit langem an Plänen, hier zu dem 
zu helfen, was erforderlich sein wird, damit aus dem Segen nicht ein Fluch werde. Wir 
sind dankbar für alle ernste Arbeit, die diesem Problem gewidmet wird. 


3. Mitarbeit in den Selbstverwaltungsorganen der Sozialversicherung. Eine von 
der Kirchenkanzlei der EKD einberufene Arbeitstagung von Vertretern der 
Kirchenleitungen und der kirchlichen Verbände und Werke in der Sozialaka- 
demie Friedewald brachte in einer Entschließung zum Ausdruck, daß die Ver- 
antwortung der Kirche für das soziale Leben unseres Volkes auch dadurch zum 
Ausdruck kommen müsse, daß sich genügend evangelische Menschen für die 
Mitarbeit in den Selbstverwaltungsorganen der Sozialversicherung zur Verfü- 
gung stellten. Auch darüber bestand Einmütigkeit der Tagungsteilnehmer, daß 
es bei den Sozialwahlen des Jahres 1958 nicht allein darauf ankomme, daß die 
am meisten befähigten evangelischen Arbeitnehmer den Versicherten zur Ver- 
fügung ständen, sondern daß auch die evangelischen Unternehmer stärker als 
bisher ihre Verantwortung in den Selbstverwaltungsorganen der Sozialversiche- 
rung wahrnähmen. 


4. Die EvAnGELISCHE KIRCHE IN DEUTSCHLAND UND IHRE EINHEIT 


Gegenüber den lauernden Gefahren der äußeren und der inneren Spaltung der 
EKD, von denen oben die Rede war, geschah manches, um die Stellung der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland als der verfaßten Gestalt der gesamten deutschen 
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evangelischen Christenheit zu dokumentieren und zu festigen und ihr die Wahr- 
nehmung ihrer einenden und verbindenden Funktion als übergreifender Bruder- 
schaft zu ermöglichen und zu erleichtern. Dabei wird in diesem Zusammenhang 
nicht in erster Linie an die tatkräftige finanzielle Hilfe gedacht, die die west- 
deutschen Landeskirchen auch 1957 den östlichen Gliedkirchen gern und willig 
leisteten, vielmehr geht es hier um die Aufrechterhaltung, Pflege und Vertiefung 
der geistigen und geistlichen Gemeinschaft untereinander über alle Grenzen und 
Zäune hinweg. Da gibt es freilich einiges zu berichten, aber es darf nicht ver- 
schwiegen werden, daß aus der Brücke, die die EKD noch vor Jahr und Tag dar- 
stellte, im Laufe des letzten Jahres aus äußeren wie aus inneren Gründen ein 
schmaler Steg geworden ist, und es bleibt die notvolle Frage, warum die EKD 
und die Landeskirchen nicht viel klarer und geschlossener dem Rechnung tragen, 
daß die Begegnung der Kirche mit einem seelengefährdenden Totalitarismus 
und einem militanten Atheismus im Osten unseres Landes und mit einem prak- 
tischen Materialismus und skeptischen Nihilismus im Westen uns in besonderer 
Weise zur gemeinsamen Verantwortung unseres Glaubens, Liebens und Hoffens 
‚ fordert. 

Durch eine am 8. November beschlossene und der Öffentlichkeit übergebene 
Erklärung unterstrich der Rat der EKD die unlösbare Verbundenheit der EKD 
in Ost und West: 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland grüßt die evangelischen Gemeinden 
in Ost und West mit der Losung des heutigen Tages: „Ich werde nicht sterben, sondern 
leben und des Herrn Werke verkündigen!“ 

Die Evangelische Kirche in Deutschland ist eine unteilbare Einheit, und alle ihre 
Gliedkirchen wissen sich miteinander verbunden in einer unauflöslichen Gemeinschaft 
des Glaubens, der Verantwortung und der Fürbitte. 


Im Rat, in der Kirchenkonferenz und in der Synode berieten und beschlossen 
Vertreter der Kirchen diesseits wie jenseits der Grenze zwischen Bundesrepublik 
und Deutscher Demokratischer Republik gemeinsam. Reisebehinderungen durch 
die DDR-Behörden durchkreuzten zwar die Absichten hinsichtlich des zwischen 
Ost und West vorgesehenen Wechsels der Tagungsorte, aber der Zusammenhalt 
und die Zusammenarbeit innerhalb der gesamtkirchlichen Gremien wurden da- 
durch nicht beeinträchtigt. 

Es war auch möglich, Arbeitstagungen der landeskirchlichen Referenten für 
die verschiedenen Sachaufgaben der kirchlichen Verwaltungsorgane abzuhalten, 
die von allen Gliedkirchen beschickt waren. Gegenseitigen Einladungen zur Teil- 
nahme an Synodaltagungen östlicher und westlicher Landeskirchen konnte Folge 
geleistet werden, jedoch wurde ein westfälischer Pfarrer, der auf Einladung der 
Evangelischen Kirche in Schlesien und im Auftrage seiner Landeskirche an einer 
Generalkirchenvisitation im Konsistorialbezirk Görlitz teilnahm, nach kurzem 
Aufenthalt und ohne Angabe von Gründen durch die DDR-Behörden des Lan- 
des verwiesen. 

Trotz aller Erschwerungen wurden einige Veranstaltungen auf der Ebene der 
EKD durchgeführt, unter anderen der Deutsche Pfarrertag, der im September 
unter dem Thema „Die Kirche in einer veränderten Welt“ in Marburg stattfand, 
und die 50. Generalversammlung des Evangelischen Bundes Anfang Oktober in 
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Worms, der 350 Delegierte aus Ost und West versammelte, und der 4. Evan- 
gelische Studententag in Stuttgart. 


Als überaus schmerzlich wurde empfunden, daß der Deutsche Evangelische 
Kirchentag 1957 nicht stattfinden konnte. Es war geplant, ihn im Juli in 'Thü- 
ringen durchzuführen. Die Regierung der DDR, mit der diesbezügliche Ver- 
handlungen geführt wurden, stellte bestimmte Bedingungen, die ein Brief des 
Innenministers Maron notifizierte: 


Sehr geehrter Herr Kirchentagspräsident! 


Wegen der Abhaltung des Evangelischen Kirchentages in Thüringen hatte ich in einem 
Schreiben an den Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Herrn Dr. h. c. Otto 
Nuschke, einige Voraussetzungen umrissen, unter denen der Kirchentag stattfinden 
könne. Ich bedaure sehr, daß in der öffentlichen Diskussion diese Voraussetzungen durch 
Indiskretion in ein falsches Licht gerückt worden sind. Sie müssen doch verstehen, daß 
unsere Haltung einer kompromißlosen Gegnerschaft gegen die NATO und unsere klare 
Friedenspolitik ebenso wie die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik es 
erfordern, daß im Raum der DDR keinerlei Mißverständnis darüber aufkommen kann, 
daß alle großen Tagungen, gleichviel welcher Art, gehalten sind, unsere durch die 
weltpolitische Entwicklung vorgezeichnete Haltung zu respektieren. 

Es kann nicht bestritten werden, daß dadurch, daß sich Westdeutschland zur Haupt- 
basis der NATO verwandelt hat, eine ernste und ständig zunehmende Gefahr für den 
Frieden und die Sicherheit der europäischen Völker, besonders für das deutsche Volk 
entstanden ist. 

Eine Reihe von Vorkommnissen in Vergangenheit und Gegenwart (Kirchentag in 
Frankfurt am Main, Tagesordnung der Generalsynode und Unterzeichnung des Ver- 
trages über die Militärseelsorge durch Bischof Dibelius und den Kriegsminister Strauß 
bzw. Bundeskanzler Adenauer) lassen eindeutig erkennen, daß die westdeutschen Mili- 
taristen und Imperialisten in Verbindung und im offenbaren Einverständnis mit einigen 
Kirchenführern die Kirche und ihre Einrichtungen für ihre NATO-Politik mißbrauchen. 

Aus dieser Situation ergibt sich die Notwendigkeit, daß für gesamtdeutsche kirchliche 
Massenveranstaltungen auf dem Boden unserer Republik von seiten der Kirche und ihrer 
Einrichtungen aus Gründen der Sicherheit und zur Verhinderung des Mißbrauchs der- 
artiger Veranstaltungen im Sinne der NATO-Politik bestimmte Garantien gegeben 
werden müssen. Deshalb muß die Zustimmung des Ministeriums des Inneren der Deut- 
schen Demokratischen Republik zu dem Antrag der Kirchentagsleitung von der Er- 
füllung folgender Forderungen abhängig gemacht werden: 

1. Die Kirchentagsleitung garantiert, daß auf dem Kirchentag alles unterbunden 
wird, was einer Unterstützung der friedensfeindlichen NATO-Politik gleichkommt. 

2. Die Kirchentagsleitung verpflichtet sich, daß auf dem Kirchentag keine Personen 
auftreten, die die NATO-Politik befürworten oder in irgendeiner Form unterstützen. 
Die Bestimmungen, daß in die DDR niemand einreisen darf, der ihre Friedenspolitik 
bekämpft und ihre Existenz angreift, gelten auch für den Kirchentag. 

3. Abgabe einer öffentlichen Erklärung, in der durch das Präsidium des Kirchen- 
tages eine Mißbilligung jener Vorgänge während des Kirchentages 1956 in Frankfurt 
am Main erfolgt, die sich gegen die DDR und das Ansehen unserer namhaften Ver- 
treter richteten. 

4. Die Kirchentagsleitung gewährleistet, daß Vertreter der Regierung der DDR, die 
der evangelischen Kirche angehören, im Ralımen der Veranstaltungen des Kirchentages 
die Friedenspolitik der Regierung erläutern können. Es ist bekannt, daß auf dem Kir- 
chentag 1956 in Frankfurt am Main Vertreter der Bundesregierung die Möglichkeit 
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hatten, vor den Kirchentagsteilnehmern die friedensfeindliche Politik der Adenauer- 
Regierung zu vertreten. 

Die vorgenannten vier Mindestforderungen scheinen mir unerläßlich, da eine andere 
Haltung unserer kompromißlosen Gegnerschaft gegen die NATO widersprechen würde 
und weder mit der klaren Friedenspolitik unserer Regierung noch mit unserer Ver- 
fassung vereinbar wäre. 

Über Zeit und Ort des Kirchentages kann m. E. erst verhandelt werden, wenn sich 
verantwortliche und bevollmächtigte Vertreter der Kirche bzw. des Präsidiums des Kir- 
chentages zur Erfüllung der vorgenannten Bedingungen bereit erklärt und dies durch 
ihre Unterschrift bestätigt haben. 


Kirchentagspräsident D. Dr. von Thadden antwortete auf diesen Brief: 


Sehr geehrter Herr Minister! Ben a ZZ 
In Beantwortung Ihres Schreibens, das ich bei der heutigen Besprechung entgegen- 
genommen habe, beehre ich mich, nach Beratung mit den unterzeichneten Migliedern 
unseres Präsidialrates folgendes zu erwidern: 

Sie fanden uns sehr betroffen, daß wir uns noch immer grundsätzlichen Einwendungen 
gegenübersehen, die wir durch eingehenden schriftlichen Austausch seit November ver- 
gangenen Jahres als erledigt ansehen mußten. Wir haben aber die besonderen Sorgen, 
welche Sie sich im Gefolge der jüngsten politischen Entwicklung als verantwortlicher 
Innenminister machen müssen, aufmerksam gehört und können sie als staatspolitische 
Erwägung verstehen. Wir bemühen uns andererseits in dieser Stunde, die uns kaum noch 
Zeit zur genügenden Vorbereitung läßt, Ihnen aus einer Verantwortung zu erwidern, 
die wir gemeinsam empfinden. Gerade im Blick auf eine merkliche Verschärfung der 
weltpolitischen Gegensätze kann es gar nicht hoch genug veranschlagt werden, was es 
bedeuten würde, wenn der Deutsche Evangelische Kirchentag seinen einzigartigen Dienst 
der Überbrückung nicht mehr leisten könnte. Wir dürfen daran erinnern, welch befriedi- 
gende und verbindende Kraft auf lange Zeit hinaus die gemeinsame organisatorische 
Bewältigung der bisherigen Kirchentage, besonders der Leipziger Veranstaltung, für 
Gesamtdeutschland im allgemeinen und für das Verhältnis von Staat und Kirche im 
besonderen gehabt hat. 

Von dort her dürfen wir im Blick auf Punkt 1 und 2 Ihrer Bedingungen beanspruchen, 
daß es der Kirchentagsleitung in Anbetracht der ungemein heiklen Situation eines ge- 
teilten Landes gelungen ist, den rein kirchlichen Auftrag des Deutschen Evangelischen 

Kirchentages von politischer Verfälschung und bedachtem Mißbrauch freizuhalten. Wir 
können uns auf eine durch sieben Kirchentage in allen örtlich und zeitlich wechselnden 
Lagen eingehaltene Generallinie berufen. Wir stehen nicht an, zu erklären, daß in einer 
sich verschärfenden Lage die Einhaltung dieser Linie unser besonders sorgfältiges und 
' aufmerksames Bemühen sein wird. Also kommt schon deshalb die Möglichkeit nicht in 
Betracht, daß mit Wissen und Duldung der Kirchentagsleitung einer zum Kriege treiben- 
den Politik, woher sie auch kommt, das Wort geredet wird. Der Kirchentag denkt so- 
wenig wie bisher daran, als Wortführer seiner Sache Referenten auftreten zu lassen, von 
denen eine politische Entgleisung zu befürchten wäre. 

Die Entscheidung zu Ziffer 2 Satz 2 der aufgeführten Bedingungen steht in jedem 
einzelnen Fall bei der Regierung selbst. Zur Gesamtfrage bitten wir, nicht zu übersehen, 
daß die Thematik des Kirchentages allen aktuellen politischen Konzeptionen völlig fern- 
liegt und schon im Herbst vergangenen Jahres festgelegt wurde. Die Losung des Kirchen- 
tages lautet: „Der Herr ist Gott, der Herr ist Gott“. Am ersten Arbeitstag soll dargelegt 
werden, daß der Christ Gott die Ehre zu geben, am zweiten Tage, daß er dem Nächsten 
zu dienen habe. 
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Punkt 3 Ihrer Bedingungen ist bereits im Herbst 1956 Gegenstand eingehender Ver- 
handlungen gewesen. Auf Grund von einer Anzahl ihm gestellter Fragen hat das Präsi- 
dium in einer eingehenden Note jede erwünschte Auskunft gegeben. Wir haben auf diese 
Note nicht nur keine Entgegnung, sondern von den beteiligten Herren mehrfach münd- 
lich vernommen, daß der Sachverhalt als aufgeklärt und erledigt gelten könne, 

Es ist Brauch, bei Veranstaltungen von ökumenischem Rang, so auch bei den Deut- 
schen Evangelischen Kirchentagen, der Regierung des gastgebenden Landes die Ge- 
legenheit zu einem Empfang zu geben, bei dem die Regierung Beteiligung und Ausge- 
staltung selbst bestimmt. Wir meinen, daß die in Ziffer 4 Ihrer Bedingungen gewünsch- 
ten Darlegungen bei einem Staatsempfang der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik zur vollen Geltung kommen können. Hierzu können alle Mitglieder des Prä- 
sidiums und des Kuratoriums, dazu Bibelarbeiter, Referenten, Arbeitsgruppenleitungen 
und hervorragende Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens gebeten werden. 

Wir hoffen, Ihnen, sehr geehrter Herr Minister, damit eine befriedigende Antwort 
gegeben zu haben. Wir geben sie noch am Tage unserer Unterredung, weil weitere Ver- 
zögerung der Entscheidung den Kirchentag im August mangels hinreichender Vorbe- 
reitung praktisch unmöglich machen würde. Aus dieser sachlichen Notwendigkeit er- 
gibt sich unabweichlich unsere abschließende Bitte, daß Sie uns Ihren endgültigen 
Bescheid freundlichst bis Freitag, den 12. April 1957, zukommen lassen möchten. Die 
Konstituierung des Vorbereitenden Ausschusses müßte noch in der Woche vor Ostern 
geschehen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
D. Dr. von Thadden-Trieglaff Dr. Kreyssig G. Schniewind 


Da alle Versuche, eine Zurücknahme der politischen und den Kirchentag politi- 
sierenden Auflagen zu erwirken, ohne Erfolg blieben, gab der Präsident des 
Deutschen Evangelischen Kirchentages nach eingehender Beratung mit den Mit- 
gliedern des Präsidiums und Vertretern der beteiligten Gliedkirchen in der DDR 
bekannt: 


Seit dem Deutschen Evangelischen Kirchentag in Frankfurt am Main hat sich die evan- 
gelische Christenheit in ganz Deutschland und in der Okumene auf den im Sommer 
geplanten achten Kirchentag in Thüringen gefreut. Nach monatelangen Versuchen, mit 
der Regierung der DDR über den Kirchentag zu verhandeln, wurden dem Präsidium 
Bedingungen auferlegt, von denen einige zur Politisierung des Kirchentages geführt 
hätten. Alle Bitten und Bemühungen, von diesen Bedingungen abzugehen, waren erfolg- 
los. So ist diese gesamtdeutsche kirchliche Veranstaltung in Thüringen für dieses Jahr 
unmöglich geworden. Das Mikrophon des Kirchentages gehört der Gemeinde und ihrem 
Herrn. Die Botschaft der Kirche kann nicht gebunden werden. 

Das Präsidium bittet deshalb die Kirchenleitungen, gemeinsam mit den Landesaus- 
schüssen des Kirchentages, in allen Gliedkirchen der EKD, in Gemeinde-, Kreis- oder 
Landeskirchentagen die Thematik des Kirchentages und seine Bibeltexte durchzuarbeiten. 
Am Sonntag, dem 27. Oktober 1957, soll sich die Gemeinde an allen Orten in Ost und 
West im Gottesdienst unter der Kirchentagslosung „Der Herr ist Gott, der Herr ist 
Gott“ sammeln. In der Fürbitte dieses Sonntags wird ein Teil des Volkes für den ande- 
ren vor Gott stehen. Am gleichen Tage werden Delegierte sämtlicher Landeskirchen an 
den Gottesdiensten aller Berliner Gemeinden teilnehmen. Anschließend werden in 
kircheneigenen Räumen Berichte aus den Kreis- und Landeskirchentagen ausgetauscht. 
Zum Abschluß ist eine öffentliche Hauptversammlung als Begegnung aller Delegierten 
aus Ost und West und der Berliner Gemeinden vorgesehen. 
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An vielen Stellen in ganz Deutschland wurden örtliche und regionale Kirchen- 
tagsveranstaltungen durchgeführt. Sie endeten und gipfelten in dem Herbst- 
treffen des Kirchentages in Berlin, an dem 3000 Delegierte aus den östlichen 
und westlichen Landeskirchen teilnahmen. Nachdrücklich wurde die Gemein- 
schaft und Einheit der evangelischen Christenheit in ganz Deutschland betont. 
„Darum erhebt die Evangelische Kirche in Deutschland ... nicht eigentlich An- 
sprüche, wenn sie ihre Unteilbarkeit konstatiert. Sie macht damit nur ihr Wesen 
und ihren Auftrag in der Welt sichtbar“ (Kirchentagspräsident D.Dr. von Thad- 
den). „Weil wir ‚doch Brüder‘ sind, darum sind wir eine unteilbare Kirche ... 
Wir sitzen ja fortwährend an einem Tisch. Und das Geheimnis ist, daß auf 
diesem Tisch die eine Lutherbibel liegt, von der wir alle leben, und das einheit- 
liche Gesangbuch, aus dem wir alle singen. Da liegt Luthers Kleiner Katechismus, 
den wir alle gelernt haben. Wir brauchen also nicht auf Wiedervereinigung zu 
warten. Wir sind eine Einheit, und darum sind wir auch dessen gewiß, daß uns 
nichts voneinander scheiden kann“ (Bischof D. Dr. Dibelius). 

So fiel zwar der Kirchentag in seiner gesamtdeutschen Durchführung und Ge- 
stalt aus, aber die ihn ersetzenden lokalen und regionalen Kirchentagsveran- 
staltungen erfüllten im Rahmen der ihnen gegebenen Möglichkeiten doch einen 
beträchtlichen Teil der Kirchentagsaufgabe, die evangelische Christenheit ganz 
Deutschlands in übergreifender Brüderlichkeit zu verbinden, verbunden zu 
halten und diese unlösliche Verbundenheit vor und in der Welt sichtbar werden 
zu lassen. 


Von erheblichem Schwergewicht für die innere Einheit und geistliche Gemein- 
schaft der EKD wird nach ihrem Abschluß die Arbeit an einem gemeinsamen 
Bibeltext sein. Nachdem der revidierte Text des Neuen Testaments im Druck 
vorliegt, konstituierte sich am 22. Januar des Jahres die „Alttestamentliche 
Kommission für Revision der Lutherbibel“, die unter dem Vorsitz von Bischof 
D. Dr. Dibelius steht. Die Revisionsarbeit ist unter fünf Unterausschüsse aufge- 
teilt; für die Koordinierung, die protokollarische und redaktionelle Arbeit 


wurde ein junger Alttestamentler bestellt. Grundlage der Kommissionsarbeit 
sind die 


GRUNDSÄTZE ZUR BIBELREVISION 


von dem Deutschen Evangelischen Kirchenausschuß 
und den Bibelgesellschaflen 1928 festgestellt 


1. Die Lutherbibel als der lebendige Ausdruck des reformatorischen Evangeliums in 
der deutschen Sprache muß das Einheitsband der ganzen deutschen evangelischen Chri- 
stenheit bleiben. 

2. Der Durchsicht soll zugrunde liegen das bisherige gesamte seit 1883 durchgeführte 
Revisionswerk unter besonderer Berücksichtigung der Revision von 1892 und unter 
stärkerem Anschluß an den Text von 1545. 

3. Für das Neue Testament ist der Text von Nestle, wie ihn die Württ. Bibelanstalt 
1927 herausgegeben hat, zugrunde zu legen. Von der Nachbildung der zahllosen Klein- 
varianten (Artikel usw.) ist im weitesten Sinn abzusehen — entsprechend der von Luther 
geübten Freiheit in der Wiedergabe des Originals. 
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Beim Alten Testament ist vom masoretischen Text (M. T.) auszugehen. Er ist an den 
verderbten Stellen mit Hilfe der Versionen oder durch einleuchtende Vermutungen zu 
emendieren. Wo aber der M. T. Sinn gibt, ist er beizubehalten, auch wenn sich durch 
die Änderungen ein gefälligerer Text ergäbe. Nur das unbedingt Nötige ist einzutragen. 

4. Offenbare, den Sinn wesentlich alterierende Unrichtigkeiten der lutherischen Über- 
setzung sind zu berichtigen. An Luthers philologischer Auffassung des Urtextes ist fest- 
zuhalten, wo sie heute noch wissenschaftlich vertretbar ist. 

5. Luthers freie Umdeutschung ist als ein unveräußerliches Luthererbe zu bewahren. 
Auch etwaige Neuübersetzungen haben in diesem Geist zu geschehen; der Rückschritt 
zur wörtlichen Wiedergabe soll vermieden werden. 

6. Veraltete Wörter, Wortformen, Wendungen und Satzgebilde, deren Sinn für die 
Gemeinde mißverständlich oder nicht mehr verständlich ist, sowie sonstige schwere 
Archaismen sind zu beseitigen. Der Ersatz ist möglichst aus Luthers Bibelsprache zu 
nehmen. 

7. Bei Änderungen ist auf Rhythmus und Wohlklang nach Möglichkeit Rücksicht zu 
nehmen. 

8. „Kernstellen“ sind besonders pfleglich zu behandeln. 


Ihren Ausgang soll die Revisionsarbeit am Alten Testament von dem Probe- 
druck 1955 nehmen; die Entscheidungen des neutestamentlichen Revisionstextes 
von 1956 sollen sorgfältige Berücksichtigung finden. Trotz der umfangreichen, 
sorgfältigen und mühevollen Arbeit, die die Kommission bisher geleistet hat, 
wird noch einige Zeit vergehen, ehe die ganze Heilige Schrift in revidierter Text- 
gestalt vorliegt. 


Neben Bibel und Gesangbuch hatte Bischof D. Dr. Dibelius auf dem Berliner 
Herbsttreffen des Kirchentages dem Kleinen Katechismus D. Martin Luthers 
die Bedeutung eines Einheitsbandes der Kirche zuerkannt. Es ist von großer, 
bisher kaum ausreichend gewürdigter Bedeutung, daß es 1957 gelang, das seit 
1954 in Gang befindliche Gespräch zu einem guten Abschluß zu bringen, und 
die Gliedkirchen der EKU und der VELKD sich auf einen einheitlichen Katechis- 
mustext einigten. Die Generalsynode der VELKD, die im Mai in Hamburg 
zusammentrat, beschloß mit Mehrheit, um eines einheitlichen und gemeinsamen 
Textes willen von dem 1951 durch die Generalsynode in Rostock beschlossenen 
Wortlaut abzugehen und den Kleinen Katechismus in der Form in Gebrauch zu 
nehmen, die von einer gemeinsamen Kommission der EKU und der VELKD 
erarbeitet wurde. 


Von nicht geringerer Bedeutung dürfte die Vorlage eines Sechs-Jahres-Turnus 
für gemeinsame Predigtreihen in der Evangelischen Kirche in Deutschland sein, 
die von seiten der Lutherischen Liturgischen Konferenz durch Oberlandeskirchen- 
rat Prof. D. Dr. Mahrenholz (VELKD) und Präses Prof. D. Dr. Beckmann 
(EKU) erfolgte. Die neue Ordnung der Predigttexte bringt zunächst die beiden 
altkirchlichen Reihen, denen freilich an einigen Stellen Ersatztexte für Predigt- 
zwecke eingefügt sind; es folgen miteinander im Wechsel je zwei evangelische 
und epistolische Reihen, die zu einem Viertel alttestamentliche Texte enthalten. 
Diesem Sechs-Jahres-Turnus werden noch eine Psalmenreihe, eine Reihe mit 
weiteren zusätzlichen Texten und eine Continua-Reihe beigefügt. Der Rat der 
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EKD hat die Predigttextreihen, denen mindestens die gleiche Bedeutung zu- 
kommt wie den Eisenacher Perikopen, den Landeskirchenleitungen empfehlend 
zugeleitet, und es steht sehr zu hoffen, daß sie — schon um ihrer Funktion als 
Einheitsband der Evangelischen Kirche in Deutschland willen - in allen Glied- 
kirchen beachtet und in Gebrauch genommen werden. 

Im Dienste der in Artikel 1 der Grundordnung der EKD ausgesprochenen 
Grundbestimmung, daß „in der Evangelischen Kirche in Deutschland ... die be- 
stehende Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit sichtbar“ wird, 
stand auch die Fortsetzung des theologischen Gesprächs zwischen der Evange- 
lischen Kirche der Union und der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands, das trotz sonstiger Kontroversen (z. B. über Liselund und das 
„Minderheitenrecht“ lutherischer Christen und Gemeinden in unierten Kirchen 
bzw. unierter Christen und Gemeinden in lutherischen Kirchen) seine brücken- 
schlagende Funktion bewiesen und bewährt hat. Über die Vorgeschichte dieses 
dritten Gesprächs gibt der der Generalsynode der VELKD gedruckt vorgelegte 
Tätigkeitsbericht der Kirchenleitung der VELKD Auskunft: 


Nach den beiden ersten Gesprächen der beiden Theologischen Ausschüsse der Evange- 
lischen Kirche der Union und der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch- 
lands (28./29. Oktober 1954 in Berlin-Schwanenwerder und 6./7. Januar 1955 in Hildes- 
heim) war bekanntlich eine Stockung eingetreten, weil beide Seiten die Ergebnisse der 
bisherigen Gespräche überprüfen wollten und sich über die Thematik für das dritte 
Gespräch nicht einigen konnten. Die Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands hatte am 27. September 1955 in Augsburg den Wunsch 
nach einer Fortsetzung der Gespräche ausgesprochen, zugleich aber vorgeschlagen, daß 
ein Zwischengespräch von einigen Vertretern der beiden Kirchenleitungen über den 
Fortgang und die Thematik der Verhandlungen der 'Theologischen Ausschüsse geführt 
werden möchte. Dieses Zwischengespräch hat nach vielen Terminschwierigkeiten endlich 
am 28. November 1956 in Hannover stattfinden können, wobei von seiten der Evan- 
gelischen Kirche der Union Vizepräsident D. Dr. Söhngen, Bischof D. Jänicke, Ober- 
kirchenrat Professor D. Dr. Becimann und Professor Lic. Harder beteiligt waren und 
von seiten der Vereinigten Kirche der Leitende Bischof, Landesbischof D. Dr. Lilje, 
Landesbischof D. Noth, Bischof D. Halfmann und Professor Dr. Hoffmann. Da von 
beiden Seiten auf dieser Sitzung der Wunsch zur Fortsetzung des Gesprächs bekundet 
wurde, erfolgte eine Einigung auch über das Thema der Verhandlungen, und zwar auf 
der Basis, daß die von beiden Seiten vorgeschlagenen Themen gleichzeitig zur Verhand- 
lung kommen, nämlich: 

1. Die kirchentrennende Bedeutung von Lehrdifferenzen. 

2. Können Heidelberger und lutherischer Katechismus unverkürzt nebeneinander in 
derselben Kirche (Gemeinde) in Geltung stehen? 


Über die Intention der Theologischen Gespräche zwischen EKU und VELKD 
äußerten sich der Leitende Bischof der VELKD und der Vizepräsident der 
‚Kirchenkanzlei der EKU auf der Generalsynode der VELKD in Hamburg. 
Landesbischof D. Dr. Lilje führte aus: 


Damit wir „testes fidei in Christum“ sein können, Zeugen des Glaubens an Christus, 
haben wir keinen anderen Weg, als daß wir das Zeugnis, das unserer Kirche anvertraut 
ist, vor Gottes Angesicht so gründlich und sorgfältig, so bußfertig und aufgeschlossen 
durchdenken, wie wir es nur können. Wenn man das tut, dann ist wohl klar, daß das 
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_ Gerede von „konfessionalistischer Machtpolitik“ schlechthin unbegründet ist. Und das, 
was ich 1956 in Hannover gesagt habe, wiederhole ich: Ich habe den herzlichen und 
mannhaften Wunsch, daß dieses Denken aus dem Gespräch der EKD verschwinden 
möchte. Wir haben es niemals für unseren Auftrag gehalten, um Machtpositionen zu 
kämpfen, und Gott bewahre uns in seiner Gnade davor, daß wir je einem solchen 
Denken verfallen. Zur Ausrichtung dieses Wunsches und dieser Blickrichtung gehört 
das theologische Gespräch. 


Vizepräsident D. Dr. Söhngen erklärte: 


Was die VELKD und die EKU miteinander verbindet, ist nicht zuletzt der gemeinsame 
Versuch, eine neue Gestalt der Kirche zu verwirklichen, die sich aus den Fesseln terri- 
torialer Gebundenheit gelöst hat, und diese Kirche auf Grundlagen zu stellen, die sich 
aus der Dynamik des Glaubens selbst ergeben. Welches die gegebenen und gebotenen 
Grundlagen seien, darüber herrscht freilich zwischen unseren Kirchen keine Einmütigkeit. 

Das gemeinsame Gespräch der beiden theologischen Ausschüsse will Ausdruck nicht 
nur der Rechenschaft sein, die man einander schuldig ist, sondern zugleich auch des 
gemeinschaftlichen Ringens um die eine Wahrheit des Evangeliums. Und man wird sagen 
dürfen, daß die gegenseitige Anerkennung des Ernstes der Wahrheitssuche auf beiden 
Seiten heute schon einen bleibenden Gewinn eines jeden Gesprächs darstellt. Zugleich 
ist doch wohl auch dies eine deutlich geworden, daß das Verständnis der Union in 
unserer Kirche, insbesondere in ihren lutherisch bestimmten Gliedkirchen, das Ernst- 
nehmen des Bekenntnisses nicht nur nicht ausschließt, sondern geradezu voraussetzt. 
Wenn ich es einmal zugespitzt sagen darf: Beide Begriffe, „Bekenntnis“ und „Union“, 
Confessio und Unio, sind für unser Verständnis ambivalent. Wir können nicht Confessio 
sagen, ohne gleichzeitig Unio mitzudenken, aber wir können auch nicht Unio sagen, 
ohne Confessio mitzuhören. 


Die Theologischen Ausschüsse beider Kirchen traten vom 15. bis 17. Oktober 
in der Evangelischen Akademie Loccum zusammen. Zum Thema „Die kirchen- 
trennende Bedeutung von Lehrdifferenzen“ referierten Prof. D. Ebeling (Zürich) 
und Prof. D. Hoffmann (Kiel); die Referate zu dem verabredetermaßen gleich- 
zeitig zur Verhandlung kommenden Thema „Können Heidelberger und luthe- 
rischer Katechismus unverkürzt nebeneinander in derselben Kirche (Gemeinde) 
in Geltung stehen?“ hielten Prof. D. Peter Brunner (Heidelberg) und Ober- 
kirchenrat Prof. D. Dr. Beckmann. 

Während in den bisherigen Gesprächen ausschließlich Grundfragen des Kir- 
chen- und Bekenntnisverständnisses behandelt worden waren, wurden bei diesem 
Gespräch auch Fragen der praktischen Beziehungen beider Kirchen zueinander 
sowie ihres Zusammenlebens in der EKD einbezogen. Um der kirchlichen Offent- 
lichkeit einen Einblick in diegemeinsam vollzogene Besinnung und in den Stand der 
Verhandlungen zu geben, wurde beschlossen, das bisher geübte Schweigen über 
das Gespräch der Theologischen Ausschüsse zu brechen und die Referate nebst 
Verhandlungsniederschriften und einem ausführlichen Bericht zu veröffentlichen. 

Weil die Evangelische Kirche in Deutschland als „ein Bund lutherischer, refor- 
mierter und unierter Kirchen“ an der konfessionellen Frage immer wieder ihre 
Festigkeitsprobe zu bestehen hat, bedarf es mit größter Dringlichkeit solcher 
theologischen Gespräche zwischen EKU und VELKD, die eine sachliche, der 
Sphäre und Atmosphäre der Kirchenpolitik entzogene Behandlung des Tren- 
nenden wie des Verbindenden ermöglichen und gewährleisten. 
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Freilich, die Einheit der Kirche, auch die der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land, in der „die bestehende Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christen- 
heit sichtbar“ wird, wird nicht durch theologische Diskussionen und organisa- 
torische Maßnahmen zur lebendigen Wirklichkeit, sondern sie ist in dem einen 
Herrn, dem einen Glauben, der einen Taufe begründet, aber es wäre irrender 
und unreformatorischer Spiritualismus, würden wir uns des sorgenden Anneh- 
mens auch der äußeren Gestalt des irdischen Leibes des himmlischen Herrn der 
Kirche entschlagen und enthalten. Auch ein armseliges Kleid wird, wenn es das 
einzige ist, das man besitzt, nicht vernachlässigt, sondern mit Sorgfalt und ge- 
wissenhaft gepflegt. 


5. AUFBAU UND AUSBAU DER MILITÄRSEELSORGE 


Nachdem die Synode der EKD das Zustimmungsgesetz zum Vertrag über die 
Militärseelsorge sowie das Kirchengesetz zu ihrer innerkirchlichen Ordnung be- 
schlossen hatte (s. o. S. 21ff.), kamen die Gesetze in den Landeskirchen zur 
Beratung und Beschlußfassung. Nachdem die Zustimmung aller Landeskirchen in 
der Bundesrepublik mit Ausnahme derjenigen der Evangelischen Kirche in Hes- 
_ sen und Nassau vorlag, erließ der Rat der EKD eine 


VERORDNUNG 


über die Inkrafisetzung des Kirchengeseizes zur Regelung der evangelischen Militär- 
seelsorge in der Bundesrepublik Deutschland vom 8. März 1957 


Vom 4. Juli 1957 


Auf Grund des $ 23 des Kirchengesetzes zur Regelung der evangelischen Militärseel- 
sorge in der Bundesrepublik Deutschland vom 8. März 1957 hat der Rat der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland am 4. Juli 1957 folgende Verordnung beschlossen: 


Einziger Paragraph 


Das Kirchengesetz zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge in der Bundes- 
republik Deutschland vom 8. März 1957 (ABl. EKD Nr. 164) tritt für die Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Ausnahme der Gliedkirchen außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland am Tage nach der Verkündung dieser Verordnung in Kraft. 
Für die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau bleibt eine Bestimmung über den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens vorbehalten. 
Vorstehende Verordnung wird hiermit verkündet. 


Berlin, den 20. Juli 1957 


Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau trat am 
9. Juli zu einer außerordentlichen Tagung zusammen und nahm mit 108 gegen 
63 Stimmen den Staatsvertrag an, nachdem Prälat D. Kunst und Professor 
D. Vogel in ausführlichen Referaten die Argumente für und gegen den Vertrag 
dargelegt hatten. Damit wurde der Staatsvertrag über die Militärseelsorge auch 
in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau geltendes Recht. Da nach 
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Auffassung der Kirchensynode einige Bestimmungen des „Kirchengesetzes zur 
Regelung der evangelischen Militärseelsorge“ vom 8. März 1957 im Widerspruch 
zu der bisherigen kirchlichen Gesetzgebung in Hessen und Nassau stehen und 
deshalb nicht praktiziert werden können, beschloß die Synode, über dieses Ge- 
setz erst im Frühjahr 1958 zu verhandeln, damit die Kirchenleitung Gelegenheit 
habe, über die strittigen Punkte Vereinbarungen mit dem Militärbischof und der 
Evangelischen Kirche in Deutschland zu treffen. Für die Zwischenzeit bis zur 
endgültigen Beschlußfassung beschloß die Kirchensynode die Regelung, daß die 
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau ihre aus dem Militärseelsorgevertrag 
entstehenden Verpflichtungen im Sinne des Kirchengesetzes und im Zusammen- 
wirken mit dem Militärbischof erfüllen werde. 

Mit der Entscheidung der hessen-nassauischen Synode war sowohl für den 
Staat wie für die EKD und die Landeskirchen der Rechtsboden geschaffen, auf 
dem sich der Aufbau und Ausbau der Seelsorge in der Bundeswehr vollziehen 
konnte; die bis zu diesem Termin ohne gültige rechtliche Fundamentierung ge- 
leistete Aufbauarbeit konnte in die durch den Staatsvertrag gegebene Rechts- 
figur überführt werden. Am 30. Juli des Jahres fand in Bonn der Austausch der 
Ratifikationsurkunden statt. Der Militärbischof und der Generaldekan wurden 
gültig berufen und installiert, Dekane und Pfarrer in das lebenszeitliche bzw. 
befristete Beamtenverhältnis berufen und in ihr Amt eingeführt. Der Beirat für 
die evangelische Militärseelsorge wurde durch den Rat der EKD eingesetzt und 
unter den Vorsitz von Landesbischof D. Bender gestellt. Der Militärbischof be- 
rief mehrere Kommissionen mit dem Auftrag, wichtigste Grundsatzfragen der 
Militärseelsorge zu erörtern und zu klären. Die praktische Arbeit der Militär- 
seelsorge in Verkündigung, lebenskundlichem Unterricht, Einzelseelsorge, Rüst- 
zeiten, Schriftenmission und Freizeitbetreuung (Soldatenheime) wurde auf- bzw. 
ausgebaut. 

Einem Bericht des Militärbischofs entnehmen wir folgende Angaben über den 
Stand der Arbeit: 


Außer dem Generaldekan und sieben Dekanen stehen 31 Pfarrer hauptamtlich im Dienst 
der Militärseelsorge. Sie verteilen sich auf die einzelnen Wehrbereiche wie folgt: 


Wehrbereich I 5 Wehrbereich IV 6 
Wehrbereich II 6 Wehrbereich V 2 
Wehrbereich III 3 Wehrbereich VI 9 
Die Militärgeistlichen kommen aus fölgenden Landeskirchen: 

Bayern 12 Kurhessen-Waldeck 2 
Schleswig-Holstein 6 Baden 1 
Hannover 5 Braunschweig 1 
Württemberg 4 Oldenburg 1 
Westfalen 3 Hessen-Nassau 1 
Rheinland 3 


Als nebenamtliche Militärgeistliche sind 46 Pfarrer tätig. Wenn man die im Militär- 
seelsorge-Vertrag festgelegte Schlüsselzahl (ein Pfarrer für 1500 Soldaten) zugrunde 
legt, müßten zur Zeit, abgesehen von den dienstaufsichtführenden Geistlichen, etwa 
50 evangelische Pastoren im Dienst der Soldatenseelsorge stehen. Es fehlen also fast 
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20 Pfarrer. Es ist dringend notwendig, die vielerorts vorhandene Zurückhaltung gegen- 
über der Dienstleistung in der Bundeswehrseelsorge durch die Einsicht zu überwinden, 
‘daß es sich dabei um eine echte Jugend- und Männerarbeit der Kirche handelt. 


6. DAs EVANGELISCH-KATHOLISCHE VERHÄLTNIS 


Im allgemeinen bestand zwischen den beiden großen Kirchen in Deutschland das 
friedliche Verhältnis guter Nachbarschaft, die ihren Ausdruck unter anderem in 
mancherlei „Gesprächen über den Zaun“ fand. 

Als bedeutsam ist zu vermerken, daß der Vorsitzende der Fuldaer Bischofs- 
konferenz, Kardinal Frings, anläßlich der Verhaftung des mecklenburgischen 
Propstes Maercker an den Vorsitzenden des Rates der EKD, Bischof D. Dr. Di- 
belius, schrieb: 


Der heutigen Tagespresse entnehme ich, daß Herr Propst Maercker aus Pankow ver- 
haftet worden ist, weil er einem Mädchen das kirchliche Begräbnis verweigert hatte, 
das sich durch die Teilnahme an der kommunistischen Jugendweihe von Christus los- 
gesagt hatte. Mit Schmerz und Empörung habe ich von dieser Verhaftung Kenntnis 
genommen und beeile mich, Ihnen von diesen meinen Empfindungen Ausdruck zu 
geben. Wir fühlen uns alle mitverhaftet, denn jeder evangelische wie katholische Leiter 
eines Kirchensprengels hätte in gleicher Lage in gleicher Weise handeln müssen. Dem 
Verhafteten gilt unsere Fürbitte, wie weiland dem verhafteten Petrus nach dem Berichte 
der Apostelgeschichte (12, 5) das Gebet der Kirchen ohne Unterlaß zu Hilfe kam. 


Bischof D. Dr. Dibelius brachte gegenüber Kardinal Frings den Dank der Evan- 
gelischen Kirche zum Ausdruck und fuhr wörtlich fort: 


Das Bewußtsein innerer Verbundenheit wird vielen unserer Brüder Freude und Stär- 
kung sein. 


Dieser zweite Fall eines Briefwechsels zwischen dem Vorsitzenden der Fuldaer 
Bischofskonferenz und dem Vorsitzenden des Rates der EKD verdient Beachtung. 

Eine das konfessionelle Einvernehmen trübende Angelegenheit beunruhigte 
die weltliche und kirchliche Offentlichkeit Westdeutschlands eine Reihe von 
Monaten hindurch; sie rief Presse und Rundfunk zu wiederholten Malen auf 
den Plan und beschäftigte die Regierungen und parlamentarischen Gremien. Es 
war die Frage des Simultangebrauchs des Doms zu Altenberg, der 1957 
sein einhundertjähriges Bestehen beging. Der Streit entzündete sich an der 
— mehr vermuteten als bewiesenen — Absicht des Erzbischöflichen Generalvika- 
riats Köln, in Altenberg wieder eine Zisterzienserabtei einzurichten, den Mön- 
chen die Pfarrseelsorge in Altenberg zu übertragen und ihnen den Dom als 
Klosterkirche für ihre Gottesdienste zur Verfügung zu stellen. Der Göttinger 
Professor für Offentliches Recht Dr. Werner Weber erstellte ein Rechtsgutachten, 
das zu dem Ergebnis kommt: 


Jedwede Verwendung des Domes durch die Katholische Kirche, die die Grenzen seiner 


Zweckbestimmung als Pfarrkirche der Kirchengemeinde Altenberg überschreitet, stellt 
eine Verletzung des staatsrechtlichen und interkonfessionellen Status des Domes dar. 
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Das Presbyterium der Evangelischen Kirchengemeinde Altenberg wandte sich 
mit einer Entschließung an die Offentlichkeit; die Synode des Kirchenkreises 
Gladbach faßte eine Resolution folgenden Wortlautes: 


Die Kreissynode Gladbach stellt mit Bedauern fest, daß durch geplante einseitige Maß- 
nahmen der römisch-katholischen Kirche dem Altenberger Dom der simultane Charak- 
ter genommen werden soll. Die Synode bittet die Landesregierung um Rechtsschutz. 
Um des konfessionellen Friedens willen erwartet die Synode, daß an dem simultanen 
Charakter des Altenberger Domes nichts geändert wird. 


Das Landeskirchenamt in Düsseldorf suchte bei der Landesregierung um Rechts- 
schutz nach. 


Der Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen, Prof. Dr. Luchtenberg 


(FDP), mußte sich in einer umfangreichen Drucksache einer „Kleinen Anfrage“ 
der FDP stellen; er erklärte: 


Aus der vorliegenden Darstellung ... geht hervor, daß die Landesregierung alles getan 
hat, um auf Grund der bestehenden Rechtsverhältnisse die katholische Kirche zu be- 
wegen, ihren nicht haltbaren Standpunkt aufzugeben und den Simultancharakter des 
Altenberger Doms und dessen paritätische Nutzung durch beide christliche Kirchen 
anzuerkennen. Der Kultusminister muß mit Bedauern feststellen, daß seine Bemühun- 
gen bisher ergebnislos verlaufen sind. 


Der Rechtsstandpunkt der katholischen Kirche wurde von dem Erzbischöflichen 
Generalvikariat in Köln dahin präzisiert, 


„. daß der Altenberger Dom immer ein geweihtes katholisches Gotteshaus geblieben 
und daß der evangelischen Kirchengemeinde durch den preußischen König lediglich ein 
bestimmter Mitgebrauch eingeräumt worden ist. 


Anfang Oktober 1957 nahm das Presbyterium der Evangelischen Kirchen- 
gemeinde Altenberg nochmals den Weg in die Offentlichkeit: 


Schon zum zweiten Male innerhalb eines halben Jahres sieht sich die evangelische 
Gemeinde am Altenberger Dom bei Köln gezwungen, ihre Bedrängnis durch die 
Kirchenpolitik des römisch-katholischen Kölner Generalvikariats in die Öffentlichkeit 
zu tragen. Mehr als je zuvor bedürfen wir des Beistandes und der Hilfe in Wort und 
Tat. Denn wir möchten verhüten, daß aus einer hundertjährigen, im Simultan- 
charakter des Domes sichtbar werdenden Gemeinsamkeit beider Konfessionen am Ende 
das Symbol eines unheilvollen, wuchernden Streites wird. 

Das Generalvikariat hat jetzt klar ausgesprochen, daß es trotz unserer Bitten und 
Warnungen nicht darauf verzichten will, Mönche nach Altenberg zu schicken, und daß 
es unsere durch Recht, Gesetz und Richterspruch begründete gleichberechtigte Stellung als 
Partner am Altenberger Dom nicht anerkennen will. Statt sich dem Recht zu fügen, 
billigt man uns allenfalls einen zu nichts verpflichtenden „Mitgebrauch“ zu, scheinbar 
ohne zu merken, daß man uns damit praktisch in die Rolle des Untervermieters 
zwängt. Man spricht vom Dom als von einer „katholischen Kirche“ und bedenkt nicht, 
daß wir, wenn wir wollten, mit demselben Recht von einer evangelischen Kirche 
sprechen könnten, seit ein evangelischer preußischer König den schon zu einem Stein- 
bruch zerfallenen Dom wiederherstellte. 

Wenn sich der Rechtsanspruch des Generalvikariats auf die vorhandene katholische 
Weihe des Altenberger Doms stützt, so ist darin die außerordentlich bedenkliche Konse- 
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quenz enthalten, es müßte eigentlich die Verfügungsgewalt seiner Kirche auch auf alle 
Gotteshäuser wieder ausgedehnt werden, die jemals nach römisch-katholischem Kirchen- 
recht geweiht wurden und die heute evangelisch sind. , 
Ungeheuerlich ist daher die Forderung des Generalvikariats, wie sie aus seiner Stel- 
lungnahme in der „Kirchenzeitung für das Erzbistum Köln“ vom 22. 9. 1957 spricht, 
daß sich sowohl der evangelische Partner als auch der Staat als Eigentümer des Domes 
seinem Rechtsanspruch zu beugen haben. Das heißt nichts anders als: Kirchenrecht bricht 


Staatsrecht! 

Bei dieser Sachlage sind wir überzeugt, daß wir mit der Behauptung nicht irren, es 
diene jeder Schritt des Generalvikariats nur dem einen Ziele, den Simultancharakter 
des Altenberger Doms zu beseitigen. Nicht heute. Nicht morgen. Aber vielleicht schon 


übermorgen. 

Wozu denn, so fragen wir, will man überhaupt Mönche nach Altenberg holen, wenn 
man nicht - trotz aller gegenteiligen unverbindlichen Beteuerungen — beabsichtigt, eines 
Tages die evangelische Gemeinde wie einen Eindringling an die Wand zu spielen und 
aus der simultanen Gemeindekirche „Dom zu Altenberg“ auf lange Sicht doch wieder 
eine Klosterkirche zu machen? 


Das Feuer des konfessionellen Haders schwelte noch über das Ende der Berichts- 
zeit hinaus und konnte erst 1958 durch eine beruhigende Erklärung des Erz- 
bischöflichen Generalvikariats, es sei nicht beabsichtigt, Mönche in Altenberg 
anzusiedeln, eingedämmt werden. Es ist aber zu fragen, ob damit katholischer- 
seits im Grundsätzlichen nachgegeben worden ist oder ob nicht vielmehr in einer 
Einzelfrage eine Einigung der katholischen mit der evangelischen Kirche herbei- 
geführt wurde. 


7. DiE SORGE FÜR DEN THEOLOGISCHEN NACHWUCHS 


In der Kirche des allgemeinen Priestertums hat das geistliche Amt einen durch- 
aus legitimen Platz. Mit gutem Grund zählt Luther in der eingangs erwähnten 
Schrift „Von den Conciliis und Kirchen“ unter den Zeichen, an die Gott selbst 
seine Gegenwart und sein Wirken in der Kirche gebunden hat und an denen man 
die Kirche als die Gemeinschaft der Gläubigen und Gottes Volk erkennt, neben 
dem Wort und den Sakramenten, dem Gebet und dem Kreuz auch das Amt als 
eines der Heiltümer auf, in, mit und unter deren Niedrigkeit und Knechtsgestalt 
Gott in Verhüllung sich offenbart. Dadurch wird der reformatorische Grundsatz 
vom Priestertum aller Gläubigen nicht aufgehoben, sondern bestätigt, nicht einge- 
schränkt, sondern konkretisiert; weder wird durch die Proklamierung des all- 
gemeinen Priestertums das Amt noch die Einrichtung des Amtes durch den 
"Grundsatz des allgemeinen Priestertums gefährdet, abgewertet oder gar für 
ungültig erklärt, sondern beides ist aufeinander bezogen und jedes durch das 
andere bedingt, ergänzt und getragen. Die rechte reformatorische Zuordnung 
von Amt und allgemeinem Priestertum ist das beste Bollwerk gegen die „Pa- 
storenkirche“ einerseits und die Schwärmerei andererseits, gegen die Klerikali- 
sierung wie gegen die Säkularisierung der Kirche. 

Weil die Dinge so liegen, hat die Kirche der sachgemäßen Ausbildung der 
Diener an Wort und Sakrament ihre besondere Aufmerksamkeit und Sorge 
zuzuwenden und zugewandt. Aus dem weiten und vielförmigen Bereich ent- 
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sprechender Bemühungen bringen wir ein vor der Jahreskonferenz der landes- 
kirchlichen Ausbildungsreferenten gehaltenes Referat von Professor D. G. Fried- 
rich, Erlangen, über 


DIE INNERE UND ÄUSSERE SITUATION DES STUDENTEN IM ALLGEMEINEN 
UND DES THEOLOGIESTUDENTEN IM BESONDEREN 


Wenn ich meinem Auftrag gemäß über die geistige Situation des Theologiestudenten 
sprechen soll, so bin ich mir der Schwierigkeit voll bewußt, hier etwas Allgemeingül- 
tiges zu sagen. Ich könnte mir denken, daß sich das Bild in Erlangen anders darstellt 
als in Bonn, in Tübingen anders als in Göttingen. Stammeseigenart, kirchliche Verhält- 
nisse, theologische Richtungen an den Fakultäten werden sich jeweils bemerkbar machen. 
Außerdem wird das Urteil über die heutige studentische Jugend ganz verschieden aus- 
fallen, je nachdem, an welchem Ideal man sie mißt und von welchem Standpunkt aus 
man sie beurteilt. Natürlich sind nicht alle Studenten gleich. Es wird stets Ausnahmen 
geben, die nicht in das allgemeine Schema hineinpassen. Wenn ich die innere Lage des 
Theologiestudenten charakterisieren soll, so müssen die Ausnahmen unberücksichtigt 
bleiben; denn es kommt hier nicht auf das Besondere, sondern auf das Typische an. 
Will man den Theologiestudenten verstehen und ihm gerecht werden, so darf man ihn 
nicht isoliert betrachten; denn er ist ja nicht eine besondere Spezies von Mensch. Er 
gehört zu der großen Zahl jener 140000 junger Menschen, die heute die verschiedenen 
Hochschulen Westdeutschlands besuchen. Und auch diese unterscheiden sich in vielen 
Dingen nicht von ihren übrigen Altersgenossen, sondern bilden mit ihnen eine große 
Einheit. Wenn ich also vom evangelischen Theologiestudenten sprechen soll, dann kann 
ich mich nicht auf ihn beschränken, sondern ich werde oft allgemein von der deutschen 
Jugend reden, zu der er gehört, und nicht nur von ihr, sondern von der heutigen Jugend 
überhaupt. Diese hat vieles miteinander gemein, ganz gleich, ob sie in Europa, Amerika 
oder Asien wohnt. Es sind zum Teil dieselben Probleme, dieselbe Lebenshaltung und 
dieselbe Mentalität. 

Wenn man über die Jugend spricht, geht man gewöhnlich vom Generationsproblem 
aus. Zwischen alt und jung bestehen seit jeher mehr oder weniger unüberbrückbare 
Gegensätze. Das kann man auch dem Alten Testament entnehmen. Von Elia wird 
Mal. 4,6 gesagt, er „wird das Herz der Väter den Söhnen und das Herz der Söhne 
den Vätern zuwenden“. Das Generationsproblem ist ein beliebtes Thema der Dramen 
vergangener Zeit gewesen. In Diderots Schauspiel „Der Hausvater“ ruft der Sohn: 
„Väter! Väter! Es gibt keine — es gibt nur Tyrannen!“ Ganz ähnlich läßt Hasenclever 
den Sohn in seinem gleichnamigen Drama sagen: „Tod den Vätern, die uns verachten!“ 
Bei Gerhart Hauptmanns „Das Friedensfest“ spricht der Sohn Robert: „Glauben Sie, 
daß ich besondere Hochachtung vor meinem Vater empfinde? Nicht wahr, nein! Oder 
liebe ich ihn vielleicht? Empfinde ich vielleicht kindliche Dankbarkeit? Nun, sehen Sie, 
zu alledem habe ich auch nicht im mindesten Grund.“ Die ganze Jugendbewegung war 
nichts anderes als ein Protest gegen die ältere Generation des Bürgertums mit seinen 
erstarrten Konventionen. In einer Zeitschrift der Jugendbewegung aus dem Jahre 1919 
heißt es: „Kameraden! Wir sind einig im Haß der Einrichtungen dieses Lebens und 
dieser Zeit. Wir fragen uns, wer ist schuld an diesem Leben, diesen Einrichtungen, 
dieser Kultur? Wer hat diese Staaten, diese Schulen, diese Kirchen, diese Politik, diese 
Presse und vieles andere auf dem Gewissen? Die Erwachsenen!!* 


1. Der neue Anfang, Zeitschrift der Jugend, 1, 1919; zitiert nach R. Tartler: Die soziale 
Gestalt der heutigen Jugend und das Generationsverhältnis in der Gegenwart. In: Arbeiterjugend 
gestern und heute, hrsg. von H. Schelsky, Veröffentlichungen der Akademie für Gemeinwirtschaft, 
Hamburg 1955, S. 276. 
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Diesen unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Vätern und Söhnen, zwischen alt und 
jung gibt es heute nicht. Auch die sogenannten Halbstarken stellen nicht ein Genera- 
tionsproblem dar, sondern sie sind eher eine Darstellung des heutigen Menschen in 


jugendlicher Form: Man hat nicht mit Unrecht gesagt, daß sie, wenn sie mit Krach durch _ 


die Straßen rasen, Abbild des motorischen, rücksichtslosen Managers sind, nur mit dem 
Unterschied, daß sie nicht einen Mercedes 300, sondern ein Moped fahren. Väter sind 
heute keine Tyrannen, die man haßt, sie sind vielfach nicht einmal mehr die notwen- 
dige Autorität, die der Jugendliche braucht und nach der er sich sehnt. Der Vater ist 
heute vielfach nur eine „Randfigur“ der Familie, der von den Kindern als Geldgeber, als 
müder und überreizter Zimmerherr oder als guter Kamerad angesehen wird, wie die 
Aufsätze von Jugendlichen im Alter von 9 bis 19 über den Vater zeigen?. Aber er ist 
im allgemeinen nicht ein Unterdrücker freiheitlicher Tendenzen. Er ist überhaupt kaum 
noch Erzieher seiner Kinder. Diese Aufgabe ist an die Mutter oder an „Fremdinstan- 
zen“ abgegeben?. Auch in den Außerlichkeiten ist der Unterschied zwischen Jugendlichen 
und Erwachsenen verschwunden. Im Winter trägt schon das Kind die lange Hose mit 
Bügelfalte wie ein Erwachsener, und im Sommer zieht der Vater im Urlaub oder nach 
Dienstschluß genau wie der Sohn Shorts und kurzärmeliges Hemd ohne Binder an. Der 
aggressive Charakter, der schon in der Kleidung der Jugendbewegung lag, ist heute 
nicht mehr da. Viele Lebensgewohnheiten sind übernommen worden. Aus dem Zelten 
von damals ist das Camping von heute geworden. Die Jugend von heute scheint kritik- 
los das zu übernehmen, was die heutigen Alten in ihrer Jugend erstritten haben, so daß 
es ein Problem der jungen Generation gar nicht zu geben scheint. 

Und doch ist die Jugend von heute anders als die vorige Generation. Das zeigt sich 
allgemein, insbesondere aber bei den Studenten und vielleicht besonders charakteristisch 
bei den Theologiestudenten. An sieben Punkten möchte ich dieses zeigen. 

1. Der heutige Theologiestudent ist viel kirchlicher als die Studenten der Generation 
vor 30 Jahren. Damals studierte man weithin Theologie, weil gewisse Fragen und Pro- 
bleme einen beschäftigten und man mehr wissen wollte, als man in Schule und Unter- 
richt gelernt hatte. Man hatte Freude am Studium, dachte aber mit Unbehagen daran, 
daß man vielleicht auch einmal Pfarrer werden müßte. Der organisierten Kirche stand 
man mit Reserve und dem konfessionellen Dogma mit starker Kritik gegenüber. Vor 
allen Dingen hatte man dem Abendmahl gegenüber starke Bedenken. Viele wurden von 
der Frage bewegt, ob es recht sei, sich für die Verkündigung des Wortes Gottes bezah- 
len zu lassen, ob man nicht noch einen anderen Beruf erlernen müßte, um völlig unab- 
hängig zu sein. 

Die Einstellung des heutigen Theologiestudenten zu diesem Fragenkomplex ist eine 
völlig andere. Im großen und ganzen ist die Haltung des Menschen der Gegenwart zur 
Kirche äußerlich betrachtet viel positiver als vor 30 Jahren. In der Befragung von 
Studenten, die der Verlag Kohlhammer durchgeführt hat, was dem heutigen Menschen 
Wegweisung geben könnte, wurde von sehr vielen die Religion genannt. In der Rück- 
kehr zu der Religion sieht man die Rettung des Menschen vor der Entmenschlichung 
durch die Technik und durch den Kommunismus. Eine militante Gottlosenbewegung 
gibt es heute nicht. Im Gegenteil, ein bewußter Atheist klagte in einem Gespräch einem 
Journalisten, wie schwer er es als freigeistig Denkender in einem Betrieb habe. Die 
meisten Bürger der Bundesrepublik sind nicht bewußte Glieder der Kirche, aber man 
hält die Kirche aus sozialen, politischen, kulturellen und sonstigen Gründen für nicht 
überflüssig. Welches Ansehen die Kirche genießt, sieht man daran, daß jede Partei ver- 
sucht, ein gutes Verhältnis zu ihr zu finden. Die Jugend in den Sportverbänden und 


2. Vgl. L. Kroeber-Kenneth: Das vaterlose Kind. Frankf. Allg. Zeitung vom 8. 6. 1957, 
Nr.132,'$. 5. 
3. J. Bodamer: Der Mann von heute, 1956, S. 176. 
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die nicht organisierte Jugend ist nicht christlich, aber sie ist auch nicht aktiv antichrist- 
lich; man könnte ihre Haltung als tolerant-achristlich bezeichnen. 

Diese Gesamteinstellung prägt sich bei den Theologen so aus, daß sie, wie ich schon 
erwähnte, sehr viel kirchlicher sind. Die Mehrzahl von ihnen kommt aus bewußt evan- 
gelischen Kreisen. Sie sind in den Jugendgruppen unserer kirchlichen Verbände groß 
geworden und haben in der Gemeinde mitgearbeitet, soweit es ihre Kräfte erlaubten. 
Wenn man einmal statistisch erfassen würde, durch wen die heutigen "Theologen den 
Anstoß zum Theologiestudium erhalten haben, dann käme die hohe Bedeutung der 
evangelischen Jugendarbeit für den Nachwuchs des Pfarrstandes zum Vorschein. Diese 
jungen Studenten bringen einen gewissen kirchlichen Fundus in das Studium mit. Sie 
haben eine positive Einstellung zur Kirche und wollen bewußt der Kirche dienen. Das 
ist eine sehr positive Tatsache, die man nur begrüßen kann. 

Aber gleichzeitig muß auch ins Auge gefaßt werden, daß hier gewisse Aufgaben, ja 
vielleicht sogar gewisse Gefahren ruhen. Der Student, der ein bewährter Jugendführer 
ist, kommt zur Universität, um zu seinen bisherigen Erfahrungen noch etwas hinzu- 
zulernen. Er möchte von den Professoren noch einige Hinweise erhalten, wie er etwas 
besser machen kann. In diesen Erwartungen wird er durch die Universität enttäuscht. 
Die Erfahrung lehrt, daß die besten Jugendführer oft schlechte Theologiestudenten sind. 
Sie haben für das Studium wenig Zeit, weil sie durch die Jugendarbeit in den Ferien 
und im Semester zu stark beansprucht werden. Darum halte ich es für falsch, ja, ich 
möchte sogar sagen, für gefährlich, wenn ein Theologe sich während seines Studiums 
nicht von der Leitung seiner Gruppe trennt. Er muß es erst einmal lernen, daß er ganz 
von vorne anzufangen hat. Das Studium wird zu einem Mißerfolg, wenn der Student 
dauernd in falscher Weise nach dem Amt schielt. Mit Recht sagt Schlatter, daß ein 
Theologiestudent noch nicht ein „halber Kleriker“ ist‘, wenn er auch auf dem Wege vom 
einfachen Gemeindeglied zum Amtsträger ist. Thielicke hat den Tatbestand mit einem 
sehr treffenden Bild klargemacht. In diesem Übergangsstadium, in dem sich der Stu- 
dent befindet, gleicht er einem Jungen im Stimmbruch. Wenn man in der Pubertät ist, 
soll man bekanntlich eine Zeitlang nicht singen, wenn man sich nicht die Stimme für 
sein ganzes Leben verderben will. So sollte auch der Student in der Zeit des Umbruchs 
sich mit seinem theologischen Singen nicht vordrängen, sondern er sollte sich ein gewisses 
Exerzitium des Schweigens auferlegen5. In den vier Jahren, die dem Studenten zur 
Ausbildung zur Verfügung stehen, hat er die Grundlage für eine Tätigkeit von 40 Jah- 
ren zu legen. Die Kirche sollte in ihrem eigensten Interesse den größten Wert darauf 
legen, daß der Theologiestudent die kurze Zeit von vier Jahren voll ausschöpft für die 
wissenschaftliche Arbeit und nicht zu früh mit der Praxis beginnt. 

Müller-Schwefe hat vor einem Jahr vor diesem Gremium ausgeführt: „Die erfreuliche 
Kirchlichkeit der jungen Generation muß im Feuer der Kritik durch Gottes Wort, durch 
die Anfechtungen der Welt und durch die persönlichen Anfechtungen bewährt sein®.“ 
Der Theologiestudent darf nicht in eine billige Erbaulichkeit oder handwerkliche Praxis 
flüchten, sondern er muß es lernen, der kritischen Theologie standzuhalten. Er muß prü- 
fen, ob sein Glaube auf Sand gebaut ist, der durch die Stürme und den Regen der 
Kritik hinweggefegt werden kann, oder ob sich sein Glaube auf den Felsen Christus 
gründet, der allen Stürmen trotzt. Wer sich auf der Universität nur Kenntnisse und 
Fertigkeiten aneignen will und nicht das Wagnis des Denkens unternimmt, wird den 


4. A. Schlatter in seinem auch heute noch sehr lesenswerten Vortrag vor der evangelisch-theo- 
logischen Fachschaft in Tübingen über: Erfolg und Mißerfolg im theologischen Studium. 2. Aufl., 
1931,58: 6. 

5. H. Thielicke: Eine Frage des Reimarus an unsere theologische Generation. Deutsches Pfarrer- 
blatt, 51, 1951, S. 34 £. 

6. H. R. Müller-Schwefe: Bindung und Freiheit des theologischen Studiums. Monatsschrift für 
Pastoralttheologie, 46, 1957, S. 80. 
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Auseinandersetzungen mit Andersdenkenden in der Gemeindearbeit nicht gewachsen 
sein. Der Theologe muß um die Fragen der Kritik wissen, damit er Antwort geben kann 
dem, der ihn nach dem Grund seines Glaubens fragt. Er muß durch persönliche An- 
fechtungen geläutert und gestärkt aus dem Studium herausgehen?. Nicht ohne Grund 
nennt Luther neben der gratia spiritus gerade auch die tentatio als das, quae faciant 
theologum®. 

Nun läßt es sich beobachten, daß der Student von heute auf Fragen der Kritik ganz 
anders reagiert, als frühere Generationen es getan haben. Das Merkwürdige ist, daß er 
fast gar nicht darauf reagiert. Sie beunruhigen ihn weithin gar nicht, sondern er nimmt 
sie zur Kenntnis, als ob ihn das gar nicht angehe. Er registriert das Phänomen und 
beobachtet die geistigen Vorgänge, wie ein Naturwissenschaftler seine objektiven Beob- 
achtungen anstellt. Es kann viel von Existenz und Entscheidung gesprochen werden, 
ohne daß man dieses praktiziert und den Zusammenhang von Lehre und Leben sieht. 
Der heutige Student ist in der Lage, sich das Gehörte anzueignen und sich doch davon 
zu distanzieren, so daß er eine große securitas zeigt; ob es eine certitudo ist, wage ich 
nicht zu behaupten. 

2. Der Student von heute ist fleißig. Er ist fleißiger denn je zuvor. Das wird jeder 
bestätigen können, der es mit Studenten zu tun hat. Er geht mit einem solchen Ernst, 
Lerneifer und Fleiß an seine Aufgabe, daß man ihn mancher Generation von früher 
geradezu als Vorbild hinstellen möchte. Immer wieder entdeckt man, daß Studenten 
30 bis 35 Wochenstunden belegt haben, und es ist keine Seltenheit, daß sie an drei oder 
vier Seminaren oder Übungen teilnehmen wollen. Es ist erstaunlich, wie wenig Kolleg 
geschwänzt wird. Den ewigen Studenten von früher, der sich entweder als Außenseiter 
mit allen möglichen Dingen beschäftigt hat oder der als verbummelter Student den Weg 
in die Hörsäle nicht finden konnte, gibt es heute nicht. Der Student von heute hat, 
wenn er auf die Universität kommt, ein ganz festes Ziel vor Augen: er will sein 
Examen machen, in den Beruf gehen und heiraten. Diese Berufszielstrebigkeit, die bei 
der Kriegsgeneration verständlich und auch berechtigt war, hat sich auch bei der folgen- 
den, von der Schulbank kommenden Studentengeneration fortgesetzt. Die Universität 
ist für den Studierenden eine Fachschule, zu der man auf Grund des Abiturientenzeug- 
nisses zugelassen wird und die die Aufgabe hat, einen Menschen in möglichst kurzer Zeit 
so zu bilden, daß er in dem von ihm erkorenen konkreten Beruf möglichst viel leistet, 
eine gute Stelle erhält, vorwärtskommt und dementsprechend viel Geld verdient. Der 
Gedanke der Wissenschaft tritt bei dem Studenten von heute stark zurück. 

Trotz des Fleißes und der Zielstrebigkeit entspricht das Resultat häufig nicht den 
„Anstrengungen, die von seiten des Studenten gemacht werden. Woher kommt das? 
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a) Einmal liegt es daran, daß der Student auf der Universität weithin nicht denken 
und forschen lernt; daß er die Fragen der Dogmatik nicht in persönlichem Kampf und 
Auseinandersetzung sich aneignet, sondern daß er sich Wissen einzuprägen sucht. Das 
macht ihn müde und überfordert ihn. Er müßte es wagen, Studierender zu sein, der 
neugierig fragt und Entdeckungen macht, mögen diese noch so klein sein. Das scheinen 
zunächst Umwege zum Ziel zu sein. In Wirklichkeit sind sie es nicht; denn dieses Fragen 
und Forschen regt an und beflügelt den Geist. „Wem Wissenschaft wirklich aufgeht - 
wer also nicht in der endlosen Vielfachheit der harmlos bleibenden Wißbarkeiten (weil 
sie nur als Ergebnisse hingenommen, nicht in ihrem möglichen Sinn erlebt sind) und 
nicht in dem zweckhaft für Examen und Praxis ausgewählten, in qualvoller Anstren- 
gung zu lernenden Stoff hängenbleibt —, dem wird die außerordentliche Mühe und 
Arbeit beflügelt von einem Enthusiasmus und dem wird Wissenschaft Element seines 
Lebens?.“ Aber dieser Weg wird nur von wenigen eingeschlagen. Da man den gesamten 
Wissensstoff gedächtnismäßig nicht beherrschen kann und man sich das wissenschaftliche 
Denken, das logische Schlußfolgerungen zieht, nicht angeeignet hat, ist man so schlecht 
gerüstet für Prüfungen. 

b) Der Münchener Psychologe A. Huth, der in den Jahren 1934/38 und 1946/47 Kin- 
der unter denselben Bedingungen — „Vor-Auslese, Alter, Umwelt, Untersuchungsort, 
Untersucher, Aufgaben, Hilfsmittel und Bewertung!!“ — untersucht hat, glaubt fest- 
stellen zu können, daß die Kenntnisse und Fähigkeiten in den letzten zehn Jahren stark 
zurückgegangen sind. „Die besten Nachkriegsgedächtnisleistungen erheben sich nur ganz 
wenig über die durchschnittliche Gedächtnisleistung der Vorkriegszeit. Im sprachlich- 
logischen Denken wurden alle drei Leistungspunkte durch die Kriegseinflüsse um 10 bis 
15 %/o gesenkt!!.“ 

Das mathematische Denken ist heute im Durchschnitt 20 °%/ schlechter als bei den Kin- 
dern vor dem Krieg. Besonders hat die Sorgfalt nachgelassen. Bei den besten liegt sie 
um 26 %/o tiefer als früher, beim Durchschnitt 29/0 und bei den schlechtesten sogar 42 P/o. 
Was die Erfahrung beim Umgang mit Kindern täglich lehrt, ist hier durch eine wissen- 
schaftliche Untersuchung in Zahlenwerten erfaßt. Erst die 14jährigen sind 1948 im- 
stande, das zu leisten, was 1930 schon die 12jährigen vermochten. Andere Forscher 
haben ähnliche Beobachtungen gemacht wie Huth!?, so daß man von einem Rückgang 
der Begabung, von Intelligenzminderung und Leistungsverringerung gesprochen hat. Die 
Zahl der Hilfsschüler hat sich seit dem Jahre 1927 um rund 70°/o erhöht. Man hat 
behauptet, daß nach den alten akademischen Maßstäben jeder zweite Student von heute 
nicht auf die Universität gehöre. Daß es sich nicht um kriegsbedingte Erscheinungen 
handelt, sondern um einen durchgängigen Wandel bei der Jugend überhaupt, zeigt die 
Situation in der Schweiz. In der Denkschrift der Universität Bern von 1947 heißt es: 
„Wenn wir in der Vorbildung unserer Studenten Mängel feststellen, so erblicken wir sie 
nicht so sehr in gewissen Lücken des elementaren Wissens, auf dem der Universitäts- 
unterricht aufbauen muß, als vielmehr in Lücken jener formalen Bildung, welche die 
Voraussetzung jedes wissenschaftlichen Studiums ist und die sichere Handhabung der 
unentbehrlichen Hilfsmittel jeder wissenschaftlichen Außerung, der Sprache, bedingt. 
Vielen zur Hochschule übergehenden Abiturienten fehlt die Fähigkeit, sich in der Mutter- 
sprache schriftlich und mündlich korrekt und präzis auszudrücken; wissenschaftliche 
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Begriffsbildung, Diskussion und Darstellung erfordern ferner eine logische Schulung, die 
wir oft vermissen!?,“ Ortega y Gasset hat in seinem Buch „Aufstand der Massen!*“ die 
These aufgestellt, daß die Eliten schwinden und der Durchschnittsmensch die geistige 
Situation beherrsche. 

Es ist meiner Meinung nach nicht ganz zutreffend, von einem Begabungsschwund zu 
sprechen, sondern wir haben es, wie Huth andeutet, mit einer Begabungsverlagerung zu 
tun?, Das theoretische Denken geht allerdings zurück, dafür wachsen die organisatori- 
schen Fähigkeiten. Die logische Befähigung der Abstraktion schwindet, aber der Sinn für 
Technik ist da. Der allgemeine Bildungsstand, die Verwurzelung in der Kultur nimmt 
ab, die Anpassungsfähigkeit dagegen, die sensuelle Wachheit, Lebendigkeit, die moto- 
rische Schnelligkeit des Aufnehmens und das punktuelle Erleben ist gesteigert. Der 
junge Mensch kann mit einem Blick die verschiedenen Verkehrsschilder erfassen und 
dementsprechend handeln!‘. Das verweilende, sorgfältige Beobachten und Betrachten 
hat nachgelassen. Dafür ist man in der Lage, augenblicklich auftretende Schwierigkeiten 
rasch zu meistern. 

Daß der junge Mensch heute anders ist als früher, ist nicht verwunderlich. Er hat 
keine Muße zum Nachdenken und Grübeln. Radio, Reklame, das Geräusch der Autos 
trommeln auf ihn ein. Man hat darauf hingewiesen, daß auf den Menschen in der 
modernen Welt so vieles eindringt, daß er, wenn er auch sonst nichts tun würde, damit 
voll beschäftigt wäre, alle Eindrücke zu verarbeiten. Welche geistige Anstrengung gehört 
schon dazu, an einem Morgen von seiner Wohnung in einer Großstadt ins Kolleg zu 
gehen. Verläßt der Student den Hörsaal, dann kann er sich nicht weiter mit dem Ge- 
hörten beschäftigen, sondern er muß sich darauf konzentrieren, daß ihm bei seinem 
Gang über die Straßen nichts zustößt. Für den Menschen der Gegenwart ist die Über- 
beanspruchung der Wahrnehmungsfunktionen und die damit verbundene Zersplitte- 
rung der Aufnahmefähigkeit charakteristisch. „Das beschleunigte Tempo des Erlebens 
übersteigt die Grenze der Aufnahmefähigkeit des Bewußtseins ... Die Apperzeption von 
Sinneseindrücken im Hirn, ihre assoziationsmäßige Aufnahme durch das Gedächtnis, 
ihre Verarbeitung zu Denkinhalten, die darauf beruhende Bildung von Willensvorstel- 
lungen und Willensrichtungen, das alles erfordert ein Mindestmaß an Dauer!?.“ Diese 
Dauer fehlt dem Menschen von heute; denn ein Eindruck folgt auf den andern. Da das 
Bewußtsein nicht alles verarbeiten kann, wird der Mensch zwangsläufig oberflächlich. 
Wegen der Fülle des Anstürmenden kann er sich weniger merken, als es früher der Fall 
war. Und er will es sich auch nicht merken. Man hört alles, aber man hört nicht zu, 
wenn jemand spricht. Das Gehörte wird nicht geistig aufgenommen und verarbeitet, 
und darum wird es nicht zum geistigen Erlebnis und Eigentum. Der Mensch von heute 
hat es sich abgewöhnt, zu fragen, wenn er etwas nicht verstanden hat. Er ist aber in 
der Lage, sich sofort Neuem zuzuwenden. Einen sehr schlechten Einfluß auf das Denken 
übt das Kino aus. Es läßt keine Zeit zum Überlegen; denn der Film hastet weiter, ohne 
Rücksicht darauf, ob man das Gesehene und Gehörte verstanden hat oder nicht. Es ist 
festgestellt, daß alte Menschen, die Filme zu sehen nicht gewohnt sind, nur wenig begrei- 
fen, weil ihnen alles zu schnell geht. Auch der junge Mensch begreift nicht alles, aber das 
bekümmert ihn wenig. Wie er in der Illustrierten hintereinander Seite um Seite liest, 
ohne einen Artikel im Zusammenhang zu Ende zu führen, so macht es ihm auch im 
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Film nichts aus, wenn er das Vorhergehende nicht verstanden hat. Ähnliches gilt auch 
vom Radio. Es „produziert die Dinge so, daß sie von vornherein nicht miteinander 
zusammenhängen und daß deshalb eines nach dem andern vergessen wird, schon ehe sie 
verschwunden sind!®.“ Nur was mit lauter Stimme in greller Farbe mit dicken Unter- 
streichungen sensationell aufgemacht wird, dringt etwas tiefer in das Bewußtsein ein. 
In ganz besonderer Weise fällt es auf, daß der Mensch von heute kein Verhältnis zum 
gesprochenen Wort hat. Das ist ein alarmierendes Zeichen für den Verfall des Denkens 
und der Wissenschaft auf breitester Basis; denn nicht ohne Grund gehören Logos und 
Logik zusammen. Der Mensch von heute will nicht etwas lesen, er will auch nicht etwas 
hören, sondern er will etwas sehen. Darum bringen auch die seriösesten Zeitungen Ab- 
bildungen. Schon rein akustisch hat das Gehör nachgelassen. In Kirchen, in denen man 
jahrhundertelang ohne Lautsprecher gepredigt hat, kommt man heute ohne diese nicht 
mehr aus, nicht weil die Stimme des Predigers leiser geworden ist, sondern weil die 
Hörfähigkeit der Menschen nachgelassen hat. Was vom körperlichen Hören gesagt ist, 
gilt auch vom inneren. Nur was mit Überzimmerlautstärke gesagt wird, wird registriert. 
Wer regelmäßig Reiz- und Betäubungsmittel zu sich nimmt, muß immer größere Men- 
gen oder stärkere Dosen gebrauchen, wenn sie die gleichen Wirkungen erzielen sollen. 
Das gilt auch von den abgestumpften Sinnesorganen des Menschen und den auf sie ein- 
dringenden Reizmitteln!?. Diese Situation, der heute jeder Mensch, ob er will oder nicht, 
ausgesetzt ist, ist nicht geeignet, das wissenschaftliche, geistesgeschichtliche Arbeiten zu 
fördern. Der Mensch von heute kann wohl noch experimentieren und an Apparaten 
Resultate ablesen, aber er ist kaum noch imstande, etwas in seinem inneren Zusammen- 
hang zu sehen. Er begnügt sich mit der punktuellen Erscheinungsform. Die modernen 
Massenmedia zielen bewußt auf die Diskontinuität des Menschen. 

c) An dem Nachlassen des abstrakten Denkens bei den Studenten sind nicht nur diese 
allgemeinen Zeitverhältnisse schuld, von denen alle betroffen sind, sondern auch die 
Universität selbst. In den letzten Jahrzehnten hat sich vielfach ein Wandel der Vor- 
lesungstätigkeit herausgebildet. Früher wurde im Kolleg nicht nur’ Wissensstoff ver- 
mittelt, sondern man setzte eine gewisse Kenntnis des Stoffes voraus, die man sich aus 
Lehrbüchern aneignen konnte, und erörterte in wissenschaftlicher Auseinandersetzung 
mit andern Forschern die Probleme. Dadurch erhielt der Student Einblick in die Denk- 
und Forschungsmethoden des Lehrers. Das Anliegen war dabei, daß das Studium nicht 
nur den Wissensbesitz quantitativ vermehren sollte, sondern der Student sollte auch die 
Fähigkeit entwickeln, etwas zu sehen und zu beobachten, und dadurch in die Lage ver- 
setzt werden, den Fortgang der Wissenschaft zu verstehen?®. Aufgabe der Universität ist 
es nicht primär, Wissensstoff zu tradieren, sondern die Grundlagen immer neu zu unter- 
suchen und die Probleme zu durchforschen, ohne nach dem praktischen Wert und der 
Nutzanwendung des Resultates zu fragen. Das Verhältnis von Professor und Student 
sollte darum nicht so sehr das von Lehrer und Lernenden, sondern Professor und Stu- 
dent sollten in gemeinsamer Arbeit und wechselseitigem Austausch miteinander ver- 
bunden sein, wobei der Professor der Leitende ist. Denn die Studenten „sind der Idee 
nach selbständige, selbstverantwortliche, ihren Lehrern kritisch folgende Denker”!“. Da- 
durch unterscheidet sich der Student vom Schüler. Er darf nicht alles unbesehen und 
gutgläubig hinnehmen, was ihm im Kolleg gesagt wird, sondern er soll das Gehörte im 
Rahmen seiner Möglichkeit prüfen und dann das als richtig Befundene als seine Über- 
zeugung hinnehmen, vertreten und verteidigen. 

Im Dritten Reich, im Kriege und nach dem Krieg, als der Student weniger Zeit zum 
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Studieren hatte und als auch die entsprechenden Lehrbücher fehlten, wurden die Kolleg- 
stunden immer stärker zur Mitteilung von Wissen umgestaltet, so daß der Student sich 
mit der Aneignung gewisser Fakten zufriedengab. 

d) Schuld am jetzigen Zustand haben vielfach die Prüfungsbestimmungen. Sie sind | 

aufgestellt, um den Studenten zu helfen; denn man sah, wie viele ohne jede Anleitung 
sich dem Studium hingaben. Mit einem Mal standen sie vor dem Examen und besaßen 
nicht die geringsten Voraussetzungen an Wissen für die Prüfungen. Um diesem Übel- 
stand abzuhelfen, gab man Richtlinien heraus und schrieb vor, wieviel Seminare und 
Vorlesungen besucht sein müssen, damit man zum Examen zugelassen wird. 
\ Diese gutgemeinten Ratschläge bergen aber große Gefahren in sich. Jaspers schreibt 
in seiner schon mehrmals zitierten Abhandlung: „Die Unfrohheit von Lehrer und Schü- 
ler in den Fesseln von Lehrplänen und Studienordnungen, von Kontrollen und Massen- 
leistungen, die Schwunglosigkeit der verständigen Sachlichkeit sind der Ausdruck einer 
Atmosphäre, in der wohl gute Resultate technischen Könnens und abfragbaren Wissens 
erzielt werden, die aber das eigentliche Erkennen, das Wagende des Forschens und 
Sehens unmöglich macht??.“ Ich füge ein Zitat hinzu aus Barion: „Diese Konsequenz ist 
so ernsthafter Natur für jedes akademische Studium, daß der Weg der starren Studien- 
pläne als ein Irrweg erscheinen muß. In der Durchführung jedes Studiums muß eine 
weitgehende Freiheit bleiben. Auf sie gründet sich die Verantwortlichkeit des Studieren- 
den, und ohne diese läßt sich im geistigen Leben nichts Großes erreichen.“ 

Ziel beim Universitätsstudium war es stets, das Ganze im Auge zu haben und von 
dem Ganzen zum Einzelnen, zum Speziellen zu kommen. Bei den Studienplänen und 
Zulassungsbestimmungen wird der Blick vom Ganzen abgelenkt und das unbedingt Not- 
wendige zur Richtschnur gemacht. Der Student, der in seiner Begabung unter dem 
Durchschnitt steht, darf aber nicht zur Norm für die Leistung der Gesamtstudenten- 
schaft gemacht werden. Man entmündigt und deklassiert den Studenten zum Schüler, 
wenn man ihn gängelt und ihm Vorschriften macht. Der heutige Student möchte aller- 
dings gegängelt werden. Aber ich glaube, daß man ihm diesen Gefallen nicht tun darf. 
Die Einstellung und das Ziel der Universität sind andere als die der Schule. „Die Schule 
muß ihre Forderungen und ihre Arbeit auf den Durchschnitt einstellen, auf Durch- 
schnittsbegabung und Durchschnittsfleiß. Für die Universität dagegen ist der Durch- 
schnitt hemmender Ballast. Sie wendet sich in erster Linie an die wirklich begabten und 
ausreichend vorgebildeten Studierenden,“ Ich möchte nochmals ein Zitat von Jaspers 
bringen: „Wenn der Maßstab der Besten für den Gang des Unterrichts den Ausschlag 
gibt, folgt der Durchschnitt nach Kräften ... Der Respekt vor dem geistigen Rang soll 
alle antreiben, sich aufzuschwingen®.“ 

e) Schließlich sind auch die Pfarrer nicht schuldlos an dieser ganzen Haltung und 
Einstellung des Studenten. Man sagt den jungen Theologen immer wieder, daß an der 
Universität nicht Gelehrte ausgebildet werden sollen, sondern Menschen, die in ihrem 
Beruf etwas leisten. Das Ziel des Studiums sei nicht die Promotion, sondern die Ordina- 
tion. So richtig der Satz im Hinblick auf die Mehrzahl der Studierenden ist, so falsch 
sind die Konsequenzen, die man daraus zieht. Man verkennt das Wesen der Universität 
und sieht nicht, daß diese durch ihre geistig-wissenschaftliche Bildung die notwendige Basis 
für die Berufsausbildung schaft, die dann in der Praxis durchgeführt werden muß. Weil 
man eine falsche Grundeinstellung hat, behauptet man, alles, was nicht angewandte 
Wissenschaft sei, müsse man im Amt doch vergessen, da es sich nur als hemmender Bal- 
last erweise. Darum sei es wertlos und abzulehnen. Der junge Mensch, der solche Urteile 
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von Männern der Praxis hört, kommt auf die Universität mit dem festen Vorsatz, sich 
auf Fragen der Forschung, die nur Zeitverlust und Kraftvergeudung bedeuten, nicht 
einzulassen, sondern sich der Berufsausbildung hinzugeben und sich nur das an Wissen 
anzueignen, was im Examen erforderlich ist. Für einen solchen Studenten ist die Uni- 
versität dann nicht mehr Alma mater, nährende Mutter, geistige Heimat, sondern nur 
noch Ausbildungsstätte. Der Kirche ist nicht gedient, wenn sie für die Praxis handwerk- 
lich ausgebildete Arbeiter bekommt, die nichts von der Freiheit und Weite des selb- 
ständigen Forschens wissen. Ein selbständiger Kopf ist vielleicht manchmal unbequem. 
Die Kirchenleitungen sollten aber für jeden Pfarrer dankbar sein, der nicht ohne weite- 
res sich seinen Vorgesetzten unterordnet, sondern der es wagt, eine eigene Meinung zu 
vertreten. Menschen dieser Art werden immer seltener. 

3. Der heutige Student will sich nicht exponieren und nicht festlegen. Um die heutige 
Jugend in ihrer Eigenart zu verdeutlichen, bringe ich zuerst einmal zwei Zeugnisse über 
die Generation der Jugendbewegung. Diese sagte zu allem Bestehenden, auch zu den 
Ergebnissen der Wissenschaft, soweit sie irgendwie angreifbar waren, ihr „Nein“. 
Spranger?® berichtet von den endlosen Diskussionen dieser Zeit, die von den Studenten 
ohne die erforderliche Reife und Sachkenntnis geführt wurden und die meist resultatlos 
verliefen, weil man sich grundsätzlich von einem Alten niemals überzeugen ließ. 
Die Jugendbewegung war disputierwütig. Wie viele Abende haben wir mit Diskussion 
von Problemen verbracht. Welchen Zuspruch fanden die offenen Abende der Professo- 
ren. Oft konnte das Haus alle Eintrittbegehrenden nicht aufnehmen. War die offizielle 
Aussprache beendet, so drehte man eine Runde um die andere, bis man sich voneinander 
verabschiedete. Vielfach wurde die Diskussion von schwierigen Lebensproblemen einfach 
um der Diskussion willen geführt. Heute dagegen ist man wortreichen Diskussionen 
gegenüber sehr abgeneigt. 

Die Studenten der Jugendbewegung hatten etwas Revolutionäres. Das Fragen, Suchen 
und Drängen, der kämpferische Einsatz für eine Konzeption, das mutige Wagnis, das 
sich nicht um das Danach kümmerte, das kompromißlose Gehen auf das Ganze war für 
sie charakteristisch. Karl Heim schreibt in seinen Lebenserinnerungen: „Junge Menschen 
wollen immer das Ganze des Daseins erobern. Sie wollen, wie es in dem Gedicht ‚Das 
verschleierte Bild von Sais‘ dargestellt ist, um jeden Preis den Schleier heben, der uns 
Menschen das Letzte, den Sinn des Ganzen verhüllt. Dem Jüngling ist die Bescheiden- 
heit unbegreiflich, mit der der ältere Mensch, der Hierophant in Schillers Gedicht täglich 
über den Tempelplatz gehen kann, ohne auch nur versucht zu sein, den verbotenen Griff 
zu tun, der den dünnen Flor wegreißt, der uns von dem Letzten trennt??.“ 

Wenn man sich die jetzige studentische Generation ansieht, dann kann man an ihr im 
Vergleich zu der vorigen wenig Jugendliches feststellen. Sie hat beinahe die Bescheiden- 
heit und Vorsicht des Alters. Sie liebt nicht das Unbesonnene, Törichte, Drängende, das 
Stürmerische und Schwärmerische, sondern sie ist in vielen Dingen sehr sachlich, nüch- 
tern und abgeklärt, ja, fast könnte man sagen, senil. Woher kommt das? 

a) Die Jugend trägt einfach noch die Last der Vergangenheit, in der man sie unter 
Vorspiegelung politischer Großtaten und heroischer Unternehmungen physisch und 
moralisch entkräftet hat. Die Studenten von heute sind größtenteils nicht mehr in der 
HJ gewesen, aber sie stehen noch im Zusammenhang mit der Pendelbewegung in das 
Gegenteil, die nach 1946 eingesetzt hat. Im Dritten Reich, im Kriege, und in der Zeit 
nach dem Kriege hat man die Jugend zur Erfüllung von Aufgaben Erwachsener be- 
geistert, und in ihrer jugendlichen Unbekümmertheit und Begeisterungsfähigkeit hat 
sie sich auch gewinnen lassen. Damals ist sie überfordert worden; denn man hat ihr 
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Aufgaben zugewiesen, denen sie alters- wie leistungsmäßig nicht gewachsen war. Im 
Krieg und zum Teil auch nach dem Kriege vertraten die Jungen in der Familie den Vater, 
als dieser an der Front war oder nicht mehr in die Heimat zurückkehrte, so daß nun 
die Mutter mit ihrem Ältesten viel besprechen mußte, was sie sonst ihrem Mann gesagt | 
hätte. In der letzten Phase des Krieges wurde dann die Jugend an die Front geschickt, 
als es nicht mehr genügend Männer gab, die Lücken zu stopfen. Man mutete der Jugend 
zu früh Funktionen zu, die Erwachsene auszuüben verpflichtet waren, und dadurch hat 
man sie leistungs- wie erfahrungsmäßig überbürdet. Das hat der Jugend den Schwung 
und die Kraft genommen. Die Folge ist eine gewisse Desinteressiertheit an allen Fragen 
des öffentlichen Lebens und eine damit gegebene Passivität. Diese Passivität ist zwar 
nicht etwas Normales, aber etwas durchaus Verständliches. Es ist verkehrt, wenn man 
die Jugend wegen ihrer Inaktivität schilt und dauernd seine Unzufriedenheit darüber 
zum Ausdruck bringt, daß sie bei den ihr zugewiesenen Aufgaben so wenig Initiative 
entwickelt. Die Jugend braucht Zeit zur Ruhe, sie muß sich selbst überlassen werden, 
damit sie wieder zu sich selbst findet, gesundet und in dieser Zeit der Rekonvaleszenz 
neue Kräfte sammelt. 

b) Die Zurückhaltung der Jugend erklärt sich aber auch aus der Angst vor der Zu- 
kunft. Um die Gegensätzlichkeit zur Jugendbewegung zu zeigen, zitiere ich den Schluß 
eines Gedichtes, das auf dem Hohen Meißner 1913 vorgelesen wurde. 

„Fröhlich fahren wir aus zum Fest, es schließt sich der Reigen / Selig und guten Muts 
kehren wir abends zurück / Mut und Freude, das sind die ersten Pflichten des Lebens / 
Wo die fehlen, da ist jegliche Arbeit umsonst / Uns gibt Mut der Freund, die Freunde 
geben uns Freude / Mutige handeln. Umsonst leben die Freudigen nicht?®.“ 

Die Devise, die die Jugend damals für sich aufstellte, hieß: Freude, Freunde, Mut. Die 
heutige Jugend könnte man mit den gegensätzlichen Worten charakterisieren: Angst, 
lsoliertheit, Vorsicht. 

Das ist nicht nur in Deutschland so. Dieser Wandel hat sich auch sonst in der Welt 
vollzogen. Thornton Wilder führte in seiner Ansprache anläßlich der Schlußfeier des 
akademischen Jahres in Harvard Sommer 1951 folgende Gedanken aus: „Die Jugend 
von heute ist nicht verfolgt von der Vorstellung eines goldenen Zeitalters. Wir, die wir 
um 1900 geboren sind, erinnern uns dieser Zeitspanne von Sicherheit. Wir, die wir die 
späten 20er und frühen 30er Jahre samt ihren liberalen Strömungen durchlebten, waren 
von der Idee erfüllt, daß wir, wenn wir uns nur genug mühten, gar bald eine Utopie 
verwirklichen würden. Die Jugend von heute kennt diese Ungeduld nicht ... In unseren 
20er Jahren pflegten wir von unsern Erwartungen, glücklich zu sein, zu sprechen. Man 
kann sich kaum vorstellen, wie seiten man heute das Wort glücklich sein hört, außer von 
Lächerlichkeit gefärbt?®.“ 

Man erwartet von der Zukunft nicht die Utopie, sondern man befürchtet die Kata- 
strophe. Unsere Zeit hat Angst?®, nicht nur vor dem Tode, sondern gerade auch vor dem 
Leben. Darum schreit man nach Sicherheit. Diese Situation macht sich nicht nur die 
Politik zunutze, indem die Parteien für sich werben unter der Losung: „Sicherheit für 
alle“, sondern auch die Wirtschaft. Man kann sich heute gegen alles versichern, gegen 
Regen im Urlaub und Unfali auf der Straße, gegen Glasbruch und Wasserschäden, 
gegen Diebstahl und unglückliche Folgen von Kinderstreichen, gegen Blitzschlag im 
Haus und Hagel auf den Feldern, gegen Krankheit und Erwerbsunfähigkeit im Alter. 
Trotz dieser Sicherungen fühlt man sich ungesichert. Je mehr man sich versichert, desto 
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mehr Angst hat man. Als der Kohlhammer-Verlag an einigen Universitäten Frage- 
bogen verteilte, um unter anderem zu erfahren, welches Thema ein Buch behandeln 
müßte, das geistige Wegweisung in unserer Zeit enthält, gaben viele zur Antwort: Die 
Überwindung der Angst. Der Student, der sich als Mensch bedroht fühlt, erwartet von 
einem solchen Buch „Auswege aus Zwang, Unfreiheit, Verzweiflung®!“. Dieses Resultat 
wird unterstrichen durch das Ergebnis einer Befragung von Studenten in Amerika, 
Südafrika, Ägypten, Japan, Frankreich, Italien, Deutschland, Israel, Mexiko. Auf die 
Frage, was die Studenten ihren Kindern am meisten wünschen, was sie selbst nicht 
haben, wurde unter anderm ziemlich übereinstimmend erklärt: Sicherheit32, 

Weil der Student nach Sicherheit strebt, läßt er sich auf kein Risiko ein und vertritt 
keine extreme Meinung, sondern hält sich, soweit es geht, an alle Bestimmungen. Die 
politischen und kirchenpolitischen Vorgänge wirken bei ihm bewußt und auch un- 
bewußt nach. Charakteristisch ist ein kleines Spiel, das im Studienlager für Kriegs- 
gefangene in Norton Camp in England anläßlich der Repatriierung einer Gruppe von 
Kommilitonen aufgeführt wurde. Ein Kriegsgefangener kehrt nach der Entlassung in 
die Heimat zurück und trifft dort einen früheren Kameraden, bei dem er sich über die 
Verhältnisse in Deutschland nach dem Krieg erkundigt, damit er ja nichts Verkehrtes 
tut. Als der Kamerad ihm unter anderm auch erzählt, daß er in einen Verein eingetre- 
ten sei, will der entlassene Kriegsgefangene zunächst nichts davon wissen, weil das 
gebrannte Kind das Feuer scheut. Aber der Kriegskamerad beruhigt ihn: es sei völlig 
unpolitisch und darum auch ungefährlich, er gehöre zum Verein der linksrheinischen 
Kaninchenzüchter. Der Heimkehrer ist halbwegs bereit, diesem Verein beizutreten. 
Aber im letzten Augenblick zuckt er zurück mit dem Bemerken: er könnte verfolgt 
werden, wenn die nächste Regierung von Vegetariern gebildet würde. Die heutige 
Jugend hat an Eltern, Lehrern und Verwandten gesehen, wohin es führt, wenn man 
sich festlegt, und darum möchte sie alles vermeiden, was irgendwie Anstoß erregen 
könnte. Um ganz sicherzugehen, wollen die Studenten gleich im ersten Semester wissen, 
was geprüft wird, und sie hören nur das, was zum Examen wichtig ist. 

Sobald es sich herumspricht, wer beim nächsten Examen prüft, strömt eine Menge 
Studenten in die Vorlesungen und das Seminar des Betreffenden, selbst dann, wenn dort 
kein Examensstoff behandelt wird. Bei wissenschaftlichen Arbeiten wird nicht das ge- 
schrieben, was als richtig erkannt wurde, sondern was nach der Meinung des Studenten 
der Prüfer gern lesen möchte. 

4. Der heutige Student hat keine Zeit, während der Student der früheren Generation 
sie durchaus gehabt hat. Kam er zur Universität, so lagen vor ihm vier lange Jahre, die 
er in vollen Zügen genoß, ohne sich zunächst viel Gedanken zu machen, was beim 
Examen verlangt wird oder wie es später im Amt einmal aussehen wird. Er studierte, 
weil ihm das Studieren Freude machte. Er beschäftigte sich mit Problemen, die mit 
Examen oder Praxis nichts zu tun hatten, die ihn aber interessierten. 

Ich entsinne mich sehr gut, wie ich im WS 1933/34 zum ersten Mal erlebte, daß ein 
erstes Semester zu mir kam, um sich nach dem Examensstoff zu erkundigen. Er habe so 
viel SA-Dienst, daß er sich die Zeit gut einteilen müsse, wenn er alles schaffen wolle. 
Daß die aus dem Krieg heimkehrenden Studenten 1946 diese Einstellung hatten, ist 
verständlich. Aber sie ist auch nach 1950 geblieben. 

Nicht Zeit haben ist eine für uns Deutsche typische Krankheit. Selbst in der Zeit der 
Gefangenschaft hatten wir Deutschen keine Zeit, auf etwas zu warten, obwohl wir nichts 
zu tun hatten. Wir Deutschen fürchten immer, zu kurz zu kommen. Deshalb diese 
Energie, deshalb aber auch diese Hetze bei uns. Studenten, die im Auslande studierten, 
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berichteten, daß sie dort ebensoviel gearbeitet hatten wie in Deutschland, daß sie aber 
dort seltsamerweise Zeit gehabt hätten. 

Auch in dieser Hinsicht wird man dem Studenten nicht von vorherein einen Vorwurf 
machen dürfen. Auch die Professoren haben heute ja keine Zeit. Früher saßen Wissen- 
schaftler Jahre und Jahre über einem Problem, bis sie dann eine ausgereifte Frucht 
veröffentlichen konnten. So haben zum Beispiel Cremer, Bousset, Billerbeck, ja auch 
Bultmann viele Jahre, sogar Jahrzehnte für die Herstellung ihrer großen Werke ge- 
braucht. Heute muß alles schnell gehen, weil man Angst hat, in Amerika oder Austra- 
lien könnte ein ähnliches Buch erscheinen. Schafft ein einzelner es nicht in absehbarer 
Zeit, dann verteilt man die Rollen, und das Werk erscheint unter einem Herausgeber 
in Verbindung mit mehreren Fachkollegen. H. Becker, der Präsident des Deutschen 
Hochschulverbandes, hat bei einem Treffen der deutschen und englischen Universitäts- 
rektoren in Königswinter in einem Referat zur Situation der deutschen Bildungs- 
probleme in der modernen Industriegesellschaft unter anderm folgendes ausgeführt: 
Es „ist eine der am meisten erörterten Fragen: Wie kann man die Entwicklung der 
geistigen Menschen so ausbauen, daß man jede Fehlentwicklung, jeden Irrweg, jeden 
Umweg, jede Zeitverschwendung verhindert, also gerade das verhindert, was nach unse- 
rer überkommenen Bildungsvorstellung den Nährboden für geistige Entwicklung 
abgab?3?“ 

Die Vorgänge in der Industrie und ihrer Gesellschaft beeinflussen auch die geistige 
Welt. Geht es so weiter, dann wird die Rationalisierung der Arbeitskraft und die Be- 
schleunigung der Produktion, übertragen auf die Geisteswissenschaften, böse Früchte 
bringen. Um Zeit zu sparen, wird man auch in der Wissenschaft, ähnlich wie in der 
Industrie, geistige Werke am Fließband herstellen, und die sogenannten Intellektuellen 
werden von den Gelehrten gebrauchsfertige Waren verlangen. Die Exegesen sollen halbe 
Bibelstunden sein, die Predigtmeditationen sollen so verfaßt sein, daß man sie kurz 
vorher nur ein wenig aufzuwärmen braucht, um sie auftischen zu können. Der Zeit- 
mangel zwingt die Wissenschaft zum Spezialistentum, und die Praxis verliert alle Vor- 
teile des handwerklich Gekonnten. Es werden Fertigfabrikate gekauft, die nur noch ein 
wenig umgeändert werden, damit sie passen. Wenn das so weitergeht, dann braucht man 
allerdings nicht mehr akademisch ausgebildete Theologen. 

5. Die Jugend ist heute nicht so selbstbewußt, wie sie es vor 30 Jahren war. Bezeich- 
nend für die damalige Generation ist, was H. Thielicke von sich selbst erzählt, daß er 
sich als Student im ersten Semester in seinem Selbstgefühl im alttestamentlichen Pro- 
seminar als Arbeit das Thema wählte: Die Entwicklung der israelitischen Religiosität 
von Adam bis Christus®®. Wenn man heute nicht dieses große Zutrauen zu sich selbst 
hat, so ist das nach Ortega y Gasset ein Zeichen dafür, daß die Masse die Führung 
übernommen hat. „Masse ist jeder, der sich nicht selbst aus besonderen Gründen ... einen 
besonderen Wert beimißt, sondern sich schlechtweg für Durchschnitt hält und dem doch 
nicht schaudert, der sich in seiner Haut wohl fühlt, wenn er merkt, daß er ist wie alle ... 
So macht sich im geistigen Leben, das seinem innersten Wesen nach spezielle Gaben 
fordert und voraussetzt, der zunehmende Triumph der unqualifizierten, unqualifizier- 
baren und durch ihre besondere Anlage gerade nicht qualifizierten Pseudointellektuellen 
geltend®>.“ 

Vielleicht kann man die Haltung der heutigen Studenten auch etwas positiver aus- 
drücken. Sie sind nicht überheblich, sondern sie sind bescheidener und haben eine größere 
Achtung vor der Ansicht des anderen. Man respektiert diese Meinung. Die Folge ist: 
man ist tolerant und entscheidet sich nicht. 
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Ganz besonders deutlich zeigt sich die veränderte Situation bei der Theologiestuden- 
tin. Der kämpferische Typ der sich dem Manne gleich, wenn nicht sogar ihm über- 
legen fühlenden Frauenrechtlerin ist verschwunden. Die Studentinnen erstreben die 
Gleichberechtigung gar nicht als etwas Ideales, sondern sie sind zufrieden, wenn man 
ihnen einen ihren Gaben angemessenen Arbeitsplatz in der Kirche zur Verfügung stellt. 

Diese Zurückhaltung und Selbstbescheidung zeigt sich in mancherlei Hinsicht bei den 
Studenten. Vielfach sind sie geradezu resigniert. Früher war der Wissensstoff und das 
Forschungsgebiet einigermaßen übersichtlich, und aus guten Lehrbüchern konnte man 
das Nötigste entnehmen. Heute hat auch der Spezialist die Übersicht verloren. Überall 
wird theologisch-wissenschaftlich gearbeitet, werden dicke Bücher geschrieben, die der 
Student nicht mehr durcharbeiten kann. Ich erinnere nur an das Theologische Wörter- 
buch zum Neuen Testament und an Karl Barths Dogmatik. Die Folge ist, daß der 
Student wenig liest und sich auf das für das Examen Notwendige beschränkt. 

6. Der heutige Student zeigt eine große Anpassungsfähigkeit. Dem deutschen Men- 
schen ist stets vorgeworfen worden, daß er zu grundsätzlich, zu dogmatisch, zu indivi- 
dualistisch sei. Hier hat sich ein großer Wandel vollzogen. Wie der amerikanische Sozio- 
loge David Riesman in seinem Buch „Die einsame Masse“ gezeigt hat, hat der moderne 
Mensch der gegenwärtigen Epoche eine besondere Gabe der Anpassungsfähigkeit an die 
Umgebung. Der bisherige sogenannte innengeleitete Menschentyp war von Kindheit auf 
bestimmt, nach Grundsätzen zu leben, so daß er imstande war, unabhängig von An- 
erkennung oder Widerstand der Umwelt ein gewisses Ziel zu erstreben, das er sich 
gesteckt hatte?®. Es entwickelte sich ein starrer, aber in hohem Maße eigenständiger 
Mensch, der nicht schwankt, selbst wenn ihm die Anerkennung und Achtung der Gesell- 
schaft versagt und er gezwungen ist, seinen Weg allein zu gehen. Der heutige Mensch 
Amerikas entspricht immer stärker dem sogenannten außengeleiteten Typ, der sich je- 
weils den wechselnden Normen und Moden seiner Umwelt anpaßt. Riesman macht den 
Unterschied beider Typen an folgendem Bilde klar: Der innengeleitete Mensch habe 
gleichsam einen seelischen Kreiselkompaß in sich eingebaut, der ihn immer neu auf Kurs 
bringt?”, der außengeleitete Mensch dagegen orientiert sein Verhalten dauernd durch 
ein Meinungsradargerät®®. „Das gemeinsame Merkmal der außengeleiteten Menschen 
besteht darin, daß das Verhalten des einzelnen durch die Zeitgenossen gesteuert wird ... 
Die von dem außengeleiteten Menschen angestrebten Ziele verändern sich jeweils mit 
der sich verändernden Steuerung, durch die von außen empfangenen Signale ... Indem 
der Mensch auf diese Weise ständig in engem Kontakt mit den andern verbleibt, ent- 
wickelt er eine weitgehende Verhaltenskonformität, aber nicht wie der traditionsgelei- 
tete Mensch durch Zucht und vorgeschriebene Verhaltensregeln, sondern durch die außer- 
gewöhnliche Empfangs- und Folgebereitschaft?®.“ 

Bei einer solchen Einstellung ist die Bildung einer eigensinnigen Protesthaltung un- 
möglich. Der Jugendliche paßt sich seiner Umwelt und ihren Ideen an. Er ist von der 
jeweils geltenden Mode abhängig. Darum ändert er seine Meinung, sobald dies die 
große Masse tut, ohne daß ihm dieses recht zum Bewußtsein kommt. Eigentlich ändert 
er seine Meinung gar nicht, sondern die Meinung verändert ihn, ohne daß er es selbst 
merkt‘. Während der innengeleitete Mensch das Schuldgefühl kennt, lebt der außen- 
geleitete Mensch in einer diffusen Angst, aufzufallen‘!. Ortega y Gasset bringt das auf 
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die Formel: „Anderssein ist unanständig*?“. Thielicke schreibt, in Amerika sei es „gefähr- 
lich, anders zu sein®°“. Literarisch hat diese Ansicht ihren Niederschlag gefunden in den 
Zukunftsromanen von Orwell“ und Jens, in denen gezeigt wird, daß der moderne Mensch 
keine eigene Ansicht mehr haben darf, wenn er durch diese Welt hindurchkommen ı 
will. Das spürt der junge Mensch, und darum richtet er sich nach der Allgemeinheit und 
tut das, was alle tun. Man vermeidet es, aufzufalien und sich in Gegensatz zu andern 
zu setzen, wenn es nicht unbedingt notwendig ist. Riesman zitiert die Antwort eines 
Mädchens, das gefragt wurde, ob es fliegen möchte: „Ich möchte wohl fliegen können, 
wenn alle andern es auch können, aber so wäre es verdächtig®?.“ 

Was Riesman den außengeleiteten Menschen nennt, bezeichnet Picard als Menschen 
ohne Kontinuität, der sich sofort auf die neue Situation einstellt“, und Hendrik de Man 
als Masse, deren Kennzeichen „Mangel an individueller Differenzierung, an Initiative, 
Originalität und Bewußtsein“ ist?”. Ganz ähnlich urteilt Guardini. Die Masse steht unter 
„dem Gesetz der Normung“. „Bei diesen Menschen kann von Persönlichkeit und Sub- 
jektivität im oben entwickelten Sinn nicht mehr gesprochen werden. Er hat gar nicht 
mehr den Willen, eigen in seiner Gestalt und originell in seiner Lebensführung zu sein, 
noch sich eine Umwelt zu schaffen, die ihm ganz und möglichst ihm allein entspricht. 
Er nimmt vielmehr die Gebrauchsdinge und Lebensformen an, die ihm von der ratio- 
nalen Planung und den genormten Maschinenprodukten aufgenötigt werden, und tut 
das im großen und ganzen mit dem Gefühl, so sei es vernünftig und richtig. Ebenso, wie 
er gar nicht den Wunsch hat, aus eigener Initiative heraus zu leben. Die Freiheit der 
äußeren und inneren Bewegung scheint für ihn kein ursprünglich empfundener Wert zu 
sein. Er fügt sich vielmehr mit Selbstverständlichkeit in die Organisation ein, welche 
die Form der Masse ist, und gehorcht dem Programm als der Weise, wie der Mensch 
ohne Persönlichkeit in Richtung gebracht wird. Ja, der Instinkt dieser menschlichen 
Struktur geht geradezu darauf, nicht als eigener hervorzutreten, sondern anonym 
zu bleiben, fast als bilde das Eigensein die Grundform alles Unrechts und aller 
Gefahr®.* 

Diese Haltung des außengeleiteten Menschen findet sich weithin bei der deutschen 
Jugend von heute. Man will nicht auffallen, man will sich nicht festlegen, man will für 
alles offenbleiben. Ob das ein Vorteil ist, scheint mir fraglich zu sein. Eugen Rosenstock- 
Huessy fordert eindringlich zur Stellungnahme gegen diese allgemeine Tendenz auf. Er 
sieht in den modernen kollektiven Verhaltungsformen direkt eine neue Art von Sünde, 
gegen die das Christentum sich mit dem Ruf zur Bekehrung wenden müsse“. Unsere 
Theologiestudenten gleichen dem außengeleiteten Menschen. Ob ein außengeleiteter 
Mensch in der Lage ist, die Bedrohung eines Kirchenkampfes zu bestehen? 

7. Trotz Anpassung meidet man die Bindung. Als Reaktion gegen das Dogma von 
Blut und Boden ist man heute weithin ohne Verständnis zur Heimat und gibt sich einem 
kosmopolitischen Opportunismus hin. Nach der Überspannung des Gemeinschaftsgedan- 
kens unter der Devise: „Du bist nichts, dein Volk ist alles“ will man jetzt lieber allein 
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sein. C. Bondy®® hat von der Kontaktarmut der Jugend gesprochen und sie eine bin- 
dungslose Jugend genannt, die keine Verpflichtungen auf sich nehmen will und die alle 
Arten von Jugendgruppen ablehnt. Es ist wahr, daß sie sich nicht in irgendeiner Orga- 
nisation festlegen möchte. Trotz der großen Mittel, die der Staat für Jugendarbeit aus- 
gibt, gehören nur 20 bis 25/0 der Jugend irgendeiner Organisation an. Obwohl die 
Altherrenverbände ihren ganzen Einfluß geltend machen, entschließen sich nur verhält- 
nismäßig wenige Studenten, einer Verbindung beizutreten. Man ist eben gegen jede 
Organisation mißtrauisch. 

Es wäre aber falsch, wenn man die Jugend kontaktarm nennen würde. Sie ist eben 
anders als die frühere Jugend. Man sucht heute mehr die Gemeinschaft im kleineren 
Kreis, in unorganisierten Gruppen®!, und man erstrebt viel früher, als es sonst der Fall 
war — das hängt mit der körperlichen Entwicklung zusammen — das Du des andern 
Geschlechts. Man flirtet und schwärmt nicht so wie früher, sondern man ist viel sach- 
licher und erstrebt sofort die feste Bindung. Auf die Frage: Warum bemüht sich ein 
junger Mensch Ihrer Meinung nach, vorwärtszukommen? lautete in fast 60°/o der 
Fälle die Antwort von Jugendlichen: „Um eine Familie gründen zu können??.“ Während 
vor 30 Jahren der verlobte oder gar verheiratete Student an der Universität kaum zu 
finden war, ist es heute fast eine Ausnahme, wenn der Student nicht in irgendeiner 
Form bereits sich gebunden hat. ; 

Ich glaube, gezeigt zu haben, daß der Unterschied zwischen der heutigen Jugend und 
der der Jugendbewegung groß ist. Man beurteilt die heutige Jugend falsch, wenn man 
die Jugendbewegung als die ideale Jugend hinstellt und sie zum Maßstab nimmt, an 
dem Wert und Unwert einer Jugend abgelesen werden kann. In vielen Dingen ist die 
heutige Jugend verglichen mit der Jugendbewegung unjugendlich. Die Begeisterungs- 
fähigkeit von damals ist nicht mehr da, die jungen Menschen sind nicht mehr so utopisch 
und schwärmerisch wie damals, sie sind nicht mehr so disputierfreudig und selbstbewußt. 
Das sind aber doch nicht von vornherein negative Aussagen3?. Die Jugend von heute 
ist in vielen Stücken einfach das Spiegelbild der Erwachsenen. Wenn wir früher viel- 
leicht auch anders waren, so sind wir heute so, wie unsere Jugend ist. Und wir dürfen 
ihr das nicht zum Vorwurf machen, was wir ihnen selbst vorleben. Immer wieder ist 
darauf hingewiesen, daß das Problem der Jugend das des Menschen von heute ist: er 
will angewandte Wissenschaft, er ist spezialisiert, er hat keine Zeit, er hat Angst, er ist 
isoliert. Was die Studenten tun, haben sie von uns gelernt. Darum müssen wir gegen 
uns Stellung nehmen, wenn wir den Studenten helfen wollen. Man muß die Probleme 
der Zeit sehen und die daraus resultierende Eigenart unserer Jugend erkennen. Man 
muß diese Jugend lieben, so wie sie ist, und ihr in der Universitätsausbildung das Beste 
geben, was man ihr geben kann, die Freiheit, die Gewißheit, die Freude. 

Rein praktisch ergibt sich die Frage, ob wir in Unterricht und Prüfung so bleiben 
dürfen, wie wir es bisher gewesen sind. Entweder wir stellen uns auf die Situation der 
Jungen ein und verwandeln das ganze Universitätsstudium in einen Schulunterricht für 
Erwachsene, oder wir versuchen, wie ich ausgeführt habe, die Studenten, soweit es mög- 
lich ist, zum eigenen Forschen und Fragen anzuleiten und ihnen zu helfen, daß sie 
selbständig denkende Menschen werden. 


50. C. Bondy: Bindungslose Jugend, 1952, S. 55. 

51. K. Bednarik: Der junge Arbeiter von heute, ein neuer Typ, 1953, S. 26. 
52. Tartler, a. a.'O., S. 320. 

53. G. Weippert: Zur Soziologie der Jugend. Studium generale, 4, 1951, S. 614. 
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II. Die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik 
Vom Herausgeber 


Das Jahr 1957 hat für die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik 
einen besonders anfechtungsreichen und versuchlichen Weg gebracht. Im Laufe 
des Jahres ist es zu einer ständig wachsenden Verschärfung der Situation zwi- 
schen Staat und Kirche gekommen. Es haben keine offiziellen Verhandlungen 
stattgefunden, die die Lage der Kirche erleichtert haben. Insbesondere sind die 
Beschwernisse der Kirche, die in der dem Innenminister Maron überreichten 
Denkschrift vom März 1956 zusammengefaßt sind, nicht beseitigt worden. Auch 
das Gespräch der Bischöfe mit Ministerpräsident Grotewohl vom 3. 12. 1956 
hat in dieser Hinsicht keine Folgen gehabt. Die Regierung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik hat diesen anomalen Zustand als selbstverständliche Folge 
der Annahme des Militärseelsorgevertrages durch die Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland und der damit vorgeblich erfolgten Bindung der Kirche 
an die NATO bezeichnet. Aber es ist gerade im Jahr 1957 offenbar geworden, 
daß die eigentlichen Ursachen der Verschärfung der Situation sehr viel tiefer 
liegen. Die Dynamik der atheistischen Ideologie ist mit einer solchen Vehemenz 
zutage getreten und zum Prinzip der Staatsführung gemacht worden, daß die 
Kirche die verfassungsrechtlich gewährleistete Religionsfreiheit als aufs tiefste be- 
droht ansehen mußte. Nur sehr notdürftig wurde die atheistische Grundintention 
verdeckt durch das Stichwort des Sozialismus und der Gestaltung eines „soziali- 
stischen Bewußtseins“. Die Erklärung der „Unmöglichkeit einer ideologischen 
Koexistenz“ und die daraus gezogene Folgerung einer Indienstnahme des ge- 
samten Staatsapparates und der gesellschaftlichen Institutionen (FDJ bis zum 
FDGB) für die Zwecke der Bekämpfung des christlichen Glaubens und jeglicher 
Religion überhaupt, mußte die christlichen Bürger in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik in schwerste Bedrängnisse und Entscheidungen führen. Dies 
wirkte sich besonders für die christlichen Eltern und Kinder und für die evan- 
gelischen Lehrer und Professoren in den öffentlichen Schulen und Universitäten 
aus. Der Einsatz der staatlichen Organe setzte sich an zahllosen Stellen in massi- 
ven politischen Druck um. Auch für die Jugendweihe bedeutete die grundsätz- 
liche Non-Koexistenz-Situation eine wesentliche Verschärfung. Ihr atheistischer 
Charakter trat klarer hervor, die Androhungen von Nachteilen im Beruflichen 
und Wirtschaftlichen wurden immer häufiger. Die Mitgliedschaft junger Christen 
in der FDJ, das Verbleiben christlicher Studenten innerhalb einer „sozialistisch“ 
umgestalteten Universität wurden durch den einsetzenden Gewissenszwang auch 
zu einer bedrängenden Frage innerer Wahrhaftigkeit. Ein weiteres Zeichen der 
sich steigernden Spannung in dem Verhältnis Staat-Kirche war auch die Weige- 
rung der Regierung, die unumgänglich notwendigen Vorbedingungen zu schaf- 
fen, um einen Deutschen Evangelischen Kirchentag in Thüringen durchzuführen. 
In dieser Weigerung zeichnete sich die veränderte Lage, auch die veränderte 
politische Situation seit dem Kirchentag in Leipzig (1954) klar ab. Um die Mitte 
des Jahres setzte eine Flutwelle von öffentlichen Angriffen in Presse, Rundfunk 
und Versammlungen gegen Bischöfe, Kirchenleitungen und kirchliche Amtsträger 
ein. Im Mittelpunkt dieser Angriffe, die meist einen ausgesprochen gehässigen _ 
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und verleumderischen Charakter trugen, stand der „NATO-Bischof“ und 
„Atom-Christ“ Dibelius. Aus den verschiedensten Gründen wurden eine Reihe 
kirchlicher Amtsträger verhaftet und viele von ihnen gerichtlich verurteilt. Be- 
sonders sei in diesem Zusammenhang an die Vorgänge um Propst Maercker, 
Pampow, Studentenpfarrer Dr. Schmutzler, Leipzig, und Konsistorialpräsident 
Grünbaum, Magdeburg, erinnert. Auch die Durchführung der Kommunalwah- 
len in der Deutschen Demokratischen Republik (23. 6. 57) brachte scharfe 
Gegensätze, da einerseits einige Kirchenleitungen sich von der Verantwortung 
ihres evangelischen Auftrages her verpflichtet wußten, ein Wort dazu zu sagen, 
andererseits die Regierung sich dadurch an einer besonders empfindlichen Stelle 
ihrer Autorität und Legitimität getroffen fühlte. Gegen Ende des Jahres ebbte 
die Welle der öffentlichen Angriffe, der Verhaftungen und Prozesse ein wenig 
ab. Aber eine wirkliche Entspannung oder gar eine Normalisierung trat nicht 
ein. Jemand drückte im Dezember die Lage so aus: „Es ist eine Erwärmung von 
minus 20 auf minus 10 Grad eingetreten.“ Für die Pfarrer, Katecheten und Ge- 
meinden war das Jahr 1957 schwer und prüfungsreich. Trotz aller Nöte und 
Bedrängnisse hat die Kirche standgehalten. Ob sie die heimliche Segnung emp- 
fangen hat, die ihr Herr in allen Heimsuchungen bereithält, wird sich äußerlich 
kaum feststellen lassen. Jedenfalls hat die Kirche die Notwendigkeit einer ern- 
sten Selbstprüfung eingesehen und vor allem die tieferen seelsorgerlichen Fragen 
erkannt. - Nach solchem allgemeinen Überblick mögen einige charakteristische 
Einzelvorgänge ihre Darstellung finden. 


1. DIE OFFIZIELLEN BEZIEHUNGEN ZWISCHEN STAAT UND KIRCHE 


Während bisher der stellvertretende Vorsitzende des Ministerrates Otto Nuschke 
und die ihm unterstehende Hauptabteilung „Verbindung zu den Kirchen“ die 
staatliche Kontaktstelle zu den Kirchen waren, wurde mit Wirkung vom 1. April 
1957 der Staatssekretär für Kirchenfragen Werner Eggerath berufen. Otto 
Nuschke, der am 27. 12. 1957 heimgerufen wurde, hat für den Auftrag der 
Kirche vielfach Verständnis gezeigt und nicht selten die Belange der Kirche 
innerhalb der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik zu vertreten 
versucht. Sein Tod hinterließ auch für die Kirche eine schmerzliche Lücke. Mit 
dem neuen Staatssekretär für Kirchenfragen ist es bisher zu offiziellen Ver- 
handlungen nicht gekommen. Die ersten Versuche dazu standen unter einem 
unglücklichen Stern. Eine Einladung von Staatssekretär Eggerath war zum 
12. 4. 57 an alle Bischöfe der DDR zu einer Beratung „ohne Frontenbildung, 
ohne Forderungen“ ergangen. Nur den Evangelischen Bischof von Berlin- 
Brandenburg und Vorsitzenden des Rates der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land, D. Dibelius, und den Bevollmächtigten der EKiD, Propst D. Grüber, hatte 
man nicht eingeladen. Dieser Einladung Folge zu leisten, sah sich die Konferenz 
der leitenden Geistlichen der Evangelischen Kirche im Raume der DDR nicht 
in der Lage. Sie schlug zunächst die Entsendung einer Delegation aus ihrer Mitte 
vor, die die Frage einer umfassenden Beratung klären sollte. Der Staatssekretär 
weigerte sich, diese Delegation zu empfangen, wobei er bedauerte, daß der beab- 
sichtigte „neue Anfang“ vereitelt sei, und die Stellung der Bischöfe der DDR 
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als „Desavouierung der Regierung“ bezeichnete, die „größere Auswirkungen im 
negativen Sinne“ gehabt habe. Der folgende Briefwechsel zwischen dem Staats- 
sekretär und Bischof Mitzenheim gibt über die gegenseitigen Standpunkte 
Auskunft. 


Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
Der Staatssekretär für Kirchenfragen Berlin W 8, den 26. 4. 1957 


Sehr geehrter Herr Bischof! 


Das von Ihnen mitunterzeichnete Schreiben vom 23. 4. 1957 habe ich erhalten. Nach 
einer sorgfältigen Prüfung des Wortlautes und dem Vergleich mit meinem Einladungs- 
schreiben vom 12. 4. 57 hatte ich die Absicht, lediglich den Eingang zu bestätigen, auf 
die nunmehr geschaffene Situation und die zwangsläufigen Folgen hinzuweisen. Nach- 
dem ich aber unser Gespräch in Erfurt (4. 4. 57) und in der Raststätte an der Auto- 
bahn (6. 4. 57) erneut durchdachte und mich Ihres Verhaltens bei verschiedenen An- 
lässen während meiner Tätigkeit in Thüringen erinnerte, habe ich mich entschlossen, 
diesen Brief an Sie zu schreiben. 

Es dürfte auch bei Ihnen kein Zweifel darüber bestehen, daß ich die Entscheidung 
der „leitenden Geistlichen der Evangelischen Kirche im Raume der Deutschen Demo- 
kratischen Republik“, wie Sie es nennen, sehr bedauere. Sie durchkreuzt zunächst meine 
gute Absicht, am Anfang meiner neuen Tätigkeit in einem offenen Gespräch mit den 
Bischöfen zu beraten, welche Maßnahmen notwendig und möglich sind, um zu einer 
ersprießlichen Arbeit in einer Atmosphäre des zuten Willens und der gegenseitigen 
Achtung zu kommen. 

Ebenso klar ist es mir aber auch, daß die von Ihnen unterzeichnete Entscheidung 
unter dem Druck und dem Einfluß der Kräfte zustande kam, die nicht an positiver 
Arbeit, aber an Störung und Spaltung in der Deutschen Demokratischen Republik 
interessiert sind. Mir liegen genügend Mitteilungen vor, die besagen, daß mit ganz 
geringen Ausnahmen alle evangelischen Bischöfe, die ihren Wohnsitz und Wirkungs- 
kreis in der Deutschen Demokratischen Republik haben, meine Absicht und die Ein- 
ladung lebhaft begrüßten. 

Es dürfte auch nach den oben angeführten Gesprächen zwischen Ihnen und mir 
Übereinstimmung herrschen, daß der umschriebene Vorwurf des Versuches der Spaltung 
der Evangelischen Kirche durch die von mir angestrebte Aussprache nur als absurd 
bezeichnet werden kann und lediglich der Tarnung anderer Interessen dient. 

Die Gründe für die Nichteinladung des Herrn Bischof D. Dr. Dibelius und des 
Bevollmächtigten des Rates der Evangelischen Kirche, Propst D. Dr. Grüber, habe ich 
dem letzteren schon vor einigen Tagen in einem persönlichen Gespräch in meiner Woh- 
nung so eindeutig und überzeugend dargelegt, daß er erklärte, er würde Ihnen am 
nächsten Morgen schreiben, daß er seinen Standpunkt geändert habe. 

Da ich einmal im Zuge bin und im Hinblick auf unsere langjährige Bekanntschaft, 
zeige ich Ihnen diese Gründe nochmals auf und unterscheide dabei streng zwischen den 
beiden genannten Persönlichkeiten. 

Unter Bezugnahme auf Bischof D. Dr. Dibelius kann man mir als Staatssekretär der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik wahrlich nicht zumuten, einen 
Mann zu einer Beratung mit Bürgern unserer Republik einzuladen, der immer wieder 
eine feindliche Haltung gegenüber unserer Republik, ihrer Regierung und den Grund- 
fragen ihrer Politik zur Schau stellt und wiederholt offen für die NATO-Politik Stel- 
lung nahm. Es dürfte auch Ihnen bekannt sein, daß die Volkskammer, unsere Regie- 
ung, der Block der antifaschistischen Parteien und Massenorganisationen und die 
führenden Politiker aller Parteien in der Deutschen Demokratischen Republik ein- 
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‚ mütig die NATO-Politik als unmittelbare und schreckliche Gefahr für das ganze 
deutsche Volk gekennzeichnet haben. 

Die Respektierung dieser eindeutigen Einschätzung und der entsprechenden Gesetze 
in unserer Republik kann wohl zumindest von allen denen gefordert werden, die 
innerhalb der Grenzen unserer Republik eine gesellschaftliche Tätigkeit ausüben. 

Ich habe Herrn Propst D. Dr. Grüber gegenüber auch kein Hehl darüber gemacht, 
daß die Beschlüsse der Gesamtdeutschen Synode in Spandau uns mit tiefer Besorgnis 
erfüllen und die dort sichtbar gewordene Konzeption, sollte sie die Konzeption für die 
Politik der Evangelischen Kirche in Deutschland für die nächste Zukunft bedeuten, 
von der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik nicht ignoriert werden 
kann. Gleichzeitig habe ich aber deutlich zum Ausdruck gebracht, daß unsere abwar- 
tende Zurückhaltung gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche und damit auch 
seinem Bevollmächtigten nicht eine Änderung unserer Haltung gegenüber Propst 
D. Dr. Grüber bedeutet. 

Sehr geehrter Herr Bischof, ich schreibe Ihnen das ganz offen, obwohl diese Fragen 
nicht unmittelbar im Zusammenhang mit der von mir geplanten Beratung standen. 
Ihnen ist es bekannt, daß ich die Absicht hatte, ganz konkrete Fragen, insbesondere das 
Verhältnis der verschiedenen Kirchenleitungen mit den örtlichen Organen unseres Staa- 
tes und das Verhältnis zwischen Kirchenleitungen und dem Staatssekretär für Kirchen- 
fragen, zu behandeln - keineswegs Fragen der gesamten deutschen Kirche. 

Der Hinweis, daß Bischof D. Dr. Dibelius und der Bevollmächtigte des Rates früher 
an solchen Beratungen teilnahmen, mag sachlich stimmen, geht aber daran vorbei, daß 
sich in der letzten Zeit in Deutschland etwas entscheidend änderte. — Westdeutschland 
wurde zur Hauptbasis der NATO. Das ist eine so bedeutsame Feststellung, daß ent- 
sprechende Schlußfolgerungen durch die Deutsche Demokratische Republik nicht um- 
gangen werden konnten. Es dürfte Ihnen bekannt sein, daß die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik entsprechend der geltenden Gesetzlichkeit den Personen keine 
Einreise mehr in die Deutsche Demokratische Republik gestattet, die für die NATO- 
Politik und gegen die Friedenspolitik unserer Regierung eintreten. Das trifft auch für 
Herrn Bischof D. Dr. Dibelius und einige andere Persönlichkeiten der Evangelischen 
Kirche zu. 

Nun komme ich zum eigentlichen Gegenstand zurück. Der von Ihnen mitunterzeich- 
nete Brief macht meine Einladung für den 29. 4. 1957 gegenstandslos. Die diesbezüg- 
lichen Vorbereitungen wurden rückgängig gemacht. Der Besuch und Empfang einer 
beauftragten Delegation hat einen ganz anderen Charakter als die von mir beabsichtigte 
Beratung „ohne Frontenbildung, ohne Forderungen“. Ich sehe auch keine Möglichkeit 
für die Einleitung einer positiven Tätigkeit durch den Austausch von Erklärungen. Da 
ich die Absichten und den Verhandlungsgegenstand der Delegation auch nicht kenne, 
halte ich es für besser, vorerst einen solchen Weg nicht zu beschreiten. Selbstverständlich 
bin ich gern bereit, mit Ihnen, Herr Bischof, wie mit anderen Persönlichkeiten der Deut- 
schen Demokratischen Republik, Besprechungen zu führen, das gehört zu meinen dienst- 
lichen Aufgaben. Ich bitte aber um rechtzeitige Mitteilung des Verhandlungsgegenstan- 
des, damit ich entsprechende Vorbereitungen für eine erfolgreiche Behandlung treffen kann. 

Da ich in der nächsten Zeit des öfteren von Berlin abwesend sein werde, bitte ich um 
rechtzeitige Vereinbarung des Termins. 

Sehr geehrter Herr Bischof, „der neue Anfang“ — den Sie erhofften - wurde vorerst 
vereitelt. Trotzdem gebe ich der Hoffnung Ausdruck, daß es unseren gemeinsamen 
Bemühungen gelingen möge, die von uns nicht gewollten Schwierigkeiten zu beseitigen 
und zu Beratungen zu kommen, die getragen sind vom guten Wollen in einer Atmo- 
sphäre der gegenseitigen Achtung und Loyalität. 


Mit ausgezeichneter Hochachtung Eggerath, Staatssekretär 
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Der Landesbischof Er 
der Evangel.-Luth. Kirche in Thüringen Eisenach, den 16. Mai 1957 


Sehr geehrter Herr Staatssekretär! 


Ihre Schreiben vom 17. und 26. April 1957 möchte ich mit der gleichen Offenheit beant- 
worten, mit der Sie an mich geschrieben haben. Darf ich Sie vorab um Verständnis 
dafür bitten, daß meine Antwort sich verzögert hat. Aber sowohl dienstliche Verpflich- 
tungen in Thüringen als auch unaufschiebbare gesamtkirchliche Aufgaben haben mir 
bislang nicht die Ruhe gelassen, die nötig ist zur Erörterung der von Ihnen angeschnitte- 
nen wichtigen Fragen ... 

Zu Ihrem Schreiben vom 26. 4. darf ich einleitend zum Ausdruck bringen: Ich be- 
dauere, daß es am 23. 4. nicht möglich war, Sie, Herr Staatssekretär, persönlich zu 
sprechen. Bischof D. Krummacher und ich hätten Ihnen dargetan, daß es nicht die 
Absicht der Ostkirchenkonferenz war, Inhalt und Form der von Ihnen und uns ge- 
wünschten Unterredung zu ändern. Es lag uns daran, zu hören, was Sie uns über 
Grundsätze und Methoden Ihres Amtes sagen wollten, und Sie im Gespräch darüber zu 
unterrichten, welche Hindernisse noch vielfach dem von uns erstrebten friedlichen 
Nebeneinander staatlicher und kirchlicher Stellen entgegenstehen. Daß Sie die Möglich- 
keit zu solch einem Grundsatzgespräch geboten hatten, ist von allen leitenden Geist- 
lichen begrüßt worden. Nachdem Sie aber alle evangelischen Bischöfe in der Deutschen 
Demokratischen Republik mit Ausnahme des Bischofs von Berlin-Brandenburg ein- 
geladen hatten, meinte das Kollegium, die im Schreiben vom 23. 4. dargelegte Lösung 
um der Sache willen anbieten zu können. 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär, Sie haben mir Ihre Erwägungen im Blick auf 
Bischof D. Dr. Dibelius offen dargelegt. Ihre Offenheit verpflichtet mich, Ihnen gleicher- 
weise die große Sorge zum Ausdruck zu bringen, die mich seit dem Lesen Ihrer grund- 
sätzlichen Ausführungen bedrängt. Es ist mir nicht deutlich geworden, wie eine Klärung 
und Bereinigung der leider zwischen Staat und Kirche immer noch schwebenden Fragen 
möglich werden könnte, wenn Sie als Vertreter der Regierung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik eine Verhandlung mit dem Bischof von Berlin-Brandenburg, dem Vor- 
sitzenden des Kollegiums der Evangelischen Bischöfe in der Deutschen Demokratischen 
Republik und dem Vorsitzenden des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
alle evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik angehören, grund- 
sätzlich ablehnen. Nicht nur um der Kirche willen, sondern vor allem um unseres Volkes 
willen halte ich es für dringend nötig, daß diese Fragen, um deren Klärung wir uns 
nun seit Jahr und Tag vergeblich bemühen, endlich geklärt werden. Solche Verhand- 
lungen können aber nur zweckvoll sein, wenn die kirchlichen Gesprächspartner von der 
Kirche autorisiert sind. Mir geht es - Sie werden mir das abnehmen - nicht um Fronten- 
bildung und nicht um Politik - es geht mir um die Sache: daß die Kirche im Rahmen 
der ihr von der Verfassung garantierten Arbeitsmöglichkeit ihren Dienst tut am Volke 
und im Volke. Ich bin überzeugt, daß es auch Bischof Dibelius um nichts anderes gehen 
wird, in Verhandlungen mit Ihnen und in Verhandlungen mit anderen Organen der 
Deutschen Demokratischen Republik. 

Es ist mir wichtig, Ihnen, Herr Staatssekretär, in diesem Zusammenhang noch meine 
Meinung zum vieldiskutierten Wehrmachtsseelsorgevertrag mitzuteilen. 

Die Behandlung dieses Themas auf der Spandauer Synode ist politisch überbetont 
und überbewertet worden. Es ist vielleicht nicht unnötig, zu sagen, daß dieser Vertrag 
nur die evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik betrifft. Für die Kirchen in der 
Deutschen Demokratischen Republik hat er keine Konsequenzen, und nur aus rechts- 
technischen Gründen mußte das Vertragswerk von der gesamtdeutschen Synode ratihi- 
ziert werden. 
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Die Aufstellung von Streitkräften in unserem geteilten Deutschland, die, bestehend 
aus Söhnen des einen Volkes, sich infolge der weltpolitischen Mächtegruppierung heute 
belauernd und morgen vielleicht feindlich gegenüberstehen, ist sehr schmerzlich. In der 
Einrichtung einer Seelsorge für die Männer, die in solchen Heeren Dienst tun, kann ich 
weder ein Bejahen der Aufrüstung in Deutschland überhaupt, geschweige denn eine 
Zustimmung zu einer bestimmten weltpolitischen Konzeption noch die Unterstützung 
einer Ausrüstung der Kontingente mit bestimmten Waffen erblicken. Wenn die Presse, 
teilweise auch die westdeutsche Presse, Spandau politisch so auswertet, ist das, 
bedauerlich. 

Es wäre mir und allen Bischöfen der evangelischen Kirchen der Deutschen Demokrati- 
schen Republik wichtig gewesen, in einem Gespräch mit Ihnen ungute Interpretationen 
kirchlicher Entscheidungen richtigzustellen und Grundsatzfragen des staatlich-kirchlichen 
Verhältnisses zu erörtern. Die am Schluß Ihres Briefes ausgesprochene Erwartung, es 
möchte doch noch zu Beratungen in einer guten Atmosphäre kommen, kann ich nur 
unterstreichen. Möchten solche Beratungen über die Erörterung landeskirchlicher Einzel- 
fragen hinaus zur Lösung der grundsätzlichen Fragen führen! Um so leichter werden 
sich die Einzelfälle klären lassen. 

Da Ihr Brief vom 17. 4. in der Presse veröffentlicht wurde und Sie Bischof D. Krum- 
macher wissen ließen, in Ihrem Brief vom 26. 4. an mich hätten Sie ausführlich Ihre 
Entscheidung bezüglich des 29. 4. erläutert, muß ich folgern, daß ich Ihre Schreiben 
nicht nur als an mich gerichtete persönliche Briefe behandeln darf. Daher habe ich Ab- 
schriften dieser meiner Antwort dem Vorsitzenden der Ostkirchenkonferenz, Bischof 
D. Dr. Dibelius, sowie Bischof D. Krummacher, der Kirchenkanzlei Berlin und Herrn 
Propst D. Grüber zur Kenntnisnahme zugeleitet. 

Ich grüße Sie mit guten Wünschen für Ihr verantwortungsvolles Amt und für Ihr 
Ergehen. D. Mitzenheim 


Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
Der Staatssekretär für Kirchenfragen Berlin W 8, den 28. 5. 57 


Sehr geehrter Herr Bischof! i 


Nachdem ich schon einige Male ansetzte, werde ich Ihren Brief vom 16. 5. 1957 heute 
beantworten. Es ist nicht so leicht, auf die in diesem Schreiben aufgeworfenen Fragen 
eine klare Antwort zu geben, weil es schwierig ist, aus Ihren Darlegungen den Kern 
der einzelnen Dinge herauszuarbeiten. Ich bitte deshalb, meine Darlegungen als meine 
persönlichen Auffassungen zu werten, die dazu beitragen sollen, eine Klärung herbei- 
zuführen. 

Noch einmal erkläre ich mit allem Nachdruck, daß die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik im Verhältnis zwischen Staat und Kirche eine Atmosphäre 
der gegenseitigen Achtung auf der Grundlage der gültigen Gesetze anstrebt. Leider hat 
die Ablehnung meiner Einladung durch die Bischöfe und leitenden Persönlichkeiten der 
Kirche größere Auswirkungen im negativen Sinne, als ich erwartet habe. Der Beschluß, 
die Einladung abzulehnen, wird als eine Desavouierung der Regierung gedeutet und 
die Schlußfolgerung gezogen, daß einige leitende Persönlichkeiten der Evangelischen 
Kirche in unserer Republik nicht daran interessiert sind, gegensätzliche Auffassungen 
zu klären und bestehende Schwierigkeiten zu überwinden. Es versteht sich am Rande, 
daß auch meine Bemühungen durch diese Ablehnung der Einladung erschwert wurden. 

Nun zu den einzelnen Fragen. Sie schreiben auf Seite 3, daß es „zweckvoll sei, wenn 
die kirchlichen Gesprächspartner von der Kirche autorisiert sind“. Mir ist der Sinn dieser 
Erklärung unverständlich. Bisher ist doch nie die Autorität eines Bischofs in unserer 
Republik in Frage gestellt worden. Solange ich zurückdenken kann, wurde ein Bischof 
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als Sprecher der jeweiligen Religionsgemeinschaft angesehen und geachtet. Einer weite- 
ren Autorität bedarf es im Gespräch mit der Regierung unserer Deutschen Demokrati- 
schen Republik nicht. In demselben Absatz weisen Sie auf unsere Verfassung hin. Ich 
bin vollständig damit einverstanden, daß unsere Verfassung und die auf ihr beruhen- . 
den gültigen Gesetze von allen Seiten geachtet werden. Leider muß ich aber immer wie- 
der feststellen, daß auf die in der Verfassung garantierten Rechte gepocht wird, aber 
die damit verbundenen Pflichten des Staatsbürgers nicht in Betracht gezogen werden. Es 
ist an der Zeit, daß auch bestimmte Kreise der Evangelischen Kirche zur Kenntnis neh- 
men, daß die Deutsche Demokratische Republik ein souveräner Staat ist und daß die 
staatsbürgerlichen Rechte untrennbar verbunden sind mit den staatsbürgerlichen Pflich- 
ven. In dieser Richtung hat unsere Regierung ohne jeden Zweifel bisher die größte 
Geduld an den Tag gelegt. Letzten Endes kann aber eine Regierung, auch nicht die 
Regierung des ersten Arbeiter- und Bauernstaates in Deutschland, den Mißbrauch von 
Rechten und die Mißachtung der staatsbürgerlichen Pflichten übersehen. Ich verstehe 
darunter den Mißbrauch der Kirche, kirchlicher Einrichtungen und der Kanzel für offene 
oder versteckte Angriffe gegen die Deutsche Demokratische Republik. 

Die augenblicklichen Schwierigkeiten mit Bischof Dibelius stehen mit diesen Hin- 
weisen in Verbindung. Selbst wenn man von allen anderen Dingen absieht, ist doch das 
jüngste Auftreten des Bischofs in der Marienkirche, also im demokratischen Sektor von 
Berlin, ein Affront gegen unsere Arbeiter- und Bauernmacht, der schärfste Verurtei- 
lung finden muß und findet. Glauben Sie mir, Herr Bischof, ich habe in den letzten 
zwei Monaten sehr viele Gespräche mit Angehörigen der Evangelischen Kirche geführt 
und weiß, wie die Angehörigen der Evangelischen Kirche über diese Haltung von 
Bischof Dibelius denken. 

Für uns ist aber Bischof Dibelius der Repräsentant der NATO-Politik innerhalb der 
Evangelischen Kirche und verstößt durch sein politisches Wirken fortgesetzt gegen unsere 
Verfassung und unsere Gesetze. Wenn Bischöfe unserer Republik, also Staatsbürger der 
Deutschen Demokratischen Republik, sich mit Bischof Dibelius und seiner politischen 
Tätigkeit solidarisieren, so ist das sehr bedauerlich. 

Sie legen Ihre Meinung „zum vieldiskutierten Wehrmachtsseelsorgevertrag“ in Ver- 
bindung mit D. Dr. Dibelius dar. Auf Grund meiner vielen Unterhaltungen in den letz- 
ten Monaten gelangte ich zu der Auffassung, daß man der Evangelischen Kirche keinen \ 
guten Dienst tut, wenn man diesen Beschluß der Gesamtdeutschen Synode nach wie vor 
verteidigt oder verniedlicht. Die Ablehnung des bestätigten Vertrages durch entschei- 
dende Schichten der Evangelischen Kirche in Deutschland ist offenbar. Das Solidaritäts- 
gefühl und Furcht vor einer Krise in der Kirchenleitung hindern heute noch vielfach an 
einer offenen Stellungnahme eınes großen Teils der Pfarrer und Superintendenten. Das 
ist aber nicht meine Sache. Ich kann lediglich hinweisen auf die Einschätzung dieses 
Vertrages vor seiner Bestätigung durch den Block der antifaschistisch-demokratischen 
Parteien und Massenorganisationen am 4. Februar 1957. In der Entschließung, die ein- 
stimmig — also von den Vertretern aller Parteien und demokratischen Organisationen — 
angenommen wurde, heißt es: „Eine andere Haltung würde unserer kompromißlosen 
Gegnerschaft gegen die NATO widersprechen und weder mit unserer klaren Friedens- 
politik noch mit der Verfassung vereinbar sein.“ 

Diese unmißverständliche Warnung aller führenden Persönlichkeiten unserer Republik 
wurde von den Synodalen aus unserer Republik nicht beachtet. Es dürfte bekannt sein, 
daß die Bestätigung des von Adenauer und Dibelius schon unterzeichneten Vertrages 
auf der Gesamtdeutschen Synode nur mit Zustimmung der Synodalen aus der Deut- 
schen Demokratischen Republik möglich wurde. Glauben Sie mir, Herr Bischof, ein 
solches Verhalten von Staatsbürgern findet so leicht kein Beispiel. 

Die Einschätzung dieses Beschlusses durch politisch-geschulte Persönlichkeiten, die die 
Erfahrungen von 50 Jahren deutscher Geschichte verkörpern, ist klar und eindeutig: die 
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NATO-Verschwörung wurde in dem Augenblick, wo sich ernste Widersprüche in der 
NATO zeigten, durch die Gesamtdeutsche Synode sanktioniert. Angesichts der bevor- 
stehenden Wahlen in Westdeutschland bezog die Evangelische Kirche eindeutig Hilfs- 
stellung für Adenauer und seine Politik, die zum Kriege führen muß, wenn das deutsche 
Volk sie nicht rechtzeitig durchkreuzt. 

In meinem Brief vom 18. 5. 1957 habe ich dargelegt, daß ein Austausch von Mei- 
nungen die Voraussetzung ist für eine Regelung der schwebenden Fragen. Allerdings 
habe ich mir das leichter vorgestellt, doch die Bischöfe unserer Republik zeigten bisher 
kein Interesse, mit mir in einen Austausch der Auffassungen und in eine Beratung über 
Wege zur Lösung bestimmter Probleme einzutreten. Im Augenblick überschatten auch 
große politische Ereignisse im Weltmaßstab und die komplizierten gesamtdeutschen 
Probleme solche Einzelfragen. Trotz alledem hoffe ich, auch in der Lösung der mir 
zugewiesenen Aufgaben erfolgreich zu sein. 

Ich danke Ihnen für Ihre Grüße und Wünsche und erwidere sie mit ausgezeichneter 
Hochachtung. Eggerath, Staatssekretär 


Landesbischof D. Mitzenheim 


Eisenach, den 18. Juni 1957 | 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär! 


Wenn ich auf Ihr Schreiben vom 28. 5. 1957, das am 3. 6. in meine Hände gekommen 
ist, erst heute antworte, so bitte ich, diese Verzögerung mit der Tagung unserer Thü- 
ringer Synode in der Woche vor Pfingsten und mit einem besonderen Dienst in der 
Woche nach Pfingsten freundlichst entschuldigen zu wollen. 

Gestatten Sie mir bitte, daß ich nicht auf alle von Ihnen dargelegten Fragen ant- 
worte. Zum Teil habe ich mich schon geäußert, so daß ich wiederholen würde, was ich 
schon gesagt habe. Zum anderen Teil müßte ich von christlicher Sicht aus zu manchen 
Dingen eine andere Stellung einnehmen, als Sie sie von Ihrem Standpunkt aus vertreten. 
Daß Sie dafür Verständnis haben, weiß ich aus unserem Erfurter Gespräch vom 
4. 4. 1957. Über die von Ihnen aufgeworfenen Fragen hielte ich auch eine Erörterung 
in Rede und Gegenrede für besser. 

Zu einigen Punkten möchte ich Ihnen aber doch meine Gedanken mitteilen: 

Die Ablehnung Ihrer von mir sehr begrüßten Einladung ist nicht, wie Sie vermuten, 
unter dem Druck und unter dem Einfluß von Kräften zustande gekommen, die an Stö- 
rung und Spaltung in der Deutschen Demokratischen Republik interessiert sind. Sie ist 
nach langer Aussprache aller Bischöfe in freier Entscheidung beschlossen worden und 
kann nach meinem Erachten nicht als eine Desavouierung der Regierung gedeutet wer- 
den. Es lag keine offizielle Einladung der Regierung vor, sondern Sie hatten Ihre 
Absicht mitgeteilt und darum gebeten, mit einigen Bischöfen eine formlose Beratung 
über Arbeitsmethoden durchzuführen. Ich wäre Ihnen aufrichtig dankbar gewesen, 
wenn Sie den Vorschlägen hätten nachgehen können, die ich in meinem Schreiben vom 
8. 4. 1957 zu machen mir erlaubte. Ich bin gewiß, daß sich nicht nur ein gutes Gespräch 
ergeben hätte, sondern daß Sie sich auch davon hätten überzeugen können, daß es den 
leitenden Persönlichkeiten der Evangelischen Kirche im Raum der Deutschen Demokra- 
tischen Republik ein sehr ernstes Anliegen ist, gegensätzliche Auffassungen zu klären 
und bestehende Schwierigkeiten zu überwinden. 

Wir haben uns laufend um Gespräche mit unserer Regierung bemüht. Im März 1956 
haben wir unsere Beschwerden in einer Denkschrift zusammengefaßt und der Regierung 
überreicht. Leider haben wir keine Antwort erhalten. In dem Gespräch am 3. 12. 56 
wurde uns von Regierungsseite zugesagt, daß diese Denkschrift dem Herrn Minister- 
präsidenten vorgelegt werden würde. Es wurde uns in Aussicht gestellt, daß wir zu 
jedem Punkt der Denkschrift eine Stellungnahme der Regierung bekommen würden. 
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Zu unserem Bedauern ıst das bis jetzt nicht geschehen. Diese Umstände bitte ich, sehr 
geehrter Herr Staatssekretär, bei der Beurteilung der Situation sehen zu wollen. 

Wenn ich Ihnen schrieb, daß die kirchlichen Gesprächspartner von der Kirche autori- 
siert sein müßten; so habe ich damit nicht zum Ausdruck bringen wollen, daß es die 
Bischöfe nicht seien. Aber die Bischöfe sind nur autorisiert für das Gebiet und für die 
Angelegenheiten ihrer Landeskirche und nicht für die Fragen, die alle evangelischen 
Kirchen im Raume der Deutschen Demokratischen Republik angehen. Bei solchen Fra- 
gen können die Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland nicht ausgeschaltet 
werden. 

Wir sind der Meinung, daß die der Kirche als öffentlich-rechtliche Körperschaft ver- 
fassungsmäßig garantierten Rechte, wie zum Beispiel das Recht, von ihren Mitgliedern 
Steuern auf Grund der staatlichen Steuerlisten nach Maßgabe der allgemeinen Bestim- 
mungen zu erheben, und das Recht, die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Titeln 
beruhenden öffentlichen Leistungen zu verlangen, nicht in vollem Umfang gewahrt wer- 
den. Nähere Ausführungen darüber enthalten die Eingaben der Kirche an die Regie- 
rung. Ich gestatte mir, in diesem Zusammenhang auf die vor kurzem getroffene Ent- 
scheidung des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt über die Kirchensteuer zu verweisen. 
Sie wird Ihnen sicherlich bekannt sein. Wenn diese und andere Angelegenheiten, die den 
Dienst der Kirche erschweren, geklärt und im Einvernehmen geordnet werden könnten, 
wäre ein wesentlicher Schritt vorwärts zur Befriedung, die wir alle wünschen, getan. 

Hinsichtlich der Pflichten unserer Staatsbürger lehrt die Kirche nach Artikel 16 der 
Augsburgischen Konfession, daß die Christen schuldig sind, „der Obrigkeit untertan und 
ihren Geboten gehorsam zu sein in allem, so ohne Sünde geschehen mag“. Was die 
Kirche mit ihren Mitteln tun kann, um ihre Gemeindeglieder zur Achtung und zum 
Gehorsam gegenüber dem Staat anzuhalten, ist geschehen und wird auch weiter ge- 
schehen. Von einem Mißbrauch der Kirche, kirchlicher Einrichtungen und der Kanzel 
für offene und versteckte Angriffe gegen die Deutsche Demokratische Republik ist mir 
aus dem Thüringer Kirchengebiet nichts bekannt. Ich bin der Meinung, daß hier kon- 
krete Fälle erörtert werden müßten, falls solche vorliegen sollten. 

Zur Atomwaffenfrage hat die Kirche stets nach allen Seiten gesprochen. Nur: so sind 
ihre Ermahnungen zur Friedfertigkeit und Abrüstung glaubwürdig. Die Atomkräfte 
lediglich zu ächten, hilft nicht weiter. Es gilt vielmehr, allen denen ins Gewissen zu 
reden, die, wo und wofür auch immer, diese Kräfte zur Zerstörung mißbrauchen wollen. 

Sehr dankbar bin ich Ihnen für Ihre nachdrückliche Erklärung, daß die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik im Verhältnis von Staat und Kirche eine 
Atmosphäre der gegenseitigen Achtung auf der Grundlage der gültigen Gesetze an- 
strebt. Diesem Grundsatz stimme ich zu. Ich bin überzeugt, daß auch die Vertreter der 
anderen Landeskirchen dies tun werden. Ich sehe hier am ehesten den geeigneten Aus- 
gangspunkt für unseren weiteren Weg. 

Ich grüße Sie, sehr verehrter Herr Staatssekretär, mit guten Wünschen für Ihre 
Arbeit und ihr Ergehen, ergebenst D. Mitzenheim 


Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
Der Staatssekretär für Kirchenfragen Berlin W 8, 22. Juni 1957 
Sehr geehrter Herr Landesbischoj! 


Ihr Schreiben vom 18. d. Mts. habe ich erhalten. Eine Beantwortung dieses Briefes 
erscheint mir im Augenblick nicht notwendig. 

Ich hoffe, daß der letzte Absatz auf Blatt 2 Ihres Schreibens die Grundlage für die 
Klärung und Lösung verschiedenster Fragen sein wird. 


Mit ausgezeichneter Hochachtung Eggerath, Staatssekretär 
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Nachdem es zu offiziellen Verhandlungen der Bischöfe mit dem Staatssekretär 
für Kirchenfragen nicht gekommen war, wurde in allen Bezirken der Versuch 
unternommen, auf mittlerer und unterer Ebene zu entspannenden Gesprächen 
zu gelangen. Ein Ergebnis haben alle diese Besprechungen nicht gehabt. Sie 
hatten auch offensichtlich mehr das Ziel, die „politische Neuorientierung“ 
der evangelischen Kirche, „das christliche Ja zum Sozialismus“, „die Ein- 
gliederung in die Weltfriedensbewegung“, „den Kampf gegen die aggressive 
NATO-Politik“ zu fördern. Auch sollte durch solche Gespräche wohl ge- 
testet werden, wieweit Gemeindeglieder, Pfarrer und Superintendenten bereit 
sind, sich von den „reaktionären Kirchenleitungen“ zu trennen. Denn immer 
wurden sie aufgefordert, sich gegen jene zu erklären und endlich zum Handeln 
zu schreiten. Auch dabei ging es vor allem gegen Bischof Dibelius. Dazu erklärte 
die Ostkirchenkonferenz vom 5. 4., daß sie „mit starkem Befremden von den 
öffentlichen Angriffen gegen ihren Vorsitzenden, Bischof D. Dr. Dibelius, Kennt- 
nis genommen habe. Die Konferenz, in der die Landeskirchen in der Deutschen 
Demokratischen Republik vertreten sind, bezeichnete diese Angriffe als unge- 
rechtfertigt und bekräftigte ihre unveränderte vertrauensvolle Verbundenheit 
mit Bischof Dibelius“. Ebenso wies die Synode der Evangelischen Kirche von 
Berlin-Brandenburg am 8. 5. die Angriffe gegen den Bischof als „ebenso maßlos 
wie unwahr“ zurück. „Die Synode läßt sich nicht von dem Bischof trennen, den 
sie selbst zum leitenden Geistlichen ihrer Kirche berufen hat. Die Synode er- 
wartet, daß auch die zuständigen staatlichen Organe Angriffe dieser Art gegen 
Bischof und Kirche zurückweisen und in Zukunft unterbinden, um ein sinnvolles 
Gespräch zwischen Staat und Kirche, wie es wiederholt gewünscht worden ist, 
nicht unmöglich zu machen. Die Synode erklärt es ferner für untragbar, daß der 
Bischof in der persönlichen Ausübung seines Amtes in dem größten Teil seines 
Amtsbereiches behindert wird. Sie bittet die Regierung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik dringend, solche Behinderungen nicht fortzusetzen.“ Bischof 
Dibelius hatte in seinem Rechenschaftsbericht vor der Synode auf die Vorwürfe, 
die Kirche trete nicht genügend für den Frieden ein, geantwortet: 


Nicht die Evangelische Kirche ist es, die Propaganda macht für Zinnsoldaten und 
Raketenabschußvorrichtungen als Spielzeug für unsere Kinder. Es ist nicht die Kirche, 
die einer Einführung von Schießunterricht an den Oberschulen und Berufsschulen, sogar 
für Mädchen, das Wort redet. Und es ist nicht die Kirche, die die Erziehung irgend- 
welcher Menschen für den Bürgerkrieg und ihre Ausrüstung mit schweren Waffen for- 
dert. Wir stehen, wie es Christen ziemt, für den Frieden ein, für einen Frieden, der in 
der inneren Gesinnung der Menschen wurzelt und der dem Krieg in jeder Form ent- 
gegen ist. Wir haben es hundertmal gesagt, wir haben es nicht nur gesagt, sondern haben 
es in der gesamten Haltung unserer Kirche klar unter Beweis gestellt. Die ganze Welt 
weiß heute, daß die EKD ständig darum betet und wirkt, daß die furchtbare Sorge, 
die die Atomwaffen für die ganze Welt bedeuten, endlich wieder von der Menschheit ge- 
nommen wird. Nur tun wir, was wir tun, nicht auf Anweisung von Dritten hin, und tun 
es nicht unter politischen Vorzeichen, welcher Art sie auch sein mögen. Sondern tun es im 
Gehorsam gegen den Herrn unserer Kirche, der uns zu einer Gesinnung des Friedens ruft 
und der uns gelehrt hat, das zu tun, was er sagt, ohne zu fragen, was kommt danach. Wir 
tun es im Glauben an Gott, der da will, daß allen Menschen geholfen werde. 


Auf die Übersendung der „Erklärung des Exekutivausschusses der Kommission 
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der Kirchen für Internationale Angelegenheiten über Atomteste und Ab- 
rüstung“ übermittelte Ministerpräsident Grotewohl Propst D. Grüber am 
10. 12. 57 das folgende Schreiben: 


Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
Der Ministerpräsident 


Sehr geehrter Herr Propst D. Dr. Grüber! 


Die mir übersandten Dokumente des Zentralausschusses des Okumenischen Rates der 
Kirchen und des Exekutivausschusses der Kommission der Kirchen für Internationale 
Angelegenheiten über Atomteste und Abrüstung habe ich zur Kenntnis genommen. Ich 
darf Sie darauf hinweisen, daß die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
von jeher alle Anstrengungen unternimmt, um zur Lösung der Abrüstungsfrage beizu- 
tragen. Es gibt eine ganze Reihe von Erklärungen der Regierung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik, in denen in sehr eindeutiger Weise zu den Fragen des Verbots der 
Massenvernichtungswaffen und der allgemeinen Abrüstung Stellung genommen wird, 
so zum Beispiel die Erklärung vom 18. Januar 1956, vom 29. Mai 1956, vom 2. Novem- 
ber 1956, vom 3. April 1957 und zuletzt in der von mir vor der Volkskammer der 
Deutschen Demokratischen Republik abgegebenen Regierungserklärung vom 8. August 
1957. In diesen Stellungnahmen bringt die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik ihre Bereitschaft zum Ausdruck, mit allen Kräften am Verbot der Massen- 
vernichtungswaffen und ihrer Entfernung aus den Rüstungen der Staaten sowie an der 
Verminderung der konventionellen Waffen und Streitkräfte mitzuwirken. Sie hält in 
Anbetracht der erheblichen Schwierigkeiten, die von den imperialistischen Staaten auf 
dem Wege zur Abrüstung aufgetürmt werden, ein stufenweises Herangehen an die 
Lösung aller dieser Fragen für zweckmäßig. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik erblickt ihre Hauptaufgabe 
darin, die Abrüstung vor allem in Deutschland selbst zu sichern und beide deutsche 
Staaten aus der Atomaufrüstung auszuklammern. Sie hat deshalb der Deutschen Bun- 
desrepublik vorgeschlagen: 

1. ein Verbot der Lagerung und der Herstellung von Atombomben und -waffen 
auf dem Boden Deutschlands sowie ein Verbot der Propagierung des Atomkrieges zu 
vereinbaren; 

2. darüber übereinzukommen, daß beide deutsche Staaten aus der NATO und aus 
dem Warschauer Vertrag ausscheiden, eine Vereinbarung über die beiderseitige Truppen- 
stärke treffen und die Wehrpflicht in Westdeutschland aufgehoben wird; 

3. ein gemeinsames oder einzelnes Ersuchen an die vier Mächte auf baldige schritt- 
weise Zurückziehung ihrer Truppen aus ganz Deutschland zu richten. 

Die Vorschläge über die atomare Ausklammerung Deutschlands wurden durch die 
von der UNO-Vollversammlung unterbreiteten Angebote der Regierungen der Volks- 
republik Polen und der Tschechoslowakischen Republik, auf die Stationierung von 
Atomwaffen und ihre Produktion zu verzichten, wenn die beiden deutschen Staaten 
ein gleichartiges Abkommen treffen, in ihrer Bedeutung über Deutschland hinaus er- 
weitert, wodurch die Möglichkeit der Schaffung einer breiten atomwaffenfreien Zone im 
Herzen Europas gegeben ist. 

Die Regierung der Deutschen Bundesrepublik hat alle unsere Angebote, deren Ver- 
wirklichung gleichzeitig der Beginn einer Konföderation zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Deutschen Bundesrepublik zum Zwecke der all- 
mählichen friedlichen Vereinigung sein könnte, brüsk zurückgewiesen und beschreitet 
den Weg der atomaren Aufrüstung Westdeutschlands. Sie billigte die Stationierung 
amerikanischer Atomwaften auf westdeutschem Gebiet und bereitet nach den Worten 
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von Bundeskanzler Adenauer die Ausstattung der westdeutschen Streitkräfte mit „mo- 
dernsten Waffen“, d. h. mit Atomwaffen, vor. 

Obwohl sich die westdeutsche Regierung in den Pariser Verträgen verpflichtet hat, 
auf die Herstellung sogenannter ABC-Waffen zu verzichten, werden gegenwärtig Maß- 
nahmen getroffen, diese Verpflichtung zu umgehen. Die bevorstehende NATO-Rats- 
tagung zeigt, daß die Bundesregierung die Pläne der USA-Regierung unterstützt, die 
NATO in einen aggressiven Atompakt zu verwandeln, wobei Westdeutschland eine 
Hauptrolle zugewiesen ist. Diese Bestrebungen führen zu einer äußerst gefährlichen 
Zuspitzung der Lage in Deutschland und Europa und erhöhen die Besorgnisse aller 
friedliebenden Deutschen und Europäer vor einem Atomkrieg. Diese bedrohliche Lage 
legt insbesondere dem deutschen Volk eine große Verantwortung für die Aufrechter- 
haltung des Friedens auf. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik stimmt völlig mit dem in 
den mir übersandten Dokumenten enthaltenen Grundsatz überein, daß die Verhütung 
des Krieges immer oberstes Anliegen sein muß, wobei sie jedoch betont, daß darunter 
sowohl ein Atomkrieg wie auch ein mit konventionellen Waffen geführter Angriffs- 
krieg verstanden werden muß. Deshalb kann der in der „Erklärung des Exekutivaus- 
schusses der Kommission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten über Atom- 
teste und Abrüstung“ vom 24. Juli 1957 vertretene Gedanke nicht unwidersprochen 
bleiben, daß die Völker ihre Streitigkeiten ohne Atomwaffen, d. h. in einem Krieg 
herkömmlicher Art, auszutragen versuchen müssen, wenn sie sich friedlich nicht einigen 
können. Mir scheint, daß eine solche Auffassung mit der christlichen Lehre und den 
Glaubenssätzen des Christentums unvereinbar ist. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ist nicht bereit, den aggressi- 
ven Kreisen einen Freibrief für den Krieg mit herkömmlichen Waffen auszustellen, von 
deren furchtbarer Zerstörungskraft Millionen Tote, Millionen für das ganze Leben 
Beschädigte und vernichtete kulturelle und andere Werte des zweiten Weltkrieges 
Zeugnis ablegen. Um einen Aggressionskrieg jeder Art zu vermeiden, ist eine Politik der 
Verhandlungen, der Verständigung und des friedlichen Zusammenlebens aller Staaten 
und Völker erforderlich, wie sie in Deutschland die Regierung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik verfolgt. 

In der gegenwärtigen Situation in Deutschland kommt es vor allem darauf an, die 
Regierung der Deutschen Bundesrepublik zu einer absoluten Änderung ihrer Politik 
zu bewegen. Da das Bonner Kabinett sehr stark kirchlichen Einflüssen zugängig ist, 
dürfte es ein Hauptanliegen der evangelischen Kirche sein, auf die westdeutsche Bundes- 
regierung im Sinne eines grundlegenden Wandels ihrer gesamten Politik, insbesondere 
jedoch der Einstellung der Militarisierung und der Atomaufrüstung sowie der Bereit- 
schaft zur Verständigung über die Entspannung in Deutschland, einzuwirken. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik wird auch in Zukunft alles tun, 
um den Frieden zu festigen und zu einer befriedigenden Abrüstungsregelung beizutragen. 

Ich gestatte mir, Ihnen vorzuschlagen, die Dokumente des Zentralausschusses des 
Okumenischen Rates der Kirchen und des Exekutivausschusses der Kommission der 
Kirchen für Internationale Angelegenheiten über Atomteste und Abrüstung zum Gegen- 
stand einer Kanzelabkündigung zu machen, die die Ablehnung von Aggressionskriegen 
jeder Art zum Inhalt hat. 


Mit vorzüglicher Hochachtung O. Grotewohl 


So fehlte es denn am Verstehen vielleicht auf beiden Seiten. Man konnte sich 
nicht gegenseitig von der Lauterkeit und Richtigkeit des gegenseitigen Stand- 
punktes überzeugen. Ein offizielles Gespräch kam nicht zustande. Eine Normali- 
sierung der Situation blieb aus. 
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2. DER IDEOLOGISCHE ANGRIFF 


Das Verhältnis von Staat und Kirche wird naturgemäß immer ein gespanntes 
sein, wenn der Staat den Atheismus als eine seiner grundsätzlichen Voraus- 
setzungen betrachtet. Solange aber der Staat die Glaubensüberzeugung seiner 
christlichen Bürger respektiert, wird die Möglichkeit eines erträglichen Zustan- 
des nicht ausgeschlossen sein. In diesem Sinne äußerte sich Dr. Otto Nuschke in 
einem Vortrag vor Studenten über Probleme der Koexistenz (Neue Zeit vom 
14. 9. 1957). 


In der geistigen Auseinandersetzung wird jedes ideologische, weltanschauliche und reli- 
giöse System darauf bestehen, allein die Wahrheit zu repräsentieren. In der Wahrheits- 
frage gibt es also keine Verhandlungen. Als Christ werde ich auf der absoluten Wahr- 
heit der christlichen Offenbarung bestehen, als Marxist werde ich die unbedingte Richtig- 
keit der Prinzipien des historischen und dialektischen Materialismus betonen. Zwischen 
diesen beiden weltanschaulichen Überzeugungen gibt es kein friedliches Zusammenleben, 
gibt es keine Koexistenz, gibt es Auseinandersetzungen, die allerdings den wechsel- 
seitigen Standpunkt respektieren müssen ... Wenn es also in diesem Sinne keine ideolo- 
gische Koexistenz gibt, dann gibt es etwas anderes, dann gibt es nämlich die Koope- 
ration, dann gibt es die Zusammenarbeit der friedliebenden demokratischen Kräfte, 
gleichgültig, welche weltanschauliche Überzeugung sie haben. Gibt es auch keine Brücke 
zwischen Marxismus und Christentum, so sind doch gemeinsame Berührungspunkte 
vorhanden. Denken Sie dabei beispielsweise an die gleiche gemeinsame Würdigung der 
Arbeit durch den Marxisten und den Christen, oder denken Sie an die Grundsätze der 
Französischen Revolution über die Gleichheit aller Menschen, die der Marxismus über- 
nommen hat und zu denen die Christen ebenfalls sagen, daß eine jede Seele vor Gott 
gleich ist, ganz gleich, ob sie in einer weißen, gelben oder schwarzen Haut steckt. Natür- 
lich hat die Kooperation der Anhänger unterschiedlicher Weltanschauung dort eine 
Grenze, wo Vertreter irgendeiner antihumanistischen faschistischen Ideologie auftauchen. 


Jedoch wurde diese „Koexistenz des gegenseitigen Respektes“ immer fragwürdi- 
ger, als die SED zum offenen Angriff gegen jede Art von ideologischer Ko- 
existenz und damit zum offiziellen Angriff gegen den christlichen Glauben und 
die Kirche überging und die Staatsorgane und die gesellschaftlichen Einrichtun- 
gen in diesem Angriff einsetzte. Schon vorher waren staatliche Institutionen 
zum Kampf gegen das Christentum benutzt worden. So erschienen zum Beispiel 
im Verlag des Ministeriums für Nationale Verteidigung 1956 die Schriften: 
„Glauben oder Wissen, Zu einigen Fragen der wissenschaftlich-atheistischen 
Propaganda“ von Herbert Gute und Hans Ritter und „Wissenschaftliche Vor- 
aussicht — Religiöses Vorurteil“ von G. A. Gurjow. Den Startschuß für den 
offenen ideologischen Angriff aber gab das 30. Plenum des Zentralkomitees vom 
30. 1. bis 1. 2. 57. Hermann Matern erläutert die Beschlüsse des 30. Plenums 
in der Zeitschrift „Neuer Weg“ (Heft 6/1958) eindeutig: 


Das 30. Plenum unseres Zentralkomitees hat die ideologischen Fragen in den Mittel- 
punkt gestellt, die sich bei uns auf Grund der Lage ergeben haben. Es orientierte die 
Partei auf die Offensive gegen die Politik des Revisionismus und des Aufweichens durch 
feindliche Einflüsse ... 

Der Marxismus-Leninismus lehrt, daß es in Fragen der Ideologie keine Koexistenz 
gibt, daß die Ideologie der Arbeiterklasse in einem unversöhnlichen Gegensatz zu der 
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ihr feindlichen bürgerlichen Ideologie steht und diese, in welcher Gestalt sie auch auf- 
tritt, ununterbrochen angreift und zurückschlägt. 

Die Partei kann nicht dulden, daß die Politik der Koexistenz und des friedlichen 
Nebeneinanderbestehens der verschiedenen Staatssysteme auch auf die Ideologie ange- 
wandt wird. Zwischen dem wissenschaftlichen Sozialismus und dem bürgerlichen Idea- 
lismus herrschen unversöhnliche Gegensätze. Jeder Versuch der Abschwächung, des 
Leugnens oder der Vertuschung dieses Kampfes muß unweigerlich auf die Positionen 
des Feindes führen und dem Sozialismus großen Schaden zufügen. 

Unsere Parteiführung hat immer wieder darauf hingewiesen, daß die beste Art, 
vorwärts zu schreiten, Mängel und Schwächen zu überwinden, darin besteht, den Feind 
mit ideologischen Waffen, mit kühnen politischen Maßnahmen anzugreifen und zu 
schlagen und gegen Feinde auch staatliche Mittel anzuwenden. 


Getreu dem Worte Lenins: „Alle heutigen Religionen und Kirchen, alle und 
jegliche religiösen Organisationen betrachtet der Marxismus stets als Organe der 
bürgerlichen Reaktion, die dem Schutz der Ausbeutung und der Verdummung 
der Arbeiterklasse dienen“, wurde der Generalangriff gegen die Kirche und die 
Religion in der Agitation und Propaganda, in den Schulen und Hochschulen, | 
in den Behörden und Betrieben vorgetrieben. Manchmal wurde die atheistische 
Intention noch verdeckt durch das Wort von der Erziehung zum Sozialismus 
und von der Bildung des „sozialistischen Bewußtseins“. Es blieb aber gar kein 
Zweifel darüber, daß unter Sozialismus weltanschaulich allein und ausschließlich 
der dialektische und historische Materialismus zu verstehen sei. In diesem ein- 
deutigen Sinne aber schließen sich Sozialismus und christlicher Glaube aus. So 
‚heißt es denn auch folgerichtig in der Broschüre „Die Stellung des Marxismus- 
Leninismus“ (herausgegeben von Dr. Hermann Scheler, Dozent für historischen 
Materialismus an der Humboidt-Universität): 


Zwischen Religion und Marxismus besteht ein unüberbrückbarer Gegensatz. Es ist der 
Gegensatz zwischen wissenschaftlihem Denken und Glauben. Wenn die Partei der 
Arbeiterklasse aufhören würde, gegen Religion und Offenbarungsglauben zu kämpfen, 
würde sie die wissenschaftliche Grundlage zerstören, auf der sie steht. Wenn die SED 
trotzdem in ihrem Programm nicht zur Religion Stellung nimmt und auch von ihren 
Anhängern kein Bekenntnis zum Atheismus als Bedingung für den Eintritt in die 
Partei fordert, so deshalb, weil eine solche Forderung die Interessen der Partei schädigen 
würde. Wir dürfen in keiner Lage vergessen, daß die Einigkeit der Proletarier im 
Kampf um ein „Paradies“ auf Erden wichtiger ist als ihre Einigkeit darüber, daß es 
kein „Paradies“ im Jenseits geben kann. Die Partei ordnet den Kampf gegen die reli- 
giösen Nebel in den Hirnen der Menschen dem Kampf um die Lebens- und Zukunfts- 
interessen des Proletariats unter. Sie geht aus von dem widerspruchsvollen Verlauf der 
Überwindung der Religion in den breiten Massen. Das Ziel der Heranbildung unserer 
Mitglieder zu überzeugten marxistischen Atheisten kann nur im Kampf um die Lösung 
unserer allgemeinen Klassenaufgaben und unserer besonderen Aufgabe auf dem Gebiet 
der Kultur und Schulpolitik verwirklicht werden ... Die Dialektik der Geschichte bringt 
es mit sich, daß wir in diesem Kampf sogar mit der Unterstützung religiöser Kreise der 
Arbeiterklasse, der Bauern und der Intelligenz, ja sogar fortschrittlicher Geistlicher 
rechnen können. 


Diese ideologische Eindeutigkeit wirkte sich natürlich besonders auf dem Gebiet 
der Schulen und der Jugenderziehung aus. Dazu zwei Zeugnisse. Im Heft 5/1957, 
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S. 571 ff. der Zeitschrift „Einheit“ findet sich ein Aufsatz „Über die sozialistische 
Erziehung der Jugend in den allgemeinbildenden Schulen“ von Horst Riechert. 
Darin lesen wir: » 


Unsere Schule bekennt sich offen dazu, parteilich im Sinne der Arbeiterklasse zu wirken, 
deren Interessen mit denen der gesamten gesellschaftlichen Entwicklung übereinstim- 
men ... Unsere Schule wurde zu einer geistigen Waffe in den Händen der führenden 
Kraft unserer Gesellschaft, der Arbeiterklasse, und übt einen Teil der kulturell-erziehe- 
rischen Funktion unseres sozialistischen Staates aus; sie hat die Schüler offen parteilich 
im Geiste des Sozialismus zu erziehen. Das ist ihre zentrale Aufgabe, das ist die Kampf- 
aufgabe aller in ihr wirkenden Lehrer und Erzieher ... Zu den Grundzügen des sozia- 
listischen Menschen gehört die Weltanschauung des dialektischen und historischen Mate- 
rialismus. Viele Eltern verwechseln unsere Weltanschauung mit einer „Glaubenssache“ 
oder auch mit Politik schlechthin und erklären oftmals sogar im Gegensatz zu ihrer 
Einstellung zum Religionsunterricht, mit diesen Fragen solle man die Kinder noch nicht 
behelligen. Sie sehen noch nicht, daß unsere Weltanschauung eine - allerdings offen 
parteiliche -— Wissenschaft ist, die uns befähigt, die Wirklichkeit zu erkennen und sie im 
Interesse der „Vermenschlichung“ unseres Lebens bewußt zu verändern ... Die politische 
Haltung des Lehrers ist für den Erfolg der sozialistischen Erziehung von entscheidender 
Bedeutung ... Die sozialistische Erziehung der Jugend erfordert folglich das überzeugte 
Bekenntnis unserer Lehrer und Erzieher zu unserer Arbeiter- und Bauernmacht, zur 
Perspektive des Sozialismus ... 


Für die christlichen Kinder und Jugendlichen werden die öffentlichen Schulen 
damit zu Missionsschulen des dialektischen Materialismus. Ganz klar wird das 
in der Rede, die Karl Namokel auf der Kreisdelegiertenkonferenz der FDJ in 
Wolgast hielt („Junge Welt“ vom 31. 1. 58): 


Unsere Weltanschauung — das ist der Marxismus-Leninismus und seine theoretische 
Grundlage, der dialektische Materialismus. 

Das wirft natürlich Fragen des Verhältnisses zu den jungen Christen im Verband auf. 

Damit es keine Unklarheiten gibt, will ich in diesem Zusammenhang auf die Frage 
eingehen, wie sich z. B. die Freunde eines Zirkels verhalten sollen, an dem auch junge 
Christen teilnehmen. Es ist falsch, wenn Mitglieder und Funktionäre in solchen Zirkeln 
der offenen Darlegung und Verbreitung unserer sozialistischen Weltanschauung aus- 
weichen. Es geht doch darum, alle Zirkelteilnehmer von der sozialistischen Weltanschau- 
ung zu überzeugen und bürgerlich-idealistische Auffassungen zu beseitigen. Zurüc- 
weichen würde nicht nur den jungen Arbeitern, sondern auch den jungen Christen, die 
am Zirkel teilnehmen, schaden. Sie würden nicht die volle Wahrheit kennenlernen. 

Wir sind eine sozialistische Jugendorganisation mit sozialistischen Prinzipien und kein 
Diskutierklub. 

Wir müssen uns davon leiten lassen, daß es notwendig ist, die Arbeiterjugend, ja, 
alle jungen Menschen mit der Weltanschauung des Sozialismus zu bewaffnen. Weil 
auch die jungen Christen am Sozialismus bauen und im Sozialismus leben werden, 
deswegen werden wir alles tun, um auch sie von der sozialistischen Weltanschauung zu 
überzeugen. 

Wir müssen dabei folgendes beachten: 

Jahrhundertelang haben die Ausbeuterklassen versucht, ihre idealistische Weltan- 
schauung mit Hilfe der Religion zu verbreiten. Sie versuchen es auch heute noch. Schon 
das Kind, wenn es noch gar nichts wahrnehmen kann, soll, indem es die Eltern zur 
Taufe bringen, an die Religion gebunden werden. Wenn es noch gar nicht reden kann, 
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muß es schon lernen, die Hände zum Gebet zu falten. Wenn es dann 14 Jahre alt ist, 
wird es konfirmiert.’ 

So geraten heute noch viele Menschen bereits im Kindesalter unter den Einfluß der 
Religion, ohne es vielleicht selbst zu merken und zu wollen. Wenn das so ist, müssen 
wir in unserem Verhalten zu dem jungen Christen auch davon ausgehen. Er kennt doch 
unsere, die sozialistische Weltanschauung überhaupt nicht und ihm wird eingeimpft, 
daß sie seinen Interessen widerspricht. Wir dürfen uns deshalb überhaupt nicht scheuen, 
mit ihm über unsere Weltanschauung zu diskutieren, um ihn zu ringen, damit er sich 
die unsrige aneignet oder sich mit ihr vertraut macht. 

Was wird dabei herauskommen? 

Nicht wenige junge Christen, die um das Verstehen des Neuen ringen, werden über- 
rascht sein von der Wahrheit, Gedankentiefe, Logik und der hohen Ethik unserer Welt- 
anschauung. Sie werden beginnen, sich ernsthaft mit ihr zu beschäftigen. Natürlich wird 
das nicht von heute auf morgen geschehen. Unser Wille, alle jungen Menschen, auch 
junge Christen, von der sozialistischen Weltanschauung zu überzeugen, bedeutet also 
nicht, daß die jungen Christen nicht in der FDJ sein können. 

Unser Verband bietet jedem Jugendlichen die Gelegenheit, sich im offenen, kamerad- 
schaftlichen Meinungsstreit die sozialistische Weltanschauung anzueignen ... 

Die Weltanschauung des Marxismus-Leninismus ist die Grundlage für die erziehe- 
rische Arbeit der Freien Deutschen Jugend ... 

Wir wollen, daß jeder junge Mensch einen klaren Blick und einen klaren Verstand 
für das Neue hat, wir wollen, daß er erkennt, daß die Erde nicht von einem höheren 
Wesen geschaffen ist, sondern auf ganz natürliche Weise entstand und sich Natur und 
Gesellschaft auf der Grundlage des Wirkens objektiver Gesetze entwickeln. Wir wollen, 
daß er die Wahrheit erfährt — deshalb sind wir dafür, daß er sich die sozialistische Welt- 
anschauung aneignet; denn sie ist die einzig wahre Weltanschauung ... 


In diesem Gesamtzusammenhang gewann nun auch der Kampf um die Jugend- 
weihe eine neue Schärfe. 


3. Der KAMPF UM DIE JUGENDWEIHE 


Während es in den vergangenen Jahren nicht gelungen war, die Jugendweihe zu 
einem nennenswerten Erfolg zu führen, auch hinsichtlich der Bedeutung und 
Gestaltung der Jugendweihe gewisse Schwankungen zu verzeichnen waren (z.B. 
Zurückziehung des Buches „Weltall, Erde, Mensch“), brachte das Jahr 1957 
eine klare Entwicklung in doppelter Richtung. Einmal wurde klargestellt, daß 
die Jugendweihe ein Bekenntnis zum Sozialismus einschließlich seiner athe- 
istischen Weltanschauung ist, und zweitens, daß die Jugendweihe nicht ein per- 
sönlich-freiwilliger Akt ist, sondern ein Bekenntnis der Staatstreue, dessen Ver- 
weigerung schwerwiegende Nachteile mit sich bringt. Daß eine neue Phase im 
Kampf um die Jugendweihe eingeleitet wurde, ging schon daraushervor, daß der 
Text des Gelöbnisses neu formuliert wurde. Er lautetenunmehr folgendermaßen: 


Liebe junge Freunde! 


Seid Ihr bereit, als treue Söhne und Töchter unseres Arbeiter- und Bauernstaates für 
ein glückliches Leben des ganzen deutschen Volkes zu arbeiten und zu kämpfen, so 
antwortet mir: 
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Ja, das geloben wir! j 
Seid Ihr bereit, mit uns gemeinsam Eure ganze Kraft für die große und edle Sache 


des Sozialismus einzusetzen, so antwortet mir: 


Ja, das geloben wir! : 
Seid Ihr bereit, für die Freundschaft der Völker einzutreten und mit dem Sowjetvolk 


und allen friedliebenden Menschen der Welt den Frieden zu sichern und zu verteidigen, 
so antwortet mir: 

Ja, das geloben wir! 

Wir haben Euer Gelöbnis vernommen. Ihr habt Euch ein hohes und edles Ziel gesetzt. 
Ihr habt Euch eingereiht in die Millionenschar der Menschen, die für Frieden und Sozia- 
lismus arbeiten und kämpfen. Feierlich nehmen wir Euch in die Gemeinschaft aller 
Werktätigen in unserer Deutschen Demokratischen Republik auf und versprechen Euch 
Unterstützung, Schutz und Hilfe. 


Die Jugendweihestunden 1957 wurden mit einer programmatischen Rede Walter 
Ulbrichts in Sonneberg (Erzgebirge) am 29. 9. 57 eröffnet. Zwar wird stets be- 
tont, daß christliche Kinder auch konfirmiert werden können, aber die Jugend- 
weihe wird eindeutig in eine Linie mit der alten Jugendweihe der Freidenker 
gestellt. Walter Ulbricht erzählte von seiner eigenen Jugendweihe, die er „Ostern 
1907“ empfangen habe. „Die Jugendweihe ist ein alter schöner Brauch, den die 
sozialistische Arbeiterbewegung fortgeführt hat.“ Ulbricht fordert dabei auch, 
„alte, überlebte Glaubenssätze über Bord zu werfen“. Als Beispiel führte er 
hierfür an, daß ein Pfarrer „ein von ihm erfundenes Glaubensbekenntnis“ habe 
lernen lassen, in dem es heißt: „Ich glaube, daß mich Gott geschaffen hat, samt 
allen Kreaturen.“ Für diese so charakterisierte Jugendweihe fordert der Erste 
Sekretär der SED die Teilnahme aller Jungen und Mädchen, „gleichgültig welche 
Weltanschauung ihre Eltern haben oder in welcher Weltanschauung sie bisher 
erzogen waren“. Endlich aber verpflichtete er in seiner Sonneberger Rede alle 
Organisationen, aber auch staatliche Stellen (die Volksbildungsabteilungen bei 
den Räten) zur Mitarbeit bei der Vorbereitung zur Jugendweihe. Mit dieser 
Rede war die bisherige weltanschauliche Tarnung zerrissen und der Freiwillig- 
keitscharakter der Jugendweihe grundsätzlich in Frage gestellt. Ein neues Sta- 
dium im Kampf um die Jugendweihe hatte begonnen. In einem Schreiben vom 
2. 10. 57 an Ministerpräsident Grotewohl verwahrte sich die Konferenz der 
Evangelischen Kirchenleitungen im Gebiet der DDR gegen die Sonneberger 
Ausführungen Walter Ulbrichts: 


Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik Berlin, den 2. Oktober 1957 


Sehr verehrter Herr Ministerpräsident! 


Der Erste Sekretär des Zentralkomitees der SED und Erste Stellvertretende Vorsitzende 
des Präsidiums des Ministerrats hat am 29. September 1957 in Sonneberg das Jugend- 
weihejahr 1958 durch eine Rede eröffnet. Zu den Ausführungen haben wir folgendes zu 
erklären: 

1. Der Stellvertretende Vorsitzende des Präsidiums des Ministerrats betont darin, 
daß die Jugendweihe ein alter schöner Brauch sei, den die sozialistische Arbeiterbewe- 
gung fortgeführt habe. Die Jugendweihe sei nicht erst in den letzten Jahren in der 
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Deutschen Demokratischen Republik eingeführt worden, auch in Westdeutschland gehen 
die Kinder zur Jugendweihe. Damit bestätigt er im Gegensatz zu den bisherigen Aus- 
sagen der Verfechter der Jugendweihe die bisher von der Kirche vertretene Auffassung, 
daß die Jugendweihe in der Deutschen Demokratischen Republik dasselbe ist wie die 
von freidenkerischen Kreisen propagierte und durchgeführte Jugendweihe der Ver- 
gangenheit und Gegenwart. 

2. Er fordert, daß alle Kinder an der Jugendweihe teilnehmen sollen, und legt die 
Verantwortung dafür nicht nur den Ausschüssen für Jugendweihe auf, sondern insonder- 
heit auch der Arbeiterschaft in Betrieben, den Gewerkschaftsleitungen, Parteiorgani- 
sationen und vor allem den Volksbildungsabteilungen bei den Räten. Damit wider- 
spricht er den früheren Stellungnahmen verantwortlicher staatlicher Stellen — zuletzt 
Ihren eigenen Erklärungen vom 3. Dezember 1956 gegenüber den Bischöfen der evan- 
gelischen Kirche —, daß die Jugendweihe eine von privaten Kreisen getragene An- 
gelegenheit und keine staatlich geförderte Sache sei. 

3. Er betont, daß das „Gelöbnis kein leeres Wort“ sei, und fordert, daß die Jugend- 
lichen möglichst bald „überlebte alte Giaubenssätze über Bord werfen müssen“. Hier 
und an anderen Stellen seiner Rede nimmt er als einer der führenden Repräsentanten 
des Staates eindeutig gegen den christlichen Glauben Stellung und verletzt damit die 
Gefühle des christlichen Teiles der Bevölkerung. Wir versagen es uns, auf Einzelheiten 
einzugehen. 

Die evangelische Kirche hat sich unter Beibehaltung ihrer grundsätzlichen Einstellung 
zur Jugendweihe auf Grund der Erklärungen, die Sie, Herr Ministerpräsident, am 3. De- 
zember 1956 den Bischöfen gegenüber abgegeben haben, in der Auseinandersetzung be- 
wußt Zurückhaltung auferlegt. Wir müssen aber feststellen, daß nun durch amtliche 
Stellen der Deutschen Demokratischen Republik der Kampf gegen Überzeugungen und 
Einrichtungen der Kirche aufgenommen worden ist. Unsere Gemeinden sind von dieser 
Tatsache beunruhigt. Sie fühlen sich an Vorkommnisse aus dem Kampf der Beken- 
nenden Kirche erinnert. 

Sie, sehr verehrter Herr Ministerpräsident, werden es verstehen, daß wir unseren 
Gemeinden, insonderheit den Eltern der Konfirmanden, eine Stellungnahme schuldig 
sind, die in Bälde erfolgen muß. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 


Für die Ev. Kirchenleitung der Für die Evangelische Kirchenleitung 
Landeskirche Anhalts der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs 
Fischer Spangenberg 
Für die Kirchenleitung der Ev. Kirche Für die Kirchenleitung 
in Berlin-Brandenburg der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens 
D. Dr. Dibelius Dr. Kleemann 
Für die Evangelische Kirchenleitung Für die Evangelische Kirchenleitung 
in Görlitz der Kirchenprovinz Sachsen 
D. Hornig D. Jänicke 
Für die Evangelische Kirchenleitung Für die Kirchenleitung 
in Greifswald der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen 
Woelke D. Mitzenheim 


Am 9.10. 57 beschlossen die Bischöfe eine gemeinsame Erklärung an die Pfarrer 
und Gemeinden und veranlaßten ihre Abkündigung im ganzen Kirchengebiet 
am 20. 10. 57. In dieser Kanzelabkündigung hieß es: 
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Wieder rüsten sich in unseren Gemeinden Tausende von Kindern, um in der Konfirma- 
tion ein Bekenntnis zu unserem Herrn Jesus Christus abzulegen. Zu gleicher Zeit wird 
versucht, diese unsere getauften Kinder für eine atheistische Jugendweihe zu gewinnen. 
Dadurch werden unsere Familien zur Entscheidung und zum Bekenntnis aufgerufen. 
Denn es gibt hier nur ein Entweder — Oder. Entweder nimmt ein Kind an der Jugend- 
weihe oder an der Konfirmation teil. Beides miteinander zu verbinden, ist eine Un- 
möglichkeit. 

Herr Walter Ulbricht, Erster Sekretär des Zentralkomitees der SED und Erster Stell- 
vertretender Vorsitzender des Präsidiums des Ministerrats, hat das in der Rede, die er 
am 29. September 1957 zur Eröffnung des Jugendweihejahres in Sonneberg in Thü- 
ringen gehalten hat, noch einmal klargemacht. Bisher war immer gesagt worden: die 

" Jugendweihe in der Deutschen Demokratischen Republik bedeute keineswegs ein Be- 
kenntnis zum Atheismus; sie sei etwas ganz anderes als die freidenkerische Jugendweihe 
von früher. Jetzt hat Herr Walter Ulbricht gesagt — wir zitieren nach dem „Neuen 
Deutschland“ -: die Jugendweihe sei ein alter schöner Brauch; auch in Westdeutschland 
gingen Kinder zur Jugendweihe. Und dann hat er von seiner eigenen Jugendweihe im 
Jahre 1907 erzählt. Es handelt sich also wirklich um die alte Einrichtung der Freidenker, 
durch die die Konfirmation der Kirche verdrängt werden soll. 

Auch die übrigen Ausführungen in der Rede von Herrn Walter Ulbricht machen das 
völlig klar. Er sagt: wir sollten uns nicht daran hindern lassen, „überlebte, alte Glau- 
benssätze über Bord zu werfen ...“ 

Endlich hat Herr Ulbricht nicht nur die Betriebe, die Maschinen-Traktoren-Stationen, 
die volkseigenen Güter, die Jandwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und die 
Frauenverbände aufgefordert, sich für die Jugendweihe einzusetzen, sondern er hat 
auch von den Volksbildungsabteilungen bei den Räten, also von Organen der Staats- 
verwaltung, verlangt, daß sie bei der Vorbereitung auf die Jugendweihe mitwirken 
sollen. Das steht im Widerspruch zu der Erklärung, die den Bischöfen am 3. Dezember 
1956 von der obersten staatlichen Stelle gegeben worden ist; nämlich, daß die Jugend- 
weihe nicht eine Sache des Staates sei, sondern lediglich die Sache derer, die die Jugend- 
weihe wollen, und daß die staatlichen Organe nicht die Aufgabe haben, sich uneinge- 
schränkt in den Dienst der Jugendweihe zu stellen. 

Wir als eure Bischöfe erklären: Es geht bei der Entscheidung zwischen Konfirmation 
und Jugendweihe um die Seele eurer Kinder und um eurer eigenen Seelen Seligkeit. 
Unsere Antwort auf die neue Propaganda für die Jugendweihe und auf alle Angriffe 
gegen unseren Glauben kann nur die sein, daß wir den Konfirmandenunterricht viel 
ernster nehmen als bisher und daß wir samt unseren Kindern Gott und der Kirche 
Jesu Christi nur um so entschlossener die Treue halten. Drohungen sollen uns nicht 
schrecken. Wir haben es in den Jahren des großen Kirchenkampfes immer wieder er- 
fahren, daß Gott den Seinen durch alle Anfechtungen hindurchhilft. Er wird auch uns 
nicht ohne seine Hilfe lassen. 

Es steht geschrieben: „Man muß Gott mehr gehorchen als den Menschen!“ Und unser 
Heiland Jesus Christus spricht: „Wer mich bekennt vor den Menschen, den will ich auch 
bekennen vor meinem himmlischen Vater!“ 


Bischof D. Beste Bischof D. Dibelius Bischof D. Hornig 
Bischof D. Jänicke Bischof D. Krummacher Bischof D. Mitzenheim 
Bischof D. Noth Oberkirchenrat Schröder 


Am 27. 10. 57 wurde in allen katholischen Kirchen ein von den römischen 
Bischöfen und bischöflichen Kommissaren im Gebiet der DDR verfaßtes Hirten- 
schreiben verlesen, das ebenfalls klar ausspricht, daß „Jugendweihe und christ- 
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liches Bekenntnis nach wie vor unvereinbar“ seien. „An eurer Glaubenskraft 
sollen alle Versuche scheitern, unser Land von Christus und seiner Kirche loszu- 
reißen.“ Als Antwort auf die Vorstellung der evangelischen Bischöfe richtete der 


Innenminister Maron am 19. 10. 57 folgendes Schreiben an die Leitungen der 
evangelischen Landeskirchen: 


Sehr geehrter Herr Bischof! 


Das Schreiben der Evangelischen Kirchenleitungen im Gebiet der Deutschen Demokra- 
tischen Republik an den Ministerpräsidenten Herrn Otto Grotewohl vom 2. Oktober 
1957 wurde mir zur Beantwortung übergeben. Wir haben Kenntnis genommen, daß der 
Inhalt dieses Schreibens an den Ministerpräsidenten der Deutschen Demokratischen 
Republik in Presse und Rundfunk außerhalb unseres Staatsgebietes publiziert wurde, 
noch bevor eine Antwort überhaupt möglich war. Den dafür Verantwortlichen war 
bekannt — und es lag wohl auch in ihrer Absicht -, daß die in diesem Schreiben auf- 
gestellten Behauptungen zum Gegenstand erneuter Verleumdungen gegen unseren Staat 
und provozierender Entstellungen der Verhältnisse in der Deutschen Demokratischen 
Republik gemacht wurden. Diese Praxis ist offensichtlich eine Fortsetzung der bereits 
in meiner Erklärung vom 10. Februar 1956 charakterisierten Bestrebungen, kirchliche 
Einrichtungen für die den Frieden bedrohende NATO-Politik zu mißbrauchen. Die 
vom Ersten Sekretär des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch- 
lands und Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrats, Herrn Walter Ulbricht, zu 
Fragen der Jugendweihe gemachten Ausführungen widersprechen in keiner Weise den 
früheren Stellungnahmen verantwortlicher staatlicher Stellen. Der Staat der Arbeiter 
und Bauern — die Deutsche Demokratische Republik -, dessen Politik auf die Erhaltung 
des Friedens, die Verständigung unter den Völkern und den Wohlstand unserer Be- 
völkerung gerichtet ist, hat nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, Bestrebungen 
zu unterstützen, die die jungen Menschen im Sinne dieser Politik erziehen. Die Jugend- 
weihe ist ein Beitrag zur allseitigen Bildung und Entwicklung unserer jungen Menschen 
und erzieht sie vor allem zu lebenstüchtigen Menschen und aktiven Erbauern des Sozia- 
lismus. Deshalb findet die Jugendweihe die Unterstützung aller staatlichen Organe und 
Einrichtungen, insbesondere die der Volksbildung. Die Kirchenleitungen in der Deut- 
schen Demokratischen Republik müssen zur Kenntnis nehmen, daß unser Staat die 
Gewissensfreiheit aller Bürger unserer Republik unter seinen Schutz stellt. Wissenschaft 
und Technik schreiten unaufhaltsam voran. Das dürfte den letzten zum mindesten seit 
der Stunde klargeworden sein, seitdem der von sowjetischen Wissenschaftlern und 
Technikern geschaffene künstliche Erdsatellit um die Erde kreist. Der Stand der Wissen- 
schaft und Technik verlangt heute gebieterisch die Beantwortung der Fragen, die ins- 
besondere jetzt von unserer heranwachsenden Jugend - gleich welcher Weltanschauung - 
gestellt werden und die nur vom Standpunkt der Wissenschaft behandelt werden können. 
Die Unterzeichner des Schreibens ziehen in Verdrehung der Tatsachen eine Parallele 
zur Situation der Bekennenden Kirche in der faschistischen Ara. Tatsächlich befinden 
sie sich in geistiger Gemeinschaft mit jenen Kräften, die seinerzeit das Leben vieler auf- 
rechter Antifaschisten der verschiedensten Weltanschauungen, darunter auch aufrechter 
Christen, vernichteten und auch heute ihre menschenverachtenden Ziele noch nicht auf- 
gegeben haben. Diese faschistischen Kräfte, die in der Bundesrepublik bereits alle Kom- 
mandostellen in Staat, Wirtschaft und NATO-Armee besetzt halten, erfreuen sich nach 
wie vor der Unterstützung vieler führender Männer der evangelischen Kirche. Die 
faschistische Kriegsverherrlichung und die ideologische Vorbereitung eines Revanche- 
krieges, z. B. auf den Evangelischen Akademien in Westdeutschland, feiern eine neue 
Auferstehung. Die Bevölkerung der DDR hat den Mißbrauch der Kirche, wie er in der 
Unterzeichnung des Militärseelsorgevertrages zwischen Bischof Dibelius und Adenauer 
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zum Ausdruck kam, noch gut in Erinnerung. Mögen alle verantwortungsbewußten Mit- 
glieder der Kirchenleitungen erkennen, daß sich die Unterstützung solcher volksfeind- 
licher Handlungen gegen die Friedenspolitik der Regierung der DDR richtet und auf 
die Dauer nicht ohne Folgen bleiben kann. ns 

Die von den evangelischen Bischöfen angeordnete Kanzelabkündigung ist nicht nur 
ein Gewissenszwang gegenüber vielen Geistlichen, sondern richtet sich gegen die Ge- 
wissensfreiheit überhaupt. Nur jene Kräfte, die mit allen Mitteln die Herstellung eines 
normalen Verhältnisses zwischen Staat und Kirche in unserer Republik verhindern 
wollen, können ein Interesse an der Verbreitung solcher Verleumdungen haben, daß in 
der Deutschen Demokratischen Republik kirchliche Einrichtungen in ihrer religiösen 
Tätigkeit behindert werden. Jeder Bürger kann sich täglich vom Gegenteil überzeugen. 
Ungeachtet dieser Feststellungen läßt sich unsere Regierung in ihrer Politik gegenüber 
den Religionsgemeinschaften, die darauf gerichtet ist, ein normales Verhältnis zwischen 


Staat und Kirche herzustellen, nicht beirren. er 
Maron, Minister des Innern 


In diesem Schreiben tritt auch schon die Leistung sowjetischer Wissenschaftler 
mit dem Start des Sputnik als Argument für den Sieg des wissenschaftlichen 
Sozialismus gegenüber den schwindenden Kräften des religiösen Aberglaubens 
in Erscheinung. In zahlreichen Presseartikeln, Reden, Gedichten usw. trat dieser 
Gedanke immer wieder hervor. Der Mensch und seine Wissenschaft werden als 
letzte Autorität für alle Fragen des Lebens angesehen. Ein neuer Glaube an den 
Menschen beginnt triumphal die Herzen der Menschen zu beflügeln. „Der 
Mensch ist das mächtigste aller Wesen, es gibt kein mächtigeres über ihm“, ver- 
kündet der erste Sekretär der Bezirksleitung Frankfurt a. d. Oder der SED, 
Gerhard Grüneberg, am 27. 10. zur Eröffnung der Jugendstunden seines Be- 
zirkes. Dieses Evangelium vom Menschen, seiner Wissenschaft und seiner gesell- 
schaftlichen Kraft, trat nunmehr in den Mittelpunkt der Jugendweihe. Auf einer 
erweiterten Arbeitstagung des Zentralen Ausschusses für Jugendweihe im Kul- 
tursaal des Staatlichen Rundfunkkomitees am 4. 11. 57 sprach Professor Her- 
mann Dunker, „ein alter Kämpe auf dem Gebiet der Erziehung zu einer wissen- 
schaftlichen Weltanschauung, ein unermüdlicher Propagandist der marxistisch- 
leninistischen Weltanschauung“ (Deutsche Lehrerzeitung Nr. 47 vom 23. 11. 57). 
Er sagte unter anderem: 


Darf ich meinerseits einer gewissen Freude darüber Ausdruck geben, daß es durch die 
Offensive der religiösen Fanatiker in unserer DDR gelungen ist, unserer Jugendweih- 
bewegung einen kräftigen Anstoß zu geben, so daß wir uns auch unsererseits bewußt 
sind, in einer Offensive gegenüber solchem religiösen Fanatismus zu stehen ... 

Man muß träumen können. Wovon träumen? Von dem Gewaltigen, an dessen Grund- 
lagen wir bauen. Man muß träumen können, man muß ein Zukunftsbild haben, und 
wir wollen auch dem Kind, dem Jugendlichen schon ein solches Zukunftsbewußtsein 
vermitteln. 

Aber laßt mich noch eins hinzufügen: Natürlich ist klar, unser historischer Materia- 
lismus und unser dialektischer Materialismus sind selbstverständlich auch atheistisch; 
denn jeder Materialismus, der ehrlich und konsequent sein will, muß atheistisch sein. 
Aber wenn wir von Atheismus sprechen, sollten wir doch einmal überlegen, daß das 
Wort „atheistisch“ ein rein negatives Wort ist. Es sagt, wir lehnen die Gottvorstellungen 
usw. ab; aber es sagt noch nicht, was wir dann positiv an die Stelle setzen. Ich glaube, 
man kann wundervoll über Atheismus sprechen, ohne das Wort Atheismus einmal zu 
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gebrauchen. Man kann sich nämlich klarmachen und damit auch den Hörern, der Ju- 
gend, daß sie an die Menschheit glauben, an die Entwicklung dieser Menschheit, daran, 
daß die Menschheit alles erkennen kann und wird und daß die Menschheit in ihrer 
Entwicklung alles schaffen kann, was für die Entwicklung der Gesellschaft notwendig 
ist. Dieser Glaube an die Menschheit ist das, was wir an die Stelle des Glaubens an 
einen Gott usw. zu setzen haben. Wir müssen dieses Menschheitsbewußtsein in den 
Menschen stark und lebendig machen, weil es zugleich auch die Grundlegung für eine 
Menschenverbundenheit, für das Gefühl der Zusammengehörigkeit der ganzen Mensch- 
heit ist und damit auch für das Gefühl der Notwendigkeit eines Weltfriedens unter 
allen Menschen. 


Auf derselben Tagung äußerte sich Professor Dr. Robert Alt über das Verhältnis 
von Jugendweihe und Konfirmation folgendermaßen: 


Aus dieser Stellung und Funktion der Jugendweihe folgt eindeutig auch ihr Verhältnis 
zu anderen Zeremonien wie etwa der Konfirmation. Ich meine nicht, daß Jugendweihe 
und Konfirmation vergleichbare — ich möchte sagen — gegeneinander abwägbare Größen 
sind, die irgendwie gegenseitig in Wettstreit treten sollen oder können. Nein, die Ju- 
gendweihe will den Jugendlichen helfen, begeisterte Erbauer des Sozialismus zu werden. 
Sie erfaßt und formt damit alle Seiten des Menschen, sie will ihn zum richtigen Ver- 
halten in allen Bereichen seines zukünftigen Lebens erziehen, in Freizeit, in Beruf und 
gesellschaftlicher Betätigung, im öffentlichen und privaten Dasein, in seiner Weltan- 
schauung, in seiner moralischen Haltung usw. 

Die Kirche aber kann mit der Konfirmation nur auf das religiöse Leben vorbereiten, 
kann den jungen Menschen nur aufnehmen in die Gemeinschaft der Gläubigen. Sie kann 
also den Jugendlichen mit dieser Zeremonie nur in einem begrenzten Bereich des Lebens 
einweihen, der zwar auch auf andere ausstrahlt — das weiß ich —, aber ich möchte damit 
sagen, daß die Konfirmation zur Jugendweihe — wenn Sie mir den Vergleich gestatten — 
sich etwa so verhält, wie der Religionsunterricht zur Allgemeinbildung. 

Wenn gewisse Kreise der Kirche gegen die Jugendweihe Stellung nehmen und zu 
unberechtigten Maßnahmen gegen diese Institution oder gegen die Teilnehmer an ihr 
greifen, so kann das nur aus einem falschen Anspruch heraus geschehen, auch in der 
Kirche nicht gehörige Bereiche einzudringen und dort eine führende Rolle zu spielen, 
etwa in Wirtschaft, Politik, Wissenschaft, Philosophie usw. Aber die Zeiten, in denen so 
etwas angängig war, sind vorüber. 

Ich glaube, daß auch der religiös gesinnte Mensch, gerade wenn er es mit dem Gebot 
der Nächstenliebe ernst meint, mit aller Kraft für den Sozialismus, für eine friedliche 
Welt, für das Wohlergehen aller eintreten muß. Also darf auch dem religiös gesinnten 
Jugendlichen nichts im Wege stehen, wenn er sich dem Aufbau des Sozialismus ver- 
pflichten will. 

Wenn die Kirche ein alleiniges Anrecht auf solche Zeremonien der Aufnahme der 
jungen Seneration in die Scharen der vollverantwortlichen Gemeinschaftsmitglieder 
erhebt, so überschreitet sie ihre Kompetenzen. Das ist die eine Möglichkeit. Aber es gibt 
noch eine zweite Möglichkeit: Sie will die Mitarbeit der Jugend am Aufbau des Sozia- 
lismus, zu der die jungen Menschen durch die Jugendweihe vorbereitet und verpflichtet 
werden, verhindern oder verzögern. Beides aber können wir in unserem Arbeiter- und 
Bauernstaat nicht zulassen, weil wir die Verantwortung für die sozialistische Zukunft 


tragen. 


Allen Außerungen, daß die Teilnahme an der Jugendweihe freiwillig sei, zum 
Trotz wurde der gesamte Staasapparat bei der Werbung zur Jugendweihe 
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eingesetzt. Pfarrer, die sich gegen die Jugendweihe wandten oder die auf die Un- 
vereinbarkeit von Jugendweihe und Konfirmation hinwiesen, wurden in zahl- 
losen Fällen in Presse und Versammlungen angegriffen und als „Staatsfeinde“, 
„Friedensstörer“, ‘„intolerante Gewissensbedrücker“ hingestellt. In manchen 
Fällen folgten polizeiliche Vernehmungen. Es wurden Vorwürfe wegen Staats- 
verleumdung und Boykotthetze erhoben; und es kam zu gerichtlichen Vorladun- 
gen und auch zu Bestrafungen und Haft. Ein großer Druck wurde auf die Eltern, 
Kinder und Lehrer ausgeübt. Die Kinder wurden in der Schule, die Eltern in 
Haus und Betrieb oder in besonderen Versammlungen oft unter Androhung 
persönlicher Nachteile (Verlust der Stellung oder der Unterstützung, des Zu- 
gangs zur Oberschule oder zur Lehrstelle usw.) genötigt, zur Jugendweihe ja 
zu sagen. Evangelische Lehrer verloren ihre Stellung, weil sie die Beteiligung an 
der Werbung zur Jugendweihe ablehnten, Studenten konnten aus dem gleichen 
Grunde ihr pädagogisches Studium nicht fortsetzen. In den Industriezentren, 
den Großstädten, vor allem in den „sozialistischen Städten“ war der Druck so 
groß, daß zahlreiche Eltern ihm nicht mehr widerstanden. Es hat in vielen Häu- 
sern um die Jugendweihe Bitterkeit, Tränen, Kämpfe, ja Verzweiflung gegeben. 
Für die Kirche war es nicht leicht, in dieser Situation die notwendige Klarheit 
der Entscheidung festzuhalten und zugleich die seelsorgerliche Liebe zu üben. 
Der Grundsatz: „Jugendweihe und Konfirmation schließen sich gegenseitig aus“ 
wurde von allen Kirchen bestätigt. Aber die kirchlichen Folgerungen aus diesem 
Grundsatz konnten nicht schematisch gezogen werden. In den meisten Fällen 
handelte es sich um Jugendweihlinge wider Willen, die nur unter Druck nach- 
gegeben hatten, aber keineswegs beabsichtigten, die Kirche zu verlassen. Wie 
sollte die Kirche sie weiterhin ansehen? Die Verweigerung der Konfirmation 
bedeutete nicht den Ausschluß aus der Kirche. Vielfach entschloß man sich zu 
einer späteren Konfirmation. Wenn das Kind, das unter Druck zur Jugendweihe 
gegangen war, sich danach zum Gottesdienst und zur Jungen Gemeinde hielt, 
sollte es nach einem halben oder ganzen Jahr doch die Konfirmation erhalten. 
Dabei kam die ganze Frage nach Bedeutung und Gestalt der Konfirmation, die 
die Kirche schon seit Jahrzehnten bewegt, erneut in die Diskussion. Der Vor- 
schlag einer katechetischen Konfirmation nach dem kirchlichen Unterricht und 
nach Schulabschluß und einer späteren (etwa mit 17 bis 18 Jahren) Abendmahls- 
unterweisung mit abschließender eigentlicher Konfirmation und Zulassung zum 
Sakrament, wurde erneut erwogen. Noch sind viele Dinge im Fluß. Manche 
Pfarrer meinten, überhaupt nicht mehr konfirmieren zu können, da viele Kinder 
ihre zweiseitige Handlungsweise zu verschleiern wußten. Andere haben sich auf 
eine „elastische“ Konfirmation eingestellt, das heißt, sie segnen nur diejenigen 
gemeinsam ein, die nach Schluß des Unterrichtes hierfür reif erscheinen und der 
Jugendweihe eine klare Absage erteilt haben, alle anderen Kinder werden je 
nach ihrer inneren Situation nach und nach im Laufe des Jahres oder auch gar 
nicht konfirmiert. Es hat viele Aussprachen und viel Not um diese Dinge ge- 
geben. Es ist sehr schwer, das äußere Ergebnis des Kampfes festzustellen. Sicher 
ist, daß namentlich in den Großstädten die Jugendweihe große Fortschritte ge- 
macht hat. Ganze Konfirmandenklassen haben sich praktisch aufgelöst. Manche 
Pfarrer haben in ihrer Not auch nachgegeben und beide Augen bei der Konfir- 
mation zugedrückt. In vielen Gebieten aber ist die Konfirmation ziemlich uner- 
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schüttert geblieben und nur wenig Abwanderung erfolgt. Die Parteipresse hat 
die Zahl der Jugendweihlinge mit 90000 angegeben und dabei vermerkt, daß 
das 25000 mehr seien als im Vorjahr. Man wird diese Zahlen mit Vorsicht auf- 
nehmen müssen. Man wird wohl sagen können, daß mindestens ebenso viele 
Kinder konfirmiert worden sind. 


4. Die VERHINDERUNG DES FÜR THÜRINGEN GEPLANTEN 
DEUTSCHEN EVANGELISCHEN KIRCHENTAGES 


Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und die Evangelisch-Luthe- 
rische Kirche Thüringens hatten bereits im Sommer 1956 den Deutschen Evan- 
gelischen Kirchentag für 1957 ins Thüringer Land eingeladen. Das Präsidium 
des Kirchentages nahm diese Einladung an und gedachte mit dieser Veranstal- 
tung in der DDR zugleich die neue Periode der Kirchentage zu eröffnen, die 
künftig nur alle zwei Jahre - im ungeraden Jahr — durchgeführt werden sollen. 
Auch sollte mit diesem Kirchentag der Versuch einer stärkeren Aufgliederung 
und neueren Form des Kirchentages gemacht werden, indem nämlich der Kirchen- 
tag über einen ganzen Landstrich verteilt, mit Erfurt als Mittelpunkt, in einer 
Reihe von Städten Thüringens durchgeführt werden sollte, 

Im Herbst 1956 erklärte das Innenministerium der DDR seine grundsätzliche 
Bereitwilligkeit zur Veranstaltung eines Kirchentages in Thüringen unter ge- 
wissen Voraussetzungen, die in einer Unterredung zwischen Staatssekretär Hegen 
und dem Kirchentagspräsidenten mitgeteilt und dem Präsidium des Deutschen 
Evangelischen Kirchentages zur Stellungnahme zugeleitet wurden. 

Im Dezember 1956 beriet das Präsidium in einer Sitzung eingehend über die 
Gegebenheiten und ließ anschließend Staatssekretär Hegen eine schriftliche Er- 
klärung zugehen. Eine Antwort bekam das Kirchentagspräsidium nicht. 

Nach vielen telefonischen und schriftlichen Anfragen erhielt Präsident D. Dr. 
von Thadden-Trieglaff am 5. März — während der gesamtdeutschen Synode 
Berlin — eine offizielle Mitteilung des Innenministers, die ihm anläßlich eines 
Besuches bei Ministerpräsident Dr. Otto Nuschke von diesem übermittelt wurde. 
Nach der Mitteilung des Innenministers wurde die Zustimmung der Regierung 
der DDR zur Durchführung des Deutschen Evangelischen Kirchentages in Thü- 
ringen 1957 an eine Anzahl formulierter, politisch bestimmter Bedingungen ge- 
knüpft. Dr. von Thadden-Trieglaff ließ Dr. Nuschke bereits in dem Gespräch 
wissen, daß solche Bedingungen als eine Politisierung des Kirchentages ange- 
sehen werden müßten. Sie erschienen unannehmbar auch insofern, als sie der 
Ordnung des Kirchentages widersprächen, die sich dieser selbst gegeben und bei 
all seinen gesamtdeutschen Veranstaltungen im Osten und im Westen innege- 
halten habe. Dr. Nuschke sagte zu, die Verhandlungen mit dem Innenminister 
persönlich aufnehmen zu wollen, und gab der Hoffnung Ausdruck, daß der 
Kirchentag ohne so schwerwiegende Auflagen 1957 in Thüringen durchgeführt 
werden könne. 

Der Kirchentagspräsident berichtete auf der gesamtdeutschen Synode in Ber- 
lin am 8. März den anwesenden Vertretern aller Gliedkirchen über den der- 
zeitigen Stand der Verhandlungen des Kirchentages, nach denen inzwischen mit 
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wachsender Besorgnis und Unruhe im Osten und Westen immer wieder gefragt 
worden war. Die Presse der DDR, die sich in diesen Tagen kritisch und pole- 
misch mit den Beschlüssen der gesamtdeutschen Synode (Militärseelsorge) aus- 
einandersetzte, griff nun auch den Kirchentag an. In einer offiziellen Verlaut- 
barung des Presseamtes beim Ministerpräsidenten der DDR wurde der Kirchen- 
tagsleitung vorgeworfen, sie wolle „in letzter Stunde um die Abhaltung des 
diesjährigen Kirchentages herumkommen und dafür die Schuld der Regierung 
der DDR in die Schuhe schieben“. Die Motive der ministeriellen Vorbehalte 
habe Präsident von Thadden-Trieglaff fälschlich so dargestellt, als ob der 
Kirchentag unter politische Bedingungen gepreßt werden solle, die nicht seiner 
eigenen Haltung entsprechen. 

Am 5. April gab Dr. Otto Nuschke überraschend zwei Westberliner Journa- 
listen ein Interview, in dem er über eine Besprechung zwischen ihm und Innen- 
minister Maron berichtete und erklärte, der Innenminister habe zwei von den 
vier dem Kirchentag gestellten Bedingungen zurückgezogen. Der Abhaltung des 
Kirchentages in Thüringen werde nun nichts mehr im Wege stehen. 

Am 8. April — drei Tage später — konnte endlich das lange erbetene Gespräch 
zwischen der Kirchentagsleitung und der Regierung durchgeführt werden. Außer 
Dr. von Thadden-Trieglaff nahmen an diesem Gespräch der Vizepräsident des 
Kirchentages Präses Dr. Lothar Kreyßig und der Bevollmächtigte des Rates der 
EKD bei der Regierung der DDR Propst D. Heinrich Grüber teil. Die Regierung 
der DDR war allein durch den Innenminister Karl Maron vertreten, neben dem 
nur sein Hauptabteilungsleiter anwesend war. Weder Dr. Otto Nuschke war 
zugegen noch der mit Wirkung vom 1. April 1957 neu ernannte Staatssekretär 
für Kirchenfragen Werner Eggerath (SED). Das deutet den Hintergrund dieses 
Gespräches an, in dem der Innenminister dem Kirchentagspräsidenten seinen 
Brief vom 6. 4. 1957 mit den nun eindeutig festgehaltenen vier politischen Be- 
dingungen übergab. Von einer Zurückziehung einiger dieser Bedingungen, wie 
sie Dr. Nuschke in seinem Interview angekündigt hatte, war keine Rede. Der 
Brief hatte folgenden Wortlaut: 


Sehr geehrter Herr Kirchentagspräsident! 


Wegen der Abhaltung des Evangelischen Kirchentages in Thüringen hatte ich in einem 
Schreiben an den Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Herrn Dr. h. c. 
Otto Nuschke, einige Voraussetzungen umrissen, unter denen der Kirchentag statt- 
finden könne. Ich bedauere sehr, daß in der öffentlichen Diskussion diese Voraussetzun- 
gen durch Indiskretionen in ein falsches Licht gerückt worden sind. Sie müssen doch ver- 
stehen, daß unsere Haltung einer kompromißlosen Gegnerschaft gegen die NÄTO und 
unsere klare Friedenspolitik ebenso wie die Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik es erfordern, daß im Raum der DDR keinerlei Mißverständnis darüber auf- 
kommen kann, daß alle großen Tagungen, gleichviel welcher Art, gehalten sind, unsere, 
durch die weltpolitische Entwicklung vorgezeichnete Haltung zu respektieren. 

Es kann nicht bestritten werden, daß dadurch, daß sich Westdeutschland zur Haupt- 
basis der NATO verwandelt hat, eine ernste und ständig zunehmende Gefahr für den 
Frieden und die Sicherheit der europäischen Völker, besonders aber für das deutsche 
Volk entstanden ist. 

Eine Reihe von Vorkommnissen in Vergangenheit und Gegenwart (Kirchentag in 
Frankfurt am Main, Tagesordnung der Generalsynode und Unterzeichnung des Ver- 
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trages über die Militärseelsorge durch Bischof Dibelius und den Kriegsminister Strauß 
bzw. Bundeskanzler Adenauer) lassen eindeutig erkennen, daß die westdeutschen Milita- 
risten und Imperialisten in Verbindung und im offenbaren Einverständnis mit einigen 
Kirchenführern die Kirche und ihre Einrichtungen für ihre NATO-Politik mißbrauchen. 

Aus dieser Situation ergibt sich die Notwendigkeit, daß für gesamtdeutsche kirchliche 
Massenveranstaltungen auf dem Boden unserer Republik von seiten der Kirche und 
ihrer Einrichtungen aus Gründen der Sicherheit und zur Verhinderung des Mißbrauchs 
derartiger Veranstaltungen im Sinne der NATO-Politik bestimmte Garantien gegeben 
werden müssen. Deshalb muß die Zustimmung des Ministeriums des Innern der Deut- 
schen Demokratischen Republik zu dem Antrag der Kirchentagsleitung von der Erfül- 
lung folgender Forderungen abhängig gemacht werden: 

1. Die Kirchentagsleitung garantiert, daß auf dem Kirchentag alles unterbunden 
wird, was einer Unterstützung der friedensfeindlichen NATO-Politik, deren Inhalt 
eingangs erläutert wurde, gleichkommt. 

2. Die Kirchentagsleitung verpflichtet sich, daß auf dem Kirchentag keine Personen 
auftreten, die die NATO-Politik befürworten oder in irgendeiner Form unterstützen. 
Die Bestimmungen, daß in die Deutsche Demokratische Republik niemand einreisen 
darf, der ihre Friedenspolitik bekämpft und ihre Existenz angreift, gelten auch für den 
Kirchentag. 

3. Abgabe einer öffentlichen Erklärung, in der durch das Präsidium des Kirchentages 
eine Mißbilligung jener Vorgänge während des Kirchentages 1956 in Frankfurt am 
Main erfolgt, die sich gegen unseren Staat und das Ansehen seiner namhaften Vertreter 
richteten. 

4. Die Kirchentagsleitung gewährleistet, daß Vertreter der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik, die der evangelischen Kirche angehören, im Rahmen der 
Veranstaltungen des Kirchentages die Friedenspolitik unserer Regierung erläutern 
können. Es ist bekannt, daß auf dem Kirchentag 1956 in Frankfurt am Main Vertreter 
der Bundesregierung die Möglichkeit hatten, vor den Kirchentagsteilnehmern die frie- 
densfeindliche Politik der Adenauer-Regierung zu vertreten. 

Die vorgenannten vier Mindestforderungen scheinen mir unerläßlich, da eine andere 
Haltung unserer kompromißlosen Gegnerschaft gegen die NATO widersprechen würde 
und weder mit der klaren Friedenspolitik unserer Regierung noch mit unserer Ver- 
fassung vereinbar wäre. 

Über Zeit und Ort der Durchführung des Kirchentages kann m. E. erst verhandelt 
werden, wenn sich verantwortliche und bevollmächtigte Vertreter der Kirche bzw. des 
Präsidiums des Kirchentages zur Erfüllung der vorgenannten Bedingungen bereit er- 
klärt und dies durch ihre Unterschrift bestätigt haben. 


Der Präsidialrat des Kirchentages nahm in einem noch am gleichen Tage (8.4.57) 
verfaßten Schreiben zu den Forderungen des Ministers Stellung, das folgender- 
maßen lautete: 


Sehr geehrter Herr Minister! 


In Beantwortung Ihres Schreibens, das ich bei der heutigen Besprechung entgegenge- 
nommen habe, beehre ich mich, nach Beratung mit den unterzeichneten Mitgliedern 
unseres Präsidialrates folgendes zu erwidern: 

Sie fanden uns sehr betroffen, daß wir uns noch immer grundsätzlichen Einwendungen 
gegenüber sehen, die wir durch eingehenden schriftlichen Austausch seit November ver- 
gangenen Jahres als erledigt ansehen mußten. Wir haben aber die besonderen Sorgen, 
welche Sie sich im Gefolge der jüngsten politischen Entwicklung als verantwortlicher 
Innenminister machen müssen, aufmerksam gehört und können sie als staatspolitische 
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Erwägung verstehen. Wir bemühen uns andererseits in dieser Stunde, die uns kaum 
noch Zeit zur genügenden Vorbereitung läßt, Ihnen aus einer Verantwortung zu er- 
widern, die wir gemeinsam empfinden. Gerade im Blick auf eine merkliche Verschärfung 
der weltpolitischen Gegensätze kann es gar nicht hoch genug veranschlagt werden, was 
es bedeuten würde, wenn der Deutsche Evangelische Kirchentag seinen einzigartigen 
Dienst der Überbrückung nicht mehr leisten könnte. Wir dürfen daran erinnern, welche 
befriedigende und verbindende Kraft auf lange Zeit hinaus die gemeinsame organi- 
satorische Bewältigung der bisherigen Kirchentage, besonders der Leipziger Veranstal- 
tung, für Gesamtdeutschland im allgemeinen und für das Verhältnis von Staat und 
Kirche im besonderen gehabt hat. 

Von dort her dürfen wir im Blick auf Punkt 1 und 2 Ihrer Bedingungen beanspruchen, 
daß es der Kirchentagsleitung in Anbetracht der ungemein heiklen Situation eines ge- 
teilten Landes gelungen ist, den rein kirchlichen Auftrag des Deutschen Evangelischen 
Kirchentages von politischer Verfälschung und bedachtem Mißbrauch freizuhalten. Wir 
können uns auf eine durch sieben Kirchentage in allen örtlich und zeitlich wechselnden 
Lagen eingehaltene Generallinie berufen. Wir stehen nicht an zu erklären, daß in einer 
sich verschärfenden Lage die Einhaltung dieser Linie unser besonders sorgfältiges und 
aufmerksames Bemühen sein wird. Also kommt schon deshalb die Möglichkeit nicht in 
Betracht, daß mit Wissen und Duldung der Kirchentagsleitung einer zum Kriege trei- 
benden Politik, woher sie auch kommt, das Wort geredet wird. Der Kirchentag denkt 
ebensowenig wie bisher daran, als Wortführer seiner Sache Referenten auftreten zu 
lassen, von denen eine politische Entgleisung zu befürchten wäre. 

Die Entscheidung zu Ziffer 2 Satz 2 der aufgeführten Bedingungen steht in jedem 
einzelnen Fall bei der Regierung selbst. Zur Gesamtfrage bitten wir, nicht zu übersehen, 
daß die Thematik des Kirchentages allen aktuellen politischen Konzeptionen völlig 
fern liegt und schon im Herbst vergangenen Jahres festgelegt wurde. Die Losung des 
Kirchentages lautet: „Der Herr ist Gott, der Herr ist Gott.“ Am ersten Arbeitstag soll 
dargelegt werden, daß der Christ Gott die Ehre zu geben, am zweiten Tage, daß er 
dem Nächsten zu dienen habe. 

Punkt 3 Ihrer Bedingungen ist bereits im Herbst 1956 Gegenstand eingehender Ver- 
handlungen gewesen. Auf Grund von einer Anzahl ihm gestellter Fragen hat das Prä- 
sidium in einer eingehenden Note jede erwünschte Auskunft gegeben. Wir haben auf 
diese Note nicht nur keine Entgegnung, sondern von den beteiligten Herren mehrfach 
mündlich vernommen, daß der Sachverhalt als aufgeklärt und erledigt gelten könne. 

Es ist Brauch, bei Veranstaltungen von ökumenischem Rang, so auch bei den Deutschen 
Evangelischen Kirchentagen, der Regierung des gastgebenden Landes die Gelegenheit 
zu einem Empfang zu geben, bei dem die Regierung Beteiligung und Ausgestaltung 
selbst bestimmt. Wir meinen, daß die in Ziffer 4 Ihrer Bedingungen gewünschten Dar- 
legungen bei einem Staatsempfang der Regierung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik zur vollen Geltung kommen könne. Hierzu können alle Mitglieder des Präsi- 
diums und des Kuratoriums, dazu Bibelarbeiter, Referenten, Arbeitsgruppenleitungen 
und hervorragende Persönlichkeiten des öftentlichen Lebens gebeten werden. 

Wir hoffen, Ihnen, sehr geehrter Herr Minister, damit eine befriedigende Antwort 
gegeben zu haben. Wir geben Sie noch am Tage unserer Unterredung, weil weitere 
Verzögerung der Entscheidung den Kirchentag im August mangels hinreichender Vor- 
bereitung praktisch unmöglich machen würde. Aus dieser sachlichen Notwendigkeit ergibt 
sich unabweislich unsere abschließende Bitte, daß Sie uns ihren endgültigen Bescheid 
freundlichst bis Freitag, dem 12. April 1957, zukommen lassen möchten. Die Konstituie- 
rung des Vorbereitenden Ausschusses müßte noch in der Woche vor Ostern geschehen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
D. Dr. von Thadden-Trieglaff Dr. Kreyssig G. Schniewind 
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Die Bitte um eine Antwort bis zum 12. 4., da die Konstituierung des Vorberei- 
tenden Ausschusses jetzt keinen Aufschub mehr zuließ, fand seitens des Innen- 
ministers keine Entgegnung mehr. So mußte sich das Kirchentagspräsidium ent- 
schließen, am 16. 4. 57 bekanntzugeben, daß alle Bemühungen um die Durch- 
führung des Deutschen Evangelischen Kirchentages 1957 in Thüringen erfolglos 
geblieben waren. Diese Verlautbarung lautet: 


Seit dem Deutschen Evangelischen Kirchentag in Frankfurt am Main hat sich die Evan- 
gelische Christenheit in ganz Deutschland und in der Okumene auf den im Sommer 
geplanten 8. Kirchentag in Thüringen gefreut. Nach monatelangen Versuchen, mit der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik über den Kirchentag zu verhandeln, 
wurden dem Präsidium Bedingungen auferlegt, von denen einige zur Politisierung des 
Kirchentages geführt hätten. Alle Bitten und Bemühungen, von diesen Bedingungen ab- 
zugehen, waren erfolglos. So ist diese gesamtdeutsche kirchliche Veranstaltung in 
Thüringen für dieses Jahr unmöglich geworden. Das Mikrophon des Kirchentages gehört 
der Gemeinde und ihrem Herrn. Die Botschaft der Kirche kann nicht gebunden werden. 

Der Kirchentag ist Gottes Geschenk an unsere Generation. Die Gemeinde hat aufs 
neue entdeckt, daß sie ihren Dienst mitten in der Welt auszurichten hat und daß das 
Volk Gottes zusammenkommen soll und zusammenbleiben darf. 

Das Präsidium bittet deshalb die Kirchenleitungen, gemeinsam mit den Landes- 
ausschüssen des Deutschen Evangelischen Kirchentages in allen Gliedkirchen der EKD 
in Gemeinde-, Kreis- oder Landeskirchentagen die Thematik des Kirchentages und 
seine Bibeltexte durchzuarbeiten. Am Sonntag, dem 27. Oktober 1957, soll sich die Ge- 
meinde an allen Orten in Ost und West im Gottesdienst unter der Kirchentagslosung 
„Der Herr ist Gott, der Herr ist Gott“ sammeln. 

In der Fürbitte dieses Sonntags wird ein Teil des Volkes für den anderen vor Gott 
stehen. Am gleichen Tage werden Delegierte sämtlicher Landeskirchen an den Gottes- 
diensten aller Berliner Gemeinden teilnehmen. Anschließend werden in kircheneigenen 
Räumen Berichte von den Kreis- und Landeskirchentagen ausgetauscht. Zum Abschluß 
ist eine öffentliche Hauptversammlung als Begegnung aller Delegierten aus Ost und 
West und der Berliner Gemeinden vorgesehen. 


In einer Rundfunkansprache am 27. 4. 57 richtete sich Präsident D. Dr. Rein- 
hold von Thadden an die Kirchentagsgemeinde in Ost und West und gab über 
die Gründe der Behinderung und über die daraus folgende Frage nach Sinn 
und Bedeutung des Kirchentages für die Zukunft Auskunft. In dieser Ansprache 
heißt es: 


Seit der Kirchentag im Juli 1956 nach Thüringen eingeladen und seine Durchführung 
— vorbehaltlich der notwendigen behördlichen Genehmigung - vom Präsidium beschlos- 
sen war, haben wir uns unablässig bemüht, die Erlaubnis der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik zu erlangen. Dem diente am 5. November die mehrstündige 
Unterredung im Innenministerium mit dem Staatssekretär Hegen, dem diente auch die 
eingehende Stellungnahme des Kirchentagspräsidiums vom 15. November zu den nach 
unserer Meinung unberechtigten Beschwerden, die im Rückblick auf den Verlauf des 
Frankfurter Kirchentages östlicherseits erhoben worden waren. Dem dienten seither 
über 60 mündliche, fernmündliche und schriftliche Versuche von mir aus oder von 
Beauftragten, den derzeitigen Stand der Dinge und die Aussichten für eine Zusage zu 
ermitteln. Dem Verlangen des Innenministers der DDR nach einer substantiierten 
Loyalitätserklärung und nach gewissen Sicherheitsgarantien haben wir uns nicht ent- 
zogen. Wir haben uns die Geduldsprobe unzähliger, immer aufs neue verschobener 
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Termine gefallen lassen und uns lediglich einigen der uns zugemuteten Bedingungen am 
Ende widersetzt, die uns die Gefahr einer Politisierung des Kirchentages und die Preis- 
gabe von Wahrhaftigkeit und Gewissenhafligkeit einzuschließen schienen. Manche Opfer 
an Zeit, Kraft und Geld sind nun umsonst gebracht worden. Unsere Brüder und Schwe- 
stern im Raum von Erfurt haben sich vergeblich auf ihren Kirchentag gefreut, der 
ihnen im Spätsommer dieses Jahres zugedacht war. Aus unserem Auftrag allerdings 
hat Gott uns darum aber nicht entlassen! 

In den vergangenen Jahren mehrten sich die Stimmen, die im Kirchentag vor allem 
ein Ost-West-Treffen sahen. Das war begreiflich. Aber durch die Behinderung der 
'Thüringischen Tagung tritt nun neu, von vielen erhoben, die Frage an uns heran, was 
der Kirchentag seinem innersten Wesen nach eigentlich ist. Steht und fällt er mit der 
Möglichkeit gesamtdeutscher Veranstaltungen? Oder erfüllt er seine Aufgaben womög- 
lich besser in dezentralisierter Form? 

Liebe Kirchentagsfreunde, wenn wir die Frage so zuspitzen, dann heißt das freilich, 
daß wir ihre Beantwortung unmöglich machen. Denn der Kirchentag hat sich seine Auf- 
gaben nicht ausgesucht; sie sind ihm durch die Hinterlassenschaft des Nationalsozialismus 
und die schweren inneren Nöte der Nachkriegszeit gestellt. Zerrissenheit und Verloren- 
heit kennzeichnen nicht nur unser Volk als Ganzes, sondern auch das Leben unzähliger 
Familien und Gemeinden in unserem Volk. So ist der Kirchentag gesandt, „den Elenden 
zu predigen, die zerbrochenen Herzen zu verbinden, zu verkündigen den Gefangenen 
die Freiheit, den Gebundenen, daß ihnen geöffnet werde; zu verkündigen ein gnädiges 
Jahr des Herrn“ (Jes. 61,1 u. 2). 


Die Kirchentagsbewegung fand ihre Fortsetzung auch im Jahre 1957: In einer 
Reihe von Landeskirchentagen, von denen besonders der auf die Initiative des 
heimgegangenen Präses D. Held zurückgehende Kirchentag an Rhein und Ruhr 
in Essen erwähnt sei, kam das Thema des verhinderten Thüringer Kirchentages 
„Der Herr ist Gott, der Herr ist Gott“ in Ost und West vielfach zur Sprache. 
Ihre Zusammenfassung fanden diese Einzelveranstaltungen im Herbsttreffen 
des Deutschen Evangelischen Kirchentages vom 25.-27. 10. 57 in Berlin. 3000 
Delegierte aus Ost und West trafen hier zusammen und fanden bei den Berliner 
Gemeinden in allen Sektoren eine freudige Aufnahme. Bei den Bibelarbeiten gab 
es in der Hoffnungskirche in Pankow, in der Sophienkirche (Ost-Berlin) ebenso 
wie in der Kirche am Südstern (West-Berlin) und in der Luther-Kirche in Span- 
dau das gewohnte Bild des Kirchentages: Überfüllte Kirchen, mitschreibende 
Jugend, singende Gemeinde. Mit acht eindrucksvollen Schlußveranstaltungen, 
von denen vor allem die im Berliner Sportpalast mit Bischof Dibelius erwähnt 
sei, fand das Kirchentagstreffen 1957 sein Ende. Damit war auch ein neues 
Kapitel in der Geschichte der großen Laienbewegung des Kirchentages begonnen. 
Zwischen die alle zwei Jahre stattfindenden großen Kirchentage tritt jetzt das 
Delegiertentreffen, das die innere Zurüstung und das intensive Gespräch in den 
Mittelpunkt stellt. 


5. VERHAFTUNGEN UND PROZESSE 


In zunehmendem Maße brachte das Jahr 1957 den Pfarrern und kirchlichen 
Mitarbeitern polizeiliche Verhöre, Androhungen mit gerichtlicher Verfolgung 
und Verhaftungen mit prozessualer Verurteilung. In der von der Kirchenkanzlei 
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der Evangelischen Kirche in Deutschland - Berliner Stelle — herausgegebenen 
Fürbitteliste waren im Januar 1957 sieben Namen verzeichnet. Sie waren alle 
schon länger als zwei Jahre in Haft. Am 15. 8. 57 betrug die Zahl der Ver- 
hafteten 13. Unter den Neuverhafteten befanden sich der. Studentenpfarrer 
Dr. Schmutzler, Leipzig, und die Theologiestudenten Wolfgang Wohllebe, 
Andreas Jentsch und Hanno Schmidt aus Leipzig. Am 12. 12. 57 führte die 
kirchliche Fürbittenliste 19 Namen verhafteter oder verurteilter kirchlicher 
Amtsträger auf, im Januar 1958 waren es 22. Hinzugekommen waren unter 
anderen der Konsistorialpräsident Grünbaum und der Oberkonsistorialrat 
Dr. Klewitz aus Magdeburg, der Studentenpfarrer Giersch aus Weimar, der 
Propst Otto Maercker aus Pampow in Mecklenburg, der Pfarrer Willy Kohl 
aus Nossen in Sachsen. Die Konferenz der Kirchenleitungen der östlichen Glied- 
kirchen hat sich wiederholt mit der Frage der Prinzipien, nach denen die Auf- 
nahme in die kirchliche Fürbittenliste erfolgt, beschäftigt. Sie hat hierfür fol- 
gende allgemeine Richtlinien aufgestellt: Die Landeskirchen melden alle ver- 
hafteten kirchlichen Amtsträger (dies Wort ist nicht zu eng zu fassen, es können 
auch Kirchenälteste, Synodale und andere ehrenamtliche kirchliche Mitarbeiter 
erfaßt werden), die durch ihre Verhaftung an der Ausübung eines kirchlichen 
Amtes und Dienstes gehindert oder der Vorbereitung auf solchen Dienst ent- 
zogen werden. Nicht in die Fürbittenliste gehört der Verhaftete, dessen Ver- 
gehen nach kirchlichem Disziplinarrecht ihn um sein Amt in der Kirche bringt. 
Ungeklärte Fälle sind eher aufzunehmen als auszuschließen. Irrig aufgenommene 
Fälle sind nachträglich wieder zu streichen. Empfohlen wurde die namentliche 
Fürbitte im öffentlichen Gottesdienst mindestens an einem Sonntag im Mona‘ 
Dabei ist die Fürbitte eine geistliche Handlung und niemals ein Akt politischen 
Protestes. „Die Gemeinden und ihre Pfarrer werden erfahren, daß da, wo Für- 
bitte, auch die namentliche Fürbitte im Gottesdienst, geübt wird, eine spürbare 
Wirkung nicht nur auf die, für die gebetet wird, sondern auch auf die betende 
Gemeinde selbst ausgeht.“ 

In Presse und Öffentlichkeit erregten am stärksten Aufsehen die Prozesse 
gegen Propst Maercker aus Pampow, den Studentenpfarrer Schmutzler, Leipzig, 
und den Konsistorialpräsidenten Grünbaum aus Magdeburg. Mit allen propa- 
gandistischen Mitteln bis hin zu Flugblättern, Postwurfsendungen, Fernsehdar- 
bietungen wurden die Verhafteten und immer auch die Kirche in diffamierender 
und entstellender Weise dem Volke vorgestellt. In einer Darstellung über die 
Hauptverhandlung gegen Propst Maercker heißt es: 


Das Verfahren gegen Propst Otto Maercker, Pampow, fand in der Hauptverhandlung 
vom 16. bis 19. Dezember 1957 vor dem Bezirksgericht Schwerin seinen Abschluß mit 
einer Strafe von 2!/e Jahren Zuchthaus wegen Verbrechens nach Artikel 6 der Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik, 

In ausführlicher Beweisaufnahme, in welcher etwa 30 Zeugen vernommen wurden, 
befaßte sich das Gericht neben eingehenden Erhebungen zur Person des Propstes 
Maercker mit zahlreichen Vorkommnissen aus seiner Tätigkeit als Pastor des Kirchspiels 
Pampow, in welchem er seit 1. Mai 1947 wirkte. Die Summe der Einzelheiten, welche 
in ihrer Zusammenfassung zur Bestrafung führten, sind im Urteil, das schriftlich nicht 
vorliegt, in mehrere Gruppen zusammengefaßt. 

Das Gericht gelangte zu der Überzeugung, daß das Motiv des Handelns des Propstes 
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Maercker seine grundsätzliche gegnerische Einstellung gegen die Deutsche Demokrati- 
sche Republik und gegen die in ihr sich vollziehende gesellschaftliche Entwicklung 
gewesen ist, die ihn dazu veranlaßte, erstens unmittelbar gegen die Deutsche Demo- 
kratische Republik ‘Boykotthetze zu treiben. Das sei insbesondere in Form einer vor 
einigen Jahren gehaltenen Predigt geschehen, in welcher die Oder-Neiße-Grenze als die 
noch nicht endgültige Regelung dargestellt und die Möglichkeit offengelassen wurde, 
daß bei einem endgültigen Friedensvertrag die Grenzfrage, und mittelbar gesagt, die 
des Fortbestandes der Deutschen Demokratischen Republik, erneut aufgeworfen würde. 
Einen weiteren Fall der Hetze sah das Gericht in einem im Frühjahr 1953 gehaltenen 
Fürbittengebet gegeben, in welches die „Entrechteten, Enteigneten und um ihres Glau- 
bens willen Verfolgten“ einbezogen waren und das sich damit gegen die Maßnahmen 
der Regierung und des Volkes wendete, die in der Enteignung der Urheber des zweiten 
Weltkrieges bestanden, sowie den Vorwurf angeblicher Glaubensverfolgungen in der 
Deutschen Demokratischen Republik enthielt. Als gegen die Sowjetunion gerichtet, ergab 
die Beweisaufnahme eine Äußerung im Konfirmandenunterricht gegenüber Konfirman- 
den, die ein Lied nicht konnten, dahingehend: „In der Schule singt ihr wohl nur noch 
Rußland, Rußland über alles.“ 

Die zweite umfangreiche Gruppe von Schuldvorwürfen ergab sich aus der Einwir- 
kung des Propstes Maercker auf Jugendliche, die an der Jugendweihe teilnehmen _ 
wollten oder teilgenommen hatten, und auf deren Eltern. Dazu stellte das Gericht fest, 
daß die Ausschüsse für die Jugendweihe mit ihrem Aufbau von Orts-, Kreis-, Bezirks- 
ausschüssen und einem an der Spitze stehenden Ausschuß für die Deutsche Demokrati- 
sche Republik eine demokratische Organisation im Sinne des Artikels 6 der Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik bilden. Die grundsätzliche Frage, ob die 
Stellungnahme der Kirche zur Jugendweihe, insbesondere die Jugendgeweihten ver- 
weigerte Konfirmation und Kirchenzuchtmaßnahmen, als unvereinbar mit Artikel 6 der 
Verfassung anzusehen sind, wurde im Urteil nicht berührt. Lediglich in der Beweis- 
aufnahme wurde den als Zeugen vernommenen Geistlichen die Frage vorgelegt, warum 
sie das Jugendweihgelöbnis, das ihnen der Gerichtsvorsitzende vorlas, nicht als mit dem 
christlichen Bekenntnis vereinbar ansähen. Die vom Gericht als strafwürdig festgestell- 
ten Handlungen des Propstes Maercker bestanden unter anderem darin, daß er in 
Gesprächen die Teilnehmer an der Jugendweihe als Menschen dritten Grades bezeich- 
nete, von einer kirchlichen Statistik erzählte, nach welcher nur minderbegabte und faule 
Schüler an der Jugendweihe teilnähmen, um auf diese Weise noch einen Abschluß zu 
erlangen, er auch einen Konfirmanden, der nichts auswendig lernen wollte, als reif für 
die Jugendweihe bezeichnete. Als besonders charakteristisch für die staatsfeindliche Ein- 
stellung des Propstes Maercker wertete das Gericht eine Äußerung zu der Mutter eines 
jugendgeweihten Kindes dahingehend, daß ihre Tochter das der Kirche in der Konfirma- 
tion gegebene Gelöbnis gebrochen und sich durch die Jugendweihe zum Staat bekannt 
habe. Diese Außerung sah das Gericht als grundlegend aufschlußreich für die tatsäch- 
liche Absicht des Propstes Maercker an, durch seine gegen die Jugendweihe gerichteten 
Maßnahmen und sein gesamtes sonstiges Verhalten in seiner Kirchengemeinde einen 
künstlichen Gegensatz zwischen Kirche und Staat zu schaffen und darzutun, daß es im 
Widerspruch zum Denken und Fühlen eines ordentlichen Christen stehe, sich auf den 
Staat zu verpflichten. 

In dieser Richtung liegen auch die Maßnahmen, welche Propst Maercker zur Klä- 
rung des Bekenntnisstandes verlangte. Wiederholt hat er Jugendgeweihte zur Auf- 
rechterhaltung ihrer kirchlichen Rechte aufgefordert, die anläßlich der Jugendweihe von 
Betrieben und Organisationen erhaltenen Geschenke zurückzugeben, und zwar nicht an 
die Schenker, sondern an ihn als Vorsitzenden des Kirchengemeinderates. In einem Fall 
hat er einer Konfirmandin, die später zur Jugendweihe gegangen war, angesonnen, 
das Buch „Weltall, Erde, Mensch“ während der Christmette am Heiligen Abend mit 
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einer Erklärung auf den Altar niederzulegen. Einen Vater fragte er, was sein Kind an 
Geschenken erhalten werde, wenn es an der Jugendweihe teilnehme. Über angeblich 
vorgenommene Rücktritte von der Jugendweihe machte Propst Maercker mehrfach un- 
richtige Angaben. Schließlich sah er in völliger Verkennung der kirchlichen Lebensord- 
nung die Teilnahme an der Jugendweihe für die Jugendlichen und ihre Eltern als 
Austritt aus der Kirche an und kündigte die betreffenden Familien von der Kanzel als 
ausgeschieden ab. 

Zu der Einleitung des Strafverfahrens führten schließlich die Vorkommnisse aus 
Anlaß der Beerdigung der 19jährigen Tochter Edeltraut des LPG-Vorsitzenden Anders- 
son in Holthusen. Die Verstorbene hatte sich seit ungefähr sieben Jahren wegen Tuber- 
kulose in Heilstättenbehandlung befunden und war erst im vergangenen Jahr in das 
Elternhaus zurückgekehrt. Eine von den Eltern beabsichtigte Konfirmation scheiterte 
daran, daß Propst Maercker auf den zweijährigen Besuch der Konfirmandenstunde 
bestand. Daraufhin ließen die Eltern Edeltraut an der Jugendweihe teilnehmen. Wegen 
dieses Schrittes verweigerte Propst Maercker nach dem am 3. Oktober 1957 erfolgten 
Ableben des Mädchens die kirchliche Bestattung. Auch die Benutzung der Leichenhalle 
und des Andachtsraumes der zum Kirchspiel gehörenden Kapelle in Holthusen wurde 
versagt und den Eltern die Auswahl einer Grabstätte nach ihren Wünschen abgelehnt, 
sondern ein „Reihengrab am Zaun“ zu dem weit überhöhten Sonderpreis von 50,- DM 
angewiesen. Erst auf Grund langwieriger Verhandlungen, in welche sich der Rat der 
Gemeinde und der Rat des Kreises einschalteten, konnte der Sarg der Edeltraut 
Andersson in der Leichenhalle aufgenommen und auf einem Wahlgrabplatz nach Wunsch 
der Eltern bestattet werden. Die als gottesdienstlicher Raum eingerichtete Andachtshalle 
blieb versagt. Die Beweisaufnahme ergab, daß die Verweigerung einer würdigen Grab- 
stelle und der Benutzung der Andachtshalle, die zunächst von der Küsterin und dem 
Totengräber in Holthusen ausgesprochen wurde, auf Beschlüsse des Kirchgemeinderates 
und auf Anweisungen des Propstes Maercker zurückging. - Der Friedhof in Holthusen 
wurde im übrigen wohl kirchlich verwaltet, befand sich aber im Eigentum der politi- 
schen Gemeinde Holthusen. Ein von Propst Maercker 1949 mit dem damaligen Bürger- 
meister geschlossener Kaufvertrag war wegen Formmangels nichtig. -— Das Gericht ließ 
die Frage, ob eine kirchliche Mitwirkung bei dem Begräbnis mit Recht verweigert 
wurde, dahingestellt, fand jedoch in der unterschiedlichen Behandlung von Bürgern 
entsprechend ihrem Glaubensbekenntnis oder ihrer Zugehörigkeit zu einer Weltanschau- 
ung noch über den Tod hinaus deren Kennzeichnung als Menschen minderen Grades 
und minderen Rechtes, wodurch der verfassungsmäßige Grundsatz der Gleichberechti- 
gung erheblich verletzt worden ist. Das bezieht sich auch auf Teilnehmer der Jugendweihe. 

Besonderen Raum widmete das Gericht in der Beweisaufnahme der von Propst 
Maercker geübten Praxis, Angehörigen anderer Konfessionen und Konfessionslosen 
höhere Friedhofsgebühren abzufordern. 


Der Oberkirchenrat inSchwerin erklärte zu dem Verhalten von Propst Maercker: 


Propst Maercker hat von der Bestimmung unter VIII,4 der Lebensordnung Gebrauch 
gemacht, wonach das kirchliche Begräbnis versagt werden muß, „wenn der Verstorbene 
zwar Glied der evangelischen Kirche war, aber das Bekenntnis zu Jesus Christus offen- 
sichtlich verworfen oder öffentlich geschmäht hat“. Propst Maercker glaubte, daß durch 
die Teilnahme der Edeltraut Andersson an der Jugendweihe dieser Fall für ihn 
gegeben war. 

Mit der Versagung einer kirchlichen Amtshandlung ist nicht, wie immer wieder 
fälschlich behauptet wird, eine moralische Verunglimpfung verbunden; es handelt sich 
lediglich um eine klare Unterscheidung von Personen, die sich zum christlichen Glauben 
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bekennen, und solchen, die ihn ablehnen. Eine kirchliche Amtshandlung kann von nie- 
mandem erzwungen werden; ob sie gewährt werden kann, ist nach den geltenden kirch- 
lichen Ordnungen weitgehend in das seelsorgerliche Ermessen des zuständigen Geistlichen 
gestellt. 

Mit der Verweigerung der kirchlichen Bestattungsfeier war im vorliegenden Falle ein 
Streit um einen Platz auf dem Friedhof zu Holthusen verbunden. Die Verwaltung des 
Friedhofes liegt in Händen des Friedhofsvorstandes. 

Es wird von kirchlicher Seite aufrichtig bedauert, daß im Zusammenhang mit der 
Anweisung der Grabstätte mit der Familie Andersson unrichtig verfahren und nicht 
von Anfang an den Eltern zugebilligt wurde, eine Grabstätte nach ihren Wünschen aus- 
zuwählen. Der Oberkirchenrat hat die Beteiligten auf die strikte Innehaltung der 
kirchlichen Ordnungen hingewiesen, nach denen auf den kirchlichen Friedhöfen bei der 
Wahl der Grabstellen keine Unterschiede irgendwelcher Art gemacht werden dürfen. 
Tatsächlich ist dann auch von der Familie Andersson ein Wahlgrab nach ihrem Wunsch 
erworben worden. 

Schon jetzt ist klar, daß ein weiteres Verbleiben des Propstes in Pampow nicht mög- 
lich sein wird. 


Aus Anlaß der Verhaftung des evangelischen Propstes Maercker richtete der 
Erzbischof von Köln, Josef Kardinal Frings, an den evangelischen Bischof von 
Berlin und Brandenburg, D. Dr. Otto Dibelius, folgendes Schreiben: 


Sehr geehrter Herr Bischof Dr. Dibelius! 


Der heutigen Tagespresse entnehme ich, daß Herr Propst Maercker aus Pampow ver- 
haftet worden ist, weil er einem Mädchen das kirchliche Begräbnis verweigert hatte, 
das sich durch die Teilnahme an der kommunistischen Jugendweihe von Christus los- 
gesagt hatte. Mit Schmerz und Empörung habe ich von dieser Verhaftung Kenntnis 
genommen und beeile mich, Ihnen von diesen meinen Empfindungen Ausdruck zu 
geben. Wir fühlen uns alle mitverhaftet, denn jeder evangelische wie katholische Leiter 
eines Kirchensprengels hätte in gleicher Lage in gleicher Weise handeln müssen. Dem 
Verhafteten gilt unsere Fürbitte, wie weiland dem verhafteten Petrus nach dem Bericht 
der Apostelgeschichte (12, 5) das Gebet der Kirchen ohne Unterlaß zu Hilfe kam. 


In christlicher Verbundenheit Josef Kardinal Frings, Erzbischof von Köln 


Bischof Dibelius hat auf dieses Schreiben mit folgendem Telegramm geant- 
wortet: „Ich danke Euer Eminenz herzlich für den freundlichen Gruß. Das 
Bewußtsein innerer Verbundenheit wird vielen unserer Brüder Freude und Stär- 
"kung sein.“ 

Das Blatt der Ost-CDU „Neue Zeit“ sprach in einer scharfen Polemik gegen 
den Grußwechsel von einer „seltsamen Einheitsfront“. Das Blatt meinte, es sei 
wohl das erste Mal gewesen, daß „ausgerechnet am Reformationstag“ ein Tele- 
gramm veröffentlicht wurde, „in dem ein katholischer Kardinal einem evange- 
lischen Bischof, noch dazu dem obersten Geistlichen des deutschen Gesamtprote- 
stantismus, seine Verbundenheit ausspricht“. 

Pfarrer Dr. Siegfried Schmutzler, dessen Verhaftung in ganz Deutschland und 
darüber hinaus als besonders markantes Zeichen für die Bedrückung und Ver- 
folgung der Kirche in der DDR betrachtet wurde, wurde auf Grund des Arti- 
kels 6 der Verfassung zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Die Ziffer 2 des 
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Artikels 6 lautet: „Boykotthetze gegen, demokratische Politiker, Bekundung 
von Glaubens-, Rassen-, Völkerhaß, militärische Propaganda sowie Kriegshetze 
und alle sonstigen Handlungen, die sich gegen die Gleichberechtigung richten, 
sind Verbrechen im Sinne des Strafgesetzbuches. Ausübung demokratischer 
Rechte im Sinne der Verfassung ist keine Boykotthetze.“ Die Beschuldigungen 
gegen Schmutzler bezogen sich besonders auf seine Tätigkeit als Studenten- 
pfarrer, auf seine Verbindung mit den Evangelischen Akademien der Bundes- 
republik und auf Predigtäußerungen anläßlich einer Evangelisation im Leipziger 
Arbeitervorort Böhlen. Die Leitungen der westdeutschen Akademien, besonders 
die in Friedewald, wurden als antimarxistisch und als „Feinde unseres Staates“ 
bezeichnet. Von ihnen wurde Schmutzler gegen den Arbeiter- und Bauernstaat 
beeinflußt und bemühte sich durch seine Tätigkeit darum, daß „ein großer Kreis 
von Personen von dem Gift des Antibolschewismus infiziert wurde“. In seinen 
Vorträgen in Böhlen „wandte er sich gegen Nacht-, Sonntags- und Feiertags- 
schichten in der Produktion“. Er erklärte sinngemäß, „daß alle die, die für die 
Jugendweihe eintreten, einen Mühlstein um den Hals bekommen müßten, um 
sie dann im Meer zu ersäufen ... Er behauptete, daß Freiheit eine Mangelware 
geworden sei“. Er provozierte die anwesenden Arbeiter, indem er in einem 
Gebet unsere Regierung verleumdete und erklärte, daß er die Kriegsverbrecher 
nicht verurteilen könne, da es die Pflicht der Kirche sei, sich um jeden Menschen 
zu kümmern. In der Urteilsbegründung heißt es am Schluß: 


Die Handlungen des Angeklagten sind Angriffe auf die verfassungsmäßige Ordnung in 
unserem Staat. Sowohl seine Tätigkeit bei der Organisierung der Verbindungen zwi- 
schen den evangelischen Akademien in Westdeutschland und der Studentengemeinde in 
Leipzig zur Durchsetzung der NATO-Politik als auch seine Machenschaften während 
der Konterrevolution in Ungarn und im Frühjahr 1957 in Böhlen, ferner seine Tätig- 
keit gegen die Volkswahl 1954, gegen die FDJ, seine Hetze in den sozial-ethischen 
Kleinkreisen, akademischen Hauskreisen und anderen Vorträgen sind Boykotthetze 
gegen demokratische Einrichtungen und Organisationen gemäß Art. 6 der Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik. 

Selbstverständlich hat der Angeklagte nicht nur plump gehetzt, sondern er hat seine 
Hetze getarnt und verbunden mit anderen Ausführungen, in denen er zum Teil sogar 
— wenn auch nur zum Schein - fortschrittliche Thesen mit eingeflochten hat. Es ist auch 
richtig, daß er, wenn er Schriften und Bücher aus Westdeutschland einführte, nicht nur 
solche mit rein hetzerischem Inhalt mitbrachte oder sich zuschicken ließ, sondern auch 
Schriften, die keinen hetzerischen Inhalt hatten. Diese Tatsachen können jedoch nicht 
die Gefährlichkeit der Handlungen des Angeklagten abschwächen. Selbstverständlich 
wird jeder Feind der Deutschen Demokratischen Republik versuchen, seine staatsfeind- 
lichen Bestrebungen so gut wie möglich zu tarnen, damit er nicht zu schnell von den 
Sicherheitsorganen unseres Staates entlarvt wird. 

Es muß auch klar herausgestellt werden, daß der Angeklagte nur wegen seiner staats- 
feindlichen Tätigkeit verurteilt wird und nicht wegen seiner Weltanschauung. Auch 
wenn er entsprechend seiner ideologischen Einstellung eine ablehnende Haltung gegen- 
über dem Aufbau des Sozialismus einnimmt, wird er deshalb niemals von den Organen 
unseres Staates zur Verantwortung gezogen werden. Er hat aber die Pflicht, sich loyal 
zu verhalten und die Gesetze unseres Staates zu beachten. Unser Staat muß darauf 
achten, daß die Kirche nicht von reaktionären Kräften benutzt wird, um religiös 
gebundene Menschen zu staatsfeindlichen Aktionen gegen unseren Staat aufzuhetzen. 
Die Ausübung religiöser Handlungen wird entsprechend der Verfassung nach wie vor 
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garantiert, und unser Staat wird auch weiterhin sowohl die kirchlichen Einrichtungen 
als auch alle Menschen, die darin tätig sind, schützen und es nicht zulassen, daß durch 
verbrecherische Elemente die Stätten für religiöse Handlungen zu Aktionen gegen 
unseren Staat mißbraucht werden. Kirchliche Einrichtungen und das Christentum an 
sich haben mit diesem Prozeß nichts zu tun. 

Das Urteil richtet sich gegen den Angeklagten als Bürger, weil er gegen unseren Staat 
vorgegangen ist und die durch die Verfassung geschützte Ordnung gefährdete, und da- 
mit indirekt gegen die reaktionären Kräfte in der Kirchenleitung, die diese feindliche 
Tätigkeit unterstützten und bestrebt waren, mit Hilfe des Angeklagten und der von 
ihm in Leipzig geschaffenen Organisation in der Studentengemeinde die NATO-Politik 
durchzusetzen. Der Angeklagte erkannte die Gefährlichkeit seiner Handlungen, des- 
halb hat er seine Tätigkeit und seine Verbindungen getarnt. Er ist für seine Handlungen 
verantwortlich und war demzufolge gem. Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik zu verurteilen. Der Senat erkannte entsprechend der Gefährlichkeit 
seiner Handlungen und unter Berücksichtigung seiner Intensität und Aktivität auf eine 
Zuchthausstrafe von fünf Jahren. 


Zu dem Urteil hat die 17. Evangelisch-Lutherische Landessynode Sachsens am 
5. 12. 57 Stellung genommen. Dieser Beschluß der Landessynode lautet: 


Die 17. Evangelisch-Lutherische Landessynode Sachsens ist in der gegenwärtigen Lage 
ihren Gliedern und auch den Außenstehenden ein Wort schuldig. Unmittelbarer Anlaß 
dazu ist unter vielem anderen die unlängst erfolgte Verurteilung des Leipziger Stu- 
dentenpfarrers Dr. Schmutzler. Was uns bewegt, greift aber über diesen Fall weit 
hinaus und ist von grundsätzlicher Bedeutung. 

Wenn die marxistische Lehre richtig ist, nach der die sozialistische Gesellschaftsord- 
nung unlöslich mit der atheistischen Weltanschauung zusammenhängt, dann muß es dem 
Christen Not bereiten, daß er mit seinem Ja zur neuen Ordnung ungewollt auch der 
Gottlosigkeit Vorschub leistet. Es wird uns nicht leicht gemacht, in Geduld und Liebe in 
dieser Spannung zu leben. Daß Dr. Schmutzler nach seinen eigenen Aussagen nicht in 
allen Stücken diese Haltung eingenommen hat, die wir von unseren Pfarrern auch in 
politischen Dingen erwarten, ist uns schmerzlich. Wir wissen aber, daß Dr. Schmutzler 
unter diesem Gewissenskonflikt schwer gelitten hat und daß er gleichwohl, dem Worte 
Gottes folgend, immer wieder auf unsere Gehorsamspflicht gegenüber der Obrigkeit 
hingewiesen hat. 

Die evangelische Studentengemeinde ist keine illegale Organisation. Evangelische 
Studentengemeinden gibt es überall, wo evangelische Christen an Hochschulen oder 
höheren Fachschulen studieren. Dr. Schmutzler ist von unserer Landeskirche zum Stu- 
dentenpfarrer bestellt worden. Der Vertrauenskreis ist nach der Ordnung der Studen- 
tengemeinden — überall, nicht nur in Leipzig — das, was in der Ortsgemeinde der 
Kirchenvorstand ist. Auch Kleinkreise gibt es in jeder größeren Studentengemeinde. Sie 
sind nichts Geheimes; zu ihnen wird öffentlich eingeladen. 

In der Verbindung mit evangelischen Akademien in der Deutschen Bundesrepublik 
erblicken wir nichts Verbotenes. Ihr Auftrag ist ein kirchlicher. Sie sollen den Anspruch 
Gottes auf alle Lebensbereiche überdenken. Wir wissen wohl, daß es drüben üblich ist, 
bei allen Aussprachen die gegensätzlichsten Meinungen einander gegenüberzustellen und 
so Glaubens- und Lebensfragen - einschließlich der Fragen des öffentlichen Lebens - in 
heißem Meinungsstreit auszutragen. Da mag es vorkommen, daß auch Worte fallen, 
die bei uns Anstoß erregen. Wir wenden uns an die westdeutschen Akademien mit der 
Bitte, sie möchten solchen Anstoß, soweit möglich, vermeiden. Aber wir betonen: Es 
kann keine Rede davon sein, daß die evangelischen Akademien NATO-Institute sind. 
Sie dienen im Gegenteil einer wechselseitigen Verständigung, indem sie Kontakte 
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schaffen. Wem es ernsthaft um Verständigung und Frieden und um die Wiedervereini- 
gung zu tun ist, der darf solche Kontakte nicht verdächtigen, sondern muß sie begrüßen 
und fördern. In der Evangelischen Kirche in Deutschland und in der Vereinigten Evan- 
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands sind wir im Glauben eins; hier sind auf kirch- 
lichem Boden die Grenzen bereits überwunden, die uns sonst leider noch so schmerzhaft 
trennen. Auch um der Wiedervereinigung willen werden wir diese Einheit und Gemein- 
schaft mit allen Kräften aufrechterhalten. 

Der Prozeß Schmutzler hat gezeigt, daß es vielen schwer ist, die kirchliche Predigt 
zu verstehen. Deshalb betet die Gottesdienstgemeinde jeden Sonntag um das rechte 
Verständnis. Gröbliche Mißverständnisse müssen sich da einstellen, wo im Mißtrauen 
gehört wird. Solche Mißverständnisse dürfen uns nicht entmutigen und veranlassen, 
der Welt das uns aufgetragene Wort vorzuenthalten. 

Das Gebot der Sonntagsheiligung gilt nicht weniger als die anderen Gebote. Wir 
wissen wohl, daß es Notlagen gibt, die auch am Sonntag von uns Arbeit fordern. Aber 
Gottes Gebot meint es gut, wenn es uns gehetzten, nervösen, verbrauchten Leuten einen 
Tag der Ruhe und des Hörens auf Gott befiehlt. Kein christlicher Prediger darf das 
unterschlagen. 

Das Wort vom „Mühlstein“ stammt von Christus selbst (Matth. 18,6). Wer das Neue 
Testament kennt, weiß, daß Christus sich oft drastischer Bilder bedient, wenn er uns 
stark ins Gewissen reden will -— man denke an das Abhacken der Hand und an den 
Balken, der im Auge steckt. Es muß dabei bleiben: Wer einen Menschen, besonders ein 
Kind, am Glauben irremacht, zieht sich Gottes Gericht zu. Wir dürfen das nicht 
unterschlagen. 

Ein drittes Beispiel: die Feindesliebe. Christus haßt das Böse, aber den schuldig ge- 
wordenen Menschen will er mit Liebe zurückholen. Deshalb gebietet er auch uns: „Liebet 
eure Feinde!“ Wenn wir das nicht mehr sagen und tun, stehen wir gegen Christus 
selbst. Wir dürfen auch dies nicht unterschlagen. 

Feindesliebe ist die radikalste Absage an Krieg und Gewalt. Immer wieder haben 
die Kirchen in Deutschland und in der Welt das ausgesprochen. Neuerdings hat der 
Zentralausschuß des Okumenischen Rates und mit ihm der Lutherische Weltbund wie 
auch der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland dazu aufgerufen, die Versuche 
mit Atomwaffen einzustellen. Wir machen uns diesen Aufruf zu eigen. 

In der Öffentlichkeit wird uns immerzu vorgeworfen, wir betrieben NATO-Politik. 
Wir weisen diesen Angriff erneut entschieden zurück. Im Zusammenhang mit dem 
Prozeß Schmutzler wurden besonders gegen unseren Herrn Landesbischof D. Noth 
und gegen die Kirchenleitung Verdächtigungen und Vorwürfe erhoben. Wir erklären: 
Diese Verdächtigungen und Vorwürfe sind ungerechtfertigt. Die Synode steht mit ein- 
mütigem Vertrauen hinter Bischof und Kirchenleitung. 

Die Kirche wünscht aufrichtig, daß das bestehende Mißtrauen bald überwunden wird 
und daß es zu einem ehrlichen, vom Vertrauen bestimmten Verhältnis zwischen Staat 
und Kirche kommt. Ein ernstes Hindernis ist dabei, daß in Presse, Funk, Film und 
sonst gegen die Kirche agitiert und in unsachlicher und verleumderischer Weise über sie 
berichtet wird. Besonders schwerwiegend ist auch, daß in schwebende Verfahren propa- 
gandistisch eingegriffen wird und Bürger der DDR, besonders auch Jugendliche, ohne 
genaue Kenntnis des Sachverhalts zu Stellungnahmen genötigt werden. Wir müssen auch 
verlangen, daß wir unseren Glauben nicht nur haben, sondern ihn auch mit Wort und 
Tat vor jedermann bekennen dürfen. „Ist es möglich, soviel an euch ist, so habt mit 
allen Menschen Frieden“ (Röm. 12,18). 


Um ganz andere Dinge ging es bei den Magdeburger Verhaftungen. Der finan- 
zielle Notstand der östlichen Gliedkirchen, insbesondere der Evangelischen 
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Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, hat seit langem zu Bemühungen geführt, die 
legale Überführung von Geldmitteln, die in Westberlin auf ordnungsgemäßem 
Wege in die kirchlichen Kassen eingehen, in das Gebiet der DDR zu ermöglichen. 
Diese Bemühungen ‘waren noch nicht abgeschlossen, als am 13. 10. 57 der Wäh- 
rungsumtausch in der DDR überraschend angeordnet wurde. Um der Gefahr des 
völligen Verlustes des legal angesammelten Geldes zu entgehen und angesichts 
der dringenden Notlage der östlichen Gliedkirchen wurde ein größerer Geld- 
betrag am 13. 10. 57 nach Magdeburg verbracht, um noch in die Geldumtausch- 
aktion eingeführt zu werden. Die Verhaftung des Konsistorialpräsidenten Grün- 
baum zog eine intensive Untersuchung der Finanzgebarung des Konsistoriums 
Magdeburg nach sich und führte zu einer großen Anzahl von Vernehmungen 
der Beamten und Angestellten, in deren Verlauf der Oberkonsistorialrat Hein 
verstarb. Die Evangelische Kirchenleitung Magdeburg gab am 1. 11. 57 eine 
Verlautbarung über die Vorgänge heraus, in der es heißt: 


Es hat sich bisher folgendes Bild ergeben: 

1. Bei dem in der Wohnung des Herrn Konsistorialpräsidenten aufgefundenen Betrag 
alter Banknoten handelt es sich um Gelder der Berliner Stadtsynode, die seit längerer 
Zeit für unsere Kirchenprovinz bestimmt waren. Diese Gelder sind auf folgende Weise 
in Westberlin aufgekommen: Die Einwohner Westberlins, die zwar in den Westsektoren 
wohnen, aber im demokratischen Sektor arbeiten und daher ihre Vergütung in DM der 
Deutschen Notenbank erhalten, bezahlen ihre Kirchensteuern in Westberlin nach den 
geltenden Bestimmungen mit DM der Deutschen Notenbank. Auf diese Weise hatte sich 
bei der Berliner Stadtsynode ein erheblicher Betrag von DM der Deutschen Notenbank 
angesammelt und ist dort karteimäßig nachweisbar. Er wurde noch dadurch verstärkt, 
daß nach der uns erteilten Auskunft die Kollekten und Opfergroschen in den West- 
berliner Gemeinden nicht nur DM der Bank Deutscher Länder, sondern auch DM der 
Deutschen Notenbank von ebendiesen „Grenzgängern“ enthalten. Das Vorhandensein 
dieses Geldes war der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik angezeigt 
worden. Aus der in diesem Zusammenhang geführten Korrespondenz und aus wieder- 
holten mündlichen und schriftlichen Verhandlungen glaubte die Kirche schließen zu 
dürfen, daß dieses Geld grundsätzlich einem Transport in den demokratischen Sektor 
und in das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik nicht entzogen werden sollte 
und daß die noch nicht abgeschlossenen Verhandlungen den Transport ermöglichen 
würden. Leider hatten diese Verhandlungen bis zum 13. Oktober noch nicht zur rest- 
losen Klärung geführt. Unter der Spannung des Tages ist dann der aus diesen Geldern 
ohne irgendwelche Gegenleistung für uns bestimmte Betrag mitgenommen worden, 
während der größere Rest noch nach dem 13. Oktober amtlich zum Umtausch ange- 
meldet wurde. 

2. Aus dem zu 1. Gesagten ergibt sich, daß die in Pressenotizen auftauchende Be- 
hauptung, es handele sich um Geld, das zur Schädigung der Wirtschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik oder gar zur Finanzierung Westberliner Agentenzentralen 
aus unserem Bereich nach Westberlin verschleppt worden sei, jeglicher Grundlage ent- 
behrt. Nicht ein Pfennig unseres Kirchensteueraufkommens oder unserer Kollekten, 
Spenden und Opfer ist nach Westberlin oder sonst aus dem Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik gebracht worden. 

3. Das uns von der Berliner Stadtsynode zugedachte Geld war bestimmt für die 
Aufbesserung der Vergütung gerade auch der schlecht besoldeten kirchlichen Angestell- 
ten. Es ist ja bekannt, daß die Bezahlung der kirchlichen Amtsträger im wesentlichen 
noch dem Stand von 1927 bzw. 1938 entspricht. 
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4. Von dem am 13. Oktober nach Magdeburg verbrachten Geldbetrag ist nur ein 
verhältnismäßig geringer Teil zum Umtausch gebracht worden. Der weit überwiegende 
Teil wurde in alten Banknoten aufgefunden. 

5. Besonders schmerzlich hat die Kirchenleitung empfunden, daß diese Vorgänge in 
der öffentlichen Propaganda wieder im Zusammenhang mit der ständig wiederholten 
Behauptung beurteilt werden, die Kirche unterstütze die NATO-Politik. Wir fühlen 
uns verpflichtet, diesen Vorwurf erneut zurückzuweisen, und hoffen, den Amtsträgern 
und Gemeinden heute dazu keine ausführliche Stellungnahme abgeben zu müssen. 

6. Wie wir bereits in der ersten kurzen Information mitgeteilt haben, hat auch Herr 
Bischof D. Dr. Dibelius mit dieser Sache nichts zu tun. Die in der Presse auftauchende 
Behauptung, daß die beiden Beschuldigten als „Beauftragte und Mittelsmänner des 
Bischofs Dibelius gehandelt“ hätten, ist daher falsch. 

7. Sowohl Herr Präsident Grünbaum wie auch Herr Oberkonsistorialrat Dr. Klewitz 
haben — wie immer die rechtliche Beurteilung ausfallen mag — keinesfalls aus persön- 
lichem Eigennutz, sondern lediglich in der Fürsorge für die ihnen unterstellten kirch- 
lichen Angestellten gehandelt. Pressenotizen, die ihre persönliche Integrität insoweit in 
Zweifel ziehen, sind daher nicht haltbar. 

8. Es ist richtig, daß Herr Präsident Grünbaum als Ministerialrat im ehemaligen 
Reichsministerium für kirchliche Angelegenheiten tätig war. Die daraus auf seine Hal- 
tung gegenüber der Deutschen Demokratischen Republik gezogenen Schlüsse (eine Zei- 
tungsnotiz spricht sogar von einem „Mitarbeiter des faschistischen SD“) sind allein schon 
deshalb nicht haltbar, weil Herr Präsident Grünbaum nach 1945 mehrere Jahre lang 
als Abteilungsleiter in der Landesregierung des Landes Brandenburg und danach als 
Hauptabteilungsleiter im Ministerium des stellvertretenden Ministerpräsidenten, Herrn 


Dr. Nuschke, Dienst getan hat. 


6. STELLUNGNAHME DER KIRCHE ZU DEN KOMMUNALWAHLEN AM 23.6.1957 


Die Art und Durchführung von politischen Wahlen hat es schon manchmal den 
christlichen Bürgern der DDR äußerst gewissensbedrängend gemacht, sich an 
solchen Wahlen zu beteiligen. Viele Gemeindeglieder, die meinten, sich guten 
Gewissens an diesen Wahlen nicht beteiligen zu können, wandten sich an ihre 
Kirchenleitungen mit der Bitte, doch schützend für sie einzutreten, da in zahl- 
reichen Fällen die Gefahr bestand, daß ihr Fernbleiben staatspolitisch negativ 
beurteilt werde und nachteilige Folgen für sie haben werde. Die ethische Frage 
der Freiheit und Wahrhaftigkeit politischer Entscheidung der einzelnen Staats- 
bürger stand dabei in einem so umfassenden Maße zur Debatte, daß die Kirche 
glaubte, daran nicht schweigend vorbeigehen zu können. Aus einer Rundver- 
fügung des Evangelischen Konsistoriums Berlin-Brandenburg an die Pfarrer 
seines Aufsichtsbezirkes vom 12. 6. 57 geht hervor, mit welcher Behutsamkeit, 
mit welchem Ernst und mit welcher Zielsetzung die Evangelische Kirche in dieser 
schwierigen Frage vorging. Wir bringen den entsprechenden Abschnitt in der 
Verfügung K I Nr. 8124/57 im Wortlaut: 


Vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und im Einvernehmen mit der 
Ostkirchenkonferenz sind Herr Propst D. Dr. Grüber und das Mitglied des Rates 
Herr Dr. Dr. Heinemann beauftragt worden, bei Herrn Ministerpräsidenten Grote- 
wohl vorstellig zu werden und ihm Wünsche der Evangelischen Kirche in Deutschland 
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im Zusammenhang mit der bevorstehenden Wahl vorzutragen. Dieses Gespräch ist nicht 
zustande gekommen. Herr Ministerpräsident Grotewohl hat Herrn Propst D.D. Grüber 
dieserhalb an Herrn Staatssekretär Eggerath verwiesen. Da Herr Staatssekretär Eggerath - 
bis Freitag dieser Woche von Berlin abwesend ist, Herr Propst D. Dr. Grüber aber an 
diesem Tage zu einem mehrtägigen Besuch in die CSR reist, besteht keine Aussicht, 
daß das Gespräch noch rechtzeitig vor den Wahlen geführt werden kann. Herr Propst 
D. Dr. Grüber hat deshalb an den Herrn Ministerpräsidenten Grotewohl ein Schreiben 
gerichtet, in dem er auf die ernsten Sorgen und Bedenken Bezug nimmt, die die Ver- 
treter der Kirche am 10. September 1954 Herrn Ministerpräsidenten Nuschke und am 
16. Oktober 1954 Herın Staatssekretär Hegen im Blick auf die Volkskammerwahlen 
im Herbst 1954 vorgetragen haben. Er erklärt dazu, daß die Kirche die gleichen Sorgen 
und Bedenken für die bevorstehenden Kommunalwahlen hege. Er knüpfe an diese Er- 
klärung die Bitte, der Staat möge die Entscheidungen seiner Bürger, die aus Gewissens- 
gründen glauben, sich an der Wahl nicht beteiligen zu können, achten, und gibt der 
Zuversicht der Kirche Ausdruck, daß den Bürgern der Deutschen Demokratischen Re- 
publik aus einer Nichtbeteiligung keine Nachteile erwachsen werden. 


Ein Rechtsgutachten, das der Ostkirchenkonferenz in dieser Sache vorgelegen 
hatte und von der Kirchenkanzlei der EKD am 4. 6. 1957 an alle Kirchenleitun- 
gen versandt worden war, kam zu folgendem Ergebnis über den Charakter der 
Wahlen und den dabei die Kirche angehenden Akzent. 


1. Der Zeitpunkt der Wahlen zu den Gemeindevertretungen ist unter Außerachtlas- 
sung rechtlicher Bindungen willkürlich bestimmt. 

2. Die Einheitsliste schließt eine Anwendung der Grundsätze des Verhältniswahl- 
rechts aus. 

3. Die Geheimhaltung der Stimmabgabe ist nicht gewährleistet. 

4. Eine Stimmenthaltung ist auf dem Stimmzettel praktisch nicht möglich. 

5. Die Möglichkeit einer Nichtbeteiligung an der Wahl ist praktisch erheblich ein- 
geschränkt. 

6. Es handelt sich am 23. Juni überhaupt nicht um eine Wahl nach rechtsstaatlichem 
Verständnis. 

7. Die demokratische Legitimität ist nicht gewährleistet. 

8. Das Wahlergebnis wird nicht ermittelt, sondern vorweggenommen. 

9. Die Wahlen sind erfüllt von einem politischen Enthusiasmus, der dem Evangelium 
widerspricht. 

Wir rechnen mit dem Einwand, daß diese unsere Stellungnahme von einem über- 
holten rechtsstaatlichen Verständnis bestimmt sei. Wir bestreiten nicht, daß uns dieses 
rechtsstaatliche Verständnis mit geleitet hat, können aber die Berechtigung eines solchen 
Einwandes aus folgenden Gründen nicht anerkennen: 

a) Auch wir sind der Auffassung, daß das rechtsstaatliche Verständnis allein keine 
ausreichende Gewähr für die Wahrung der Grundrechte des Staatsbürgers bietet; aber 
es ist eine der elementaren Voraussetzungen, ohne die im menschlichen Zusammen- 
leben die Menschenrechte verlorengehen. 

b) Solange grundlegende Bestimmungen der Verfassung nicht geändert sind und im 
Wahlgesetz verwendet werden und solange jede Verletzung der Verfassung mit Nach- 
druck und Entschiedenheit bestritten wird, fühlen wir uns berechtigt und nach Artikel 4 
Abs. 2 der Verfassung auch verpflichtet, uns auf die Verfassung und auf eine gemein- 
verständliche Auslegung ihrer Begriffe zu berufen. 

Es geht uns als Vertreter der Kirche entscheidend um einen gewissensmäßigen Wider- 
spruch gegen jede Art von Unwahrhaftigkeit. 
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Die Kirche fand mit diesem Schritt kein Verständnis beim Staat. Der Ernst der 
Verantwortung, der aus ihm sprach, wurde ihr nicht abgenommen. Im Gegenteil, 
auch dieser Schritt wurde nur als ein Zeichen für die Gegnerschaft der Kirche 
gedeutet und als im Sinne der NATO-Politik der reaktionären Kirchenführer 
liegend bezeichnet. Selbst in einer Erklärung des Präsidiums des Hauptvor- 
standes der CDU vom 12. 11. 1957 wurde das Vorgehen der Kirche als erneute 
Belastung des Verhältnisses von Staat und Kirche gewertet. 


Es ließe sich noch eine Reihe von anderen Ereignissen aufweisen, die die große 
Krisis zeigen, in die die Kirchen in der DDR gestellt wurden. Das Jahr 1957 
war gezeichnet von tiefgreifenden Beunruhigungen in den Gemeinden, von be- 
denklichen Einbrüchen in die für das persönliche Zeugnis zu wenig gerüsteten 
Gemeindeglieder, vom Zusammenbruc aller lieb oder auch leer gewordenen 
Traditionen. Die Ereignisse rüttelten an den Fugen der großen überkommenen 
Volkskirche. Es setzte der große „Läuterungsprozeß der Volkskirche“ ein. Denn 
die Kirche hatte nicht nur den Auftrag, auf die Wölfe zu weisen, die in die 
Herde einbrachen, sondern sie hatte zugleich sich selber zu fragen, was sie falsch 
gemacht habe. Kampf und Buße der Kirche lagen im Jahre 1957 verheißungsvoll 
ineinander. 


III. Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands 
Von Erwin Wilkens 


1. DIE GENERALSYNODE DER VELKD ım HAMBURG 
voM 19. sıs 23. Maı 1957 


1. Die Arbeit der großen Zusammenschlüsse von Landeskirchen, also der EKD, 
EKU und VELKD, orientiert sich weithin an deren jährlichen Synodaltagungen. 
Hier versucht man, die Erledigung von Routineaufgaben mit einer beispiel- 
gebenden Behandlung umfassender kirchlicher Zentralaufgaben zu verbinden. 
Die Synoden erhalten ein „Hauptthema“. Auf diese Weise entwickelt sich ein 
Tagungsstil, an den von der Aufnahmefähigkeit in den Gemeinden und Glied- 
kirchen her für immer neue Synodalentschließungen gewiß Fragen zu stellen 
sind. Bisher hat aber eine gut geleitete Nacharbeit die Ergebnisse immer noch 
fruchtbar machen können. 

Die Lutherische Generalsynode 1957 hatte mit ihrem Hauptthema „Die 
Predigt“ die wichtigste Aufgabe der Kirche zu behandeln, die im kirchlichen 
Leben der Gegenwart zugleich als besonders gefährdet gilt. Unsicherheit in 
Grundfragen des Neuen Testaments sowie das ungeordnete Verhältnis der 
theologischen Disziplinen zueinander müssen sich auf die Predigtaufgabe läh- 
mend auswirken. Hinzu kommt das alte, immer wieder neue Problem der 
„Menschwerdung“ der Verkündigung in einer dem Menschen zugänglichen 
Sprache und in einem die Realitäten seines Lebens sorgfältig bedenkenden 
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Beziehungsreichtum. Referate (Landesbischof Lilje, Landesbischof Dietzfelbin- 
ger und Prof. Müller-Schwefe) und Aussprache auf der Generalsynode ließen 
kaum einen wichtigeren Teilaspekt der gegenwärtigen Diskussion zur Predigt- 
frage aus. Fertige Lösungen kann eine Synodaldiskussion nicht bieten. Sie kann 
aber wichtige Anregungen für die Weiterarbeit geben, wie es in der Entschlie- 
ßung zur Predigt geschah: 


Die 2. Generalsynode der Vereinigten Kirche hat sich auf ihrer 3. Tagung in Hamburg 
mit dem Hauptthema „Die Predigt“ befaßt. Als Prediger und Predigthörer haben die 
Synodalen gemeinsam bedacht, was in der Predigt geschieht, und sind aufs neue der 
Gabe des göttlichen Wortes froh geworden. Sie haben erkannt, daß in dem Menschen- 
wort der Predigt Gott der Herr selbst unter uns redet und handelt. 

Die Generalsynode bittet alle Prediger, sie möchten unter ihren Belastungen und 
Anfechtungen des Predigtdienstes als der Mitte ihres Amtes nicht müde werden. 

Sie bittet die Gemeinden, sich der Predigt neu zuzuwenden und das Wort Gottes 
nicht zu verachten, das in menschlicher Unvollkommenheit geredet wird. 

Die Kirche, die das Wort für sich behält, wird es verlieren. Sie muß darauf achten, 
daß Gott der Predigt oft wider Erwarten Türen aufschließt. Er hat auch heute ein 
großes Volk in der Welt! 

In dieser Gewißheit trägt die Generalsynode im Blick auf aktuelle Predigtnöte den 
Kirchenleitungen, den Predigern und den Gemeinden folgende Anregungen und Bitten 
vor: 

1. Wir stellen dankbar fest, daß die gegenwärtige theologische Schriftforschung viele 
Texte neu erschlossen hat. Wir bitten die theologischen Lehrer, unseren Studenten und 
Predigern den Weg von der Exegese zur Predigt noch besser zu weisen. Wir bitten 
auch bei der Ausbildung der Kandidaten dieser zentralen Frage ganz besondere Sorg- 
falt zuzuwenden. 

2. Wir haben den Eindruck, daß die gedruckten Predigthilfen weithin unzureichend 
sind. Wir bitten die Kirchenleitungen zu erwägen, auf welche Weise sie den Predigern 
mit guten Predigthilfen beistehen kann. Es ist dabei klar, daß auch die beste Predigt- 
hilfe die persönliche Begegnung mit dem Text nicht überflüssig macht. 

3. Wir bitten die kirchlichen Oberhirten, den Amtsbrüdern das gute Gewissen zu 
geben, daß sie auf vieles andere verzichten, um Stille für ihre Predigt zu gewinnen. 
Wir bitten sie, die Diener am Wort vor der Flucht in die Betriebsamkeit zu bewahren. 

4. Wir weisen auf den Segen gemeinsamer Predigtvorbereitung im Kreis der Amts- 
brüder hin. 

5. Wir bitten die Kirchenleitungen, den Predigern den dringend begehrten Dienst 
zu erweisen, daß ihre Predigt von theologisch sachkundigen Beratern gehört und mit 
ihnen brüderlich durchgesprochen wird. 

6. Wir bitten die Kirchenleitungen, Sorge zu tragen, daß das auf der Synode be- 
gonnene Gespräch zwischen Predigern und Predigthörern auf mancherlei Weise weiter- 
geführt wird. In diesem Zusammenhang bitten wir, insbesondere auch die Pfarrfrauen 
und Pfarrbräute mehr als bisher dafür zuzurüsten. 

Wir ermutigen Gemeindeglieder und Prediger zu einem Gespräch über die Predigt. 
Dadurch wird der Prediger vor der Isolierung bewahrt und der Predigthörer geübt, 
recht zu hören. 

Auf diese Weise entsteht eine Gemeinde, die selber das Wort weiterträgt. So wird 
auch die Predigt auf den unter der Kanzel gegenwärtigen Menschen ausgerichtet und 
von unverbindlichen allgemeinen Aussagen befreit. 

7. Wir weisen Prediger und Predigthörer aneinander in rechter Liebe. Wir bitten 
die Prediger, durch gründliche Klarheit und knappe Schlichtheit der Predigt auf die 
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begrenzte Aufnahmefähigkeit des modernen Menschen und seine Übersättigung mit 
Eindrücken Rücksicht zu nehmen. Wir bitten die Gemeinde, nie zu vergessen, daß uns 
Gottes Wort um unserer eigenen Schwachheit willen immer nur in, mit und unter dem 
Menschenwort gegeben wird. 


Das gesamte Material liegt in einem Heft „Die Predigt“ (Lutherisches Verlags- 
haus 1957) im Druck vor. Es traf sich gut, daß die Generalsynode sich zugleich 
zustimmend zu der von der Lutherischen Liturgischen Konferenz Deutschlands 
erarbeiteten und vom Rat der EKD allen Gliedkirchen empfohlenen neuen 
„Ordnung der Predigttexte“ äußern konnte. Ebensowenig wie es zu kurz- 
schlüssigen Alternativen wie „Predigt oder Volksmission“ und „Predigt oder 
Seelsorge“ kommen darf, besteht eine solche Alternative zwischen „Predigt und 
Liturgie“, wie es in der Auseinandersetzung um die neue Agende in fast allen 
Gliedkirchen der EKD immer wieder behauptet wurde. Die neue Ordnung der 
Predigttexte soll die Vielfalt der Lesungen und Predigttextreihen überwinden 
und gibt einschließlich der altkirchlichen Perikopen einen Sechs- Jahres-Turnus 
an Predigttexten. 

2. Das neue Agendenwerk der Vereinigten Kirche wurde von der General- 
synode in der Weise zu einem vorläufigen Abschluß gebracht, daß der dritte 
Band mit den kirchlichen Handlungen den Gliedkirchen zur Erprobung zuge- 
leitet wurde. Die Synode wird sich — abgesehen von der Trauordnung, die noch 
einmal 1958 vorzulegen ist — erst wieder abschließend mit der Agende befassen, 
wenn mehrjährige praktische Erfahrungen mit den noch nicht endgültig verab- 
schiedeten Teilen vorliegen. 

Eine besondere Frucht dieser Arbeit an den kirchlichen Handlungen stellt eine 
außerhalb des Agendenwerkes erscheinende „Handreichung für den seelsorger- 
lichen Dienst“ dar. Diese Handreichung enthält außer einer Ordnung für die 
Einzelbeichte Hilfen für den Dienst an Kranken und Sterbenden. 

3. Die Generalsynode machte sich eine Kundgebung der Bischofskonferenz 
der VELKD zur Atomgefahr vom 22. Mai 1957 zu eigen. Diese Kundgebung 
geht davon aus, daß man angesichts der vielen humanitären und moralischen 
Gewissensappelle von einem geistlichen Bedürfnis nach einer echten kirchlichen 
Anrede an den der Atomangst ausgesetzten Menschen sprechen kann. Deshalb 
hat sich die Kundgebung auch nicht in den Chor politischer Stimmen mit ein- 
mischen wollen. Es wurde zugleich darauf verzichtet, noch einmal zu wieder- 
holen, was die Kirche bereits mehrfach vorher zum ethischen Problem der 
Atomwaffen gesagt hatte, um jetzt nur das eine, das auf die letzten geist- 
lichen und theologischen Fragestellungen zurückführende Wort zu sagen. In 
der atomaren Bewaffnung entfaltet sich das wahre Wesen des Menschen. In ihr 
kommt der Weltbemächtigungsoptimismus des vom Fortschrittstaumel ergrif- 
fenen Menschen endgültig an ein Ende. Darum ist diese Kundgebung keine das 
Atomthema im politischen Sinne behandelnde Äußerung, sondern der Versuch 
einer geistlichen Anrede an die Menschen, welcher politischen Anschauung sie 
auch zuneigen mögen. Die Kundgebung lautet: 


Mit tiefer Sorge sehen wir, daß sich die Furcht wie ein giftiger Nebel über die Mensch- 
heit ausbreitet. Durch die Erklärung der Göttinger Professoren ist vielen zum ersten 


Male das Ausmaß der Gefahr bewußt geworden, die durch die Atomkraft die Welt 
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bedroht. Zugleich ist offenbar geworden, daß bis zur Stunde kein Mensch einen Ausweg 
aus dieser Not sieht. In dieser Lage sind wir aufgerufen, unser Vertrauen auf Gott zu 
setzen; auch im Atomzeitalter gilt das erste Gebot: „Ich bin der Herr, dein Gott; du 
sollst nicht andere‘Götter haben neben mir.“ Wir handeln gegen Gottes Gebot, wenn 
wir an die Stelle der Furcht vor Gott die Angst vor der entfesselten Atomkraft treten 
lassen. Wir dürfen unser Vertrauen nicht auf eine selbstgeschaffene Sicherheit setzen — 
weder auf den Besitz von Atomwaffen noch auf den Verzicht auf diese Waffen. Wir 
haben es auch heute mit dem heiligen und barmherzigen Gott zu tun. Wer seine Hoff- 
nung auf ihn setzt, kann mit dem 46. Psalm sprechen: „Darum fürchten wir uns nicht, 
wenngleich die Welt unterginge und die Berge mitten ins Meer sänken.“ 

Daß der Mensch auch über die Kräfte des Atoms Macht gewonnen hat, entspringt 
dem Auftrag, den ihm der Schöpfer gegeben hat. Damit ist dem Menschen eine unge- 
heure Verantwortung auferlegt. Die christlichen Kirchen haben in den letzten Jahren 
unablässig gemahnt, die Atomkraft nicht zum Werkzeug der Zerstörung zu machen. 
Es geht um den Menschen! Es gilt, nicht die Kräfte der Schöpfung zu ächten, sondern 
dem Menschen in den Arm zu fallen, der diese Kräfte mißbrauchen will. Das muß bei 
allen Völkern geschehen! 

Niemals hat sich der Mensch so ohnmächtig gezeigt wie in dieser Stunde seiner 
großen Macht. Er steht vor zwei unheimlichen Möglichkeiten: entweder die Freiheit 
und Würde des Menschen im Kampf der weltpolitischen Machtblöcke zu verlieren oder 
es geschehen zu lassen, daß in den apokalyptischen Schrecken eines Atomkrieges die 
physische Existenz von Millionen ausgelöscht wird. Vergeblich versucht er, durch eine 
Balance der Schrecken den Frieden zu retten. In dieser menschlichen Ausweglosigkeit 
halten wir uns an Jesu Wort: „In der Welt habt ihr Angst; aber seid getrost, ich habe 
die Welt überwunden!“ 

Auf den Staatsmännern, die heute die Geschicke der Völker bestimmen, ruht eine 
beispiellose Verantwortung. Darum rufen wir die Christenheit zur Fürbitte für die 
Regierenden in allen Völkern auf, vor allem aber für die, die in unserm Volk in der 
Regierung, im Parlament und in den Parteien die Verantwortung tragen. 

Es ist ein Verstoß gegen diese Verantwortung, wenn die Atomfrage in die Taktik 
des Wahlkampfes einbezogen wird. Die atomare Bedrohung ist kein deutscher Wahl- 
schlager! Wir sitzen alle im selben Schiff. Die Christen sollten gemeinsam Gott bitten, 
daß er selbst die Gewissen schärft und daß er uns den Weg zeigt. Angesichts der töd- 
lichen Bedrohung rufen wir die Christen auf: Helft, daß sich unter den Völkern der 
Geist des Friedens und der gemeinsamen Verantwortung ausbreite! 

Werdet nicht müde, Gott zu bitten: 

Verleih uns Frieden gnädiglich, Herr Gott, zu unsern Zeiten. 


4. Was in der Sicht der Vereinigten Kirche sonst zur Atomfrage zu sagen wäre, 
hatte der Leitende Bischof D. Lilje bereits zu Beginn der Synodaltagung in 
seinem Tätigkeitsbericht zum Ausdruck gebracht. Aus diesem Bericht zitieren 
wir hier die Abschnitte, die sich mit Fragen der Öffentlichkeit, der Gesamt- 
situation der EKD sowie des Verhältnisses der VELKD zu ihr befassen: 


Ich möchte zunächst aber mit einigen Bemerkungen darüber beginnen, wie diese Ver- 
einigte Lutherische Kirche sich in der Welt von heute vorfindet. Wir können ja nicht 
mit einer falschen Wendung des Blickes nach innen unsere Aufgabe in Angriff nehmen. 
Es wäre eines von den naheliegenden, aber auf keinen Fall zu billigenden Versäumnissen 
der Kirche, wenn sie sich auf eine falsche „fromme“ Weise nur mit sich selbst be- 
schäftigen wollte und darüber vergäße, daß sie ja in einer Welt lebt, der sie ihr Zeug- 
nis schuldig ist, weil sie dieser Welt Glied ist und selbst zu ihr gehört. In all der 
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Unruhe, in der Furcht, unter der Woge der Angst, die aufs neue über die Welt 
gegangen ist, soll auch unsere Kirche ihren Auftrag ausrichten. Es sind in der weiten 
politischen Welt vor allem zwei Dinge, auf die ich im Augenblick in Kürze hinweisen 
will. Auch unsere Kirche weiß, daß die Menschheit aufs neue vor der Bedrohung durch 
furchtbare Kriegswaffen leidet. Wenn von ungeduldigen Zeitgenossen in Zusammen- 
hang mit der jüngsten Diskussion über die Atombombe in Deutschland oft die Frage 
erhoben ist: Warum schweigt die Kirche?, dann muß man auch an dieser Stelle zu allem 
Überfluß noch einmal mit Nachdruck sagen: Sie hat nicht geschwiegen. Und wir kön- 
nen es nicht unterlassen, in diesem Augenblick daran zu erinnern, daß die Evangelische 
Kirche in Deutschland, daß der Okumenische Rat der Kirchen, daß verschiedene 
Synoden, daß einzelne führende Männner, die in verantwortlicher Weise für die evan- 
gelische Christenheit sprechen dürfen, ihre Stimme klar und deutlich erhoben haben. 
Es wird wahrscheinlich gut sein, wenn auch diese Generalsynode, um deutlich zu 
machen, daß sie diese Besorgnis kennt und die Befürchtungen und Wünsche, die damit 
verbunden sind, sich zu eigen macht, auch ihr besonderes Wort zu diesen Dingen sagt. 
Aber ich darf vorweg, ehe wir in diese Arbeit eintreten, daran erinnern, daß es min- 
destens vier Punkte gewesen sind, die in dem bisherigen Gespräch der Kirchen unmiß- 
verständlich deutlich zu Gehör gebracht worden sind: 

1. Die evangelische Christenheit in Deutschland hat durch ihre berufenen Organe in 
einer erstaunlichen und unmißverständlichen Radikalität das Verbot jeglicher Atom- 
waften gefordert. Das ist keine geringe Stellungnahme, und sie hätte wohl ein größeres 
Echo in der Öffentlichkeit verdient, als es offensichtlich geschehen ist. 

2. Die Evangelische Kirche in Deutschland hat zweitens zu einem vielleicht noch 
brennenderen Punkt ebenso deutlich gesprochen. Sie hat nämlich die Einstellung der 
Atomversuche gefordert, durch die viel Menschenleben bedroht sind und die gerade im 
gegenwärtigen Stadium offensichtlich der Hand des Menschen und seiner Kontrolle 
noch immer nicht unterstehen. 

3. Es ist drittens in all den Außerungen noch immer wieder deutlich gemacht wor- 
den, daß ein solcher Appell jede moralische Kraft und Glaubwürdigkeit verliert, wenn 
er sich nicht an alle richtet und wenn nicht alle dem gleichen moralischen Zwang aus- 
gesetzt sind, hier sich an demselben Schritt zu beteiligen. 

4. Es ist schließlich, und das ist das vierte, immer wieder versucht worden, gerade 
auch den spezifischen Auftrag der Christenheit deutlich zu machen in einer Welt, die 
von Appellen allein nicht gesundet, sondern der man sagen muß, woher sie die Kraft 
finden kann, das zu tun, was die Klugheit und die Menschlichkeit gebieten. 

In einer solchen Welt ist es nötig, daß die Christenheit deutlich zu bezeugen ver- 
sucht, warum ihr Glaube an den auferstandenen Christus ihr und der Welt Kräfte 
geben kann, die die Menschheit aus sich allein nicht hat. Ich sagte schon, daß es viel- 
leicht Aufgabe der Generalsynode sein wird, darüber nachzudenken, ob sie aufs neue 
das Wort zu diesen Fragen ergreifen soll. Ich möchte aber von allem Anfang an deut- 
lich machen, daß wir uns, auch wenn wir uns nachher ganz andersgearteter Arbeit 
zuzuwenden haben, wie das unsere Pflicht ist, jedenfalls nicht außerhalb der von 
Furcht gequälten Menschheit wissen, sondern in ihr leben, an ihren Belastungen mit- 
tragen, ihre Furcht begreifen und mit ihr um eine Abwendung der Katastrophe beten 
und dafür arbeiten wollen. Die große Welt der politischen Probleme steht aber ja noch 
auf eine andere unmittelbare Weise auch unter uns im Raum. Zu den schwersten 
Problemen der gegenwärtigen politischen Situation gehört die Zerspaltung Deutsch- 
lands, und aufs neue wollen wir uns, wie wir es seit dem Jahre 1945 getan haben, dazu 
bekennen, daß wir die Einheit der beiden gespaltenen Teile Deutschlands mit aller 
Kraft festzuhalten uns bemühen. Wir, die wir nach Gottes Willen im Westen unseres 
Vaterlandes leben, grüßen deshalb mit einer besonderen Bewegung die Brüder und 
Schwestern, die aus dem Osten unseres Vaterlandes zu uns gekommen sind, und weil 
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es keine Selbstverständlichkeit ist, möchte ich in diesem Augenblick auch noch eınmal 
den tiefen Dank gegen Gott den Herrn dafür aussprechen, daß wir aufs neue haben 
zusammenkommen dürfen. Es ist manchmal die Formel gebraucht worden, durch diese 
Gemeinschaft der "Kirche vollziehe sich sozusagen die „stille Wiedervereinigung“ 
Deutschlands. Diese Formel ist zu schwach; in dieser Gemeinschaft vollzieht sich die 
Tatsache, daß wir uns gar nicht getrennt wissen und daß wir das als einen weltge- 
schichtlichen Irrtum großen Stils ansehen müssen, daß überhaupt unser Vaterland aus 
politischen Erwägungen getrennt worden ist. Wir wissen wohl, daß die Tatsache, daß 
wir beieinander bleiben durften und heute wieder zusammenkommen können, nicht 
allein das Verdienst unserer Beharrlichkeit ist. Es liegt mir daran, sehr nüchtern aus- 
zusprechen, daß auch die Machthaber dieser Welt dabei ihren Anteil haben, indem sie 
es möglich gemacht haben, daß wir zusammenkamen. Aber das, was auf unserer Seite 
zu sagen ist, ist dies: daß wir in der Treue der Fürbitte, der Verbundenheit im Glau- 
ben, Dienst und Opfer nicht nachlassen wollen beieinander zu sein und uns als eine unge- 
teilte Christenheit ansehen wolien. Darum ist es unmöglich, daß wir, die wir im 
Westen leben, nicht Anteil nehmen an dem, was unsere Gemeinden im Osten unseres 
Vaterlandes erleben, und wir halten uns wörtlich an die Rede des Apostels: So ein 
Glied leidet, leiden alle Glieder mit; so ein Glied wird herrlich gehalten, freuen sich 
alle Glieder mit. Obwohl es uns gar nicht unmittelbar berührt, möchten wir deshalb 
doch an dieser Stelle zum Ausdruck bringen, daß wir mit gutem Gedenken, mit Für- 
bitte und mit einem treuen Herzen hinter einem Mann stehen, der Gegenstand von 
viel Kritik und Anfechtung gewesen ist: Bischof D. Dr. Dibelius. Wir sind nicht be- 
reit, zuzugestehen, daß Mächte von außen das Recht haben, Hirte und Gemeinde von- 
einander zu trennen, und wir möchten zum Ausdruck bringen, daß wir den Auftrag, 
den Bischof Dibelius nicht nur für seine Kirche, die ja Westberlin und Brandenburg 
umfaßt, sondern auch für die Gesamtheit der Kirche in Deutschland feierlich über- 
tragen bekommen hat, ernst nehmen und nicht der Meinung sind, daß Mächte von 
außen das Recht haben, diesen Auftrag anders zu bestimmen, als die Kirche ihn ge- 
meint hat. 

So ein Glied leidet, so leiden alle Glieder mit. In einer unserer Gliedkirchen ist eine 
Verhaftung vorgekommen, die des Leipziger Studentenpfarrers Schmutzler. Im Zu- 
sammenhang mit dieser Verhaftung, deren Einzelheiten uns bis zur Stunde unbekannt 
sind, sind Presseäußerungen getan, die man nur so verstehen kann, als solle hier gegen- 
über der Aufgabe der Verkündigung des Evangeliums irgendein Angriff aus politischer 
Verdächtigung vollzogen werden. Wenn das so gemeint ist, dann werden wir auch an 
dieser Stelle mit großem Nachdruck sagen müssen, daß wir uns zu all denen stellen, 
die in der Verkündigung des Evangeliums und in der Ausrichtung ihres Verkündi- 
gungsauftrages handeln und diesen Auftrag durch keine Form der Unfreiheit beein- 
trächtigen lassen dürfen. Dieses Gedenken auszusprechen, ist mir in diesem Augen- 
blick Pflicht. 

Wir gedenken gerade auch der wichtigen Jugendarbeit, die die Kirche in beiden 
Teilen Deutschlands tut. Es hat sich so gefügt, und die Kirche hat das weder gewollt 
noch gesucht, aber sie hat es auch nicht vermeiden können, daß eine lebhafte Diskussion 
unter dem Thema der Jugendweihe angehoben hat; wir gedenken der Pfarrer und 
Gemeinden, die nun das, was die Konfirmation als das Zeugnis der bewußten Glied- 
schaft in der Kirche Jesu Christi bedeutet, neu zu durchdenken und in ihrem Bekennt- 
nis und Leben zu bewahren haben. Wir gedenken dieser Gemeinden mit einem warmen, 
fürbittenden Herzen und bitten sie mit dem Wort des Apostels: Seid fest und unbe- 
weglich und nehmet immer zu in dem Werke des Herrn! Was wir mit unserem 
Gedenken und unserer Fürbitte dazu tun können, dessen sollen diese Brüder und 
Schwestern von uns in diesem Augenblick auf das nachdrücklichste versichert sein. 

Die Nachrichten, die unser Ohr erreichen, klingen nach Auseinandersetzung, viel- 
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leicht nach Kampf. Was ich gesagt habe, soll nicht den Kampf und Unfrieden vermeh- 
ren, sondern deutlich machen, daß wir der Überzeugung sind, daß es einen redlichen 
Dienst der Kirche in beiden Teilen Deutschlands geben können muß. Es ist mir unver- 
geßlich, daß auf der Tagung des Weltrates der Kirchen, die im letzten Jahr in Galya- 
tetö in Ungarn stattfand, der erste umfassende Bericht eines Bischofs der Anglikanischen 
Kirche in China vorgetragen wurde. Dieser Bischof sagte: Wir leben unter einer Re- 
gierung, die atheistisch ist. Unsere Regierung glaubt nicht daran, daß der Mensch ein 
gefallenes Wesen ist und des Heils bedürftig ist. Unsere Regierung ist der Überzeu- 
gung, daß es in 100 Jahren keine Kirche mehr geben wird. Und dann fuhr der Bischof 
fort: Das ist eine klare Situation. In solch einem Augenblick kommt es darauf an, ob 
die Gemeinden Kraft und Leben genug aus dem Geiste Christi haben. Was er uns über 
seine Kirche berichtete, ließ uns schon damals vermuten, daß es Gott gefallen hat, in 
einer solchen prinzipiell ganz klaren Situation geistliches Leben der Gemeinde möglich 
zu machen. Und wenn die Berichte, die ich der Presse bei uns entnehme, zutreffen, hat 
Prof. Dr. Freytag, der kürzlich China besucht hat, ganz ähnliche Beobachtungen ge- 
macht. Mehr wollen wir von den Machthabern der Welt nicht, als daß die Kirchen in 
Selbstprüfung vor Gottes Angesicht und ohne allen Hochmut gegenüber der Welt, 
die sie umgibt, sich ihres Glaubens vergewissern und ihres Glaubens leben dürfen, und 
daß es dann ein kräftiges, klares, eindeutiges vom Geiste Gottes gesegnetes Zeugnis sein 
möge. Das kann nur Gegenstand unserer Bitte und Fürbitte sein — und so soll das 
verstanden sein, was ich hier ausgesprochen habe. Daß im übrigen die politische Welt, 
in der wir leben müssen, viele Fragen an die Christenheit richtet, versteht sich von 
selbst, und daß es ohne ein leuchtendes Zeugnis von der Gegenwart des Herrn, der 
auch unseren irdischen Sinn erleuchtet, unseren Willen frisch und kräftig macht, unsere 
Liebe entzündet, daß es ohne das alles nicht geht, das brauche ich nicht mit besonderen 
Worten hinzuzufügen. 

Ich möchte einen weiteren Kreis von Beobachtungen in der gleichen Kürze anschließen, 
indem ich unseren Blick für einen Augenblick nach innen lenke, auf unsere Kirche 
selbst, und zuerst auf das Verhältnis unserer Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 
Kirche zu der großen Gemeinschaft der Evangelischen Kirche in Deutschland. Ich 
will nicht wiederholen, was ich ausführlich anläßlich des Tätigkeitsberichtes der 
Kirchenleitung im letzten Jahr vor der Generalsynode in Hannover gesagt habe. Ich 
habe damals mit aller wünschenswerten Deutlichkeit ausgesprochen, daß wir redlich 
mitgearbeitet haben und weiterhin redlich mitzuarbeiten gedenken, und ohne daß es 
als ein besonderes Wort des Selbstruhmes verstanden werde, möchte ich der Über- 
zeugung Ausdruck geben, daß sich die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche, wenn 
nicht als einer der stärksten Pfeiler der wirklichen Einheit der evangelischen Christen- 
heit, so doch jedenfalls als ein Eiement des Friedens und der gegenseitigen Verständi- 
gung in der evangelischen Christenheit in Deutschland erwiesen hat. Das hängt ja mit 
einer grundsätzlichen Tatsache zusammen, und nicht nur mit einer friedlichen Gemüts- 
art, deren wir uns genausowenig schuldig machen wie andere Brüder, die mit uns in 
der Christenheit verbunden sind. Es hängt mit der ganz einfachen Erkenntnis zusam- 
men, daß das Wesen der Lutherischen Kirche niemals in der Selbstbehauptung besteht, 
sondern daß, wenn wir überhaupt verstanden haben, was das eigentliche Kerygma der 
Lutherischen Kirche ist, sie Anlaß hat, voranzugehen in dem Geiste der Demut und der 
Bußfertigkeit und den Herrn der Kirche zu fragen, ob sie ihren Dienst recht ausrichtet. 
Wir wollen gar nicht etwas Besonderes sein, wir wollen es schon längst nicht auf eine 
ängstliche, timide, limitierende und abschirmende Weise sein; aber wir wollen das sein, 
wozu Gott uns gemacht hat. Wir möchten mit gutem Gewissen, auch mit gutem theolo- 
gischem Gewissen, einfach unseren Weg gehen dürfen, und deswegen verstehen wir 
nicht, wenn eine theologische Diskussion so geführt wird, als könne man sich dann erst 
in gemeinsamer Arbeit finden, wenn wir zuvor aufgehört haben, das zu sein, was wir 
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sind. Wir können nur um Verständnis dafür bitten, daß das unser Gewissen nicht 
erträgt. Ist es die Wahrheit, um die uns zu tun ist, dann ist es eine Wahrheit, die wir 
nicht beliebig verändern können, auch nicht aus kirchlicher Courtoisie. 

Und damit wir „testes fidei in Christum“ sein können, Zeugen des Glaubens an 
Christus, haben wir keinen anderen Weg, als daß wir das Zeugnis, das unserer Kirche 
anvertraut ist, vor Gottes Angesicht so gründlich und sorgfältig, so bußfertig und auf- 
- geschlossen durchdenken, wie wir es nur können. Wenn man das tut, dann ist wohl 
klar, daß das Gerede von „konfessionalistischer Machtpolitik“ schlechthin unbegründet 
ist. Und das, was ich im vorigen Jahr gesagt habe, wiederhole ich: Ich habe den herz- 
lichen und mannhaften Wunsch, daß dieses Denken aus dem Gespräch der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland verschwinden möchte. Wir haben es niemals für unseren 
Auftrag gehalten, um Machtpositionen zu kämpfen, und Gott bewahre uns in seiner 
Gnade davor, daß wir je einem solchen Denken verfallen. Zur Ausrichtung dieses 
Wunsches und dieser Blickrichtung gehört das theologische Gespräch. Ich will wenig- 
stens darauf aufmerksam gemacht haben, daß der gedruckte Tätigkeitsbericht darüber 
knappe Aussagen auf Seite 10 und 11 macht und daß hier Beispiele dafür gegeben 
sind, in welcher Richtung dieses Gespräch sich bisher bewegt hat — Seite 11 oben: 
kirchentrennende Bedeutung von Lehrdifferenzen, das Verhältnis von Heidelberger 
und lutherischem Katechismus, und daß das neue Gespräch für den Oktober dieses 
Jahres vorgesehen ist. Zur theologischen Besinnung über diese Frage gehört auch das, 
was wir auf dieser Generalsynode vorhaben, nämlich die Besinnung auf das, was den 
spezifischen Auftrag einer lutherischen Kirche allein ausmachen kann; ich meine es 
nicht in dem Sinne, daß nur wir einen solchen Auftrag hätten, sondern daß wir uns an 
der Durchdenkung dessen beteiligen wollen, was die Predigt der Kirche heute bedeutet. 
Eine Kirche, die Machtpositionen erstrebt, wird nie die innere Freiheit haben, über 
diesen Verkündigungsauftrag so nachzudenken, wie wir es uns jedenfalls für unsere 
Generalsynode wünschen. 


2. INNERER AUFBAU DER VELKD 


1. Die VELKD legt als eine erst 1948 vollzogene Neugründung besonderes 
Gewicht auf eine enge Zusammenarbeit der Gliedkirchen in grundsätzlichen 
theologischen Fragen sowie in Fragen kirchlicher Ordnung und Rechtssetzung. 
Diese Arbeit geschieht in einer größeren Zahl von außerordentlich intensiv 
arbeitenden Ausschüssen (Theologischer Ausschuß, Liturgischer Ausschuß, Oku- 
menischer Ausschuß, Ausschuß für Fragen des gemeindlichen Lebens, Rechts- 
ausschuß, Disziplinarrechtsausschuß, Presseausschuß). Für das Jahr 1957 ist hier 
hervorzuheben (s. a. weiter unten, unter 3.): 

Stellungnahme des Theologischen Ausschusses zur Konditionaltaufe (aus einer 
Arbeit des Unterausschusses für Sektenfragen und in Auseinandersetzung mit 
der römisch-katholischen Kirche): 


Der Theologische Ausschuß der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch- 
lands hat sich in seiner Sitzung vom 20. bis 22. März 1957 mit der Frage der Kon- 
ditionaltaufe beschäftigt. 

Mit Zustimmung der Kirchenleitung wird die nachstehende Stellungnahme ver- 
öffentlicht. Anlaß dazu waren die vorangegangenen Verhandlungen des Unteraus- 
schusses für Sektenfragen, bei denen sich gezeigt hat, daß in einigen Fällen keine 
volle Klarheit zu gewinnen ist, ob eine Taufhandlung als Taufe im Sinne der 
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Einsetzung Christi angesehen werden kann. Es hat sich dabei auch ergeben, daß die 
Frage der Konditionaltaufe noch an anderen Stellen aufbricht: bei Flüchtlingskindern, 
wenn nicht nachzuweisen ist, ob sie überhaupt die Taufe empfangen haben; bei Kin- 
dern, die von DC-Pfarrern getauft worden sind, ob ihre Taufe eine christliche Taufe 
gewesen ist. Besonders ernst ist, daß evangelische Christen, die zum Katholizismus 
übertreten, neuerdings in zunehmendem Maße wiedergetauft werden. 

‚1. Der Theologische Ausschuß ist zu der Überzeugung gekommen, daß eine Kon- 
ditionaltaufe, wie sie die römisch-katholische Kirche übt, der Taufverkündigung der 
evangelisch-lutherischen Kirche nicht entspricht und daher zu unterlassen ist. Nur eine 
ohne Vorbehalt und öffentlich, das heißt vor Zeugen vollzogene Taufe vermag dem 
Täufling und der Gemeinde die klare Gewißheit zu geben, daß der Täufling aus 
Wasser und Geist wiedergeboren und in die Gemeinschaft der gerechtfertigten Sünder 
aufgenommen ist. 

2. Ob die „Taufen“ bestimmter Sekten als christliche Taufen angesehen werden 
können, wird für jede einzelne Sekte durch die Kirche geprüft werden müssen. Kommt 
es zu Übertritten von Gliedern solcher Sekten, deren „Taufe“ nicht anerkannt werden 
kann, deshalb, weil sie eindeutig der Stiftung Christi widerspricht, oder deshalb, weil 
das mit großer Wahrscheinlichkeit zu vermuten ist, so muß die Taufe an den Über- 
tretenden völlzogen werden (z. B. Christengemeinschaft). 

3. Ist auch durch gewissenhafte Nachforschung nicht sicher festzustellen, ob jemand 
getauft ist oder nicht (Flüchtlingskinder), muß die Taufe vollzogen werden auf die 
Gefahr hin, daß sich später doch noch herausstellen könnte, daß der Betreffende schon 
getauft war. 

4. Wenn bei einzelnen Personen nicht sicher ist, ob die an ihnen vollzogene Taufe 
gültig war (z. B. DC-Taufen in einzelnen Fällen), so sind sie zu taufen. Allerdings 
sollen Taufen, die in der eigenen Kirche vollzogen sind, nicht in Zweifel gezogen 
werden, wenn keine Gewissensnot beim Pfarrer oder beim Täufling vorliegt. 

5, In den Fällen, in denen die Taufe gespendet wird, weil keine Gewißheit darüber 
zu erhalten war, ob der zu Taufende bereits früher die christliche Taufe empfangen hat 
oder nicht, wird zwar der eigentliche Taufakt wie bei allen anderen Taufen vor sich 
gehen müssen. Jedoch soll durch eine agendarische Taufvermahnung auf die Besonder- 
heit dieses Falles Bezug genommen werden. In dieser Taufvermahnung (Taufansprache) 
ist auszusprechen, daß nicht die Absicht besteht, in der folgenden Handlung im Wider- 
spruch zu der Einsetzung Christi eine Wiedertaufe zu vollziehen, sondern daß unter 
einem unentrinnbaren Notstand, aber im Gehorsam gegen den Taufbefehl gehandelt 
wird. Es erscheint angemessen, daß diese Taufvermahnung (Taufansprache) mit einem 
formulierten Gebet abschließt. 

6. In den Fällen 4) und 5) soll der Pfarrer die Taufe nicht ohne die Genehmigung 
seines Dekans (Superintendenten, Propsten usw.) vollziehen. 

7. Die Evangelische Kirche wird sich dagegen wehren müssen, daß die römisch- 
katholische Kirche die evangelische Taufe mißachtet, die nach Ordnung aller evangeli- 
schen Kirchen im Namen des Dreieinigen Gottes und mit Wasser vollzogen wird. Die 
katholiche Praxis ist um so anfechtbarer, als es gemeinchristlicher, auch von der 
römisch-katholischen Kirche seit alters anerkannter Grundsatz ist, daß außerhalb des 
Raumes der katholischen Kirche rite vollzogene Taufen als gültige Taufen angesehen 
werden (Ketzertaufstreit 255-257). 


Entschließung des Presseausschusses zur gegenwärtigen Situation der kirch- 
lichen Pressearbeit (zugleich als Beispiel für den großen Wert, den die VELKD 
der Publizistik sowie der Veröffentlichung theologischer Literatur im Sinne der 
eigenen kirchlichen Zielsetzung beilegt): 
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Das Lutherische Kirchenamı Hannover und die Evangelische Akademie Loccum haben 
vom 6. bis 9. November 1956 in Loccum unter dem Thema „Kirche und Presse“ eine 
Studientagung mit Pressereferenten der Landeskirchen, kirchlichen Redakteuren und 
Vertretern des Gemeinschaftswerkes der Evangelischen Presse gehalten. Die Tagung war 
"verbunden mit einer Sitzung des Presseausschusses der Vereinigten Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirche Deutschlands. 

Die Teilnehmer an dieser Tagung haben die gegenwärtige Lage der kirchlichen Presse 
in der Bundesrepublik eingehend besprochen und sich dabei im besonderen mit den vom 
Gemeinschaftswerk als der Gesamtvertretung der kirchlichen Presse in der EKD auf- 
gestellten Zielen beschäftigt. Dabei sind sie von den Anliegen ausgegangen, welche in 
dem von der Kammer der EKD für Publizistische Arbeit der kirchlichen Westkonferenz 
vorgelegten Memorandum beschrieben sind und sind bereit, sie zu unterstützen. 

Die Kirchenleitung der Vereinigten Kirche hat in ihrer Sitzung am 9./10. April 1957 
dieser Entschließung zugestimmt und sie den Kirchenleitungen der Gliedkirchen mit- 
geteilt. 


& 


Die evangelische kirchliche Presse befindet sich in einer äußerst bedenklichen Situation. 
Ihre Gesamtauflage von 4,7 Millionen erscheint zwar auf den ersten Blick eindrucksvoll. 
Diese Auflage verteilt sich aber auf eine zu große Anzahl von zum Teil auch redaktio- 
nell sehr wenig leistungsfähigen Blättern. Die Boulevardblätter, Illustrierten und 
Wochenendzeitungen mit ihren hohen Millionenauflagen beeinflussen und beherrschen 
mit großer Intensität das Urteil und den Geschmack des Leserpublikums. Ihre Leser, 
die auch Glieder der evangelischen Kirche sind, verfallen immer mehr den weithin 
destruktiven Einflüssen der säkularen Presse. 

Der Einfluß der kirchlichen Presse in der öffentlichen Diskussion ist bisher ohne 
wesentliche Bedeutung, da ihre Verbreitung zu begrenzt, ihre Erscheinungsweise zu 
langfristig, ihre Qualität oft zu gering und ihre Aussagen vielfach nicht durchschlagend 
sind. Wenn sich die evangelische Kirche - unter gleichzeitiger Berücksichtigung der viel 
größeren katholischen Aktivität - in diesem Kampf um den Menschen nicht eines schwe- 
ren Versäumnisses schuldig machen will, muß sie ihren publizistischen Organen wesent- 
lich größeres Interesse widmen und durch einige durchgreifende Maßnahmen deren 
Wirkungsmöglichkeiten um ein Vielfaches erweitern. 

In den einzelnen Landeskirchen ist die Lage der kirchlichen Presse verschieden. Sinn- 
volle Maßnahmen können daher nur getroffen werden, wenn sie der konkreten Lage 
und den vorhandenen Möglichkeiten angepaßt werden. Die Kirchenleitungen der Glied- 
kirchen sollten darum einen aus Sachkennern bestehenden Ausschuß bestellen mit dem 
Auftrag, sobald wie möglich ein Aktionsprogramm mit folgendem Inhalt vorzulegen: 

1. Bestandsaufnahme und Beurteilung der landeskirchlichen Pressearbeit (u. a. Perso- 
nal; Art, Qualität und Verbreitung von Presseerzeugnissen; Zusammensetzung der 
Leserschaft; wirtschaftliche Situation; rechtliche Struktur; Versorgung der weltlichen 
Presse und Beziehungen zu ihr). 

2. Praktische Maßnahmen, die in verhältnismäßig kurzer Zeit durchgeführt oder 
doch in Angriff genommen werden können. 

3. Langfristige Planungen. 


m 


Im einzelnen verweisen wir für die Arbeit dieses Ausschusses auf folgende Punkte: 

1. Von den Redaktionen der Tageszeitungen wird vielfach darüber geklagt, daß sie 
von Kirchenleitungen und anderen kirchlichen Stellen für ihre Arbeit nicht die not- 
wendigen Informationen erhalten. Um diesem Mißstand abzuhelfen, halten wir es für 
erforderlich, daß bei jeder Kirchenleitung eine Pressestelle errichtet wird. Für seinen 
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Dienst bedarf der Leiter dieser Pressestelle umfassender Informationen über die Arbeit 
der kirchenleitenden Organe. Nach dem Vorbild der leitenden staatlichen Stellen halten 
wir es heute für notwendig, daß der Pressereferent an den laufenden Sitzungen teil- 
nimmt. Das Pressereferat kann mit der Wahrnehmung weiterer Öffentlichkeitsauf- 
gaben betraut werden. 

Die Betreuung der Presse darf aber nicht auf den Kontakt mit der Kirchenleitung 
beschränkt bleiben. Sie muß durch bestimmte Beauftragte der Kirche an allen Orten, 
an denen sich Redaktionen befinden, erfolgen. In Städten mit mehreren Redaktionen 
müßte um des Konkurrenzkampfes der Zeitungen willen für jede Redaktion ein beson- 
derer Verbindungsmann zur Verfügung stehen. 

Um der besonderen Aufgabe der Publizisten und ihrer oft nicht bekannten Gewissens- 
belastung willen, sollten sich die Geistlichen der in ihren Gemeinden ansässigen Journa- 
listen in besonderer Weise seelsorgerlich annehmen. 

2. Die Pfarrerschaft zeigt sich mit Einzelproblemen der Presse, mit ihrer Arbeits- 
weise und mit den Möglichkeiten einer engeren Zusammenarbeit mit ihr nur wenig 
vertraut. 

Insonderheit wird die Bedeutung der kirchlichen Presse als einer Mitarbeiterin an 
den Aufgaben des Pfarramtes im allgemeinen unterschätzt; dies wirkt sich unter ande- 
rem in einer mangelhaften Mitarbeit an der Gestaltung der Blätter wie auch in einer 
fehlenden Mitwerbung aus. Die Erziehung der Gemeinden zur rechten Einschätzung 
der kirchlichen Presse hat bei der Pfarrerschaft einzusetzen. 

Darum sollte eine intensive Zurüstung und Aufklärung der Pfarrer in Fragen der 
allgemeinen und kirchlichen Presse betrieben werden. Im einzelnen sind dazu folgende 
Wege möglich: 

a) Mehrstündige Vorlesungsreihen in Predigerseminaren (mit Exkursionen und prak- 
tischen Übungen). 

b) Spezialtagungen der Pastoralkollegs (je Aufsichtsbezirk mindestens ein Pfarrer in 
einem solchen Pastoralkolleg). 

c) Planmäßige Unterweisungen von geeigneten jungen Theologen in Pressefragen 
durch Pressevikariate und Volontärausbildung. 

d) Ausführliche Informationen über die publizistische Arbeit der Kirche (z. B. Ar- 
beitsthemen für Konferenzen und Konvente). 

3. Eine der akuten Gefahren für das kirchliche Pressewesen ist in der wachsen- 
den Zersplitterung zu sehen. Neben den führenden kirchlichen Sonntagsblättern ent- 
stehen immer mehr kleine Blätter in den Gemeinden und Kirchenkreisen, die der einem 
Gemeindeblatt gestellten Aufgabe nur unzureichend nachkommen und durch ihre 
mangelhafte Qualität weithin ein der Kirche unwürdiges Bild geben. Da sie in vielen 
Fällen den Bezug der größeren Blätter erschweren, gefährden sie deren Wirksamkeit 
und damit die angemessene Weiterentwicklung einer repräsentativen kirchlichen 
Publizistik. 

Gemeindebriefe sollen sich auf lokale Aufgaben beschränken. Sie sollen aber in 
keinem Falle das kirchliche Gemeindeblatt ersetzen, ihm vielmehr den Weg öffnen. Um 
eine weitere Zersplitterung zu verhindern, sollte die Übernahme der Redaktion eines 
Gemeindeblattes durch einen Pfarrer von der Zustimmung durch die Kirchenleitung 
abhängig gemacht werden. 

4. Der Mangel an wirtschaftlicher Fundierung unserer kirchlichen Presse verhindert 
die unbedingt erforderliche Steigerung in Qualität und Auflagenhöhe. 

Es wird deshalb von neuem darauf hingewiesen, daß der wirtschaftliche Ertrag der 
kirchlichen Blätter in vollem Umfange der Pressearbeit selbst zur Verfügung stehen 
muß. Nur dadurch ist es möglich, die bisher meist mangelhaft besetzten Redaktionen 
auszubauen und eine wirksame Werbung zu finanzieren, ohne die, wie alle Presse- 
erzeugnisse, auch unsere kirchlichen Blätter ihren Stand auf die Dauer nicht halten, 
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geschweige denn erweitern können. Finanzielle Verpflichtungen, die gegenüber der 
Inneren Mission oder anderen kirchlichen Stellen bestehen, müssen von den Kirchen- 
leitungen abgelöst werden. 

5, Die Etatmittel für die kirchliche Publizistik (Presse, Film, Funk, Fernsehen) in 
den landeskirchlichen Haushalten sind vor allem bei Berücksichtigung der Breitenwir- 
kung im Verhältnis zu den Aufwendungen für andere kirchliche Werke und Arbeits- 
gebiete unverhältnismäßig gering. Die Mittel des kirchlichen Haushalts, die für die 
kirchliche Publizistik zur Verfügung stehen, sollten mindestens 0,5 °/o des Kirchensteuer- 
aufkommens betragen und schließlich auf 1%/0 erhöht werden. Nur wenn dies geschieht, 
können die notwendigen publizistischen Aufgaben in sachgemäßer Weise geleistet 
werden. 

Außerdem sollten die Landeskirchen die Möglichkeit einer mittelbaren Unterstützung 
der kirchlichen Publizistik mehr als bisher ins Auge fassen. 

6. Die kirchlichen Blätter müssen heute die zahlreichen Probleme aufgreifen, die den 
Menschen der Gegenwart in seinem Alltag bewegen. Um diese Aufgabe erfüllen zu 
können, brauchen auch die kirchlichen Gemeindeblätter wesentlich leistungsfähigere 
Redaktionen. Es ist unter diesen Umständen nicht mehr vertretbar, daß die Schrift- 
leitung von nur einem Mann, oft sogar nur im Nebenamt wahrgenommen wird. Des- 
halb müßten die Redaktionen durch geeignete Fachkräfte erweitert werden. Um diese 
Anstellungen verantworten zu können, ist diesen Journalisten eine ausreichende wirt- 
schaftliche Basis zu gewähren. 


III. 
Eine Reihe von Zeitschriften und Blättern, die gesamtkirchlichen Aufgaben dienen, 
kommt aus wirtschaftlichen Gründen nicht zu ihrer vollen Entfaltung. Hier ist durch 
eine gemeinsame Aktion der Landeskirchen Hilfe erforderlich. 


Der Rechtsausschuß konnte den Entwurf eines umfassenden gemeinsamen Pfar- 
rerrechtes abschließen und den Gliedkirchen zu einer ersten Stellungnahme zu- 
leiten. 

2. Der innere Aufbau der VELKD vollzieht sich auch in einigen Einrich- 
‚ tungen, die im Jahre 1957 neu geschaffen bzw. wieder aufgenommen oder 
geplant wurden: 

Errichtung eines Pastoralkollegs, das seine Tagungen zwei- bis dreimal im 
Jahre in enger Anlehnung an bestehende Einrichtungen der Gliedkirchen hält 
(Leiter des Pastoralkollegs: Prof. D. Georg Hoffmann, Kiel); 

Austausch von Kandidaten und Hilfsgeistlichen zur vorübergehenden Ver- 
wendung im Gemeindedienst einer anderen Gliedkirche; 

Verwendung des Kandidatinnenseminars in Hannover als Seminar für alle 
Gliedkirchen. 

Zur Errichtung eines gemeinsamen Predigerseminars für alle Gliedkirchen 
faßte die Generalsynode 1957 folgenden Beschluß: 


Die Generalsynode hält die Errichtung eines gemeinsamen Predigerseminars für er- 

wünscht. 

“ Sie bittet die Kirchenleitung, die erforderlichen Vorbereitungen weiterzutreiben und 

den Gliedkirchen das Projekt des gemeinsamen Predigerseminars zu erläutern und 

nahezubringen mit dem Ziel, ein zustimmendes Votum aller Gliedkirchen zu erreichen. 
Die Entscheidung über die Errichtung soll auf der nächsten Tagung dieser General- 

synode getroffen werden. 
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3. ZWISCHENKIRCHLICHE FRAGEN 


Die starken ökumenischen Interessen ihrer leitenden Persönlichkeiten sowie 
eine umfassende Mitarbeit an Fragen der Auslandsdiaspora und der Äußeren 
Mission, namentlich in Organen und Einrichtungen des Lutherischen Welt- 
bundes, lassen die VELKD besonders auch an ökumenischen und zwischenkirch- 
lichen Fragen mitwirken. 

Hinzu kommt, daß die innerdeutsche Situation mit dem unterschiedlich be- 
urteilten Nebeneinander von EKD (Kirchenbund), EKU (Unionskirche) und 
VELKD (Kirchen gleichen Bekenntnisses) die Auseinandersetzung um den 
Kirchenbegriff sowie um die damit zusammenhängende Frage der zwischen- 
kirchlichen Abendmahlsgemeinschaft nicht zur Ruhe kommen läßt. Auch wer die 
hierzu eingenommene Haltung der VELKD nicht immer teilt, wird zugeben 
müssen, daß sie sich dem Gespräch stellt und sich um theologisch klare und ver- 
tretbare Lösungen müht. 

1. Zur Frage der Abendmahlsgemeinschaft hatte der Okumenische Ausschuß 
der VELKD bereits am 18. September 1954 ein ausführliches Memorandum zum 
Verhältnis von Kirchengemeinschaft und Abendmahlsgemeinschaft veröffent- 
licht (s. Kirchliches Jahrbuch 1954, S. 153 ff.). An dieses Memorandum wurde 
im Jahre 1957 noch einmal erinnert, da jetzt die Veröffentlichung des Bandes 
„Koinonia, Arbeiten des Okumenischen Ausschusses der VELKD zur Frage 
der Kirchen- und Abendmahlsgemeinschaft* (hg. vom Lutherischen Kirchenamt, 
Berlin 1957) erfolgte. Der Band enthält alle Referate und Vorarbeiten, die dem 
Memorandum zugrunde lagen. Der Beitrag „Dokumente und Erläuterungen 
zur gegenwärtigen Praxis der Abendmahlsgemeinschaft in der EKD und ihren 
Gliedkirchen“ wurde bis auf den gegenwärtigen Stand fortgeführt (Abend- 
mahlsgemeinschaft Pfalz-Kongregationalisten, Anfrage der Church of Scotland 
an die EKD und ihre Gliedkirchen vom 23. Januar 1957). 

Die erwähnte Anfrage der schottischen Kirche drückt den Wunsch aus, mit 
der EKD und ihren Gliedkirchen zu einem Abkommen über „Interkommunion“ 
zu kommen. 

Seitens der VELKD wurde diese Anfrage in einem Schreiben an das Kirchliche 
Außenamt der EKD vom 23. Juli 1957 wie folgt beantwortet: 


Nachdem Kirchenleitung und Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirche Deutschlands über eine gemeinsame Stellungnahme zu den von der Kirche 
von Schottland aufgeworfenen Fragen beraten haben, sind wir beauftragt, für die 
Gliedkirchen der Vereinigten Kirche gemeinsam zu erklären: 

1. Wir begrüßen es, daß der Herr Ratsvorsitzende in seiner Antwort an die Kirche 
von Schottland bereits darauf hingewiesen hat, daß die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land gemäß ihrer Grundordnung als ein Bund bekenntnisbestimmter Kirchen Verein- 
barungen über die Zulassung zum Abendmahl ihren Gliedkirchen überlassen muß, daß 
aber die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands für die in ihr zusam- 
mengeschlossenen zehn Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland gemein- 
sam Stellung nehmen könne. 

2. Wir nehmen die Gelegenheit wahr, auch unsererseits zu betonen, wie sehr uns 
daran gelegen ist, der in Christus vorgegebenen Einheit seines Leibes auch im Zeugnis 
und Handeln der verschiedenen bekenntnisbestimmten Kirchen Ausdruck zu geben. 
Für uns bedeutet die Anfrage der Kirche von Schottland eine willkommene Anregung, 
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unsere Praxis der Abendmahlszulassung in unseren Gemeinden aufs neue im Lichte des 
Neuen Testamentes zu bedenken. 

3. Der Okumenische Ausschuß der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands hat im Auftrage der Kirchenleitung ein „Memorandum über das Ver- 
hältnis von Kirchengemeinschaft und Abendmahlsgemeinschaft“ vom 18. September 1954 
ausgearbeitet, um zu den von der 3. Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung 
in Lund 1952 an die Kirche gerichteten Fragen Stellung zu nehmen. Im Sinne dieses 
Memorandums, das wir in der Anlage beifügen, stellen wir dreierlei fest: 

a) Im Unterschied von der Kirche von Schottland, die in ihrem Schreiben vom 
23. Januar 1957 die grundsätzliche Offenheit ihrer Abendmahlsfeiern für jedes abend- 
mahlsberechtigte Glied jedes Zweiges der universalen Kirche feststellt, gehen unsere 
evangelisch-lutherischen Kirchen von der Erkenntnis aus, daß „Kirchengemeinschaft und 
Abendmahlsgemeinschaft einander bedingen und fordern“. So kann von Abendmahls- 
gemeinschaft im eigentlichen Sinne nur dort die Rede sein, wo Kirchengemeinschaft 
besteht. Wir glauben, daß eine besonders von Act. 2, 42 und 1. Kor. 10, 16f. aus- 
gehende Besinnung nur zu diesem Ergebnis kommen kann. 

b) Auch wir kennen, abgesehen von dieser Abendmahlsgemeinschaft von Kirche zu 
Kirche, im praktischen Leben der Gemeinden eine Zulassung von einzelnen Gliedern 
einer anderen christlichen Kirche zu unseren eigenen Abendmahlsfeiern. In diesem Sinne 
ist in Artikel 4 Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland 
festgestellt, daß keine Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland, also auch 
keine lutherische Gliedkirche, einem Angehörigen eines in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland geltenden Bekenntnisses den Zugang zum Tisch des Herrn verwehrt, „wo 
seelsorgerliche Verantwortung oder gemeindliche Verhältnisse die Zulassung gebieten“. 
Es ist uns bisher nicht zweifelhaft gewesen, daß auch kommunionsberechtigte Glieder der 
reformierten schottischen Kirche, die sich vorübergehend in lutherischen Gemeinden 
Deutschlands aufhalten und von der Sakramentsverwaltung ihrer eigenen Kirchen ab- 
geschnitten sind, zum Tisch des Herrn zugelassen werden können, falls sie es begehren. 
Nach der Terminologie von Lund: 1952 würde es sich dabei um eine „limited Inter- 
communion“ oder „Intercommunion on dispens“ handeln. Nur in diesem Sinne sind 
auch, wenn wir recht unterrichtet sind, die lutherischen Kirchen in Skandinavien auf die 
Anregung der Kirche von Schottland eingegangen. 

Es widerspricht aber einer solchen seelsorgerlich bedingten Zulassung von Angehörigen 
anderer Kirchen im Einzelfalle, wenn darüber Vereinbarungen getroffen und aus der 
Ausnahme auf dem Wege über eine feste Ordnung eine Regel gemacht werden soll. 
Auch in diesem Punkt wissen wir uns mit den skandinavischen Schwesterkirchen einer 
Meinung. 

c) Der kirchliche Weg zu voller Abendmahlsgemeinschaft und damit zugleich zu vol- 
ler Kirchengemeinschaft kann unseres Erachtens nur so beschritten werden, daß wir in 
Verhandlungen von Kirche zu Kirche prüfen, wieweit wir „einmütig in der Apostel 
Lehre“ sind. Die Vereinigte Kirche ist zu solchen Verhandlungen immer und gern bereit. 
Sie sieht ihre besondere Aufgabe darin, darüber zu wachen, daß nicht „gleichförmige 
Zeremonien“ oder kirchenrechtliche Bestimmungen zur Bedingung der Einheit der 
Kirche gemacht werden, sondern, daß es „genug zu wahrer Einigkeit der christlichen 
Kirche ist, daß da einträchtiglich nach reinem Verstand das Evangelium gepredigt und 
die Sakramente dem göttlichen Worte gemäß gereicht werden“ (CA VI). 


Aus gleichem Anlaß veröffentlichte Oberkirchenrat Erwin Wilkens in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirchenzeitung 1957, Seite 153, einen kurzen Aufsatz, 


der für die Beurteilung, die die Abendmahlsgemeinschaftsfrage in Kreisen der 
VELKD erfährt, kennzeichnend sein dürfte: 
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NEUER VORSTOSS IN DER FRAGE DER INTERKOMMUNION 


In der Frage der zwischenkirchlichen Abendmahlszulassung ist innerhalb der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland seit Jahren ein Stillstand zu verzeichnen. Die Auffassungen 
konnten auch durch den bisherigen Gang des in Treysa 1947 eingerichteten Abendmahls- 
gespräches der EKD nicht gelockert werden. Auf der einen Seite hält man an der 
Zusammengehörigkeit von Kirchengemeinschaft, Bekenntnisgemeinschaft und Abend- 
mahlsgemeinschaft fest. Abendmahlsgemeinschaft als Ausdruck von Kirchengemeinschaft 
auf der Grundlage gemeinsamen Bekenntnisses steht hier am Ende der Bemühungen 
um die sichtbare Darstellung kirchlicher Einheit. Isolierte Abmachungen in der Inter- 
kommunionsfrage kann man so nicht für sinnvoll halten. Diese grundsätzliche Ein- 
stellung schließt aber ein abweichendes Verhalten in besonderen Situationen der kirch- 
lichen Praxis nicht aus. Daß für solche der Einzelentscheidung unterliegenden Fällen 
generelle Anweisungen oder Abmachungen nicht möglich sind, liegt im Wesen der Sache. 
Man unterscheidet also zwischen Abendmahlsgemeinschaft von Kirche zu Kirche und 
der Zulassung einzelner Christen anderer Konfessionen in bestimmten Fällen. 

Auf der anderen Seite wird die Frage der Abendmahlszulassung aus dem Zusammen- 
hang des Bekenntnis- und Kirchenbegriffs entweder herausgenommen oder Kirchen- 
gemeinschaft so interpretiert, daß ungeachtet der bisher als kirchentrennend angesehe- 
nen Lehrverschiedenheiten mindestens die aus der Reformation erwachsenen Konfessio- 
nen mit umschlossen werden. Das Abendmahl als Mahl des Herrn und nicht der Kirche 
geht allen Lehraussagen und damit auch Lehr- und Kirchenverschiedenheiten voraus. 
Jede neue Ausweitung zwischenkirchlicher Abendmahlszulassung wird so leicht als 
Fortschritt in der ökumenischen Bemühung um die sichtbare Darstellung der kirch- 
lichen Einheit empfunden. 

In diese Situation trifft ein neuer Vorstoß der Kirche von Schottland, die mit den 
„wesentlichen Teilen“ der EKD eine Verständigung über die Interkommunion herbei- 
führen möchte und sich dabei auf bereits mit den Kirchen von Schweden, Norwegen, 
Finnland und Dänemark getroffene Verabredungen beruft. Sie selbst übt als reformierte 
Kirche — nach der Begriffsskala der 3. Weltkonferenz für „Glauben und Kirchenverfas- 
sung“ Lund 1952 - „offene Kommunion“, das heißt, sie läßt „Glieder jedes Zweiges der 
Gesamtkirche“, die an einem ihrer Gottesdienste teilnehmen, zum Abendmahls- 
empfang zu. 

Bei den Abmachungen mit den skandinavischen Kirchen ist an eine Zulassung von 
Kommunikanten gelegentlich einer Reise oder eines sonstigen längeren Aufenthaltes im 
Gebiet der anderen Kirche gedacht. Nach Lund 1952 würde es sich hier um einen Sonder- 
fall der „gegenseitigen, offenen Kommunion“, das heißt unter bestimmter Begrenzung, 
handeln, nicht also um eine generelle Freigabe der Wahl des Altars. Nur in sehr un- 
genauer Weise könnte man dies den „Abschluß von Abendmahlsgemeinschaft“ nennen. 
Wie immer in Fragen der Interkommunion haben sich auch hier die skandinavischen 
Kirchen, was in mehr populären Darstellungen nicht immer ausreichend beachtet wird, 
sehr behutsam verhalten. Im Grunde sind sie über eine Abendmahlszulassung im Aus- 
nahmefall der kirchlichen Praxis, wie sie auch in den deutschen lutherischen Kirchen 
geübt wird, nicht hinausgegangen. Diese werden freilich zurückhaltender darin sein, 
grundsätzlich zuzusagen, was kasueller Entscheidung - sowohl des Kommunikanten wie 
des Zelebranten - unterliegt. 

Anders liegt es in den unierten Gliedkirchen der EKD. Auch hier ist allerdings die 
Lage nach den offiziellen Kirchenordnungen nicht so einfach, wie es manchem erscheinen 
mag. Zum Beispiel kennt die Evangelische Kirche der Union keineswegs die „volle 
Abendmahlsgemeinschaft“, die auch die Interzelebration einschließen müßte. In ihr gibt 
es Zulassung von Gliedern des anderen in der EKU geltenden Bekenntnisses. Diese 
Form von Abendmahlszulassung bestreitet den Grundsatz nicht, daß volle Abend- 
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mahlsgemeinschaft und Kirchengemeinschaft im eigentlichen Sinne einander bedingen. 
Auf jeden Fall aber haben die unierten Kirchen feste Ordnungen, nach denen Glieder 
aller in der EKD geltenden Bekenntnisse, praktisch also lutherisch und reformiert, zum 
Abendmahl zugelassen sind. Darunter fallen zweifellos auch Glieder der entsprechenden 
ausländischen Kirchen, also auch der Kirche von Schottland. Weder eine positive noch 
eine negative Antwort auf die Anfrage der Schotten kann an der bisherigen Praxis der 
lutherischen Kirchen und Gemeinden den in- oder ausländischen Reformierten gegenüber 
etwas ändern. Wir halten unter diesen Umständen besondere gegenseitige Abmachungen 
für unnötig. Ein Beitrag zum eigentlichen Gespräch über das Verhältnis von Kirchen- 
gemeinschaft und Abendmahlsgemeinschaft sind sie jedenfalls nicht. Und um der öku- 
menischen Gemeinschaft willen sollte man auch nur den Schein des Verdachtes einer 
Demonstration an diesem so empfindlichen Punkte vermeiden. 


2. Inzwischen hatte der Okumenische Ausschuß der VELKD seine Arbeiten an 
Zentralfragen des ökumenischen Gespräches mit einer wieder sehr umfassenden 
Behandlung der „Apostolischen Sukzession“ fortgesetzt. Am 26. November 1957 
legte er dazu nachstehende „Erklärung zur Apostolischen Sukzession“ vor, die 
in der Ökumene größere Beachtung finden dürfte. Auch hier ist wieder die Ver- 
öffentlichung eines ausführlichen Berichtsbandes beabsichtigt: 


Die Kirchenleitung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands hat 
dem Okumenischen Ausschuß durch Beschluß vom 22. Juni 1954 aufgetragen, die Frage 
der Apostolischen Sukzession zu bearbeiten. Der Ausschuß hat der Kirchenleitung in 
ihrer Sitzung am 26. November 1957 das Ergebnis seiner Arbeit vorgelegt. Die Kirchen- 
leitung hat dem Wortlaut der folgenden Erklärung zugestimmt. 

Der Auftrag ist durch folgende kirchen- und theologiegeschichtlichen Vorgänge ver- 
anlaßt: 

a) Das ökumenische Gespräch hat sich in den letzten Jahren auf das Christusthema 
konzentriert. Damit ist aber erneut von einer anderen Seite her auch die Frage nach 
der Katholizität und Kontinuität der Kirche gestellt. 

b) In den evangelischen Kirchen des Abendlandes sowie in den Kirchen Asiens und 
Afrikas sind in großer Breite die Fragen nach dem kirchlichen Amt, der Ordination, 
den Ämtern und Diensten und dem Verhältnis von Amt und Gemeinde aufgebrochen. 

c) Dabei fragen die Kirchen Asiens und Afrikas mit besonderer Dringlichkeit nach 
dem Bischofsamt und seiner Bedeutung für die Einheit der Kirche. Um der ökumenischen 
Verbundenheit willen haben darum auch die Kirchen des Abendlandes nach einer Ant- 
wort zu suchen. 

d) In dem notwendigen Gespräch mit der römisch-katholischen Kirche stellt sich uns 
unausweichlich die Frage, wodurch die Apostolizität und Autorität der Kirche gewähr- 
leistet ist. 

e) Wir haben als Kirche lutherischen Bekenntnisses allen Grund, uns darum zu mühen, 
die ökumenische Verbindung zu den orthodoxen Kirchen des Ostens zu vertiefen. Das 
Gespräch mit ihnen wird aber zwangsläufig ihre Aussagen über die Ganzheit und die 
' Fülle der Kirche, die durch die Zeiten hindurch existiert, an hervorragender Stelle 
berücksichtigen müssen. Damit ist zugleich die Frage nach der Apostolischen Sukzession 
im engeren Sinn als ein wesentliches Teilproblem gestellt. 

f) Die Kirche von England ist in den letzten Jahrzehnten besonders stark in Kirchen- 
einigungsbestrebungen hervorgetreten. Sie hat sich auch um Einigung mit lutherischen, 
vor allem skandinavischen lutherischen Kirchen bemüht. Dabei wird dem historischen 
Episkopat von den Anglikanern eine entscheidende Bedeutung beigemessen. 

g) Die Kirche von Südindien führt seit Jahren Lehrgespräche mit den ihr benach- 
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barten lutherischen Kirchen. Sie hat zwar keine Theorie des historischen Episkopats, 
aber sie hält mit Entschlossenheit an diesem als einem der Kirche vom Heiligen Geiste 
verliehenen und unaufgebbaren Geschenk fest. 

h) Innerhalb der lutherischen Kirche Schwedens machen sich zunehmend Bestrebungen 
bemerkbar, der Apostolischen Sukzession ihrer Bischöfe, die man als ein gern fest- 
gehaltenes aber theologisch irrelevantes historisches Faktum angesehen hatte, ein beson- 
deres kirchliches und theologisches Gewicht beizumessen. 

Der Okumenische Ausschuß ist im Zuge seiner mehrjährigen Studienarbeit zu folgen- 
der Überzeugung gekommen: 

Die Loslösung von der papalistischen Formalisierung der Sukzession, die bei uns im 
Gefolge der Reformation um des Evangeliums willen statthatte, war richtig und nötig. 
Trotzdem bleiben wir als die Kirche iutherischen Bekenntnisses gefragt, ob der Ge- 
danke der Apostolischen Sukzession, wenn er weit und tief genug gefaßt wird, nicht 
eine wichtige und unaufgebbare Erkenntnis über Wesen und Auftrag der Kirche aus- 
spricht. Mit solcher Fragestellung glauben wir von dem Bekenntnis unserer Kirche nicht 
abzuweichen, sondern in der von ihm gewiesenen Richtung weiter zu denken. 

Der Ausschuß legt im folgenden das Ergebnis seiner Arbeit in zusammengefaßter 
Form vor. Dabei werden zunächst die Grundzüge der neutestamentlichen Aussagen 
über die Amter und Dienste in der Gemeinde und über das Apostelamt in ihrer Mitte 
dargelegt (I). Im Anschluß daran wird der dogmatische Begriff des kirchlichen Amtes 
und das Verhältnis dieses Amtes zum Apostelamt einerseits, zu den übrigen Diensten 
in der Gemeinde und zum Priestertum aller Gläubigen andererseits erörtert (II). Dar- 
aus erwächst ein Verständnis der Apostolischen Sukzession der Kirche und ihres Amtes 
im allgemeinen (III). Erst dann kann zu der besonderen Vorstellung einer Sukzession 
der Bischöfe durch eine bis auf die Apostel zurückreichende Kette der Handauflegungen 
Stellung genommen werden (IV). 


I. Die Grundzüge der Neutestamentlichen Aussagen über die Ämter und Dienste in der 
Gemeinde sowie über das Apostelamt in ihrer Mitte 


1. Der Dienst Jesu Christi an der verlorenen Welt begründet, bestimmt und füllt 
das Sein und den Dienst seiner Kirche. Nach dem Neuen Testament sind darum alle 
Christgläubigen durch die Ausgießung des Heiligen Geistes und die Taufe in das könig- 
liche Priestertum berufen. Damit sind sie beauftragt und bevollmächtigt, den Dienst 
Christi an der Welt in seiner ganzen Fülle auszuleben und weiterzutragen. Es werden 
dafür jedem Glied der Gemeinde Gaben gegeben, aber nicht allen dieselben. Die Ver- 
leihung dieser Gaben geschieht aus der Freiheit des Geistes, ohne daß der Weg der 
Übermittlung von vornherein formell und genereli festgelegt wäre. 

2. Nach dem Zeugnis des Neuen Testamentes gibt es aber, inmitten dieser Bevoll- 
mächtigung aller, auch besondere und hervorgehobene Dienste, die dann ihren Trägern 
auch formell aufgetragen werden. Es handelt sich dabei um Aufgaben der missionari- 
schen Kirchengründung, der Gemeindeleitung sowie gewisser anderer, diesen Aufgaben 
sachlich zugeordneter Dienste (z. B. des Diakonats und Witwenstandes). 

3, Die besonderen Dienste sind nicht Funktion der Gemeinde, sondern Gabe und 
Setzung Gottes inmitten der Gemeinde und ihres allgemeinen Priestertums. Daher sind 
für die Berufung in diese besonderen Dienste letztlich nicht menschliche Zweckmäßig- 
keitserwägungen bestimmend, sondern der Wille Gottes. Diesen Willen Gottes in Gebet 
und Fasten zu erkennen bemüht sich, wer immer diese besonderen Dienste ordnet und 
Menschen dazu beruft und bevollmächtigt. 

4. Durch die besondere Berufung wird schon vorhandenes Charisma in Dienst 
genommen, aber auch das für ihren konkreten Aufgabenbereich notwendige Charisma 
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verliehen!. Bei ihrem Vollzug ist in der Urgemeinde mehrfach - jedoch nicht allgemein — 
die Handauflegung bezeugt. 

5. Die Frage, wer die Übertragung besonderer Sendung vollzieht, ist vom Neuen 
Testament her nicht eindeutig zu beantworten. Als Übertragende werden solche ge- 
nannt, die ihrerseits schon zu ihrem Dienst durch Handauflegung bestellt wurden, aber 
auch solche, bei denen das nicht feststeht. Es werden Übertragungen durch einzelne, 
aber auch durch Gruppen berichtet. Ein Interesse an einer Kette der Handauflegungen 
durch bestimmte, ausschließlich hierzu berechtigte Personen ist nicht zu erkennen. 

6. Allem Dienst in der Kirche, ob er aus besonderer Sendung hervorgeht oder nicht, 
geht das Amt der Apostel voran. Apostel sind diejenigen Glieder der Urgemeinde, 
denen sich der auferstandene Heır selbst bezeugte und die er mit dem besonderen Auf- 
trag sandte, das die Kirche gründende und sammelnde Evangelium zu verkündigen. 
Darum ist ihre Verkündigung das grundlegende und für alle Zeiten maßgebende Zeug- 
nis von Jesus Christus. Auf Grund dieser ihrer Berufung sind sie für die werdende 
Kirche Fundament und einigendes Band. Insofern stehen die Apostel als Stellvertreter 
Christi der Welt und den Gemeinden in Autorität und in Freiheit gegenüber. Sie stehen 
dabei zugleich in der Kirche und als ihre Glieder unter Christus, müssen vor seinem 
Gericht erscheinen und sind auf seine Gnade angewiesen. Sie handeln auch immer mit 
Blick auf die Gemeinde und in Gemeinschaft mit den anderen Gliedern der Kirche und 
den diesen gegeBenen Diensten. Sie sind in ihrem Zeugnis umgeben von dem Zeugnis 
aller, die den Geist empfingen. Wie die Gemeinden ihres Zeugnisses und ihrer Leitung 
bedürfen, so bedürfen auch sie ihrerseits des Trostes, der Fürbitte, der Mitarbeit der 
Gemeinden. 


II. Das kirchliche Amt 


7. Im Neuen Testament tritt neben dem grundlegenden Amt der Apostel einerseits 
eine fließende Vielfalt besonderer Dienste in Erscheinung, andererseits findet sich der 
Dienst der Gemeindeleitung, der dem späteren kirchlichen Amt der Sache nach am 
meisten entspricht. Das Neue Testament berichtet keineswegs immer, daß diese nur auf 
besondere Sendung hin ausgeübt wurde. Die Lage der Kirche nach dem Tode der 
Apostel war von der Lage der Urkirche wesentlich unterschieden, da das Amt der 
Apostel seinem Wesen nach unwiederholbar ist. Der Begriff „des“ besonderen kirch- 
lichen Amtes kann deshalb nicht unmittelbar dem Neuen Testament entnommen wer- 
den. Er ist vielmehr ein dogmatischer Begriff, der von der Kirche entwickelt wurde 
und in der neuen Lage notwendigerweise entwickelt werden mußte. Er ist dann legitim, 
wenn er aus dem Werk Christi als der Mitte der vielfältigen Dienste gewonnen wird. 
Er bleibt nur dann legitim, wenn er so weit gefaßt wird, daß sowohl eine Vielfalt be- 
sonderer Dienste als auch Vollmacht und Bestätigung des königlichen Priestertums aller 
Glaubenden durch ihn nicht ausgeschlossen werden. 

8. In dem Sammeln und Erhalten von Gemeinden durch das Evangelium hatte die 
Vielfalt besonderer Dienste von Anfang an ihre mit dem Werk Christi gegebene sach- 
liche Mitte. Diese Vielfalt stand anfänglich unter der Leitung der Apostel selbst und 
wurde durch sie zusammengehalten und zur Einheit verbunden. Nach dem Tode der 
Apostel mußte die Funktion des Sammelns und Einigens um der Kirche willen und um 
des Dienstes an der Welt willen weiterhin geübt werden. Deshalb ist das kirchliche 
Amt seinem Wesen nach zu bestimmen als Hirtenamt, sei es in einer einzelnen Gemeinde, 
sei es in der Gemeinschaft von Gemeinden. Es vollzieht sich durch die Verkündigung des 
Evangeliums und durch die Verwaltung der Sakramente. Dieser Aufgabe des Hirten- 
amtes sind alle anderen zugeordnet, wie zum Beispiel Lehre, Leitung des öffentlichen 


1. Römer 1, 11 und 15, 24; 1. Timotheus 4, 14 und 2. Timotheus 1, 6. 
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Gottesdienstes, Unterscheidung der Geister, Abwehr von Irrlehre, Aufrechterhaltung 
der ökumenischen Verbundenheit der Gemeinden, Anregung und Leitung des missiona- 
rischen Wirkens der Kirche in die Welt hinein. 

9. Für das Verhältnis des kirchlichen Amtes zum Apostolat gilt folgendes: Seine 
Träger stehen, wie die Apostel, mit allen Gliedern der Gemeinde unter Christus und 
bedürfen immer neu der Gnade des Heiligen Geistes und der von oben geschenkten 
Kraft und Vollmacht des Wortes. Sie stehen mit allen Gliedern der späteren Kirche 
zusammen auch unter den Aposteln, sofern sie an die Autorität des grundlegenden 
apostolischen Zeugnisses gebunden sind. Soweit sie die in Ziffer 8 genannten Aufgaben 
des Apostelamtes übernommen haben, stehen sie wie die Apostel als Vertreter und 
Boten Christi ihren Gemeinden in Autorität gegenüber. Das gilt aber nur, sofern sie 
ihre Funktionen in dieser Unterordnung unter das eine apostolische Evangelium aus- 
üben. Diese Unterordnung vollzieht sich durch die Bindung der Verkündigung und 
Lehre des kirchlichen Amtes an die Heilige Schrift, in der der Kirche das apostolische 
Urzeugnis erhalten ist. 

10. Auch das Verhältnis der Träger des Hirtenamtes zu den übrigen Diensten und 
zu dem königlichen Priestertum aller Glaubenden ist bestimmt durch die Gestalt des 
Apostelamtes. Wie die Apostel nicht exklusiv, sondern in Gemeinschaft sowohl unter- 
einander als auch mit den anderen Dienern der Gemeinden und mit allen Glaubenden 
ihren Dienst wirkten, so sollen auch die Träger des kirchlichen Amtes in Gemeinschaft 
untereinander, mit den übrigen Diensten und mit allen Gläubigen handeln. Wie die 
Apostel der Mitwirkung und Fürbitte der Gemeinden zur Ausrichtung ihres eigenen 
Dienstes bedurften, so gilt dies auch für die Träger des Amtes. Das Hirtenamt ist darum 
auch nach dem Inhalt seiner Aufgaben nicht exklusiv abgrenzbar. Weder die Vollmacht 
der Verkündigung noch die facultas conficiendi sacramenta ist nur ihm, beides ist viel- 
mehr grundsätzlich allen Getauften zu eigen (Nottaufe und Abendmahl in Notsitua- 
tionen). Der besondere Auftrag des Amtes und damit auch das Besondere seines mit der 
Sendung verbundenen Charismas liegt dagegen in dem Verantwortungsbereich, in dem 
es diese Aufgaben erfüllen soll: nämlich öffentlich an der Gemeinde in ihrer Ganzheit 
bzw. an einer Mehrzahl von Gemeinden. 

11. Für die Übertragung des kirchlichen Amtes gilt folgendes: Auch sie geschieht 
ihrem Wesen nach im Zusammenwirken derer, die schon im besonderen Amte stehen, 
mit der Gemeinde. Eine Rückbesinnung auf die Vielfalt der neutestamentlichen Aus- 
sagen verbietet eine einengende Formalıisierung. Der lebendige Herr selber beruft und 
bevollmächtigt zum Amt der Kirche. Deshalb kann das Zusammenwirken von Amts- 
trägern und Gemeinde bei der Übertragung des kirchlichen Amtes in verschiedener 
Weise erfolgen. Einmal kann die Initiative bei den Amtsträgern, ein andermal bei der 
Gemeinde liegen, ohne daß die Mitwirkung des jeweils anderen Teiles entbehrlich wird. 
Es kann aber in Grenzfällen und Notständen auch geschehen, daß der Dienst des 
Hirtenamtes durch eine unmittelbare und freie Berufung des Heiligen Geistes von 
solchen übernommen wird, die durch keine vorhergehende formelle Sendung dazu er- 
mächtigt waren. Um der Ganzheit und Einheit der Kirche willen sollen die in solcher 
außerordentlichen Weise Berufenen nachträglich von andern Amtsträgern und von der 
Gemeinde in’ihrer Berufung erkannt und bestätigt werden. Solche Notstände und solche 
außerordentlichen Berufungen sind auch ein Zeichen dafür, daß die Kirche Christi noch 
unter dem Kreuz verborgen existiert. 

12. In dem Miteinander und Gegenüber von Apostelamt und kirchlichem Amt, von 
Amt und besonderen Diensten, von Amt und Diensten auf der einen Seite und der 
Gemeinde der Glaubenden auf der andern, von Gemeinde und Gemeinde in der einen 
Kirche geschieht der Dienst Christi in seiner Fülle und in seinem vielfältigen Reichtum 
für die Kirche und durch die Kirche in der Welt. 
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III. Die Apostolische Sukzession der Kirche und ihres Amtes im allgemeinen 


13. Aus diesen Erkenntnissen über das Verhältnis von Amt und Gemeinde zum 
Apostolat und zueinander ist der Begriff der Apostolischen Sukzession zu beurteilen und 
neu zu entfalten. Wir sehen dabei von der Sonderfrage einer Sukzession der Bischöfe 
durch eine bis auf die Apostel zurückreichende Kette der Handauflegungen zunächst 
ganz ab und verstehen die successio apostolica (recte dicta!) als den bleibenden Zu- 
sammenhang der Christenheit mit dem grundlegenden Dienst der Apostel und ihre 
bleibende Übereinstimmung mit dem maßgebenden Zeugnis der Apostel. In diesem 
Sinn ist Apostolische Sukzession als zum Wesen der Kirche gehörend uneingeschränkt 
zu bejahen. So wird sie auch von uns mit der ganzen Christenheit in den Worten des 
Nicänums bekannt: Ich glaube die Eine, heilıge, allgemeine, apostolische Kirche. 

14. Diese Apostolische Sukzession ist zunächst eine solche der Gesamtkirche in allen 
ihren Gliedern. Sie vollzieht sich in dem durch die Zeiten und Länder sich fortsetzen- 
den Vorgang des Getauftwerdens und des Taufens, im Glauben und Gehorsam gegen- 
über dem apostolischen Zeugnis, in der Gemeinschaft der Anbetung und des Herren- 
mahls, im Weitergeben des apostolischen Zeugnisses in der Gemeinde, in der missionari- 
schen Verkündigung an die Welt, in der Gemeinschaft mit den Kirchen der ganzen 
Welt - dieses letztere in nachfolgender Bewahrung des Einheitsbandes, das die Apostel 
für die Urkirche darstellten. 

Der Zusammenhang, der mit dem Begriff der Apostolischen Sukzession der Gesamt- 
kirche ausgedrückt wird, ist ein prneumatischer; denn daß das apostolische Christus- 
zeugnis heute und immer wieder als die viva vox Evangelii, in der Christus selbst uns 
begegnet, laut wird, ist immer neu ein Wirken und Wunder des Heiligen Geistes. Der 
Zusammenhang ist aber zugleich ein historischer, denn dieses Wirken des Geistes ge- 
schieht in, mit und unter einem Vorgang menschlicher Tradition, in dem der Kanon der 
Heiligen Schrift und deshalb bestimmte Verkündigungsinhalte und Handlungen von der 
apostolischen Urzeit an von Geschlecht zu Geschlecht weitergegeben werden. 

Der Zusammenhang ist Sukzession des Glaubens und des Bekenntnisses, denn sein 
entscheidendes Moment liegt darin, daß der Glaube, der durch das Urzeugnis der 
Apostel erweckt wurde, wieder und wieder erweckt und in der Kirche bekannt wird. Er 
ist aber zugleich auch Sukzession von Personen, denn es gibt keinen Glauben und kein 
Bekenntnis an sich, sondern nur den Glauben und das Bekenntnis bestimmter Menschen. 
Der Glaube der Späteren ist Nachfolge gegenüber dem Glauben und Glaubenszeugnis 
Früherer bis zurück auf die Apostel. 

(Über eine formale Bindung dieser personalen Kette von Zeugnis- und Glaubens- 
nachfolge an eine bestimmte Amtsnachfolge ist damit noch nichts gesagt.) 

15. Es ist aber inmitten dieser Apostolischen Sukzession der Kirche in allen ihren 
Gliedern auch von einer Apostolischen Sukzession des Amtes zu sprechen. Als Hirten- 
amt an den Gemeinden steht es in besonderer Weise in der Nachfolge und an der Stelle 
des Hirtenamtes der Apostel. Auch diese Apostolische Sukzession des Amtes ist nicht 
nur funktional, sondern ebenso personal zu verstehen: sie besteht darin, daß Menschen, 
die dieses Amt ausüben, in den Gemeinden einander folgen. 

Dabei ist das Amt der einmaligen Autorität des Apostolates hinsichtlich der maß- 
gebenden Gestalt des Christuszeugnisses unbedingt untergeordnet. Nicht eo ipso, son- 
dern nur in dieser Unterordnung ihrer Verkündigung und Lehre unter das apostolische 
Zeugnis stehen seine Träger in der Sukzession der Apostel. Diese Unterordnung voll- 
zieht sich im Glaubensgehorsam gegenüber dem lebendigen und gegenwärtigen Herrn 
durch das Hören auf das apostolische Zeugnis von ihm in der Heiligen Schrift. 

16. Die Träger des Hirtenamtes stehen auch in ihrer Apostolischen Sukzession nie- 
mals den Gemeinden exklusiv gegenüber. Sie sind vielmehr, indem sie den Gemeinden 
in der Nachfolge der Apostel als Hirten gegenüberstehen, zugleich der Fürbitte der 
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Gemeinden, der Mitwirkung des königlichen Priestertums aller Glaubenden und auch 
der Mitwirkung der freien Charismata bedürftig, welches alles seinerseits Ausdruck der 
Apostolischen Sukzession der Gesamtkirche und aller ihrer Glieder ist (vgl. Ziffer 10). 

17. Der Eintritt in die Apostolische Sukzession des Amtes erfolgt normalerweise im 
Zusammenwirken von Amtsträgern und Gemeinde. Hinsichtlich der Formen dieses Zu- 
sammenwirkens besteht Freiheit (vgl. Ziffer 11). Daneben ist in Notständen damit zu 
rechnen, daß beim Versagen oder Ausfallen der bisherigen Träger des Amtes (z. B. is 
Verfolgung) aus der Freiheit des Wirkens des Heiligen Geistes Christen auch ohne for- 
melle Sendung in die Aufgaben kirchlichen Amtes gerufen werden (vgl. Ziffer 11). Auch 
diese stehen, wenn sie ihren Dienst in der Nachfolge der Apostel und ihres Zeugnisses 
erfüllen (s. Ziffer 13-15), in echter Apostolischer Sukzession. 


IV. Stellungnahme zu der Apostolischen Sukzession der Bischöfe durch die 
Kette der Handauflegungen 


18. Von der in III dargelegten Apostolischen Sukzession der gesamten Kirche und 
ihres Amtes im allgemeinen ist der Gebrauch dieses Begriffes in dem verengten Sinn 
einer Weihesukzession der Bischöfe in ununterbrochener Kette der Handauflegungen 
bis zurück zu den Aposteln zu unterscheiden. Es muß zunächst gesagt werden, daß eine 
Apostolische Sukzession in diesem Sinne erst verhältnismäßig spät in der frühkatholi- 
schen Kirche betont wurde und daß der historische Nachweis einer solchen Kette bisher 
nicht zu erbringen war. 

19. Grundsätzlich theologisch ist folgendes zu sagen: Sofern die Apostolische Suk- 
zession in diesem verengten Sinn als der einzige und notwendige Weg der Übermitt- 
lung und Verbürgung der Vollmacht aller Amtsträger verstanden wird, müssen wir sie 
auf Grund der vorstehend dargelegten Erwägungen (vgl. besonders Ziffer 5, 11, 17) 
ablehnen. Wir sahen, daß die Sendung in ein Hirtenamt nicht auf einen einförmigen 
Weg der Übertragung und Personenabfolge festgelegt werden kann und daß reale 
Sendung und Vollmacht durch den Heiligen Geist auch auf außerordentlichem Wege 
bewirkt werden kann. Die Beschränkung der Vollmachtsübertragung auf in der histori- 
schen Sukzession stehende Amtsträger widerspricht der souveränen Freiheit des Heiligen 
Geistes in der Kirche und der Gebrochenheit ihrer irdischen Existenz. Sie akzentuiert 
überdies eine Scheidung von Klerus und Laien, die der Gegenseitigkeit des Dienstes 
zwischen der dem besonderen Amt und der allen Glaubenden gegebenen geistlichen 
Vollmacht nicht entspricht. 

20. Weiter ist zu sagen: Sofern die bischöfliche Sukzession als die Verbürgung der 
Reinheit apostolischer Überlieferung oder als das ausschließliche Mittel zur Erreichung 
und Bewahrung kirchlicher Einheit verstanden wird, müssen wir sie ablehnen. Keinem 
kirchlichen Amt ist als solchem die Verheißung gegeben, daß seine Träger nicht vom 
Glauben abfallen können. Es ist zwar richtig, daß die Erhaltung der Kirche in der 
Nachfolge des apostolischen Glaubens sich auch durch die Kette des Dienstes der zu 
besonderem Hirtendienst Gesendeten mit vollzieht. Aber diese Kette kann gegen den 
Irrtum bischöflicher Träger des Amtes auch durch nichtbischöfliche weitergehen. Ja, sie 
kann auch so erhalten werden, daß Gott in außerordentlichen Lagen außerhalb jeder 
institutionellen Amtsnachfolge der Kirche rechte Hirten erweckt, die die reine apostoli- 
sche Verkündigung weitertragen, ohne daß solch freiheitliches Handeln des Geistes die 
Verpflichtung der Kirche zur geistlichen Ordnung aufhebt (vgl. Ziffer 11). 

21. Wenn mit der bischöflichen Sukzession nicht die Vorstellung eines exklusiven 
Weges zur Weitergabe von Amtsvollmacht und einer Garantie der Überlieferung reiner 
Lehre und der Erhaltung kirchlicher Einheit verbunden wird, kann sie in den Kir- 
chen, in denen die Reformation ohne Bruch mit den Trägern des Bischofsamtes sich 
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vollziehen konnte, als ein Zeichen der unter III dargelegten eigentlichen Apostolischen 
Sukzession der Kirche und ihres Amtes geschätzt werden, das auch wir in solchen 
Kirchen für sinnvoll, wenn audı keineswegs für sachnotwendig halten können. Wir 
halten aber die Weitergabe einer solchen bischöflichen Sukzession an Kirchen, die sie 
nicht haben, nicht für nötig. Sie ist sogar gefährlich, weil das Mißverständnis entstehen 
könnte, als wäre die Ordination in Kirchen ohne bischöfliche Sukzession unvollständig. 
Auf jeden Fall müßte vorher die Frage der Kirchengemeinschaft in ganzer Breite und 
insbesondere die Frage der Berufung und Ordination zum Amt der Kirche grund- 
legend geklärt werden. 

Die Apostolische Sukzession in rechtem Verständnis umspannt die Kirche in ihrer 
Ganzheit und alle ihre Glieder und kann deshalb nicht an ein einziges Merkmal oder 
an eine besondere Gruppe von Amtsträgern gebunden werden. Darum verpflichtet die 
recht verstandene Apostolische Sukzession als eine wesentliche Dimension der Kirche die 
„Kirche“ zum Mühen um ökumenische Gemeinschaft in Lehre, Leben, Bestallung und 
Ordnung der Ämter. 


3, Für die innerdeutsche Situation war das theologische Gespräch, das in den 
letzten Jahren zwischen den theologischen Ausschüssen der VELKD und der 
EKU geführt wurde, von besonderer Wichtigkeit. Mit dem dritten Gespräch 
vom 16, bis 18. Oktober 1957 in Loccum wurde die Arbeit vorläufig abgeschlos- 
sen. Es ist geplant, einen Berichtsband mit den Referaten, Aussprachen und 
zusammenfassenden Formulierungen zu veröffentlichen. 

4. Schließlich ist noch das Bemühen der VELKD zu nennen, dem theologi- 
schen Gespräch mit der römisch-katholischen Kirche neue Impulse zu geben, 
die kontroverstheologische Arbeit zu fördern sowie der Konfessionskunde den 
ihr gebührenden Platz zu schaffen. Dem soll auch das 1957 von deutscher Seite 
der Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes in Minneapolis (USA) vor- 
geschlagene konfessionskundliche Institut des Lutherischen Weltbundes dienen, 
das sich noch in der Planung befindet. Die VELKD bestellte mit Landes- 
bischof D. Dietzfelbinger einen „Beauftragten für Fragen des Verhältnisses zur 
römisch-katholischen Kirche“. In ähnlicher Weise wurden in allen Gliedkirchen 
a Beauftragte, mit denen eine planvolle Zusammenarbeit beabsichtigt ist, 

erufen. 


IV. Die Evangelische Kirche der Union 
Von F.R. Hildebrandt 


1. Die DEZEMBER-SYNnoDE 1957 ALS AUSDRUCK WACHSENDER 
INNERER GESCHLOSSENHEIT 


Wer den Weg der Evangelischen Kirche der Union seit der Treysaer Vereinbarung 
(August 1945) über die ersten vorbereitenden Synoden bis zur Verabschiedung 
der neuen Grundordnung (1951) und von da über die Namens- und Ordnungs- 
änderung (Dezember 1953) bis zur Gegenwart verfolgt, wird einen Vorgang des 
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langsamen, aber stetigen inneren und äußeren Wachstums wahrnehmen können. 
Die theologischen und staatsrechtlichen Bestreitungen ihrer Existenz, die den 
Weg der Evangelischen Kirche der Union durch die vergangenen Jahre begleitet 
haben, aber auch manche Spannungen im eigenen Gefüge und die Behinderungen, 
die mit der unheilvollen Zertrennung unseres Volkes verbunden sind, haben 
ihren Zerfall nicht herbeiführen können. Man hat im Gegenteil den offensicht- 
lichen Eindruck eines Prozesses der Festigung und Stärkung. Zwar ist die Form 
und Gestalt eine ganz andere geworden, als sie die frühere Evangelische Kirche 
der Union gehabt hat. Aber die Gemeinschaft der Gliedkirchen, das Bewußtsein 
ihrer theologischen und kirchlichen Zusammengehörigkeit, ihre gemeinsame 
Arbeit an einer Fülle von Aufgaben ist geblieben und ausgedehnt worden. Die 
Adventssynode 1957 (2. bis 6 Dezember in Berlin-Weißensee) ist Ausdruck und 
Zeugnis dieses Konsolidierungs- und Wachstumsvorganges. Mit Recht konnte 
der Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche der Union, Präses D. 
Scharf, in seinem Rechenschaftsbericht vor der Synode darauf hinweisen, „daß 
es die Evangelische Kirche der Union in der Gemeinschaft der Evangelischen 
Kirche in Deutschland und innerhalb der Okumene wieder zu dem Ansehen 
einer Kirche mit eigener Zielsetzung und spezifischer Aktivität gebracht hat ... 
Kirche der Union ist nicht ein Zusammenschluß von lutherischen, reformierten 
und unierten Gemeinden und Einzelchristen aus praktischen, organisatorischen 
Gründen, sondern eine echte Kirche, die in der Berichtszeit an innerer Ge- 
schlossenheit gewonnen hat“. 


2. DIE THEOLOGISCHE GRUNDLAGE 


Der Grundartikel der Ordnung der Evangelischen Kirche der Union, der ihre 
theologische Selbstaussage enthält, ist Gegenstand von mancherlei Kritik ge- 
wesen. In einer Tagung gliedkirchlicher Referenten am 30. 8. 1957 hat die 
Evangelische Kirche der Union selbst sich Rechenschaft zu geben versucht über 
den Stand des theologischen Gesprächs innerhalb und außerhalb ihrer eigenen 
Reihen und über den theologischen Ort und Auftrag der Evangelischen Kirche 
der Union innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Oku- 
mene. Berichte über die Entwicklung der konfessionellen Bewegungen innerhalb 
der Gliedkirchen zeigen, daß verschiedene Arbeitskreise sich mit dem Unions- 
problem intensiv beschäftigen. Die Tendenzen sind dabei nicht immer einheit- 
lich. Jedoch besteht keine Nötigung, etwa eine Änderung des Grundartikels in 
Erwägung zu ziehen. Eine weitere Entfaltung einzelner theologischer Formu- 
lierungen des Grundartikels wurde aber für erwünscht erachtet. Der theolo- 
gische Ausschuß empfing deshalb vom Rat den Auftrag, eine allgemeine 
Überprüfung des Grundartikels mit dem Ziele näherer theologischer Präzisierung 
vorzunehmen. Der Rat hielt gleichzeitig den Zeitpunkt für gekommen, mit 
anderen unierten Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland Lehr- 
gespräche zu führen, um größere Klarheit über die eigene theologische Grund- 
legung zu erlangen. 

Dies kann nunmehr mit um so größerer Bestimmtheit erfolgen, da die 
Lehrgespräche mit der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in Deutsch- 
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land durch eine dritte Begegnung vom 17. bis 19. 10. 1957 in Loccum als 
vorläufig abgeschlossen angesehen werden können. Es ging in der Loccumer 
Verhandlung um.das Problem der kirchentrennenden Bedeutung von Lehr- 
differenzen (Professor Ebeling, Zürich, Korreferat Professor Hoffmann, Kiel) 
und um die Frage, ob Lutherischer und Heidelberger Katechismus unverkürzt 
in derselben Kirche nebeneinander in Geltung stehen können (Professor Brunner, 
Heidelberg, Korreferat Professor Beckmann, Düsseldorf). Aus dem Schlußbe- 
richt sei für die Seite der Evangelischen Kirche der Union die Zusammenfassung 
von Professor Kreck, Bonn, zitiert: 


Unter „In-Geltung-Stehen“ der reformatorischen Bekenntnisschriften verstehen wir 
nicht, daß die Kirche an sie als ein Lehrgesetz gebunden wäre, aber auch nicht, daß sie 
nur ein Kommentar zur Heiligen Schrift wären, sondern daß die Kirche sich durch sie, 
das heißt durch die in ihnen geschehene Bezeugung des Evangeliums immer neu in die 
Entscheidung für ihren Herrn rufen läßt und ihre Verkündigung im Hören auf das 
hier laut gewordene Bekenntnis immer neu an der Heiligen Schrift zu prüfen bereit ist. 
Die Aussagen der Bekenntnisschriften, die nur als Auslegung der Heiligen Schrift 
Autorität beanspruchen, zugleich aber der Fragwürdigkeit aller theologischen Formu- 
lierung in ihrer geschichtlichen Bedingtheit ausgesetzt sind und darum bei besserer 
Belehrung durch die Heilige Schrift der Revision unterliegen, erfordern unsere Inter- 
pretation, damit das von den Vätern Bezeugte in unserer Situation und Sprache zur 
Geltung kommt. Wenn trotz ihrer zeitbedingten theologischen Gestalt und Formu- 
lierung von einem gültigen Inhalt der Bekenntnisschriften zu reden ist, so nicht in dem 
Sinne, als ob dieser Inhalt durch eine quantitative Reduzierung auf bestimmte Kern- 
sätze oder überhaupt durch Sätze, die die Offenbarung als an sich bestehende Wahr- 
heit zeitlos und unfehlbar definieren, fixiert werden könnten. Es wird vielmehr damit 
zum Ausdruck gebracht: die Kirche vertraut darauf, daß das einst mit diesen Bekennt- 
nissen ausgesprochene menschliche Zeugnis auch heute den Dienst tun kann, ihr zur 
Scheidung von rechter und falscher Verkündigung zu helfen. Bindung an diese Be- 
kenntnisschriften bedeutet, daß man sich durch sie an Jesus Christus selbst gebunden 
weiß. Wo dies der Fall ist, sind theologische Verschiedenheiten in den Bekenntnis- 
schriften durchaus tragbar, ja, unter Umständen hilfreich. Wo man dagegen unverein- 
bare Gegensätze innerhalb der Bekenntnisschriften glaubte feststellen zu müssen, die 
ein gemeinsames Glauben und Bekennen nicht zulassen, da muß man es verantworten 
können, die abweichende Lehre der Verleugnung des Evangeliums schuldig zu sprechen. 


Der Ertrag des Gesprächs mit der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands muß sehr positiv beurteilt werden. Es hat zu Klärungen geführt, 
die auch zur Fortentwicklung des Unionsverständnisses beitragen werden. Die 
Union muß „nach vorn“ gerichtet sein als eine Kirche der „dialogischen Exi- 
stenz“ der beiden reformatorischen Bekenntnisse auf dem Wege zur Wiederkunft 
ihres Herrn. Dabei ist die Union der Überzeugung, daß zwischen Lutheranern 
und Reformierten eine solche breite Basis des gemeinsamen christologischen 
Bekennens vorhanden ist, daß das Miteinander der Bekenntnisse kirchlich ver- 
antwortet werden kann. Die vielfach gebrauchten Begriffe „Verwaltungsunion“, 
„Consensusunion“ (im Sinne des 19. Jahrhunderts), „gegliederte Union“ reichen 
nicht aus, um die kirchliche und theologische Wirklichkeit der Evangelischen 
Kirche der Union zu beschreiben. Es gibt ein faktisches „Mehr“, für das ein 
entsprechender Ausdruck noch nicht gefunden ist. Dieses „Mehr“ zu klären, 
wird hinfort die theologische Arbeit am Grundartikel bestimmen. 
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3. ÖKUMENISCHE ARBEIT 


Die ökumenische Arbeit der Evangelischen Kirche der Union hat in der 
Berichtszeit eine erhebliche Ausweitung erfahren. Die Evangelische Kirche der 
Union ist sich mehr und mehr bewußt geworden, daß sich aus ihrem Sein und 
Wesen ein ökumenischer Auftrag ergibt, der gebietet, daß sie bewußter ihren 
Platz in der Okumene einnimmt und ihren Beitrag im ökumenischen Gespräch 
leistet. Das hat zur Folge, daß die Evangelische Kirche der Union sich nicht nur 
eingehend mit den verschiedenartigen Kirchenunionen in der Okumene be- 
schäftigt, sondern auch den Kontakt mit ihnen sucht und fördert. In diesem 
Zusammenhang ist hervorzuheben, daß die Evangelische Kirche der Union zur 
Unionssynode der Evangelical and Reformed Church mit den Congregational 
Churches in Cleveland (Juli 1957) Oberkirchenrat Dr. Thimme entsandt hat. 
Auch besuchten Präses D. Held, dessen plötzlicher Heimgang einen schweren 
Verlust für die Evangelische Kirche der Union bedeutete, und Oberkirchenrat 
Beckmann die Präsidenten der in Cleveland neu begründeten United Church of 
Christ. Ähnlich wie mit der Kirche von Südindien wird auch mit der neuen 
Kirchenunion in den USA ein Kontaktverhältnis angestrebt, das Lehrgrund- 
lage, Gottesdienstordnung, Gemeindeaufbau, Amterstruktur zum Gegenstand 
gegenseitiger Studien und Austauschens machen möchte. Dabei wird die Evan- 
gelische Kirche der Union den Kirchenunionen in der Ökumene gegenüber vor 
allem die Frage nach Gestalt und Verpflichtung des Bekenntnisses zu stellen 
haben, während sie den konfessionellen Zusammenschlüssen gegenüber das Pro- 
blem der Einheit der Kirche Jesu Christi zur Sprache zu bringen hat. Um jedem 
Mißverständnis der ökumenischen Bestrebungen der Evangelischen Kirche der 
Union vorzubeugen, hat der Ratsvorsitzende D. Scharf auf der Dezember- 
Synode 1957 dazu ausgeführt: 


Wir haben ein gutes Gewissen, wenn wir als Kirche der Union die Verbindung zunächst 
und in besonderer Weise mit den unierten Kirchen in der Welt suchen. Wir erklären 
zugleich, daß wir nicht der Meinung sind, daß neben dem lutherischen, dem refor- 
mierten, dem methodistischen und anderen Weltbünden jetzt auch ein unierter Welt- 
bund zu schaffen sei, sondern wir halten für nötig, daß die unierten Kirchen unter 
Verzicht auf einen solchen Zusammenschluß um der Gesamt-Okumene willen die Ver- 
bindung zwischen den Weltbünden halten. 


Es ist natürlich, daß die Evangelische Kirche der Union den Worten der 
Sektion I der Weltkirchenkonferenz in Evanston besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt hat. Der theologisch-ökumenische Arbeitskreis der Evangelischen 
Kirche der Union hat zu dem Thema von Evanston I eine Erklärung in 
14 Thesen erarbeitet, in denen es u. a. heißt: 


These 1 
Der Okumenische Rat ist keine „Überkirche“. Wir bitten deshalb den Okumenischen 
Rat nicht, Unionspläne zu entwerfen, sondern uns weiterhin Gelegenheit für eine 
ehrliche Begegnung zwischen getrennten Christen zu schaffen (III, 1). 
Indem wir die Bedeutung der theologischen Erklärung von Evanston für das 
Selbstverständnis unserer Unionskirche untersuchen, sind wir uns von vornherein 
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darüber klar, daß die „ökumenische Kooperation“ (Peter Brunner) der in der Welt- 
kirchenkonferenz zusammengeschlossenen Kirchen nicht als eine Art Vorstufe oder Über- 
gang zu einer auf nächsthöherer Stufe folgenden Union gewertet werden darf. Wohl aber 
wird die allen Kirchen zur Besinnung zugeleitete Erklärung I von Evanston gerade in 
den Unionskirchen mit besonderer Aufmerksamkeit und Dankbarkeit aufgenommen 
werden, da ihr Thema „Unser Einssein in Christus und unsere Uneinigkeit als Kirchen“ 
die Urfrage aller Unionsbemühung ist. 


These 2 


... Deshalb müssen wir immer noch die Frage des Paulus im Blick auf das Zertrennt- 
sein in der Kirche stellen: „Ist Christus zertrennt?“ (1. Kor. 1, 13), und dann mit dem 
Apostel die unzerstörbare Einheit behaupten, die zur Kirche Christi gehört ... Durch 
die Einwohnung des Geistes, des Trösters, der die Kirche in alle Wahrheit führt, ist 
die Einheit der Kirche schon jetzt ein Vorgeschmack der Fülle, die da sein wird, weil 
sie schon da ist; deshalb kann die Kirche unermüdlich arbeiten und geduldig und zu- 
versichtlich auf den Tag warten, an dem Gott alle Dinge in Christus zusammenfassen 
wird (I A, erster und letzter Absatz). 

Indem wir unablässig darum bemüht sind, in Verantwortung vor der Wahrheit des 
Evangeliums nicht etwa nur die noch vorhandenen Unterschiede unserer Bekenntnisse 
nüchtern herauszustellen, sondern zugleich und vor allem zu fortschreitender Verstän- 
digung und Gemeinschaft zu gelangen, indem wir Christus als den einen Herrn seiner 
eigenen Gemeinde preisen und indem wir uns der bereits geschenkten Einheit freuen, 
begrüßen wir die positive und ermutigende Grundhaltung, welche in Evanston einge- 
nommen wurde und von der aus Evanston I die Frage der Einigung der Kirchen in 
Angriff zu nehmen wagt. 


These 4 


Von Anfang an ist der Kirche eine unaufhörliche Einheit in Christus geschenkt worden, 
\weil er sich mit seinem Volke identifiziert. Aber die Kirche hat die Fülle dieser Einheit 
niemals begriffen und verwirklicht. Von Anfang an hat Uneinigkeit die offenbarte 
Einheit des Volkes Christi entstellt. So können wir von dem Einssein der Kirche auf 
ihrer irdischen Wanderschaft als von einem Wachstum sprechen, das von ihrer ge- 
gebenen Einheit zu der in ihrer völligen Offenbarung noch ausstehenden Einheit 
weiterführt (IB, erster Absatz). 

Der eschatologische Grundaspekt, unter dem Evanston I unser Einssein in Christus 
und unsere Uneinigkeit als Kirchen verhandelt, entspricht dem Ansatz, von dem aus 
die EKU in ihrer Grundordnung die ihr angehörigen bekenntnisverschiedenen Ge- 
meinden ruft, „auf das Glaubenszeugnis der Brüder zu hören, in gemeinsamer Beugung 
unter Wahrheit und Verheißung des Wortes Gottes die Last bestehender Lehrunter- 
schiede zu tragen und im gemeinsamen Bekennen des Evangeliums zu beharren und 
zu wachsen“. 


These 6 


Indem wir das Kreuz Christi inmitten unserer Spaltungen aufrichten, glauben wir, daß 
Er all ihre (sc. der Kirche) Sünde überwinden wird und sie zu seinem Ziel der Einheit 
benutzen will. Das heißt konkret, daß das Zeugnis von Kirchen, wenn sie in ihrer 
tatsächlichen historischen Situation einen Punkt der Bereitschaft und eine Zeit der 
Entscheidung erreichen, Gehorsam bis zum Ende verlangen kann. Dann müssen sie 
womöglich bereit sein, ihre gewohnten, ererbten Lebensformen aufzuopfern, indem sie 
sich mit anderen Kirchen vereinen, ohne völlige Gewißheit darüber zu fordern, was 
alles sich aus diesem Schritt des Glaubens entwickeln mag (II, vierter Absatz). 
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Wenn die EKU in der Präambel zu ihrer Grundordnung erklärt, daß sie sich gerufen 
weiß, „in Buße und Dank auch über ihrer besonderen Geschichte die Gnade Gottes zu 
glauben, derer sie sich in ihrer gegenwärtigen Entscheidung getröstet“, bringt sie damit 
auch ihrerseits zum Ausdruck, daß es die Haltung der Buße ist, aus welcher alle Er- 
neuerung der Kirche und alle Überwindung schuldhafter Trennung erwächst. Die in der 
EKU vereinigten Gliedkirchen und deren evangelisch-lutherische, evangelisch-refor- 
mierte und evangelisch-unierte Gemeinden haben durch ihren Zusammenschluß tatsäch- 
lich etwas von dem auf sich genommen, was der oben zitierte Abschnitt besagt, und sie 
bekennen mit Dank zu Gott, daß sie nicht ungesegnet geblieben sind. 


These 8 


Nur im Lichte des Einsseins der Kirche in Christus können wir den Unterschied zwi- 
schen Mannigfaltigkeit und Spaltung und ihr Verhältnis zur Sünde verstehen. Es gibt 
eine Mannigfaltigkeit, die nicht sündigt, sondern gut ist, denn sie spiegelt sowohl die 
Mannigfaltigkeit der Gaben des Geistes in dem einen Leibe wie die Mannigfaltigkeit 
der Schöpfung durch den einen Schöpfer wider. Aber wenn Mannigfaltigkeit die offen- 
bare Einheit des Leibes zerbricht, dann ändert sie ihren Charakter und wird zu 
sündiger Spaltung ... (II, erster Absatz). 

Wir sind dankbar für die Unterscheidung zwischen Mannigfaltigkeit und Spaltung 
der Kirchen und betonen, daß nach unserem Verständnis Union der Kirche nicht 
Uniformität, Einheit der Kirche nicht Einerleiheit bedeutet. Wir bejahen die Mannigfal- 
tigkeit nicht nur auf dem Gebiet der Zeremonien und der Ordnung, sondern auch auf 
dem Gebiet der Verkündigung und der Lehre, sofern die Einheit in Christus dadurch 
nicht verletzt wird. 


These.10 


Aber dies alles muß so verstanden werden, daß die der Kirche in Christus gegebene 
Einheit und die Gaben, die der Kirche gegeben sind, um ihre gegebene Einheit auch 
wirklich darzustellen, nicht um der Kirche als einer geschichtlichen Gemeinschaft, son- 
dern um der Welt willen da sind. Die Kirche hat ihr Sein und ihre Einheit in dem 
„Menschensohn, der gekommen ist, nicht um sich dienen zu lassen, sondern um zu 
dienen und sein Leben zu geben für viele“. Das Sein und die Einheit der Kirche 
gehören zu Christus, und deshalb zu seiner Sendung, zu seinem Kreuzesleiden, um der 
zukünftigen Freude willen (IB, letzter Absatz). 

Es ist uns ein wichtiger Hinweis und eine in die Buße treibende Mahnung, daß sich 
die Einheit der Kirche jeweils in besonderer Weise in der Gemeinschaft des ihr auf- 
getragenen Dienstes nach außen hin verwirklicht. In diesem Sinne hat eine unserer 
Gliedkirchen in ihrer Grundordnung den Satz geprägt: „In der Evangelischen Kirche 
von Westfalen sind evangelisch-lutherische, evangelisch-reformierte und evangelisch- 
unierte Gemeinden in Verantwortung vor ihrem Bekenntnisstand in einer Kirche ver- 
bunden, die gerufen ist, Jesus Christus einmütig zu bezeugen und seiner Sendung in 
die Welt gehorsam zu sein.“ Wir bitten Gott, daß er über der Vereinigung in der 
Arbeit der Seelsorge und Verkündigung, der Evangelisation und Volksmission, der 
Inneren und Äußeren Mission unserer Gemeinschaft weiteres Wachstum schenken möchte. 


These 14 
Der Maßstab unserer Sorge um die Einheit liegt in dem Maße, in dem wir dafür beten. 
Wir können nicht erwarten, daß Gott uns die Einheit schenkt, wenn wir uns nicht 
selber bereit machen, seine Gabe durch ernstliches und reinigendes Gebet zu empfangen. 


Zusammen beten heißt, zueinander gezogen werden (TII, 8). 
Auch uns ist offenbar, daß nicht theologische Diskussionen und organisatorische 
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Methode, politische Verhältnisse und weltanschauliche Gegebenheiten letzten Endes für 
die Vereinigung der Kirchen entscheidend sein können. Gott selber ist als der Herr der 
Kirche auch derjenige, der ihr Geschick in seinen Händen hält. Er macht seine Ver- 
heißung wahr, trotz all unserer Schuld und all unseren Versagens. Ihm die Einigung _ 
anzubefehlen, ist daher der Königsweg aller Einigungsbemühungen. Das Gebet um die 
Vereinigung der Getrennten sollte in unseren Kirchen viel regelmäßiger und inständiger 
geschehen. 


4, ÖFFENTLICHE VERANTWORTUNG 


Die Evangelische Kirche der Union hat sich in den Tagungen ihrer berufenen 
Organe, Rat und Synode, immer wieder mit den Fragen der Wiederherstellung 
der staatlichen Einheit unseres Volkes, mit der bedrängten Situation in den 
östlichen Gliedkirchen und mit der Erörterung der Gefahren eines atomaren 
Wettrüstens für Deutschland und die ganze Menschheit beschäftigen müssen. 

Die Zertrennung unseres Volkes in zwei Staatsgebilde, deren Grundlage und 
Wesensstruktur sich immer weiter voneinander entfernen, hat die Synode der 
Evangelischen Kirche der Union vom 6. 5. 1955 in ihrer „Erklärung zur Wieder- 
vereinigung unseres Volkes“ als „einen sittlichen Notstand“ bezeichnet, dessen 
„sich auch die Evangelische Kirche annehmen muß“. Den Aufgaben, die aus 
solcher Erklärung für die Kirche erwachsen, ist trotz verschiedener Vorschläge 
und Versuche noch nicht eine größere Konkretion beschieden gewesen. Doch hat 
der Ausschuß für öffentliche Verantwortung nunmehr diesem Fragenkreis seine 
besondere Arbeit zugewandt. 

Die bedrängte Lage der evangelischen Christen in den östlichen Gliedkirchen 
hat an anderer Stelle des Kirchlichen Jahrbuches eine eingehende Darstellung 
gefunden. Die Adventssynode 1957 in Weißensee hat hierzu „Ein Wort der 
Hilfe, wie wir Christen uns zu unserem Staat verhalten sollen“, an die Ge- 
meinden gerichtet. Darin heißt es: 


Viele Christen wissen heute nicht, wie sie sich als Menschen, die Gott gehorchen wollen, 
dem Staat in der DDR gegenüber verhalten sollen. Der seelische Druck, unter dem sie 
stehen, bringt sie in die Gefahr, in ihrem Glauben wankend zu werden oder auch mit 
Haß zu antworten. Beides wäre ungehorsam gegen unseren Herrn, der uns in den 
Dienst seiner Liebe genommen hat. Darum wollen wir versuchen, ihnen ein Wort zur 
Hilfe zu sagen. 

1. In der Presse und in öffentlichen Versammlungen erfolgen in einer Schärfe, die 
über jedes bisher erlebte Maß hinausgeht, Angriffe nicht nur gegen einzelne kirchliche 
Persönlichkeiten, sondern auch gegen grundlegende Glaubenssätze. Diese Angriffe 
sind nur die äußeren Anzeichen einer tiefgehenden Entscheidung. Jetzt ist nicht nur die 
den Staat bestimmende Partei, sondern der Staat selbst auf dem Wege, mit der marxi- 
stisch-leninistischen Weltanschauung die Leugnung Gottes und seines Willens zur ver- 
bindlichen Weltanschauung zu machen. Damit wird der durch die Verfassung der DDR 
rechtlich gesicherte Raum, unserem christlichen Glauben zu leben, immer mehr eingeengt. 
Dafür gibt es ein deutliches Beispiel. Der Staat setzt heute seinen Apparat, vor allem 
aber die Schule, ein, um für die Jugendweihe zu werben. Dabei haben maßgebende Ver- 
treter des Staates die Jugendweihe als Bekenntnis und Gelöbnis zu einer Weltanschau- 
ung ohne Gott bezeichnet. Viele fragen sich: Wie kann ich als ein Christ, der an den 
Willen seines Herrn gebunden ist, noch in diesem Staat leben und mitarbeiten? 
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2. Dennoch wäre es gegen den Willen unseres Herrn, wenn wir uns verbittern und 
blinde Ablehnung in uns aufkommen ließen, die nur verneint. Die Heilige Schrift sagt 
uns: „Es ist keine Obrigkeit ohne von Gott. Wo aber Obrigkeit ist, die ist von Gott 
verordnet“ (Römer 13, 1). Dieses Wort läßt keine Ausnahme zu. Nicht die Staatsform, 
nicht die Art, wie der Staat entstanden ist, nicht einmal, wie er sich selbst versteht — ob 
er Gottes Willen erkennt und anerkennt oder nicht -, ist maßgebend dafür, wie wir 
Christen zu ihm stehen; sondern Gottes Wort befiehlt uns, den Staat in seinem Auf- 
trag als ein Werkzeug Gottes ernst zu nehmen. Gottes Wort befiehlt uns darum auch, 
von dem Staat trotz aller Enttäuschungen immer wieder Handlungen zu erwarten, in 
denen wir Christen Gottes bewahrende Güte erkennen können - nicht, weil die Staats- 
männer von sich aus nach Gottes Willen fragten, sondern weil Gott der Herr aller 
menschlichen Ordnung ist (1. Petrus 2,13) und darum sich niemand seinem Willen ent- 
ziehen kann. Ein Christ ist aus der Verantwortung für seinen Staat niemals entlassen. 
Er nimmt sie auch dann wahr, wenn er in Gehorsam gegen Gottes Wort Widerspruch 
anzumelden hat. Geradeso weist er den Staat an seine Würde, die er nicht von Men- 
schen, sondern von Gott hat. Wir erinnern an das Wort der Bekenntnissynode von 
Barmen: „Die Schrift sagt uns, daß der Staat nach göttlicher Anordnung die Aufgabe 
hat, in der noch nicht erlösten Welt, in der auch die Kirche steht, nach dem Maß mensch- 
licher Einsicht und menschlichen Vermögens unter Androhung von Gewalt für Recht 
und Freiheit zu sorgen. Die Kirche erkennt in Dank und Ehrfurcht gegen Gott die 
Wohltat dieser seiner Anordnung an ... Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und 
könne der Staat über seinen besonderen Auftrag hinaus die einzige und totale Ordnung 
menschlichen Lebens werden und also auch die Bestimmung der Kirche erfüllen“ 
(Barmen V). 

3. Wir werden uns mit Ernst fragen müssen, ob wir das Ja zum Staat als dem guten 
Werk Gottes und das Nein zu jedem falschen Anspruch lauter und glaubwürdig gesagt 
haben, oder ob wir in allzu kluger Taktik Entscheidungen ausgewichen sind, die von 
uns gefordert waren. Die evangelische Kirche ist nicht das Werkzeug eines politischen 
Machtblockes, auch nicht eines kirchlichen Machtwillens. Wir haben das bisher nicht 
immer eindeutig genug bezeugen können. Wir müssen uns bemühen, in unserem Reden 
und Handeln Verdächtigungen dieser Art keinen Vorschub zu leisten. Wenn wir auch 
nicht nachlassen, die Wiedervereinigung von Gott zu erbitten und dafür zu arbeiten, 
so leben wir doch nicht von der Hoffnung auf den „Tag X“, sondern auf den Tag des 
Herrn. Wir müssen uns auch prüfen, ob wir unsere Stellung zu diesem Staat nicht von 
einem Bilde abhängig gemacht haben, das wir aus der Vergangenheit oder aus dem 
Blick auf andere Staaten gewonnen haben. 

4. Wir können dem Staat nicht auf seinem Weg folgen, wenn er die marxistisch- 
leninistische Weltanschauung zu seiner eigenen Sache macht und mit seinen Mitteln 
durchsetzen will. Gerade dadurch, daß wir hier ein klares Nein sagen, verhelfen wir ihm 
zu seiner wahren Bestimmung und bewahren ihn davor, den Menschen seelisch zu ver- 
gewaltigen. Wir müssen unserem Herrn mit unserem ganzen Leben gehorchen, denn Gott 
und der Glaube an ihn sind uns nicht „religiöse“ Zutat zu unserem sonstigen Leben. Gott, 
der Vater Jesu Christi, ist der Herr unseres ganzen Lebens und der ganzen Welt. 


Zum atomaren Wettrüsten unter den Völkern und den dadurch entstandenen 
Gefahren für den Bestand der Menschheit hat dieselbe Synode eine „Warnung 
vor dem Mißbrauch der Macht des Menschen im technischen Zeitalter“ ange- 
nommen, deren folgender Wortlaut den Regierungen der Bundesrepublik und 
der DDR übermittelt worden ist: 


Im Glauben an Gottes Wort sieht die Synode die technischen Errungenschaften unseres 
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Zeitalters unter der Verheißung des Schöpfers, der durch seine Gnade den Menschen in 
ein Herrscheramt innerhalb der Schöpfung eingesetzt hat. 

Sie bejaht darum die wissenschaftliche Forschung und den Gebrauch der technischen 
Mittel zum Wohl des Menschen und der menschlichen Gemeinschaft. 

Sie warnt vor dem Hochmut, in dem der Mensch sich als Herr eines „achten Schöp- 
fungstages“ gebärdet, und vor dem Mißbrauch der Macht, durch den der geängstete 
Mensch einer technisierten und politisierten Gesellschaft einer Existenz in der Lüge zu 
verfallen und um seine Menschlichkeit gebracht zu werden droht. 

Sie warnt jeden einzelnen, da mitzumachen, wo der Mensch in seiner Menschlichkeit 
als Mittel zur Erreichung politischer Zwecke geopfert wird. 

Die Synode bekennt sich zu der vergebenden Langmut Gottes, der seinen Menschen 
auch in den notvollsten Verhältnissen das Leben schenkt und erhalten will bis an den 
Tag, an dem er selbst die Welt und ihre Geschichte an sein Ziel bringt. 

Darum verwirft die Synode alle Massenvernichtungsmittel und alle Versuche, sie 
durch irgendwelche Zwecke rechtfertigen zu wollen. Durch die Massenvernichtungsmittel 
wird in jedem Falle verraten, was man retten will, und seien es Freiheit und Frieden. 

In ihrer Mitverantwortung für den Frieden in der Welt und für die Heilung des 
Risses, der durch unser Volk geht, warnt die Synode nicht nur vor einer Fortsetzung 
des selbstmörderischen, atomaren Wettrüstens der Weltmächte, sondern insbesondere 
auch vor einer atomaren Bewaffnung deutscher Armeen. 

Sie warnt jeden einzelnen, in dieser Sache durch Beteiligung, Verharmlosung oder 
Gleichgültigkeit vor Gott und an den Menschen schuldig zu werden. 


5. KirCcHE UND ERZIEHUNG 


Der Erziehungsausschuß der Evangelischen Kirche der Union hat es als seine 
Hauptaufgabe angesehen, auf seinem Arbeitsgebiet, das sich in den beiden 
Teilen Deutschlands völlig unterschiedlich zu entwickeln droht, die notwendigen 
Kontakte zwischen den östlichen und westlichen Gliedkirchen zu halten. Dabei 
hat sich herausgestellt, daß der Weg der Jugend heute und ihr Verhältnis zur 
Kirche, wenn man einmal von dem atheistischen Zwangsvorzeichen im Osten ab- 
sieht, psychologisch überraschende Parallelen enthält, zum Beispiel in der nüch- 
ternen Prüfung der Frage seitens der Jugendlichen, welchen Wert der christliche 
Glaube für die Bewältigung der praktischen Lebensprobleme hat, und die Ab- 
neigung gegenüber rein theoretischen Auseinandersetzungen. Der Erziehungs- 
ausschuß hat sich mit dem Problem der Evangelischen Schulen und den Fragen 
einer zielbewußten Begabtenförderung (sogenannte Elitebildung) seitens der 
Kirche beschäftigt. Er arbeitet an einer theologischen und rechtlichen Über- 
prüfung des bestehenden Katechetenstandes und seiner Ordnung, um Grund- 
linien einer einheitlichen Gestaltung des katechetischen Dienstes im Bereich der 
Evangelischen Kirche der Union aufzustellen. Der Ausschuß hat den Rat ge- 
beten, der pädagogischen Ausbildung der Theologiestudenten und Vikare be- 
sondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. In einer Entschließung darüber heißt es: 


Es wird empfohlen, die Studenten der Theologie darauf hinzuweisen, während ihres 
Studiums sich auch um eine Einführung in die Fragen der allgemeinen Erziehungswissen- 
schaft zu bemühen. Die unterrichtlichen Anforderungen an die Pfarrer sind nach dem 
letzten Kriege erheblich gestiegen. Die Pfarrer sind für diese wichtige Aufgabe der 
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Kirche nicht genügend zugerüstet. Als Vorlesungen und Übungen während des Studi- 
ums werden empfohlen: 


Grundfragen der Erziehung 4 Stunden 
Geschichte der Erziehung (im Blick auf die Gegenwart) (Vorlesung und 
Übung) 2 Stunden 
Gegenwartsfragen der Erziehungswissenschaft; dabei Einführung in die 
Fragen der Theologie und Pädagogik 2 Stunden 
Entwicklungs- und Tiefenpsychologie und Pädagogik, psychologische Vor- 
lesung insgesamt 4 Stunden 
Unterrichtslehre (evtl. mit Übungen) 2 Stunden 
Das ergibt während des gesamten Studiums 14 Stunden 


Sofern die erforderlichen Möglichkeiten hierfür nicht in anderen Fakultäten gegeben 
sind, müßte die theologische Fakultät hierfür in Anspruch genommen werden innerhalb 
der praktischen Theologie (Katechetik). 

Im Sinne des Punkt 5 der Nürnberger Sätze empfiehlt der Ausschuß, daß außerdem 
während der akademischen Ferien ein Praktikum stattfinden soll. Um eine erfolgreiche 
Durchführung des katechetischen Seminars an der Universität zu fördern, wird emp- 
fohlen, im Sinne dieses Absatzes 5 der Nürnberger Sätze, daß die Ableistung des 
katechetischen Praktikums als Vorbedingung zur Zulassung zum katechetischen Seminar 
gefordert werden soll. 


Zur Verbesserung der katechetischen Ausbildung im Vikariat wird empfohlen: 


1. Der Vikar soll einem für diese Aufgabe besonders ausgewählten Vikariatsleiter 
zugewiesen und von diesem gemeinsam mit einem geeigneten Katecheten (Kreiskatechet) 
in Christenlehre und Konfirmandenunterricht betreut werden. Um die Ausbildung sach- 
gemäß durchführen zu können, soll dem Vikar nicht mehr als wöchentlich bis zu vier 
Stunden Christenlehre auferlegt werden. Es ist nach Möglichkeit darauf zu achten, daß 
nicht mehr als eine Exegese für die katechetische Arbeit gefordert und daß die darauf 
gegründete Katechese in mehreren Gruppen der gleichen oder auf verschiedene Stunden 
verteilt werden kann. 

2. Der Vikar nimmt an den Pfarrkonventen sowie auch an den katechetischen Kon- 
venten teil. Jedoch muß klar bleiben, daß der Vikar ausschließlich seinem Vikariats- 
leiter untersteht. Die Hinzuziehung eines Katecheten (Kreiskatecheten) sollte keine 
bindende Vorschrift sein, vielmehr kann von der Heranziehung eines Katecheten abge- 
sehen werden, wenn der Vikariatsleiter selbst zu einer ausreichenden Betreuung seines 
Vikars in Fragen der Katechetik in der Lage ist. 


6. GESETZGEBUNG 


Die Evangelische Kirche der Union hat eine Reihe von gesetzgeberischen Ar- 
beiten vor sich, insbesondere auf dem Gebiet der dienstrechtlichen Verhältnisse 
des Pfarrerstandes, der Rechtsverhältnisse der Beamten der Kirche und der 
Arbeitsvertrags- und Vergütungsordnungen für die kirchlichen Angestellten. 
Das Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11. 3. 1955 
ist durch eine Verordnung des Rates der Evangelischen Kirche der Union mit 
einigen wesentlichen Ergänzungen für den gesamten Bereich der Evangelischen 
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Kirche der Union und ihrer Gliedkirchen übernommen worden. Die Dezember- 
synode 1957 hat ein „Kirchengesetz über das Amt des Predigers“ verabschiedet. 
Die Einleitung zu diesem Kirchengesetz lautet: 


Das öffentliche Predigtamt in der evangelischen Kirche wurde bisher meist von Pfar- 
rern und seit einiger Zeit auch von Pfarrvikarinnen versehen, die auf Hochschulen 
theologisch vorgebildet worden sind. Das soll auch in Zukunft die Regel bleiben. Da es 
der Kirche von der Heiligen Schrift her freisteht, Gemeindegliedern mit entsprechenden 
Gaben auch einen anderen Zugang zum Predigtamt zu eröffnen, wird der in der Evan- 
gelischen Kirche der Union bereits geübte Dienst des Predigers nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen geordnet. 


Aus den Bestimmungen des Gesetzes seien die folgenden genannt: 


$1 
(1) Der Prediger ist zu allen pfarramtlichen Diensten einschließlich der Verwaltung 
der Sakramente im Rahmen des ihm erteilten Auftrages befugt. 


$ 2 

(2) Prediger können angestellt werden 

a) in besonders eingerichteten Predigerstellen einer Kirchengemeinde, 

b) in einer Kirchengemeinde, deren Pfarrstelle auf Zeit in eine Predigerstelle um- 
gewandelt worden ist, 

c) zur Wahrnehmung besonderer kirchlicher Aufgaben (z. B. in Stadtrandgebieten, 
in Anstaltsgemeinden, in einem kirchlichen Gemeindeverband, einem Kirchenkreis oder 
in der Gliedkirche). 

(4) Das Dienstverhältnis des Predigers ist ein Dienstverhältnis auf Lebenszeit. Es 
kann nur nach Vorschriften von Kirchengesetzen verändert oder beendet werden. 

(5) Der Prediger ist Geistlicher im Sinne der Gesetze. i 


G 3 
(2) Sie sollen möglichst eine abgeschlossene Berufsausbildung besitzen, über eine 
befriedigende Allgemeinbildung, etwa entsprechend der mittleren Reife, verfügen und 
mindestens 20 Jahre alt und nicht älter als 40 Jahre sein. 


$5 
Die Ausbildung erfolgt auf Predigerschulen, die durch die zuständige Gliedkirche und 
den Rat der Evangelischen Kirche der Union anerkannt worden sind. 


$6 
(1) Die Ausbildung des Predigers erstreckt sich über drei Jahre seminaristischer und 
ein Jahr praktischer Ausbildung; bei älteren Bewerbern kann die Zeit der seminaristi- 
schen Ausbildung um ein halbes Jahr verkürzt werden, sofern die Erreichung des Aus- 
bildungszieles gewährleistet ist. 


$7 
(1) Der Predigerschüler hat zwei Prüfungen abzulegen. Die erste findet vor Beginn 
der praktischen Ausbildung, die zweite nach Abschluß der Gesamtausbildung statt. In 
der Abschlußprüfung wird festgestellt, ob der Prüfling die Gaben und Kenntnisse 
besitzt, die eine wirksame Ausübung des Predigeramtes erhoffen lassen. 
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$8 
(1) Wenn der Bewerber die Abschlußprüfung bestanden hat, entscheidet die Kirchen- 
‚ leitung, ob er als Anwärter des Predigeramtes zum Probedienst zuzulassen ist. Mit der 
Zulassung erhält er die vorläufige Befugnis zur Wortverkündigung, zum Unterricht 
und für die Seelsorge. 

(2) Der Probedienst dauert zwei Jahre. In dieser Zeit wird der Anwärter des Pre- 
digeramtes vom Konsistorium im Benehmen mit dem zuständigen Generalsuperinten- 
denten (Propst) mit der Dienstleistung in einer der im $ 2 bezeichneten Stellen oder 
mit der Hilfeleistung bei einem Pfarrer beauftragt. 

(3) Die für den Kandidaten geltenden Vorschriften über den Hilfsdienst der Kirche 
finden entsprechende Anwendung. 


$ 10 

(1) Hat sich der Anwärter im Probedienst bewährt, so stellt das Konsistorium (die 
Kirchenleitung) seine Anstellungsfähigkeit fest und händigt ihm darüber ein Zeug- 
nis aus. 

(2) Wenn es die mit dem Anwärter während des Probedienstes gemachten Erfahrun- 
gen als ratsam erscheinen lassen, soll ihm möglichst frühzeitig eine andere kirchliche 
Tätigkeit nahegelegt werden. 

(3) Erweist sich eine Verwendung im kirchlichen Dienst als nicht möglich, so ist er 
unter Gewährung eines Übergangsgeldes oder einer einmaligen Abfindung aus dem 
kirchlichen Dienst zu entlassen. 


$ 11 

(1) Zur Ausbildung für das Amt des Predigers kann die Kirchenleitung in besonderen 
Fällen auf gemeinsamen Vorschlag des Generalsuperintendenten (Propstes) und des 
zuständigen Ausbildungsreferenten auch andere Mitarbeiter im Dienst am Wort ein- 
berufen, die sich in der praktischen Arbeit besonders bewährt haben und ausgesprochene 
Gaben auf dem Gebiet der Wortverkündigung und Seelsorge besitzen. 

(2) Die Kirchenleitung entscheidet darüber, welchen Teil der theoretischen und prak- 
tischen Ausbildung der Vorgeschlagene nachzuholen hat, und worin er zu prüfen ist. 

(3) Erweist es sich, daß der Vorgeschlagene mit Rücksicht auf seine Bewährung und 
Vorbildung einer ergänzenden Ausbildung nicht mehr bedarf, so wird mit ihm vor der 
Übernahme in den Predigerstand ein Kolloquium gehalten. 


$ 12 
(1) Die Ordination des Predigers erfolgt auf Beschluß der Kirchenleitung bei der 
ersten Übernahme eines Predigeramtes. Über die Ordination wird eine Niederschrift 
gefertigt, die vom Ordinator und vom Ordinierten zu unterzeichnen ist. Der Ordinierte 
erhält eine Ordinationsurkunde. 
(3) Dem ordinierten Prediger wird für die Dauer seines Amtes die Bezeichnung 
„Pastor“ zuerkannt. 


Das Predigergesetz ist für die östlichen Gliedkirchen von erheblicher Bedeu- 
tung, da es die in notvollen Verhältnissen erwachsene Bildung eines neuen 
Amtes und Standes in der Kirche zum Abschluß bringt. Für die westlichen 
Gliedkirchen hat das Predigergesetz bisher keine Notwendigkeit. 


Die Evangelische Kirche der Union ist durch Gericht und Gnade ihren Weg 
gegangen, wie es der Synoden-Bericht von D. Scharf am Schluß zum Aus- 
druck brachte: 
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Wir betrachten die Lage unserer Kirche über die Spaltung unseres Volkes und unserer 
Gemeinden hinweg nicht mit feigem Optimismus, wie unser Bischof es in der Bußtags- 
veranstaltung in Berlin formuliert hat, aber auch nicht mit nicht minder feigem, müdem 
Pessimismus. Wir erkennen in Schwierigkeit und Not Gottes geradezu mit Händen zu 
greifendes Handeln, das an seinem Hause beginnt. Es ist seine Gnade, die uns in dem, 
was uns trifft, fragt, ob wir auf seinem Wege sind, ob wir in der Gefahr sind, uns in 
Rechthaberei zu versteifen, statt denen seelsorgerlich nachzugehen, die uns zu Unrecht 
schelten. Es ist seine Gnade, die uns Opfer und Verzicht zumutet auf manches, was der 
Mensch unserer Tage meint an äußerem Gut nicht entbehren zu können. 

Es ist seine Gnade, die uns zwingt, die Art unserer Verkündigung und unserer mis- 
sionarischen Bemühungen zu überprüfen und neue Wege zu den Ständen unseres Volkes 
und dem anders gewordenen Menschen, zu den neu entstehenden Menschentypen und 
-gruppen zu suchen. Es ist seine Gnade, die in der Erfahrung von Leid und auch von 
äußerer Trennung seine ganze Gemeinde in unserem Volk und ihr Tun verändern, neu 


schaffen will. 
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Das Hilfswerk der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 1949-1957 


Von Christian Berg 


Dieser summarische Bericht über die Entwicklung und Arbeit des Ende August 
1945 in Treysa proklamierten „Hilfswerks der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land“ schließt sich an die erste zusammenfassende Darstellung an, die Karl 
Silex — damals Mitarbeiter im Zentralbüro des Hilfswerks in Stuttgart — im 
Kirchlichen Jahrbuch 1945-1948 gegeben hat. Er versucht also, die von den 
dort aufgezeigten Grundsätzen, Tatsachen und Aufgaben her kontinuierlich 
weiterentwickelten Linien fortzuführen bis zur Fusion des Centralausschusses 
für die Innere Mission in Bethel mit dem Zentralbüro des Hilfswerks in Stutt- 
gart, wie sie von der Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Spandau im 
März 1957 beschlossen wurde. Das kann nur in größerer Zusammenfassung 
geschehen, aber es gibt in der Arbeit des Hilfswerks während dieses Zeitraums 
von etwa acht Jahren genug des Bemerkenswerten, von dem einiges besonders 
Wichtige festgehalten zu werden verdient. 


1. ORGANISATORISCHE WEITERENTWICKLUNG 


Bekanntlich hatten in Treysa die einzelnen Landeskirchen das Hilfswerk als 
ihre Aufgabe übernommen und damit angesichts tiefer Bedrohung und Ge- 
fährdung zahlloser Menschen unseres Volkes ihre diakonische Verpflichtung als 
unabweisbar erklärt, wie das bisher in der Geschichte der Evangelischen Kirche 
Deutschlands so nie geschehen war und wie es Johann Hinrich Wichern ein 
Jahrhundert vorher erhofft hatte. Im Artikel 15 der Grundordnung der EKD, 
wie sie 1948 in Eisenach angenommen wurde, war das in aller Form bestätigt 
und bekräftigt worden, wenn darin von dem Hilfswerk - geschaffen „für den 
kirchlichen Wiederaufbau und die Linderung der Notstände der Zeit“ — als einer 
„Einrichtung“ der Kirche gesprochen wird. So ist dieser Zeitraum angefüllt mit 
der Bemühung der Evangelischen Kirche in Deutschland wie auch der einzelnen 
Gliedkirchen, die Wesenseigenheit der diakonischen Aufgabe organisatorisch 
zum Ausdruck zu bringen, die gestellten Aufgaben planmäßig in Angriff zu 
nehmen und die entsprechende Ordnung dafür zu finden. 

a) Die Synode in Bethel (1949). Auf der Synode in Bethel wurde ein vor- 
läufiges Hilfswerkgesetz erlassen, in dem der Versuch gemacht wurde, die Zu- 
ständigkeit und Mitverantwortung der obersten Gremien der Evangelischen 
Kirche in Deutschland für die Arbeit festzulegen. Diese Ordnung bewegte sich 
zwischen den beiden Leitlinien, einmal dem Leiter des Hilfswerks und seinen 
Mitarbeitern die Möglichkeit rascher Initiative und Freiheit zum Handeln zu 
erhalten, andererseits aber die wirkliche Mitverantwortung der offiziellen 
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Gremien der Evangelischen Kirche in Deutschland und also auch ein bestimm- 
tes Maß an Kontrolle zu verankern. Wie man auch immer das Ergebnis von 
Bethel beurteilen‘ mag und wie sehr auch bald die Entwicklung über die dort 
gefundene Lösung hinausging, es war doch eine Bekräftigung der Grundvoraus- 
setzung, daß die Kirche selber ihr Ja sagte zum Dienst der Liebe und des 
diakonischen Handelns jener Jahre, das in ihrem Namen geschah. 

b) Die Beschlüsse der Synode in Hamburg (1951). Etwas mehr als zwei 
Jahre später hat sich die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland, die 
im April 1951 in Hamburg tagte, erneut mit dem Hilfswerk der Evangelischen 
Kirche in Deutschland beschäftigt und ein Gesetz erlassen, das heute noch gültig 
ist, wenn es auch durch den Beschluß über die Fusion zwischen Centralausschuß 
der Inneren Mission und Zentralbüro des Hilfswerks als ruhend zu betrachten 


ist. Die Beschlüsse von Hamburg hatten in zweifacher Richtung ihre besondere 


Bedeutung. Einmal wurde hier ein besonderes Gesetz über die Bildung eines 
„Diakonischen Rats“ verabschiedet, dem zwar nicht sogleich, aber in der Folge- 
zeit deshalb größere Bedeutung zukam, weil er von 1953/54 an das Gremium 
wurde, durch das in mehrjähriger Arbeit die Zusammenführung der Spitzen- 
gremien beider Liebeswerke der Evangelischen Kirche vorbereitet wurde. Zum 
anderen hatte die Hamburger Regelung darin ihre Bedeutung, daß der „kom- 
merzielle Schwanz des Hilfswerks“ abgeschnitten wurde, das heißt, die EKD 
distanzierte sich von einer Reihe wirtschaftlicher Unternehmungen, die der Lei- 
ter des Hilfswerks zur Verstärkung der allgemeinen Nothilfe in den voraus- 
gehenden Jahren gegründet hatte (insbesondere die Veredelungswirtschaft 
GmbH). Auch wurde im Zusammenhang damit der föderative Charakter wie 
in der EKD so auch im Hilfswerk dadurch unterstrichen, daß das Gesetz nicht 
mehr einen „Leiter des Hilfswerks“ vorsah, sondern nur noch einen „Leiter des 
Zentralbüros des Hilfswerks“. Beide Entscheidungen haben neben anderen Er- 
wägungen dazu beigetragen, daß der Gründer des Hilfswerks, Oberkonsistorial- 
rat Dr. Gerstenmaier, im Herbst 1951 die Leitung des Hilfswerks bzw. des 
Zentralbüros des Hilfswerks abgab und ihm nur dadurch weiter verbunden 
blieb, daß er in dem vom Hilfswerk geschaffenen Siedlungswerk die Leitung 
behielt. Letzteres nahm in den kommenden Jahren, begünstigt durch das „Ge- 
setz über den sozialen Wohnungsbau“ in der Bundesrepublik, eine erfreuliche 
und kontinuierliche Entwicklung. Es war ausdrücklich durch die Hamburger 
Synode von der Bestimmung ausgenommen worden, vom Hilfswerk abgegeben 
zu werden, indem man es nicht in erster Linie als eine wirtschaftliche Betätigung, 
sondern richtigerweise als soziale Aufgabe deklarierte (in Verfolg übrigens der 
Beschlüsse, die die Synode von Berlin-Weißensee 1950 - vgl. S. 219 — in dieser 
Sache gefaßt hatte). 

c) Die organisatorische Entwicklung des Hilfswerks in den Landeskirchen 
verlief sehr unterschiedlich. Die praktischen Aufgaben der Notlinderung und 
der Hilfe beim kirchlichen Wiederaufbau standen so sehr im Vordergrund, daß 
man alles in allem das Ringen um eine zweckentsprechende und sachgemäße 
organisatorische Entwicklung der Beziehungen zwischen den einzelnen Landes- 
kirchen, ihren Hauptbüros des Hilfswerks und dem Werk der Inneren Mission 
nicht in den Vordergrund schieben darf. Es sind im wesentlichen zwei Linien zu 
konstatieren: Ein Teil der Gliedkirchen bemühte sich, die Ämter in den Landes- 
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verbänden der Inneren Mission und die der Leitung des Hilfswerks personell 
zu vereinigen, um eine Doppelgleisigkeit der Arbeit zu verhindern (etwa 
Württemberg, Kurhessen-Waldeck, Sachsen, Thüringen, Schleswig-Holstein, 
vorher schon Bayern, Hannover). In anderen Landeskirchen blieb es bei einer 
vollen organisatorischen und personellen Selbständigkeit der Arbeit des Hilfs- 
werks gegenüber der Inneren Mission (Berlin-Brandenburg, Mecklenburg, 
Rheinland, Oldenburg, Hessen-Nassau u. a.). Einen interessanten Versuch 
machte die Provinz Sachsen, die nach jahrelanger Vorbereitung Innere Mission 
und Hilfswerk vereinigte, ein „Diakonisches Amt“ der Provinzialkirche schuf 
und die Amter der Inneren Mission und des Hilfswerks in den leitenden Gre- 
mien und Persönlichkeiten zusammenschloß. Jedenfalls ist auch in der organisa- 
torischen Weiterentwicklung des Verhältnisses der Arbeit des Hilfswerks zu 
ihren Landeskirchen und insbesondere zur Inneren Mission die Vielgestaltigkeit 
des deutschen Protestantismus wiederzuerkennen. 

Die schon sehr früh abgeschlossene diakonische Arbeitsgemeinschafl mit den 
verschiedenen in Deutschland arbeitenden Freikirchen blieb während der gan- 
zen Berichtszeit erhalten, auch als ihr darum hochverdienter Förderer, der 
unvergessene Bischof der Methodistenkirche, Dr. J. W. Sommer, Frankfurt, 
heimgerufen wurde. Sein Nachfolger, Bischof Wunderlich, setzte Dr. Sommers 
Vermächtnis in gleicher Richtung mit persönlicher Hingabe fort; ein die Hilfs- 
werksarbeit der Freikirchen koordinierendes Büro in Frankfurt erhielt eine tat- 
kräftige und umsichtige Leitung, so daß die Früchte der Zusammenarbeit bis 
1957 von Jahr zu Jahr deutlicher in Erscheinung traten und auch an diesem 
Punkt vom Zentralbüro Stuttgart wertvolles Erbe in die Fusion mit der Inneren 
Mission eingebracht wurde. 

Dankbar muß hier einiger Männer gedacht werden, die von Anbeginn an als 
Bevollmächtigte des Hilfswerks in ihren Landeskirchen die Arbeit mit großer 
Initiative in die Hand nahmen und die im Verlauf dieser Jahre aus dem Leben 
abgerufen wurden: Oberkirchenrat Dr. Schadeberg, Dresden (1949), Pfarrer 
Diez, Nürnberg (1954), Pfarrer Lic. Otto Fricke D. D., Frankfurt (1954), Ober- 
kirchenrat D. Dr. Ehlers, Oldenburg (1955), Kirchenrat D. Dr. Wenzel, Berlin 
(1955), Oberkirchenrat Maercker, Schwerin (1957), Präses D. Held, Düssel- 
dorf (1957). Alle diese Männer haben auf ihre Weise Wesentliches bedeutet für 
die Entfaltung des diakonischen Dienstes, nicht nur in ihren Landeskirchen, 
sondern in der gesamten Evangelischen Kirche Deutschlands, so daß ihre Namen 
mit der einzigartigen kurzen Geschichte des Hilfswerks untrennbar verbunden 
sind und ihnen ein dankbares, ehrendes Andenken bewahrt bleiben wird. 

d) Im Jahre 1951, wie gesagt, trat Dr. Gerstenmaier von der Leitung des 
Hilfswerks zurück, die er noch fast zwei Jahre unter Aufbietung aller Kraft 
neben seinem politischen Mandat weitergeführt hatte. Außer den oben ge- 
nannten Gründen, die in den grundsätzlichen Entscheidungen der Synode von 
Hamburg lagen, war es nicht zuletzt auch die zunehmende Bedeutung seines 
öffentlichen Amtes als Abgeordneter des Deutschen Bundestages, die dahin 
drängte, die große Verantwortung der Leitung des Zentralbüros in andere 
Hände zu legen. Ihm folgte auf Beschluß der zuständigen Gremien (Wahl durch 
den Hilfswerkausschuß, Bestätigung des Rates der EKD) sein langjähriger 
Mitarbeiter seit 1946, Dr. theol. habil. Herbert Krimm, der die Abteilung 
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„Kirchlicher Wiederaufbau“ im Zentralbüro geleitet hatte. Seine Funktion 
fand 1956 ihre Beendigung, als er sich dafür entschied, ein Pfarramt in Heidel- 
berg anzunehmen. und die Leitung eines von ihm aufgebauten Instituts in 
Heidelberg beizubehalten, von dem die evangelische Kirche in Zukunft für die 
Vertiefung. der Diakoniewissenschaft noch viel erwartet (vgl. S. 244). In dem 
letzten Jahr bis zum Inkrafttreten der Fusion zwischen Innerer Mission und 
Hilfswerk übernahm kommissarisch Kirchenrat Berg, Berlin, die Leitung des 
Zentralbüros, nachdem im März 1956 der Hilfswerkausschuß entsprechend be- 
schlossen hatte, dem seit dem Tode Landesbischof D. Wurms der Ratsvorsit- 
zende Bischof D. Dr. Dibelius, Berlin, mit großer innerer Anteilnahme an der 
Erfüllung der diakonischen Aufgaben des Hilfswerks bis zur Fusion präsidierte. 

e) Zusammenschluß des Centralausschusses für die Innere Mission und des 
Zentralbüros des Hilfswerks. Seit dem Jahre 1954 standen die grundsätzlichen 
und praktischen Probleme in dieser bedeutungsvollen Frage im Vordergrund 
aller organisatorischen Überlegungen. Man soll und darf es heute aussprechen, 
daß sie für die leitenden Mitarbeiter vor allem des Zentralbüros aber auch in 
den Hauptbüros der Landeskirchen außerordentlich viel Zeit und Mühe in 
Anspruch nahmen, bisweilen wohl mehr, als die drängenden Aufgaben des 
Alltags es eigentlich gestatteten. Es ist hier nicht der Ort, die einzelnen Phasen 
nachzuzeichnen und die grundsätzlichen Probleme zu entfalten, die sich bei der 
Zusammenführung des Hilfswerks als des jungen kircheneigenen diakonischen 
Werkes mit einem hundertjährigen, in freier Initiative aufgebauten, rechtlich 
von der Kirche unabhängigen Liebeswerk, wie es die Innere Mission darstellte, 
erhoben. Es bedurfte sehr vieler Kraft und Geduld, durch das Gewirr organisa- 
torischer, personeller und theologischer Grundsatzfragen hindurch den Weg zu 
einer Lösung zu bahnen. Den endgültigen Vereinbarungen und gesetzlichen 
Regelungen haftet, wie jeder Kundige erkennen kann, an manchen Punkten der 
Charakter eines Kompromisses an, je nach dem Ort und der geistlichen Position, 
von der aus der einzelne das Resultat von Berlin-Spandau betrachtet. Vielleicht 
aber darf man doch sagen, daß mit der endlich herbeigeführten Fusion die 
evangelische Christenheit Deutschlands ihr zentrales diakonisches Organ emp- 
fangen hat, dem in den Landeskirchen entsprechende ähnliche Lösungen nach 
und nach folgen werden. Eine der Leitlinien bei der Fusion war jedenfalls, daß 
sowohl das Erbe der Inneren Mission wie auch das der kurzen Geschichte des 
Hilfswerks mit seiner Thematik und seine Aufgabenstellung voll bewahrt wer- 
den sollte. Die Entwicklung der nächsten Jahre wird zeigen, ob das erreicht ist, 
was den Vätern und Förderern der Fusion beider so verschieden gewachsener 
Werke unserer Kirche vor Augen stand. 


2. Der DIENST AN DEN FLÜCHTLINGEN UND HEIMATLOSEN 
a) Entwicklung der kirchlichen Flüchtlingshilfe 
In die als Konsequenz der Erkenntnis und Anerkenntnis ihrer unaufgebbaren 
diakonischen Verpflichtung vollzogene Gründung des Hilfswerks hat die Evan- 
gelische Kirche in Deutschland von Anfang an die speziellen Aufgaben zur Ein- 
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gliederung der Flüchtlinge (Heimatvertriebenen) organisch eingeordnet. Dem- 
entsprechend waren Taktik und Strategie der praktischen Hilfe - in der großen 
Linie einheitlich, in der praktischen Ausführung den lokalen Verhältnissen 
angepaßt und daher variabel — so umfassend wie nur möglich angelegt. Sie 
erstreckten sich zum Beispiel auf Hilfe bei der Existenzgründung, Rechtshilfe, 
Einrichtung von Kindergärten, Kinderheimen, Jugendheimen, Heimkehrer- 
hilfe, Altersheime, Wohnstuben, Herbergen, produktive Selbsthilfe sowie auf 
Errichtung von Werkstätten, Siedlungen und kulturelle Hilfe. Diese Arbeit des 
Hilfswerks wurde durch die sechste Tagung des Wiederaufbau-Ausschusses des 
Hilfswerks in Eisenach im Oktober 1947 nicht nur ausdrücklich bestätigt, son- 
dern durch ein Memorandum in die Verantwortung der ganzen Kirche gestellt 
und praktisch entfaltet. 

Im gleichen Jahr war auf der Tagung des Lutherischen Weltbundes in Lund 
zum ersten Mal das deutsche Flüchtlingsproblem als solches ausdrücklich in 
den ökumenischen Aufgabenbereich einbezogen worden. Zusammenarbeit mit 
allen ökumenischen und internationalen Hilfsorganisationen folgte bald dar- 
auf. Auch auf der ersten Vollversammlung des „Weltrats der Kirchen“ in 
Amsterdam 1948 wurde dieses Thema wieder mit großem Ernst in der Welt- 
öffentlichkeit verbreitet und eine entsprechende Resolution angenommen. 

Nach dieser Vorbereitung trat im Februar 1949 in Hamburg eine von der 
Flüchtlingsabteilung des Weltkirchenrats einberufene Konferenz zusammen, die 
speziell die deutschen Flüchtlingsprobleme auf ihre Tagungsordnung gesetzt 
hatte. Sie erkannte an, daß sich die weltweite kirchliche Verantwortung auf alle 
Flüchtlinge zu erstrecken habe. Damit waren die deutschen Vertriebenen den 
verschleppten Ausländern (D.P.s) gleichgestellt. Unter den Referenten dieser 
berühmt gewordenen Versammlung waren Dr. Gerstenmaier mit dem Thema: 
„Das Flüchtlingsproblem — Tatsachen und Aufgaben“ und Elfan Rees, Direktor 
der Flüchtlingsabteilung des Okumenischen Rates in Genf: „Die Quellen der 
Hilfe“. In der Botschaft, die die Konferenz an die im Weltrat vertretenen Kir- 
chen richtete, bekannte sie sich zu einer gemeinsamen Verantwortlichkeit der 
Kirchen für die deutsche Flüchtlingsnot, die in keinem Lande Europas in solchem 
Ausmaß anzutreffen sei. Als allgemein menschliches Problem gehe diese Not 
auch die Völker an, die nicht unmittelbar davon betroffen seien. Was in den 
letzten Jahren von der Gemeinde Jesu Christi gegen diese Not getan worden 
sei, entspräche nicht dem, was nach dem Gebot unseres Herrn hätte erwartet 
werden dürfen. Auch die Zukunft der nichtbetroffenen Völker hänge von der 
Betätigung der von Gott gewiesenen gemeinsamen Verantwortung ab. 

Man war sich auf der Hamburger Konferenz durchaus darüber klar, daß das 
Flüchtlingsproblem weder von der Kirche in Deutschland noch mit Hilfe der 
Kirchen der Welt zu lösen sei. Die wesentliche Hilfe könne nur vom Einsatz 
politischer Macht und dem materiellen Aufgebot der Wirtschaft erwartet wer- 
den. Daher bekundete die Konferenz ihre feste Entschlossenheit, gegenüber allen 
Inhabern öffentlicher Gewalt dafür einzutreten, daß die Völker mit äußerster 
Anstrengung sich der Lösung dieser Probleme annehmen und daß die von den 
Vereinten Nationen proklamierten Menschenrechte in großzügiger Weise inter- 
national bei der Abwendung der Flüchtlingsnot Anwendung finden. Darüber 
hinaus sollten Kirchen und Gemeinden ständig zu unermüdlicher Hilfe und 
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Selbsthilfe aufgerufen werden. - Der Arbeit des Hilfswerks wurde in diesem 
Zusammenhang besonders gedacht. Die Versuche, Wohnraum und Arbeitsplätze. 
zu beschaffen, der Mut zum Modell und zum Experiment (Espelkamp) haben 
sichtbare Zeichen der Verwirklichung geschaffen, die für Hunderttausende neue 
Hoffnung in aller Verzweiflung bedeuten könnten. 

Mit dieser Konferenz war die deutsche Flüchtlingsfrage und die Arbeit 
des Hilfswerks auf diesem Gebiet ganz und gar einbezogen in den ökumenischen 
Bereich. Die Konferenz des Weltkirchenrates in Salzburg (Januar 1950) wirkte 
weiter in diesem Sinne, diesmal nicht mit Zielrichtung auf das deutsche Problem, 
sondern im Blick auf die Situation der meist volksdeutschen Flüchtlinge in 
Österreich. Gerade diese kontinuierliche Erörterung der Flüchtlingsnöte auf 
weltweiter kirchlicher Ebene hat wesentlich dazu beigetragen, die politischen 
Machtträger nachhaltig auf sie hinzuweisen und eine Intensivierung der Be- 
mühungen von allen Seiten zu bewirken. 

In Ausübung seiner umfassenden Hilfe gelang es dem Zentralbüro im Früh- 
jahr 1952, den Treckbewegungen verzweifelter Flüchtlinge aus Lagern Schles- 
wig-Holsteins und Bayerns, die die Umsiedlung in andere Bundesländer 
erzwingen wollten, Einhalt zu gebieten. Durch großzügigen Ausbau von kirch- 
lichen Umsiedlungsstellen gelang es, im Zeitraum einiger Jahre mehr als 
5000 Personen zu Wohnung und Arbeitsplatz zu verhelfen. Diese Maßnahmen, 
die zusätzlich neben den staatlichen einherliefen, erbrachten den Beweis, daß 
die kirchliche Mitarbeit auch in so akuten Fällen nicht nur ihre volle Berechti- 
gung hat, sondern darüber hinaus die staatlichen Aktionen zu ergänzen vermag. 


b) Organisation und Hilfe für Heimatvertriebene 
und in der Heimat Zurückgebliebene 


Neben den vielschichtigen Problemen der allgemeinen und wirtschaftlichen Not- 
hilfe für die Heimatvertriebenen übernahmen die Hilfskomitees der verdräng- 
ten ehemaligen deutschen Ostkirchen die Rolle einer speziellen Hilfs- und 
Schutzorganisation im Zusammenhang mit dem Hilfswerk. Außer der Ertei- 
lung von Rat und sowohl sozialen als rechtskundlichen Auskünften vermochten 
sie sich einzuschalten bei der Suche nach vermißten Familienangehörigen und 
konnten notwendige Beurkundungen vornehmen. Aus dieser Tätigkeit erwuch- 
sen in Zusammenhang mit dem Caritasverband und dem Kirchlichen Suc- 
dienst die Heimatortskarteien. Diese fungieren heute etwa als Personenstands- 
register und Katasterämter für die Vertriebenen und wirken mit bei der 
Aufstellung von Gemeinde-Seelenlisten. Aus diesen Listen läßt sich das Schick- 
sal der deutschen Bevölkerung aus den Vertreibungsgebieten ablesen. Mit ihrer 
Hilfe ist es in Hunderttausenden von Fällen gelungen, zur Klärung des Ver- 
bleibens Vermißter beizutragen. Die Arbeit der Heimatortskarteien legte eine 
Beteiligung an der Gesamterhebung der Vertreibungsverluste der deutschen 
Bevölkerung nahe. Es besteht die Absicht, an Hand des rekonstruierten Bestandes 
vom 1. September 1939 unter anderem auch einen vertieften Einblick in die 
Verluste der Kirchen dieser Gebiete zu gewinnen. 

In zwangsläufiger Ergänzung dieser Arbeit beteiligte sich das Hilfswerk seit 
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1950 auch an der Rückführung von Familien und Einzelpersonen aus osteuro- 
päischen Ländern. Die sich dabei anbahnende Arbeitsgemeinschaft mit der 
Schweizer Europahilfe machte die Ausreise zahlreicher Deutscher aus Rumänien 
möglich. Im Einverständnis mit dem Bundesminister des Innern war das Hilfs- 
werk 1952 wesentlich beteiligt an der Registrierung und Heimführung von etwa 
1000 Jugoslawien-Deutschen, die in die trostlosen, unter alliiertem Mandat 
stehenden Triester Lager geflüchtet waren, welche sie mit weiteren 4000 noli- 
tischen Balkanflüchtlingen teilten. In seiner ständigen Bemühung um Hilfe für 
Getrennte ist das Hilfswerk Mitglied der Arbeitsgemeinschaft für Familienru- 
sammenführung und Kinderdienst. In dieser Eigenschaft hat es auch mitgear- 
beitet bei der Vorbereitung der Namenliste und Beschaffung der Unterlagen, 
unter anderem 1957 bei der Registrierung der Volksdeutschen aus Ungarn, die 
nach Jugoslawien geflüchtet waren. 

Im Zuge der Bemühungen um Hilfe für die in osteuropäischen Staaten 
zurückgebliebenen Deutschen und auf Grund der Erfahrungen mit den Paten- 
schaften für unsere Landeskirchen in der DDR erklärten sich die Hauptbüros in 
den westdeutschen Landeskirchen im Herbst 1955 bereit, zusätzliche Paten- 
schaften für die genannten Deutschen jenseits der Grenzen zu übernehmen. Im 
Memelland, Ostpreußen, Schlesien, Ostbrandenburg, Tschechoslowakei, Ungarn, 
Jugoslawien und Rumänien wohnen noch schätzungsweise 600 000 Deutsche. 
Darunter sind 190000 Siebenbürger Sachsen, mit einem deutschen Bischof an 
der Spitze, die einzige eigenständige Kirchengruppe außerhalb unserer Grenzen. 

Obwohl große Aufwendungen gemacht wurden, den Paketversand in diese 
Gebiete zu ermöglichen (vorverzollte Pakete u. ä.), wird doch nur ein kleiner 
Teil von Menschen tatsächlich erreicht. Aber die dadurch geknüpfte Verbindung 
bezieht laufend größere Kreise ein, wie das auf allen möglichen Wegen ein- 
gehende Echo zeigt. Außerdem erweist sich die menschliche Verbindung, das 
Band von Gemeinde zu Gemeinde, die Möglichkeit auch zum Versand von 
Bibeln, Andachtsbüchern und sonstigen Erbauungsscriften mehr und mehr als 
ein echter brüderlicher Dienst. Anläßlich einer Tagung im Oktober 1956 haben 
die Hilfswerk-Hauptbüros erneut ihre Bereitschaft zum Ausdruck gebracht, 
diese Patenschaftsarbeit weiter auszubauen. 

Schon seit Jahren bemüht sich das Hilfswerk, die Aufmerksamkeit der 
Okumene und besonders des Weltluthertums auf die dreiviertel Million Evan- 
gelischer unter der einen Million Rußlanddentscher zu lenken. Infolge der 
veränderten Lage nach dem Besuch des Bundeskanzlers in Moskau im Herbst 
1955 war es möglich, mit den Weg bahnen zu helfen für die Versendung von 
Privatpaketen mit Lebensmitteln, Kleidung und christlichem Schrifttum. Allein 
1956 wurden so 5000 Versandaufträge bearbeitet und Sendungen zusammen- 
gestellt, die unter anderem bis nach Sibirien und in die fernsten Gebiete Rußlands 
gingen. Nachdem durch die Pionierarbeit des Hilfswerks diese Aktion einge- 
leitet worden war, beteiligten sich auch die übrigen Wohlfahrtsverbände daran. 

In diesem Zusammenhang darf die Sorge für die seit Jahren hauptsächlich 
aus Polen, aber auch aus den übrigen osteuropäischen Staaten in die Bundes- 
republik strömenden Spätaussiedler nicht unerwähnt bleiben. So kamen 1957 
monatlich etwa 6000 Personen durch das Lager Friedland. Die Angehörigen, 
die Gemeinden und die landeskirchlichen Hilfswerke sehen sich immer von 
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neuem vor die schwere Aufgabe der Eingliederung sowohl hinsichtlich von 
Wohnraum und Arbeitsplatz sowie die Ergänzung und Erweiterung der Aus- 
bildung gestellt. Es handelt sich hier um die gleiche Art Hilfsmaßnahmen wie 
die, mit denen das Hilfswerk einst seine Arbeit begann. 


c) Flüchtlinge aus der DDR 


Im Unterschied zu dem etwa zwei Jahre dauernden Prozeß der „Aussiedlung“ 
aus den ehemalig deutschen Gebieten jenseits der jetzigen Grenzen und der 
Rückkehr der sogenannten „Spätaussiedler“ vollzieht sich die Fluchtbewegung 
aus Mitteldeutschland ohne einen annähernd festlegbaren Ausgangspunkt, aber 
auch ohne absehbares Ende. Die Zahlen dieser Flüchtlinge nahmen seit 1952 
erheblichen Umfang an. In den Jahren 1952 und 1954 waren es etwa je 
180 000 Menschen, 1953 stieg die Zahl auf 330 000 und in den Jahren 1955 bis 
1957 war sie mit etwa 260 000 jährlich ungefähr konstant. 

Die Synode der EKD in Elbingerode (Oktober 1952) veranlaßte die Auf- 
nahme intensiver Sorgebemühungen für diesen Personenkreis. Auch hier ging es 
letztlich um sinnvolle Ergänzung und Anwendung der staatlich getroffenen 
Maßnahmen. Die einzelnen Flüchtlinge, die nicht wußten, was für Möglichkeiten 
ihnen offenstanden, die ohne Kenntnis ihrer Rechtslage waren, mußten ent- 
sprechend informiert und beraten werden. Durch das plötzliche Einsetzen des 
großen Flüchtlingsstromes wurden viele neue Verordnungen zugunsten der 
Flüchtlinge erlassen, besonders in den Jahren 1952 und 1954. Um sie jeweils 
auch voll zur Anwendung zu bringen, waren viele Hinweise auf die ein- 
schlägigen Erlasse notwendig, um bei ordnungsgemäßem Eintreten der staat- 
lichen Unterstützungspflicht die Mittel des Hilfswerks freizubekommen für 
solche Fälle, die in den behördlichen Regelungen nicht vorgesehen waren. Aus 
dieser Situation erwuchs eine Vielzahl von Veröffentlichungen, die sich mit der 
Abstellung von Mängeln hinsichtlich der sozialen und rechtlichen Flüchtlings- 
gesetzgebung auf Grund der praktischen Erfahrungen beschäftigte. Unter an- 
derem bereitete besonders die Behandlung derjenigen Flüchtlinge, die im soge- 
nannten Notaufnahmeverfahren nicht anerkannt worden waren, große Schwie- 
rigkeiten. Die Neufassung der Richtlinien über die Fürsorge für Nichtseßhafte 
im Blick auf die Situation der Nichtanerkannten durch das Bundesministerium 
des Innern vom 22. 7. 53 gehört in den Bereich dieser Bemühungen. Unter den 
oben erwähnten Veröffentlicbungen sind besonders zu nennen eine Studie über 
die Rechtslage der Flüchtlinge und eine sozialpolitische Studie über die Ein- 
gliederung dieser Personengruppe sowie ein Memorandum an staatliche Stellen, 
das sich mit den Schwierigkeiten der Flüchtlingsaufnahme und -eingliederung 
befaßt. Außerdem sei der „Leitfaden für Sowjetzonenflüchtlinge“ erwähnt, der 
jetzt in dritter Auflage erschienen ist. Er hat den Zweck, den Flüchtlings- 
beratungsstellen als Nachschlagewerk und dem Flüchtling selbst zur Beratung 
und Information zu dienen. Zur volkstümlichen und schnellen Unterrichtung 
werden Merkblätter herausgegeben, die jeweils auf bestimmte Personen- 
kreise abgestimmt sind: aufgenommene Flüchtlinge, abgelehnte Flüchtlinge, 
Jugendliche, Studenten, und außerdem spezialisiert für Berlin und die 
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Bundesrepublik. Die Auflagenhöhe beträgt gegenwärtig über 400 000 Stück. 
Diese sozialpolitische Arbeit fiel dem Hilfswerk in Ausübung seines Dienstes 
am heimatlos gewordenen Menschen praktisch zu. Der Rat der EKD hat 1957 
die kirchliche Bedeutung all dieser Bemühungen dadurch unterstrichen, daß er 
Bischof D. Wester, Schleswig, das Mandat übertrug, alle Maßnahmen im Dienst 
an den Flüchtlingen im Bereich der Evangelischen Kirche Deutschlands zu- 
sammenzufassen. 


d) Jugendliche Flüchtlinge 


In der Zeit der Massennöte nach dem Zusammenbruch bis in die Zeit der 
Währungsreform stellte es für viele Eltern eine wesentliche Hilfe dar, wenn 
ihre Kinder an der Speisung des Hilfswerks teilnehmen konnten. Etwa 3,7 
Millionen junge Menschen wurden mit täglich einer warmen Mahlzeit in 
Schulen, Kindergärten und Heimen monatelang gespeist. Aber auch die Not 
der älteren Jugend forderte rasches Eingreifen. Es entstanden durch das Wir- 
ken der Hauptbüros, schon lange bevor es einen Bundesjugendplan gab, Unter- 
künfte für Lehrlinge, Schüler, Studenten und junge Arbeiter, die heute als 
Jugendwohnheime vielfach in der örtlichen Trägerschaft von Kirchengemeinden 
und eigenen Vereinen fortgeführt werden. 

Um der besonderen Situation der bindungslosen Jugendlichen Herr zu wer- 
den, gründete das Hauptbüro des Hilfswerks der Württembergischen Landes- 
kirche im Februar 1948 die erste Jugendgilde. In Anlehnung an Formen des 
freiwilligen Arbeitsdienstes wurde hier in Gemeinschaftsarbeit wiederaufge- 
baut. Mit dem wachsenden Zustrom alleinstehender junger Flüchtlinge aus der 
DDR wandelte sich die Jugendgilde, die ursprünglich allen jungen Menschen 
offenstand, die in christlicher Gemeinschaft gegen Verpflegung, Unterkunft und 
Taschengeld arbeiten wollten, zur Betreuungsform alleinstehender junger 
Flüchtlinge um. Wenn heute im Bundesgebiet über 400 solcher Jugendgemein- 
schaftswerke bestehen - allein etwa 200 in evangelischer Trägerschaft —, dann 
bauen sie auf der Pionierarbeit des Württembergischen Hilfswerks auf. 

In den meisten Flüchtlingslagern in der Bundesrepublik arbeiten heute noch 
Betreuungsstellen des Hilfswerks mit 170 hauptamtlichen und über 500 neben- 
amtlichen Mitarbeitern; 35 besondere Jugendbetreuer des Hilfswerks sind in 
den größeren Lagern und in allen Jugendlagern tätig. Aus diesen Lagern sowie 
aus Bunkern und Notunterkünften wurden in den letzten Jahren jeweils über 
10 000 Kinder und Jugendliche durch das Hilfswerk für vierzehn Tage bis drei 
Wochen in Erholung verschickt. 

In über 300 Leitstellen für alleinstehende Jugendliche - am Sitz eines jeden 
Arbeitsamtes — sorgen Mitarbeiter aus Innerer Mission und Hilfswerk für not- 
wendige Verbindungen, die jungen Menschen das Einleben in der neuen Um- 
gebung erleichtern sollen. Besondere Jugendbetreuer in der Pfalz und in Baden 
nehmen sich der jungen Männer an, die ihr Heil in der Fremdenlegion versuchen 
wollen, sowie der Rückkehrer aus der Legion. Genauso mußte inzwischen der 
Dienst an den Übergangsstellen zur DDR verstärkt werden, weil durch die 
neuen Paßgesetze der DDR unter den rückkehrwilligen jungen Flüchtlingen 
viele Nöte aufbrechen. 
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Ausgehend von den Erfahrungen, die das Hilfswerk seit über zehn Jahren 
mit den Förderschulen Espelkamp in Westfalen und Eglofstal im Allgäu mit 
jungen Auslandsdeutschen hat machen können, sind in den letzten beiden Jahren 
über 80 evangelische Fördereinrichtungen für junge Spätaussiedler entstanden. 
Dort werden zur Zeit etwa 3000 Jungen und Mädchen vornehmlich aus den 
früheren deutschen Ostgebieten in Jahreskursen so weit gefördert, daß sie den 
schulischen, gesellschaftlichen und arbeitsmäßigen Anschluß an die gleichalterigen 
Kameraden im Bundesgebiet finden. Diese dritte Welle der großen Flüchtlings- 
bewegung nach dem Kriege stellte das Hilfswerk erneut vor die Notwendigkeit, 
eine Spezialarbeit rasch so auszuweiten, daß damit einem Massennotstand unter 
den Kindern der jetzt ankommenden Spätaussiedler abgeholfen werden kann. 
Die Repatriierung der Deutschen aus der Sowjetunion wird hier wahrscheinlich 
ebenfalls noch neue Probleme aufwerfen. 

Im Vordergrund all dieser Jugendarbeit steht immer die soziale und für- 
sorgerische Hilfe für all die jungen Menschen, denen die Nachkriegszeit für sie 
allein nicht zu bewältigende Schwierigkeiten in den Weg gestellt hat. Dabei ist 
und bleibt es vornehmste Aufgabe aller Hilfswerkstellen, den Kirchenge- 
meinden die damit zusammenhängenden Probleme und Nöte näherzubringen, 
weil gerade lebendige Christen den alleinstehenden jungen Menschen am besten 
helfen können, sich in der neuen Umgebung heimisch zu fühlen, indem sie sie wirk- 


lich in die Gemeinschaft des Glaubens und der Liebe Jesu Christi hineinführen. 


e) Die heimatlosen Ausländer 


Die schweren und außerordentlich differenzierten Aufgaben an dieser bedau- 
ernswerten Menschengruppe im Meer des Elends der deutschen Nachkriegsjahre 
erforderte eigentlich — und noch mehr als die übrigen Kapitel dieses Be- 
richts — eine eingehende Darstellung. Noch Ende 1957 waren von ihnen im 
Gebiet der Bundesrepublik etwa 0,25 Millionen, nachdem in den Jahren vorher 
Zehntausenden vorrangig zur Auswanderung verholfen worden war. Unter 
ihnen sind noch etwa 60 000 evangelische und orthodoxe Personen, denen sich 
im besonderen die Hilfe unserer Kirche zuwenden mußte. Flüchtlingsnot und 
Heimatlosigkeit sind und bleiben eine der schwersten Schickungen des Lebens. 
Ist der Mensch gezwungen, in einem Land zu bleiben, dessen Sprache er nicht 
spricht, dessen Lebensgewohnheiten ihm letztlich fremd bleiben — besonders 
wenn seine Entwurzelung aus der Heimat im vorgerückten Alter erfolgte —- und 
wo er kirchlich in der Diaspora lebt, dann trägt er doppelt schwer. Russen und 
Slowaken, Litauer und Ungarn und wer sie sind aus dem Völkermeer Ost- 
europas in unserer Mitte, bieten für die Eingliederung ungleich schwerere _ 
Probleme als Ostpreußen, Schlesier und Siebenbürger Sachsen, die als Flücht- 
linge unter uns doch nicht ganz heimatlos sind, weil sie Fleisch von unserem Fleisch 
und Blut von unserem Blut in Deutschland sind und unsere Sprache sprechen. 

1. Weltrat der Kirchen und Lutherischer Weltbund haben ein Jahrzehnt hin- 
durch diesem Personenkreis ihre besonderen Bemühungen zugewandt. In Ver- 
bindung mit internationalen Hilfsorganisationen half man, wo es irgend mög- 
lich war, zur Auswanderung aus dem überfüllten Deutschland. Okumenische 
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Beauftragte errichteten Fürsorge- und Beratungsstellen, entwarfen auch be- 
sondere Hilfsprogramme. Die Überführung aus Lagern in eigene Wohnungen 
und die Vermittlung in Arbeit waren ein zentraler Punkt in diesem „Service to 
refugees“. Altersheime wurden errichtet (z. B. Insula-Berchtesgaden). Die Ge- 
meindebildung und der seelsorgerliche Dienst wurde durch großzügige Mittel 
unterstützt. Kurz, ihnen hat die besondere Liebe und Hilfe der Weltchristenheit 
und ihrer Organe gegolten. 

2. Vor einigen Jahren bestellte dann der Rat der EKD in Erkenntnis unserer 
kirchlichen Verpflichtung eine Kommission für den Dienst an den heimatlosen 
Ausländern, die sogenannte D.P.-Kommission. Selbstverständlich war das Hilfs- 
werk maßgeblich in ihr vertreten und hat mit ihr engstens zusammengearbeitet 
mit dem Ziel, die deutsche Hilfe an dieser besonderen Flüchtlingsgruppe zu 
intensivieren, Verständnis und Bewußtsein der Verpflichtung dafür zu wecken 
und deshalb öffentliche Mittel und kirchliche Kräfte dafür zu mobilisieren. Das 
ist erfreulicherweise von Jahr zu Jahr mehr gelungen. 

3. Insbesondere übernahmen die westdeutschen Hauptbüros des Hilfswerks 
die Aufgabe, erfahrene fürsorgerische Kräfte für diesen Dienst zu bestellen, 
die sich mit großer Hingabe dieser viel Liebe erfordernden Aufgabe unterzogen. 

Mehr und mehr hat so die Entwicklung eingesetzt, daß die Hilfe aus Deutsch- 
land an den „heimatlosen Ausländern“ diejenige aus der Okumene ablöst. Es 
war jedenfalls und ist bis zur Stunde ein Prüfstein für uns und die Willigkeit 
zu diesem Dienst, daß die Hilfswerk-Arbeit nicht - bewußt oder unbewußt - 
in nationaler Verengung, sondern in ökumenischer Offenheit und Schranken- 
losigkeit der Liebe geschieht, auch und gerade da, wo sie uns durch den 
„Nächsten“ nicht immer leicht gemacht wird. 


f) Die Siedlungsarbeit des Hilfswerks 


Im Mai 1950 faßte die Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Weißensee 
den folgenden Beschluß: 


Die in Berlin versammelte Synode der EKD beauftragt den Rat, das Hilfswerk der 
EKD zu betrauen mit der Durchführung der erforderlichen Maßnahmen für eine wirk- 
same Beteiligung von Gliedkirchen und Gemeinden beim sozialen Wohnungsbau im 
Bereich der Bundesrepublik Deutschland. Die Synode erwartet, daß 

a) der soziale Wohnungsbau in der Nähe der Arbeitsstätten bevorzugt und beschleu- 
nigt wird, damit räumlich getrennte Familien wieder zusammengeführt werden; 

b) heimatlos Gewordenen und anderen schwer Getroffenen im Rahmen des Lasten- 
ausgleichs geholfen wird, das vom Gesetzgeber verlangte Eigenkapital aufzubringen. 
Das Hilfswerk der EKD soll in seinen Bemühungen um die Schaffung gewerblicher 
Siedlungen und Aufbaugemeinschaften fortfahren mit dem Ziele, möglichst vielen zu 
einem sozial verantwortbaren Eigentum zu verhelfen. 


Damit entsprach die Synode einer Vorlage des damaligen Leiters des Hilfs- 
werks der Evangelischen Kirche in Deutschland, des jetzigen Bundestagspräsi- 
denten Oberkonsistorialrat D. Eugen Gerstenmaier, D.D. 

Aus der Erkenntnis, daß die Heimatlosigkeit von Millionen die Kirche ver- 
pflichtet, nach dem vollen Maß ihrer Kraft mitzuhelfen an der Bezwingung 
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eines der unbarmherzigen „Notstände unserer Zeit“, entstanden die im „Evan- 
gelischen Siedlungswerk in Deutschland e. V.“ zusammengeschlossenen kirchen- 
eigenen Siedlungsträger. Denn die Wohnungsnot erwies sich bei ernsthafter 
Diagnose immer wieder als Quelle der bedrückendsten und qualvollsten Nöte 
der Flüchtlinge. 

Nach dem Beschluß der Synode galt es zunächst, Organe aufzubauen, die auf 
der einen Seite den besonderen Gegebenheiten der Kirche Rechnung trugen, auf 
der anderen Seite den Notwendigkeiten der Aufgabe entsprachen. Unter be- 
wußter Ablehnung des gefährlichen Weges des Bauverfahrens in eigener Regie 
wählte die Kirche entsprechend der im säkularen Raum üblichen Konstruktion 
zur praktischen Durchführung der ihr gestellten Aufgabe die in Deutschland 
seit Jahrzehnten mit Erfolg angewandte Form des gemeinnützigen Wohnungs- 
unternehmens, und zwar in der Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung. 

So war aus der anfänglichen Bautätigkeit des Siedlungsdienstes beim Zentral- 
büro des Evangelischen Hilfswerks die am 24. 6. 1947 gegründete „Gemein- 
nützige Siedlungsgenossenschaft des Hilfswerks der Evangelischen Kirchen in 
Deutschland m. b. H.“, Sitz Stuttgart, entstanden. Die folgenden Jahre brach- 
ten den Ausbau dieser Gesellschaft, die heute die Hauptgeschäftsführung in 
Stuttgart mit den Geschäftsführungen Süd, Stuttgart (für die Bereiche der Lan- 
deskirchen Badens, Württembergs und der Pfalz), West, Düsseldorf (für die 
Bereiche der Landeskirchen Westfalen und Rheinland), und Nord, Hamburg 
(für die Bereiche der Landeskirchen von Schleswig-Holstein, Oldenburg, Han- 
nover und Hamburg), umfaßt. 

Wenig später begründeten im Jahre 1949 auch die Landeskirchen von 
Bayern und Hessen-Nassau für ihre Bereiche Siedlungsträger, nämlich das 
„Evangelische Siedlungswerk in Bayern, Gemeinnützige Bau- und Siedlungs- 
gesellschaft m. b. H.“, Nürnberg, und die „Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft 
des Evangelischen Hilfswerks in Hessen und Nassau m. b. H.“, Frankfurt am 
Main. Als letzter dieser kircheneigenen Siedlungsträger wurde im Jahre 1952 
schließlich die „Hilfswerk-Siedlung GmbH Gemeinnütziges Wohnungsunter- 
nehmen in Berlin“, Berlin-Zehlendorf, ins Leben gerufen. Diese Siedlungsge- 
sellschaften schlossen sich zwecks Koordinierung ihrer Bestrebungen im Jahre 
1952 zum „Evangelischen Siedlungswerk in Deutschland“ zusammen, dessen 
Präsident D. Gerstenmaier wurde. 

Das Kapital dieser kircheneigenen Siedlungsträger, das fast ausschließlich von 
den Evangelischen Kirchen in Deutschland und ihren Einrichtungen getragen 
wird, beträgt zur Zeit: 


Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft des Hilfswerks der Evangelischen 


Kirchen in Deutschland m. b. H., Stuttgart 6707000 DM 
Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft des Evangelischen Hilfswerks in 

Hessen und Nassau m. b. H.. Frankfurt am Main 1250000 DM 
Evangelisches Siedlungswerk in Bayern, Gemeinnützige Bau- und Sied- 

lungsgesellschaft m. b. H., Nürnberg 1500000 DM 
Hilfswerk-Siedlung GmbH, Gemeinnütziges Wohnungsunternehmen 

in Berlin, Berlin 1025000 DM 


Insgesamt: 10482000 DM 
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Diese kircheneigenen Siedlungsträger haben bis 31. 12. 1957 insgesamt 27 334 
Wohnungen bezugsfertig erstellt. Von diesen Wohnungen waren 20 141 Eigen- 
tumsmaßnahmen; nur 7 193 = 26,30/o der Wohnungen verblieben im Eigentum 
der Gesellschaften. Aus dem Programm des Jahres 1957 waren am 1. 1. 1958 
darüber hinaus noch 4 856 Wohnungen im Bau. 


g) Hilfe an den Auswandernden 


Die Notwendigkeit des Dienstes am Auswanderer zeigte sich bereits im Jahre 
1946, als sich nicht nur unter den Flüchtlingen, sondern ganz allgemein ein 
starker Auswanderungsdrang bemerkbar machte. Bei allen Hauptbüros wurden 
Beratungsstellen eingerichtet und mit dem ersten Material über die klassischen 
überseeischen Einwanderungsländer ausgestattet. Da die Auswanderung von 
den Besatzungsmächten verboten war, galt es zunächst einer sinnlosen illegalen 
Auswanderung, die nach Argentinien schon in vollem Gange war, vorzubeugen. 
Die erste Hilfe zur legalen Auswanderung konnte 1947 volksdeutschen Bauern 
nach Kanada geleistet werden, wo Dr. T. ©. F. Herzer durch den Kanadischen 
Christlichen Rat Passagedarlehen zur Verfügung stellte. Die meisten dieser 
Volksdeutschen gingen zu Verwandten. In diesem Jahr begann auch die Zu- 
sammenarbeit mit dem Lutherischen Weltbund, der den amerikanischen Pastor 
Gerhard Dietrich mit einem namhaften Dollarfonds für Passagedarlehen zum 
Zentralbüro nach Stuttgart schickte. Nun konnte solchen Familien, deren Exi- 
stenz in Übersee durch Verwandte oder Freunde gesichert war, praktische Hilfe 
aus kirchlichen Mitteln gewährt werden. Nach Gründung der Bundesrepublik 
wurde dies Verfahren der Gewährung von Passagedarlehen durch das Inter- 
nationale Comite für Europäische Auswanderung (ICEM), dem unter 23 Staa- 
ten auch die Bundesrepublik angehört, fortgesetzt und erweitert. Die Einwan- 
derung bestimmter Personenkreise — meist Flüchtlinge oder Kriegsgeschädigte, 
zunächst nur Volks-, dann aber auch Reichsdeutsche — in die angelsächsischen 
Länder USA, Kanada und Australien wurde ermöglicht. Mit der Durchführung 
der betreffenden Abkommen waren in Deutschland die kirchlichen Auswande- 
rungsorganisationen — Evangelisches Hilfswerk, Lutherischer Weltbund und 
Weltrat der Kirchen — unter der technischen Leitung des Bundesamtes für Aus- 
wanderung beauftragt, weil diese allein in der Lage waren, durch die Kirchen- 
gemeinden in Übersee die gesetzlich geforderten Bürgen zu beschaffen. Hier- 
durch war zugleich weitgehend die kirchliche Eingliederung der Auswanderer 
in Übersee gewährleistet. Die Namhaftmachung der Bewerber erfolgte aus- 
schließlich durch die kirchlichen Auswandererberatungsstellen an die Abteilung 
Auswanderung des Zentralbüros. Der sorgsamen Beratung und Auswahl durch 
diese Beratungsstellen ist es wesentlich zu verdanken, daß das Schicksal der 
Auswanderer sich durchweg zufriedenstellend gestaltete und in den angelsäch- 
sischen Ländern über 80°/o der Darlehen in den ersten zwei Jahren an den 
Lutherischen Weltbund oder den Weltrat der Kirchen zurückgezahlt wurden. 
In den evangelischen Kirchen von Südamerika wurden nur zwei kleine Grup- 
pen, in Südbrasilien und Südchile, untergebracht. Die wirtschaftlichen Bedin- 
gungen in diesen Ländern haben sich so entwickelt, daß von weiteren Versuchen 
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schon vor mehreren Jahren Abstand genommen wurde. Obgleich nunmehr 
große Auswanderungsvorhaben nicht mehr vorliegen und die staatlichen Be- 
dingungen für, die Inanspruchnahme der Darlehensfonds auf sogenannte 
 Kriegsfolgehilfenempfänger eingeengt wurden, besteht dennoch weiterhin die 

Möglichkeit, in dringenden Notfällen - insbesondere der Familienvereinigung — 
zu helfen. Gemessen an der Zahl der Ratsuchenden — etwa 90 000 bis 130 000 
im Jahr bei den evangelischen Beratungsstellen — ist der Drang zur Auswan- 
derung trotz des wirtschaftlichen Fortschritts nicht zurückgegangen. Auch die 
Zahl der Auswanderer bewegt sich nach wie vor um 60.000 Personen. Durch 
Darlehen wurden insgesamt etwa 40 000 unterstützt. 

Das vom Hilfswerk seit Jahren erstrebte Ziel in allem Dienst an den Aus- 
wandernden, die Geleitung jedes wandernden Christen von seiner Heimat- 
gemeinde in die Gemeinde in Übersee, kommt nunmehr in greifbare Nähe, 
da der Lutherische Weltbund 1957 in Minneapolis den Beschluß gefaßt hat, sich 
dauernd dieser Aufgabe anzunehmen, und der Weltrat der Kirchen dieses 
Thema für seine Tagung von 1961 vorbereitet. 

Es ist eigentlich unnötig, noch einmal zu betonen, mag aber dennoch zur 
Vermeidung jeden Mißverständnisses gesagt werden, daß wie bisher so auch in 
diesen Jahren drängendster Flüchtlingsnöte die Stellen des Hilfswerks nie die 
Auswanderung propagiert haben; denen aber, die aus freiem Entschluß diesen 
schweren Weg des Neuaufbaues ihrer Existenz meinten gehen zu müssen, hat 
die Kirche nach dem Maß ihrer Kräfte und der an sie gerichteten Bitten Rat und 
Hilfe gewährt. 


3. ALLGEMEINE NOTHILFE 


Im Jahre 1948 fragte Bischof Dibelius einen leitenden Mitarbeiter des Hilfs- 
werks in Berlin — es war der inzwischen verstorbene, unvergessene Dr. Robert 
Tillmanns, dem damals die Berliner Stelle des Hilfswerks unterstand — mit 
jenem bekannten ernst fragenden, fast skeptischen Blick, ob denn die Hilfs- 
sendungen aus dem Ausland immer noch anhielten und die Freunde in den 
Bruderkirchen nach dem ersten Aufflammen der Hilfsbereitschaft nach 1945 nun 
nicht bald des Dienstes müde werden würden. Beide Männer ahnten bei ihrem 
kurzen Gespräch damals nicht, in welcher Treue die Hilfe anhalten, wie sehr 
sie auch noch Jahre hindurch in West und Ost unseres zerteilten Vaterlandes 
nötig sein werde. 

Konnte das Hilfswerk Ende 1948 - neben aller sonstigen umfassenden Hilfe, 
die erfolgte - den Eingang von etwa 54000 Tonnen Liebesgaben und Sach- 
spenden aller Art mitteilen, so verdreifachte sich bis zum Frühjahr 1957 die 
Zahl und erreichte den Stand von fast 160 Millionen Kilogramm, die ihm von 
den ökumenischen Verbänden zur Verteilung an Bedürftige anvertraut wurden. 
Was diese nüchterne Zahl an Opfergeist und Liebe, an Initiative und Phanta- 
sie, an Organisationskraft und Verhandlungsgeschick bis hin zu den Aufgaben 
der Verteilung und Fürsorge an die einzelnen umschließt, das ist nicht so rasch 
auszudenken. Sie bildet ein sowohl eigenartiges wie einzigartiges Kapitel des 
Dienstes der Kirche an unserem Volk in der langen Geschichte der Jahrhunderte; 
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ganz zu schweigen von der Bedeutung, die ihr für die Durchsetzung ökume- 
nischen Bewußtseins in der Christenheit unseres Volkes zukommt. 


a) Das Anstaltenprogramm in Westdeutschland 


Im Jahre 1952 wurden erstmalig von unseren Spenderverbänden amerikanische 
Lebensmittelüberschüsse zur Verfügung gestellt, so daß innerhalb der Nothilfe- 
programme des Hilfswerks wertvolle Milch-, Fett-, Käse- und Getreidespenden 
verteilt werden konnten. 

Das erneute großzügige Angebot 1954 rief im Hilfswerk den Gedanken wach, 
nunmehr auch die Heime und Anstalten der Inneren Mission in die umfassende 
Betreuung mit Lebensmittelhilfen aufzunehmen. 

Mit schweren Schäden und großen Verlusten an Einrichtungs- und Aus- 
rüstungsgegenständen hatten diese den zweiten Weltkrieg überstanden. Zur 
Deckung ihres Nachholbedarfs wie auch für ihre durch den ständigen Flücht- 
lingszustrom verursachte erhöhte Inanspruchnahme bedurfte es mehr als der 
eigenen Mittel und staatlichen Hilfen. Das Anstaltenprogramm sollte die 
Heime und Anstalten in die Lage versetzen, die Ernährung der Pflegebefohlenen 
zu verbessern und die durch lange Kriegsjahre und oft schwierige Fluchtwege 
geschwächten Menschen rascher zu kräftigen. Genaue Überprüfungen wurden 
angestellt. Es sollte einerseits den Menschen in den Heimen und Anstalten ge- 
holfen werden, andererseits aber durfte diese Hilfe nicht den Handel treffen, 
der die Anstalten belieferte. Gründliche Erhebungen bei den Hilfswerkhaupt- 
büros, Bezirksstellen und Anstalten von Nordschleswig bis Passau ergaben ein 
genaues Bild. Rund 194 000 Betten wurden ermittelt. Pro Kopf und Monat 
wurden insgesamt drei Kilogramm Lebensmittel festgesetzt, die von unseren 
amerikanischen Freunden erbeten wurden, während gleicherweise die offene 
Fürsorge mit Hilfsmöglichkeiten ausgestattet wurde. Bald wurden von vielen 
Hauptbüros Anstalten und Heime nachgemeldet, so daß die Gesamtbettenzahl 
auf 220 400 anstieg. 

Anfang 1955 kamen die ersten Lebensmittel des neuen Programms in Bremen 
an. Die Sendungen für die Anstaltenhilfe gingen genauso wie die Liebesgaben 
für die freie Fürsorge über die Lager der Hilfswerkhauptbüros, die dann die 
Weiterverteilung über die Bezirksstellen oder direkt an die Anstalten vor- 
nahmen. 

Insgesamt konnten den Anstalten und Heimen in dem Dreijahresprogramm 
20440 832 Kilogramm zur Verfügung gestellt werden. Es handelte sich um 
Fette, Käse, Milchpulver, Reis, Bohnen und Weizenprodukte, denen unsere 
Bruderkirchen noch Sirup und Nährmittel aus ihren Gemeindesammlungen hin- 
zufügten. Es soll nicht vergessen werden, daß die Bundesregierung die sieben- 
stelligen Kosten sowohl für die Ozean-Fracht wie auch die Frachtkosten im 
Inland fast ausschließlich trug. 

Als zweites Anstaltenprogramm wurde zusätzlich zur Belieferung mit Lebens- 
mitteln im Jahre 1956 ein Baumwoll-Programm durchgeführt: In zwei Sen- 
dungen empfing das Hilfswerk im Mai 1956 insgesamt 1532 Ballen Rohbaum- 
wolle mit einem Gewicht von 358 745 Kilogramm. In drei Textilbetrieben 
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wurden 1,2 Millionen Meter hochwertige Bettwäsche- und Handtuchstoffe her- 
gestellt, die an Heime und Anstalten verteilt wurden. Diese Hilfe wurde so 
dankbar aufgenommen, daß zur Zeit versucht wird, sie zu wiederholen. 


b) Fürsorge in der DDR 


Während nach dem Zusammenbruch die Arbeit des Hilfswerks sofort einsetzte, 
wo die nackte Not unmittelbar zutage trat, bildeten sich mit zunehmender 
Normalisierung der Lebensverhältnisse ganz bestimmte schwerpunktmäßige 
Arbeitsgebiete heraus, die in der klassischen Sozialarbeit der evangelischen 
Kirche und ihrer Werke in den früheren Jahrzehnten nicht in dem Maße Raum 
hatten. Sie lassen sich in fünf Gruppen zusammenfassen: 1. Fürsorgearbeit an 
Kindern; 2. an Alten; 3. an Müttern; 4. an Heimkehrern, Gefangenen und 
ihren Angehörigen sowie 5. an Kranken. 

Auf allen diesen Gebieten vollzog sich bis zum Ausgang des Jahres 1950 
diese Fürsorgearbeit in erster Linie durch die Verbringung von Sachspenden 
aller Art, wie hochwertigen Lebensmitteln, Bekleidung, Schuhen, Medikamenten 
und Bedarfsgütern für den täglichen Gebrauch verschiedener Art, in die DDR, 
wo sie nach vorher festgelegten Richtlinien durch die Hilfswerke in den Landes- 
kirchen verteilt wurden. Die Verteilung geschah in strenger Innehaltung der von 
dem Leiter des Hilfswerks hierfür festgelegten Grundsätze, ohne Rücksicht auf 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Konfession, einer Rasse, einer politischen 
Anschauung - einzig und allein nach dem Grad der dringlichsten Not. 

Ein Einfluß von seiten der Regierung auf diese Verteilungen wurde nicht 
genommen, jedoch am Ausgang des Jahres 1950 beschlagnahmte die Regierung 
zunächst die noch vorhandenen umfangreichen Bestände des Hauptverteilungs- 
lagers in Magdeburg, sperrte jegliche Einfuhr mit der Begründung, daß die zur 
Verteilung gelangenden Liebesgaben — ausschließlich Spenden unserer Bruder- 
kirchen in der ganzen Welt — einerseits der politischen Propaganda dienten, 
andererseits mit Rücksicht auf den Lebensstandard, den die Bevölkerung in der 
DDR erreicht habe, nicht mehr notwendig seien. Nach sehr schwierigen Ver- 
handlungen wurden diese beschlagnahmten Mengen unter einschränkenden Auf- 
lagen, aber im wesentlichen vollständig wieder unter Verfügungsgewalt des 
Hilfswerks freigegeben. Von diesem Zeitpunkt an erhielt das Hilfswerk in den 
darauffolgenden Jahren lediglich die Genehmigung zu bescheidenen Lebens- 
mitteleinfuhren aus besonderen Anlässen (wie Weihnachten, Ostern), die aus- 
schließlich der zusätzlichen Versorgung der Insassen von Heimen und Anstalten 
dienten. Die globale Einfuhr von Liebesgaben in die DDR und regelmäßige 
Verteilung an Notleidende in den Gemeinden durch die Gemeinden hatte damit 
ihr Ende gefunden. 

So war die Arbeit in den obengenannten Fürsorgezweigen in den Jahren 
1949-1957 notwendigerweise erheblichen Wandlungen unterworfen. 

1. Bis Anfang 1951 liefen die schr dankbar aufgenommenen Kinderspeisun- 
gen in fast allen größeren Gemeinden der DDR, wodurch im Laufe der Jahre 
rund eine halbe Million Kinder für etwa acht bis zehn Wochen täglich eine 
hochwertige warme Mahlzeit erhielten. 
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Nach dem Verbot der Spendeneinfuhren galt die Fürsorge an den Kindern 
vor allen Dingen deren Erholung in den Heimen der kirchlichen Werke durch 
entsprechende finanzielle Bezuschussung, so daß auch die Eltern, die keinen 
oder nur einen sehr geringfügigen Beitrag zu leisten vermochten, in die Lage 
versetzt wurden, ihre Kinder in die Geborgenheit eines der Erholungsheime zu 
entsenden. 

2. Ähnlich wie bei den Kindern wurde die Hilfe an den Alten und hier be- 
sonders an den einsamen Alten aufgebaut. Den gemeinsamen Speisungen für 
Alte innerhalb der Gemeinden kam auch deshalb besondere Bedeutung zu, weil 
dadurch viele alte Menschen wenigstens zeitweilig aus ihrer Einsamkeit heraus- 
gelöst wurden. Daneben spielte ihre Unterstützung besonders in der Winterzeit 
mit Beihilfen zur Beschaffung des Brennmaterials, der Winterkartoffeln, der 
warmen Bekleidung, des Bettzeuges eine wichtige Rolle. 

3. Die Fürsorge an den Müttern erstreckte sich besonders auf die Ver- 
schickung von kinderreichen Müttern in eine mindestens dreiwöchige Erholungs- 
freizeit, um ihnen in körperlicher, geistiger und geistlicher Hinsicht eine nach- 
haltige Stärkung zu vermitteln. Die seit 1950 aufgebaute Müttererholung aus- 
schließlich durch Vermittlung ökumenischer Spenden hat bis zum Ausgang des 
Jahres 1957 die stattliche Zahl von rund 18 000 verschickten Müttern erreicht. 
Bei ihrer Auswahl war die Altersgrenze auf 50 Jahre beschränkt worden, weil 
nur diejenigen verschickt werden sollten, deren Kinder noch der vollen Pflege 
und Fürsorge ihrer Mutter bedurften. Für sehr viele dieser Mütter war eine 
solche Freizeit die erste Erholung und Ausspannung in ihrem ganzen Leben. 

4. Die besondere Fürsorge, welche große Hingabe, Erfahrung und Behutsam- 
keit erforderte, galt in all diesen Jahren den aus langer Kriegsgefangenschaft 
oder Internierung Heimgekehrten und ihren Angehörigen durch Beihilfen zur 
Einkleidung und Überbrückung, durch Verschickung und anderes mehr. Die 
kurze Erwähnung dieses Dienstes, bei der bewußt auf alle Zahlenangaben ver- 
zichtet wird, läßt kaum ahnen, wie vielen Menschen eine wohl unvergeßbare 
Hilfe für ihr ganzes Leben erwiesen werden konnte. 

5. Die Fürsorge für die Kranken erstreckte sich auf die Verschickungen in 
Heil- und Kurorte innerhalb der DDR wie in der Bundesrepublik und auf die 
Versorgung mit hochwertigen lebenserhaltenden und lebensrettenden Medika- 
menten, die entweder gar nicht oder nicht in genügender Menge in der DDR zur 
Verfügung standen. Das eben unter 4. Gesagte gilt auch hier nochmals in beson- 
derer Weise. 

All diese fürsorgerischen Bemühungen dank des Mittragens unserer Bruder- 
kirchen in der ganzen Welt und in der Bundesrepublik waren Ansporn für die 
diakonischen Kräfte in den Kirchen der DDR, eigene Anstrengungen in dieser 
Richtung zu machen; so spielte sowohl in der Kinderfürsorge wie in der Alten- 
hilfe und in der Mütterbetreuung die eigene Initiative eine erhebliche Rolle. 

Die Kräfte sind weiter am Werk, um diesen Dienst unserer Kirchen auch in 


der Zukunft zu tun. 
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c) Patenschaft Ost-West 


Schon zu Beginn der Berichtszeit im Jahre 1949 war es deutlich, daß die Zeit 
der staatlichen Trennung Deutschlands, in der sich die Einheit der evangeli- 
schen Kirche zu bewähren haben werde, entgegen allen sehnsüchtigen Hoff- 
nungen unseres Volkes längere Zeit dauern würde. Die verschiedene Ent- 
wicklung im westlichen und östlichen Teil unseres geteilten Vaterlandes ist mit 
dafür maßgebend gewesen, daß die Konferenz der Hauptgeschäftsführer des 
Hilfswerks aus allen Landeskirchen im Spätsommer 1949 den Beschluß faßte, 
der erst in den folgenden Jahren in seiner ganzen Bedeutsamkeit offenbar 
wurde, eine feste Patenbeziehung zwischen den östlichen und westlichen Glied- 
kirchen der EKD und entsprechend zwischen den einzelnen Gemeinden zu be- 
gründen. Die geistliche, diakonische und organisatorische Konzeption, die der 
Berichterstatter — damals Generalsekretär im Zentralbüro Stuttgart - in Esch- 
wege im August 1949 vortrug, fand einhellige Zustimmung und wurde zum 
Teil sehr rasch in die Tat umgesetzt. Es erhielt jede westliche Gliedkirche der 
EKD eine östliche Landeskirche zugewiesen, und die Hauptbüros übernahmen 
die Aufgabe, in direkter Fühlungnahme die einzelnen Gemeinden einander 
zuzuweisen. Die folgende Zuordnung wurde akzeptiert: 

Bayern - Mecklenburg; Württemberg — Thüringen; Baden — Brandenburg; 
Pfalz - Anhalt; Hessen-Nassau und Kurhessen-Waldeck — Provinz Sachsen; 
Rheinland — Brandenburg; Westfalen — Berlin; Hannover, Braunschweig und 
Schaumburg-Lippe - Luth. Sachsen; Schleswig-Holstein und Hansestädte - Pom- 
mern; Oldenburg — Schlesien; Reform. Nordwestdeutschland und Lippe — Re- 
formierte Gemeinden in der DDR. 

Erfreulich war, daß dieser Patenschaftsgedanke sehr rasch von anderen Wer- 
ken und Gremien in der EKD aufgenommen wurde (Innere Mission, Frauen- 
werk, Jugendwerk, Studentengemeinden usw.); bedauerlich war, daß sie ihre 
eigene organisatorische Zuordnung wählten und sich nicht mit der grundlegen- 
den Planung von Landeskirche zu Landeskirche, wie sie vom Hilfswerk 
beschlossen war, koordinierten, wodurch in den folgenden Jahren schmerzliche 
Überschneidungen und Verwirrungen entstanden. Bemühungen, ihnen nach- 
träglich zu steuern, haben nur teilweise zum Erfolg geführt. Es bleibt jedenfalls 
ein Schatten auf diesem bedeutsamen Feld der Selbsthilfe des in mannigfache 
Not geratenen deutschen evangelischen Kirchentums, die immer wieder in der 
Okumene eine außerordentliche Beachtung fand. 

Nicht zu verkennen ist aber, daß in der Berichtszeit und bis heute ein 
faktisch und statistisch nicht mehr erfaßbarer Strom von innerer und äußerer 
Hilfe durch die Begründung dieser Patenschaftsbeziehungen entbunden worden 
ist. Mag es angefangen haben mit dem Versenden von Paketen an notleidende 
Familien in den östlichen Gemeinden, so ist der Kreis bald sehr viel weiter 
gespannt worden: Pfarrer, Kirchenälteste und Jugendgruppen besuchten ein- 
ander, besondere landeskirchliche Notstände wurden von den Hauptbüros willig 
und hilfreich aufgenommen, und Erholungsplätze für kirchliche Mitarbeiter 
wurden von Patenkirche zu Patenkirche angeboten und benutzt. Offizielle lan- 
deskirchliche Delegationen besuchten einander, und das Netz der Beziehungen 
wurde immer dichter. Mag es viele Gemeinden gegeben haben, in denen ent- 
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weder von westlicher oder östlicher Seite mangelnde Initiative und Hilfsbereit- 
schaft die Möglichkeiten nicht ausgenutzt hat, so ist andererseits nicht mehr zu 
übersehen, in wieviel Fällen Beistand, Hilfe und Tröstung in der östlichen Ge- 
meinde, aber auch Mahnung, Aufrüttelung zum praktischen Dienst und dadurch 
innerer Segen, wie er willigem Opfer anhaftet, in der westlichen Gemeinde 
gewirkt haben. 

Es ist sicher nicht zuviel behauptet, wenn erwartet werden kann, daß auch in 
der Zukunft diesen direkten und persönlichen Beziehungen weiterhin eine große 
Möglichkeit echter neutestamentlicher Handreichung innewohnt. 


d) Der kirchliche Bruderdienst 


Eine besondere Bedeutung und eine segensvolle Entwicklung hat im Rahmen 
der Hilfen der westdeutschen für die ostdeutschen Schwesterkitchen der kirch- 
liche Bruderdienst gewonnen. Es ist eindeutig nachzuweisen, daß seine Planung 
schon Ende 1953 im Schoße des Hilfswerks begann und seinen Grund hatte in 
der immer erschreckenderen Relation der Gehälter für die kirchlichen Mitar- 
beiter in den Mitgliedskirchen der EKD in der DDR, die um mehr als ein 
Drittel niedriger als in Westdeutschland waren. Die Synode der EKD in 
Berlin-Spandau im Frühjahr 1954 hat sich die Gedanken und Pläne zu eigen 
gemacht, und die offiziellen Gremien der EKD (Kirchenkonferenz und Finanz- 
beirat) haben Ende 1954 das konkrete Vorhaben des Hilfswerks gutgeheißen, 
so daß ab April 1955 der praktische Dienst erfolgte. Ein kleiner Ausschuß 
wurde berufen, zu dessen Vorsitzenden der Berichterstatter gewählt wurde; die 
Administration lag bei der Berliner Stelle des Zentralbüros des Hilfswerks. 
Vom 1. 4. 1955 bis 31. 3. 1957 konnten fast drei Millionen DM an Gaben 
empfangen und weitergeleitet werden. 

Grundsätze und Grundlagen für diesen Dienst waren folgende: Pfarrer und 
kirchliche Mitarbeiter in den westlichen Gliedkirchen opfern monatlich frei- 
willig einen Betrag für ihre Brüder und Schwestern in den Gliedkirchen der 
DDR. Einige Landeskirchen haben dafür Richtzahlen aufgestellt. Die Beteili- 
gung ist gewiß schwankend und erfaßt noch nicht überall die Mitarbeiter in 
den Werken der Kirche, in dem weitverzweigten Netz der Inneren Mission 
usw. Aber aufs Ganze gesehen ist, insbesondere von seiten der Pfarrerschaft, 
eine große Willigkeit und Treue zu verzeichnen, ihr persönliches Opfer regel- 
mäßig zu geben. 

Basis für die Weitergabe der Opfer ist das System der Patenbeziehungen. 
Die Opfer aus Württemberg gehen zum Beispiel nach Thüringen, diejenigen 
aus Oldenburg nach Schlesien usw. Ein Ausgleichsfonds sorgt für eine möglichst 
starke Annäherung der Höhe der Hilfe für die Empfänger. 

In den östlichen Gliedkirchen haben sich Ausschüsse für den kirchlichen 
Bruderdienst gebildet, dessen Verteilung grundsätzlich in eigener Verantwor- 
tung geschieht, deren Maßnahmen aber durch immer wiederholte Beratung und 
Überprüfung aufeinander abgestimmt werden. 

Der Empfang dieser Opfer ist nicht als Gehaltsaufbesserung zu bewerten, 
sondern soll eine besondere, widerrufliche Hilfe sein. Die Ausschüsse in den 
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Gliedkirchen der DDR haben wohl von Zeit zu Zeit generelle Ausschüttungen 
vorgenommen, haben aber auch besondere Kategorien für den Empfang ge- 
funden (kinderreiche Familien, frühere Flüchtlinge, Krankheitsnöte und der- 
gleichen). 

Aufs Ganze gesehen hat dieser Teil der Hilfe, der in einer großen Einheit 
von Hilfswerk und westlichen Landeskirchen geleistet wurde, sehr viel dazu 
beigetragen, die Pfarrer und kirchlichen Mitarbeiter in den östlichen Glied- 
kirchen dessen gewiß zu machen, daß ihres nicht leichten Dienstes in der rasch 
sich wandelnden Situation der DDR getreulich und opferbereit gedacht wird. 
Der Aufbau und die Entwicklung gerade auch dieses Zweiges der innerdeut- 
schen Hilfe hat zudem in der Okumene viel Beachtung gefunden, weil er als 
Zeichen dafür gewertet wurde, daß man sich in der deutschen Christenheit 
nicht nur stützen wollte auf den Beistand von draußen. In den ökumenischen 
Hilfsprogrammen konnten fortab die Bitten für „kirchliche Mitarbeiter“ fort- 
fallen. 


4. KIRCHLICHER WIEDERAUFBAU UND HILFE ZUR GEMEINDEBILDUNG 


Das Hilfswerk arbeitete von vornherein auf den beiden großen Gebieten der 
allgemeinen Nothilfe und des kirchlichen Wiederaufbaues. 


a) Errichtung von Gottesdienst- und Gemeinderäumen 


Der Wiederaufbau fing im unmittelbaren Sinne des Wortes mit Bautätigkeit 
an. Zahllose Kirchen waren von Bomben zerstört. Gemeinden brauchten erst 
einmal einfachsten Raum, um zusammenzukommen. Die ökumenische Hilfe 
über das Hilfswerk setzte auch auf diesem Gebiet sofort ein. 

Schon unmittelbar nach Kriegsende tauchte bei den ausländischen Kirchen 
der Gedanke auf, den Mangel an Kirchen durch behelfsmäßige Bauten zu be- 
heben. Zunächst wurden dafür von der Amerikanischen Sektion des Lutheri- 
schen Weltbundes, von der Amerikanischen Missouri-Synode, von Church 
World Service und vom Hilfswerk der Evangelischen Kirchen der Schweiz 
38 rasch greifbare Baracken der Schweizer Heeresverwaltung gestiftet, die vor 
allem in den am meisten zerstörten Städten der Westzonen (einschließlich 
Berlin) zur Aufstellung kamen. — Diese Baracken halfen zwar in der allerdring- 
lichsten Kirchennot, waren jedoch mit ihren höchstens 200 Plätzen dem Bedarf 
einer größeren Gemeinde nicht gewachsen und außerdem im Blick auf ihre Kurz- 
lebigkeit verhältnismäßig teuer. Auch boten sie weder Gelegenheit zur Er- 
weckung der Selbsthilfe noch die Möglichkeit zur Ausnutzung des vorhandenen 
Trümmermaterials. 

Um diesen Tatsachen Rechnung zu tragen, entwickelte auf Veranlassung von 
D. Eugen Gerstenmaier der bekannte Kirchbaumeister Prof. Dr. Otto Bartning 
eine Notkirche, die bei verhältnismäßig geringen Herstellungskosten etwa 
450 bis 500 Sitzplätze aufweist. Mit ihrer zweckmäßigen, sich den verschieden- 
sten örtlichen Verhältnissen einfügenden Konstruktion konnte diese Notkirche 
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großenteils serienmäßig hergestellt werden, während die Gemeinden die Holz- 
konstruktion nur noch mit dem örtlich verfügbaren Material durch Mauern zu 
umschließen hatten. Diese schlichten „Zelte in der Wüste“ (Bartning) sind 
besonders in der inneren Raumwirkung von einer ganz eigenartigen Schönheit. 

So wurden in den Jahren 1946 bis 1950 in allen vier Zonen Deutschlands 
49 derartige Notkirchen errichtet, von denen 32 durch den Lutherischen Welt- 
bund, 7 von der Evangelical and Reformed Church, 4 vom Weltrat der Kir- 
chen, 3 von der Presbyterian Church USA und 2 vom Hilfswerk der Evan- 
gelischen Kirchen der Schweiz gestiftet wurden. 

Die Notkirchen stehen in Aachen, Berlin (3), Bochum, Bremen, Chemnitz, 
Darmstadt, Dortmund, Dresden, Duisburg, Düsseldorf, Emden, Essen, Forst, 
Frankfurt am Main (2), Gießen, Hamburg (3), Hannover (2), Heilbronn, 
Karlsruhe, Kassel, Kiel, Köln, Leipzig, Ludwigshafen am Rhein, Magdeburg, 
Mainz, Mannheim, München, Münster, Nordhausen, Nürnberg, Oeynhausen, 
Pforzheim, Rostock, Schwedt a. d. Oder, Stralsund, Stuttgart, Vilbel-Heilsberg, 
Wesel, Wismar, Worms, Wuppertal und Würzburg. 

Diese Notkirchen stellten nicht mehr einen Notbehelf dar, sondern architek- 
tonisch und liturgisch würdige Kirchbauten, die ein sichtbares Dokument christ- 
licher Hilfe und brüderlicher Verbundenheit geworden sind. 

Nach und schon neben den Notkirchen kamen aus den Kirchen der Ver- 
einigten Staaten, der Schweiz, Schwedens und vieler anderer Länder jahrelang 
große Geldmittel für den Wiederaufbau zahlreicher zerstörter Kirchen. Neben 
der gleichmäßigen Hilfe für alle Landeskirchen wurden — und werden noch 
heute — hierbei manche Gebiete auf Grund ihrer besonderen Notlagen vor- 
dringlich bedacht. Eins dieser Schwerpunktgebiete des kirchlichen Wiederauf- 
baus war seit 1949 das Oderbruch zwischen Frankfurt und Eberswalde, wo 
besonders im Kirchenkreis Seelow in den Kämpfen der letzten Kriegsmonate 
fast jedes Dorf verwüstet wurde und kein kirchliches Gebäude heil blieb. In 
zähem Ringen mit tausend Widerständen bauten hier Pastoren und Gemeinde- 
glieder mit Hilfe ökumenischer Geldspenden oft buchstäblich eigenhändig unter 
Verwendung von Kirchen- und Pfarrhausruinen vielerorts ihre baulich oft selt- 
samen, aber meist sehr praktischen Gemeindezentren auf, die möglichst Gottes- 
dienst- und Unterrichtsräume sowie Pfarr-, Katecheten- oder Schwesterwoh- 
nungen unter einem Dach vereinigten. — Ähnlich war es im nördlich an- 
schließenden pommerschen Randowgebiet. Besondere Zentren der kirchlichen 
Arbeit wurden um 1950 auch im erzgebirgischen und thüringischen Wismut- 
gebiet errichtet. Eine plötzliche Zusammenballung sehr vieler meist alleinstehen- 
der ortsfremder Arbeitskräfte machte hier besonderen missionarischen und 
diakonischen Einsatz nötig (Bergbaudiakonie). 


b) Die Stadt des kirchlichen Wiederanfbaus 


Am 10. 6. 1952 faßte der Hilfswerk-Ausschuß auf seiner Tagung in Duisburg 
den Beschluß, in Fortsetzung dieser vielfältigen Bemühungen den Wiederauf- 
bau der Kirchen in besonders zerstörten deutschen Städten dadurch zu fördern 
und zu konzentrieren, daß in jedem Jahr eine deutsche Stadt zur Stadt des 
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kirchlichen Wiederaufbaus bestimmt und durch eine besondere Geldsammlung 
im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland unterstützt wird. 

Für das Jahr 1953 wurde Dresden zur Stadt des kirchlichen Wiederaufbaus 
gewählt, für die dann im Laufe des Jahres unter Einsatz des vom Zentralbüro 
in Verbindung mit dem Hauptbüro Sachsen und der Gesamtkirchengemeinde 
Dresden hergestellten Werbematerials in allen Landeskirchen durch die ört- 
lichen Hilfswerkstellen gesammelt wurde. Die Sammlung ergab einen Gesamt- 
betrag von etwa 750 000 DM-Ost, was im Blick darauf, daß sich der Gedanke 
einer jährlichen Sammlung für eine Stadt des kirchlichen Wiederaufbaus erst 
durchsetzen mußte, als befriedigend angesehen werden konnte. Der Spenden- 
betrag wurde für den Wiederaufbau von zwei wichtigen Kirchengebäuden in 
Dresden verwendet. 

Für das Kirchenjahr 1954/55 wurde vom Hilfswerkausschuß Frankfurt a. d. 
Oder bestimmt. Ein Betrag von etwa 900 000 DM-Ost zeigte, daß der Gedanke 
einer jährlichen Sammlung für eine Stadt des kirchlichen Wiederaufbaus bereits 
Eingang in viele Gemeinden gefunden hatte. 

Dies erwies sich in noch stärkerem Maße bei der Sammlung für die Stadt des 
kirchlichen Wiederaufbaus im Kirchenjahr 1955/56, wofür Magdeburg ausge- 
wählt wurde. Die Sammlung hierfür ergab rund 1600 000 DM-Ost, so daß das 
Ergebnis von Dresden verdoppelt wurde. 

Für 1956/57 wurde wiederum eine Stadt aus der DDR, und zwar Rostock, 
gewählt in dem wohl richtigen Gedanken, daß eine Sammlung für eine Stadt 
im Bundesgebiet weniger Anklang finden würde. Demgegenüber ist die För- 
derung des kirchlichen Wiederaufbaus in Rostock von besonderer Wichtigkeit, 
da Rostock als stark wachsende Hafen- und Industriestadt in den letzten Jahren 
seine Einwohnerzahl annähernd verdoppelt hat, so daß die Gemeinden, deren 
Kirchen im Krieg größtenteils zerstört wurden, eine Fülle von Aufgaben vor 
sich haben. - Im Blick auf diese besondere Situation hat deshalb der Diakonische 
Rat die Sammlung für Rostock noch um ein Jahr verlängert, so daß Rostock 
auch im Kirchenjahr 1957/58 die Stadt des kirchlichen Wiederaufbaus ist und 
ein abschließendes Ergebnis über den Ertrag des Opfers noch nicht vorliegt. 

Die bisherigen Ergebnisse der Sammlungen zeigen, daß der Gedanke der 
diakonischen Mitverantwortung unter den Gemeinden eine gute Möglichkeit 
besonderer Verwirklichung gefunden hat. 


c) Sonstige Hilfsmaßnahmen 


Neben zahlreichen Kirchen und Gemeindehäusern wurden auch viele zerstörte 
diakonische Anstalten mit Hilfe der Weltchristenheit wieder aufgebaut und 
eingerichtet; von den damaligen Lebensmittel- und Textilhilfen für sie ganz 
abgesehen. In der DDR entstanden mit durch die gemeinsame Hilfe vieler 
Spenderkirchen als ganz neuer Anstaltskomplex zum Beispiel die Züssower 
Diakonieanstalten bei Greifswald. Sie sind nur ein besonders bemerkens- 
wertes Beispiel dafür, daß die Anstaltsdiakonie der Inneren Mission weithin 
nur durch den Dienst des Hilfswerks ihre Schäden und Nöte überwinden und 
ihre Aufgaben verhältnismäßig rasch wieder erfüllen konnte. 
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Aus dem Wiederaufbau des Zerstörten wurde je und dann schon bald ein 
Neuaufbau, wo'es zur Stärkung des kirchlichen Lebens besonders nötig war. 
Hier ist vor allem auch die noch heute unvermindert große Aufgabe der Er- 
stellung kircheneigener Christenlehrräume in den deutschen Ostkirchen zu 
nennen. Für eine ungestörte kirchliche Unterweisung der Schuljugend in der 
Christenlehre brauchte man mehr und mehr eigene Räume. Seit etwa zehn 
Jahren wird hier, wo immer möglich, mit viel Erfindungsgabe und Arbeitseifer 
improvisiert. In Pfarrscheunen, Pfarrställen und Pfarrhäusern, in Sakristeien 
und unterhalb von Orgelemporen, aus ehemaligen Patronatslogen und selbst 
Friedhofskapellen entstehen nach und nach solche winterfesten Unterrichts- 
räume, die auch der Sammlung der verschiedenen Gemeindekreise dienen können. 
Ständig hat die Okumene über das Hilfswerk, oft mit sehr großen Summen, die 
in viele kleine und kleinste Teile gingen, mitgeholfen. Etwa 65°/o des Unter- 
richts werden heute in kirchlichen Räumen erteilt. Auch für den Rest müssen 
noch Wege gefunden werden, je mehr sich in der Erziehungsfrage das Verhältnis 
von Staat und Kirche zuspitzt. 

Die Christenlehre mußte nach 1945 in den meisten Gebieten der damaligen 
sowjetischen Zone völlig neu entwickelt werden. Dazu brauchte man noch vor 
den Räumen die menschlichen Kräfte. Zuerst wurden provisorisch Menschen der 
verschiedensten Herkunft und beruflichen Vergangenheit, darunter besonders 
viele kirchlich verwurzelte Ostvertriebene, in Kurzlehrgängen ausgebildet. 
Dann wurden etwa 20 Katechetenseminare aufgebaut und eingerichtet, die in 
gründlichen mehrjährigen Kursen Katecheten schulten. Diese Katechetenaus- 
bildung nahm die Okumene die ersten Jahre hindurch auf Grund eines breit 
angelegten Programms des Zentralbüros des Hilfswerks ganz auf ihre Schultern. 
Auch heute noch tut besonders der Lutherische Weltdienst hierfür Beträchtliches. 
Andere Gliedkirchen der Okumene verhelfen den Katecheten zu allerlei Hand- 
reichung in besonderen Notfällen. Die Projektierung, Vermittlung, Verwaltung 
und Abrechnung dieser wie aller anderen ökumenischen Hilfen lag immer beim 
Hilfswerk. 

Außer den Katechetenseminaren galt die Unterstützung mancherlei anderen 
kirchlichen Ausbildungsstätten; in den ersten Nachkriegsjahren in ganz Deutsch- 
land, seit der Währungsreform im allgemeinen nur noch in der Deutschen 
Demokratischen Republik. Dazu gehören kirchliche Hochschulen, Oberseminare, 
Missionsseminare, Predigerschulen und ähnliche Vorbereitungsanstalten für den 
Pastoren- und Predigernachwuchs; aber auch Diakonenanstalten, Diakonissen- 
häuser, Kirchenmusikschulen. Bald ging es und geht es heute noch um Unter- 
richts- und Wohngebäude, bald um Ausbildungszuschüsse für die Studenten 
und Seminaristen oder Familienbeihilfen für ältere unter ihnen, bald um Bücher 
und andere Lehrmittel. Dazu kamen besonders in den ersten Jahren die großen 
Lebensmittelspenden, ohne die alle diese und sonstigen kirchlichen Anstalten 
und Einrichtungen in der damaligen Hungerzeit kaum hätten arbeiten können. 

Ebenso wie für den Nachwuchs an kirchlichen Mitarbeitern wurde für den 
Nachwuchs in den Gemeinden gesorgt. Neben den schon erwähnten allgemeinen 
Kinderspeisungen und Kindererholungsmaßnahmen standen die besonderen 
Hilfen für die evangelische Jugendarbeit, in den späteren Jahren besonders für 
die Junge Gemeinde in den deutschen Ostkirchen. Jugendzentren und Jugend- 
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nester wurden für Rüstzeiten und Heimabende gebraucht und in gemeinsamer 
Planung mit den Jugendpfarrämtern gefördert. Verkehrsmittel für die Jugend- 
leiter - wie übrigens auch für alle anderen kirchlichen Mitarbeiter — wurden 
ebenso mit ökumenischen Mitteln beschafft wie Jugendliteratur. In der Bundes- 
republik beteiligte sich das Hilfswerk, wie schon erwähnt, besonders an der 
Jugendsozialarbeit für die Flüchtlingsjugend. 

Ein weiteres Kapitel des kirchlichen Wiederaufbaus und allgemeinen Ge- 
meindeaufbaus waren auch in der Berichtszeit die Literaturhilfen. Über die 
Anfänge ist bereits früher einiges gesagt!. Zuerst kamen 1946 die großen aus- 
ländischen Bibelspenden. Dann wurde sehr bald auch hier Fremdhilfe durch 
Selbsthilfe vervielfacht und zugleich im Lande Arbeit geschaffen. Es wurden 
nicht mehr Bücher erbeten und geschickt, sondern Papier für ihre Herstellung, 
längere Zeit hindurch sogar Zellulose zur Papierherstellung. Bis zur Währungs- 
reform war man auch in Westdeutschland vor allem auf jene theologischen 
Bücher angewiesen, die den Vermerk trugen „Hergestellt mit Hilfe einer 
Papierspende der ... Kirche“. - In der DDR werden noch heute etwa 90°/o der 
gesamten Produktion des einzigen lizenzierten evangelisch-kirchlichen Verlages 
(Evangelische Verlagsanstalt Berlin) mit Hilfe von eingeführtem Spendenpapier 
hergestellt. Zum Beispiel war die Einführung des Evangelischen Kirchengesang- 
buches dort nur mit Hilfe von Papierspenden möglich, aus denen rund 1,5 Mil- 
lionen Gesangbücher hergestellt wurden. Aber auch sonst ist hier der Bibeldruck 
und der Druck des überwiegenden Teiles der theologischen und katechetischen 
Fachliteratur, der gemeindlichen Arbeitsliteratur, der christlichen Kalender und 
Verteilschriften, der evangelischen Jugend- und Unterhaltungsbücher nur 
durch diese Papierspenden möglich, für die wir ökumenischen und westdeutschen 
Kirchen zu danken haben. - Dazu kommen die mannigfachen Bücherspenden 
für etwa 350 kirchliche Büchereien und zum Handgebrauch der kirchlichen Mit- 
arbeiter, die ständig in beträchtlichem Umfang ausgegeben werden konnten, den 
kirchlichen Mitarbeitern in der DDR den Anschluß an die theologische For- 
schung in Westdeutschland und der Schweiz vermittelten und so mithalfen, 
das Gefühl der geistigen Isolierung zu überwinden und deren drohende Gefahr 
zu beseitigen. 


d) Studentenhilfe 


Bei der Wiedereröffnung der Universitäten nach Kriegsende waren die wirt- 
schaftlihen Verhältnisse an den Hochschulen katastrophal. Viele Studenten 
hatten durch Militär- und Kriegsdienst jahrelang, oft bis zu acht Jahren, ihr 
Studium unterbrechen müssen oder waren durch Vertreibung aus der alten 
Heimat völlig mittellos; wieder andere waren gezwungen, sich eine neue Exi- 
stenz zu schaffen. Die meisten konnten von zu Hause keinerlei finanzielle Hilfe 
erhalten; dazu kam, daß viele Studenten bereits im vorgeschrittenen Alter und 
verheiratet waren. 

Das Hilfswerk mußte es daher als eine seiner wichtigsten Aufgaben ansehen, 
eine Studentenhilfe aufzubauen. So wurden in den ersten Jahren nach dem 


1. Kirchliches Jahrbuch 1945-1948, S. 411 f. 
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Kriege an fast allen Universitäten Studentenspeisungen durchgeführt und viele 
Studenten mit den notwendigsten Kleidungs- und Wäschestücken ausgestattet. 
Viele Bruderkirchen stellten größere Fonds zur Verfügung, so daß nach der 
Währungsreform durch das Zentralbüro des Hilfswerks in Stuttgart und Berlin 
eine großzügige Unterstützung von Tausenden von Studenten durch Stipendien 
und Darlehen vorgenommen werden konnte. Wie eine im Rückblick noch 
einmal sehr nachdenklich stimmende Zusammenstellung der vom Zentralbüro 
im Jahre 1949 unterstützten Studenten zeigte, waren damals darunter: 


Flüchtlinge etwa 47°/o 30 Jahre und älter etwa 24% 
Ostzonenstudenten „ 35% Verheiratete 

Kriegsversehrte ar a (drei und mehr Kinder) „ 36°%/« 
Kriegswaisen „2400 Theologiestudenten ».. 48%0 
25 bis 30 Jahre alt „47% Pfarrerkinder on 


In den folgenden Jahren entstanden dann durch die inzwischen angelaufenen 
Unterstützungen der öffentlichen Hand für Flüchtlingsstudenten, Heimkehrer, 
Kriegsversehrte, Kriegswaisen usw. gesetzliche Hilfsmöglichkeiten in West- 
deutschland. Dagegen ergaben sich durch die Entwicklung in der DDR mancher- 
lei Schwierigkeiten. So betrug der Anteil der Ostzonenstudenten an der Ge- 
samtunterstützung des Hilfswerks 1949: 34/0; 1950: 68/0, 1951: 800; 1952: 
84/0; 1953: 90%. An dieser Zahl hat sich bis 1957 nichts geändert. Zusammen- 
fassend wurden vom Herbst 1949 bis einschließlich Soemmer-Semester 1957 vom 
Zentralbüro des Hilfswerks in Stuttgart und in Berlin in jedem Semester durch- 
schnittlich 1000 Studenten unterstützt, das heißt, in den acht Jahren wurden 
insgesamt in 17300 Fällen an Studierende Stipendien und Darlehen gegeben, 
und zwar mit einem Gesamtbetrag von 2188320 DM. 

Soweit die Studenten in den beiden letzten Semestern standen, erhielten sie 
Darlehen, welche innerhalb von zehn Jahren zurückgezahlt werden sollten. Ihr 
Anteil aus dem gesamten Unterstützungsbetrag belief sich auf etwa 22°/o. Von 
den unterstützten Studenten waren 12200 — 72°/o Ostzonenstudenten und 
7898 — 46° Theologiestudenten. Zusätzlich wurden von den Hauptbüros des 
Hilfswerks in der Bundesrepublik aus ihren Mitteln 1545 Studenten mit einem 
Gesamtbetrag von 273665 DM unterstützt. 


5. Die VERBINDUNGEN MIT DER ÜKUMENE 


Die deutsche Christenheit ist nach 1945 vielfältig und schnell wieder in die 
ökumenischen Beziehungen hineingenommen worden. Es wird kaum jemand in 
der Lage sein, diese Tatsache umfassend in ihren Einzelheiten zu würdigen. 
Wer in unseren Kirchen und Gemeinden die Bedeutung dieses Geschehens für 
die innere Stärkung unseres Glaubens und unserer Zuversicht, auf dem uns ver- 
ordneten Wege in Deutschland getrost und gehorsam voranzuschreiten, zu be- 
schreiben versuchen wollte, der würde an dieser Aufgabe bestimmt scheitern, 
weil die Fülle der uns zuteil gewordenen Segnungen Jesu Christi nicht zu fassen 
möglich ist. 
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Zweifellos am meisten hat das Hilfswerk für unsere Kirchen von dieser Fülle 
empfangen. Aber auch nur bis zu einem gewissen Grade kann es davon spre- 
chen, obwohl — wie schon aus den bisherigen Kapiteln dieses Berichts deutlich 
wurde - auf dem Feld brüderlicher Hilfe, in der die geistliche Gemeinschaft \ 
sichtbar wurde, sehr viel von realen, nüchternen Dingen die Rede sein kann und 
sein muß, weil es sich nun einmal um Wolldecken, Fettbüchsen und Kleider- 
ballen, um Holzhäuser, Medikamente und Geldbeträge handelt. 

Versuchen wir, das Wichtigste und Bedeutsamste aus der beglückenden Ge- 
meinschaft und Zusammenarbeit der zurückliegenden Jahre in einigen wenigen 
Abschnitten festzuhalten. 


a) Beziehungen zum Weltrat der Kirchen 


1948 bei der Vollversammlung des Okumenischen Rates in Amsterdam wurde 
aus der bisherigen Wiederaufbau-Abteilung (Reconstruction Department) die 
„Abteilung für Zwischenkirchliche Hilfe und Flüchtlingsdienst“ (Division for 
Inter-Church Aid and Service to Refugees) gebildet. Der Direktor wurde - nach 
Dr. Cockburn — wieder ein Schotte, Dr. Robert C. Mackie. Der Abteilung steht 
das sogenannte Administrative Committee zur Seite, zunächst aus fünf, dann 
aus neun und — seit Evanston 1954 — aus elf Mitgliedern bestehend, das sie in 
allen Fragen der praktischen Arbeit berät und die Verantwortung in Finanz-, 
Personal- und Planungsangelegenheiten mit ihr gemeinsam trägt. Dem Komitee 
gehörten bis 1954 unter dem Vorsitz des Schweizers Dr. Alfons Koechlin fünf 
Vertreter europäischer Mitgliedskirchen an. Als in Evanston das Mandat der 
Abteilung offiziell auf die zwischenkirchliche Hilfe in Asien, Afrika und Latein- 
amerika ausgedehnt wurde, erhöhte sich die Zahl der Mitglieder auf elf, 
von denen wenigstens zwei die Jungen Kirchen Asiens und Afrikas vertreten 
sollten. In den Mitarbeiterstab wurde ein Sekretär für Asien und Afrika be- 
rufen. Dr. Mackie kehrte in den Dienst der Kirche von Schottland zurück, über- 
nahm aber den Posten als Vorsitzender des Administrative Committee, nachdem 
Dr. Koechlin sich wegen seines hohen Alters von allen ökumenischen Ehren- 
ämtern zurückgezogen hatte. Direktor der Abteilung für Zwischenkirchliche 
Hilfe und Flüchtlingsdienst wurde der Engländer Dr. Leslie E. Cooke. 

Dem Administrative Committee gehörte von 1950-1954 der Leiter des Zen- 
tralbüros, Dr. Herbert Krimm, als Vertreter der Evangelischen Kirche in 
Deutschland an. Es tritt viermal im Jahr zusammen, um mit den Mitarbeitern 
der Abteilung die ihr gestellten Aufgaben zu beraten und den Rahmen der 
Tätigkeit festzulegen. Bei den Sitzungen wird in freundschaftlicher Offenheit 
gesprochen und gearbeitet, und es ist für das Hilfswerk und seine „Auslands- 
abteilung“ in allen diesen Jahren von großem Wert gewesen, hier nicht nur 
gehört zu werden, sondern immer — auch als es zu den „empfangenden Kirchen“ 
gehörte — sich als Partner und Bruder fühlen zu können. Aus der Mitarbeit 
Dr. Krimms in diesem Genfer Kreis sind die ersten Bemühungen des Hilfswerks 
entstanden, die Evangelische Kirche Deutschlands zur „gebenden Kirche“ zu 
machen — zu einer Zeit, als sie wegen der eigenen riesigen kirchlichen und sozia- 
len Nöte gleichzeitig noch vielerlei Hilfe aus der Okumene empfing. Im Juni 
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jeden Jahres beruft der Weltrat eine Konsultation für Zwischenkirchliche Hilfe 
ein, auf der Vertreter vieler Mitgliedskirchen eine Woche lang über die Pläne 
für das kommende Arbeitsjahr beraten. Es nahmen immer einige Vertreter der 
gliedkirchlichen Hilfswerke und ein Mitarbeiter des Zentralbüros an dieser 
Konsultation teil, um unsere konkreten Nöte vorzutragen und in den letzten 
Jahren auch schon über die Beiträge der Evangelischen Kirche in Deutschland 
für die Hilfsprogramme in der Okumene mitzuberaten. Hier wurde das Hilfs- 
werk unmittelbar mit den Sorgen und Nöten anderer europäischer Kirchen und 
der Jungen Kirchen konfrontiert, und hier war besonders die Gelegenheit, die 
deutsche Situation im Licht der weltweiten ökumenischen Hilfe zu sehen, in der 
Geben und Empfangen keine Gegensätze sind, sondern in der mit dem Geben 
urn auch Empfangen und mit dem Annehmen immer auch etwas gegeben 
wird. 

Seit 1955 ist Bischof Herntrich das deutsche Mitglied im Administrative 
Committee der Abteilung für Zwischenkirchliche Hilfe. In diesem Komitee 
wird besonders stark für den Zusammenschluß mit dem Internationalen Mis- 
sionsrat gearbeitet. Eine Lösung muß im Licht der Entwicklung bei den Jungen 
Kirchen gefunden werden. Sie bedingt Entsagung und Verständnis auf beiden 
Seiten. Ökumenische Diakonie ist weder ein Reservat der Äußeren Mission noch 
das alleinige Vorrecht des Ökumenischen Rates?. 

Wir wissen in Deutschland genau, wieviel die Kirchen in aller Welt den Mis- 
sionsgesellschaften und -werken als Pionieren einer ökumenischen Diakonie ver- 
danken. Diese aber mögen keine prinzipiellen Bedenken gegen das mancherlei 
Neue und möglicherweise manchmal allzu Spontane haben, das sich aus den noch 
jungen Erfahrungen mit einer echten zwischenkirchlichen Hilfe ergibt und bei 
der es keine alten und jungen, keine gebenden und empfangenden Glieder gibt, 
sondern bei der es allein um die brüderliche, hilfreiche Stärkung des einen Leibes 
Jesu Christi auf Erden in seinen vielen verschiedenen Gliedern geht. 


b) Verselbständigung des Lutherischen Weltdienstes (LWD) 


Auf der Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes im August 1952 in 
Hannover wurde beschlossen, eine eigene Abteilung Lutherischer Weltdienst zu 
errichten. Diese Abteilung hat die Aufgabe, alle vom Weltbund vermittelten 
und bisher über das Hilfswerk durchgeführten diakonischen Hilfsmaßnahmen 
zusammenzufassen, zu erweitern und zu vertiefen, vor allem auf dem Gebiet 
der zwischenkirchlichen Hilfe und des Flüchtlingsdienstes. 

Auf Grund dieses Beschlusses schuf das Deutsche Nationalkomitee des Luthe- 
rischen Weltbundes für seine in ihm zusammengeschlossenen zwölf Gliedkirchen 
(Bayern, Braunschweig, Hamburg, Hannover, Lübeck, Mecklenburg, Pommern, 
Sachsen, Schaumburg-Lippe, Schleswig-Holstein, Thüringen und Württemberg) 
im Dezember 1952 eine „Ordnung des Lutherischen Weltdienstes — Deutscher 
Hauptausschuß“. Am 1. Mai 1953 nahm dieser Deutsche Hauptausschuß, dem 


2. Vgl. hierzu den Aufsatz des Verfassers über „Äußere Mission und ökumenische Diakonie“ 
im Jahrbuch des Deutschen Evangelischen Missionsrates, Hamburg 1958. 
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als Vorsitzender Superintendent Joh. Schulze aus Hannover, als stellvertreten- _ 
der Vorsitzender Oberkirchenrat Keller aus Stuttgart sowie weiterhin Landes- 
bischof D. Mitzenheim aus Eisenach, Landesbischof Professor D. Dr. Herntrich 
aus Hamburg, Oberlandeskirchenrat Knospe aus Dresden und Frau Dr. No- 
pitsch aus Nürnberg-Stein angehören, seine Arbeit auf. Als Deutscher Beauf- 
tragter wurde Dekan (jetzt Kirchenrat) Karl Nagengast aus Cham (Bayr. Wald) 
berufen. Die Geschäftsstelle des Deutschen Beauftragten ist in Stuttgart (Staff- 
lenbergstraße 66). 

In diesen ersten Jahren hat sich der Deutsche Hauptausschuß im Rahmen der 
Pläne der Genfer Zentrale besonders der europäischen lutherischen Minoritäts- 
kirchen angenommen und sich darüber hinaus an den Hilfsaktionen für die 
Flüchtlinge besonders in Syrien, Jordanien und in Hongkong beteiligt. 

Das Zentralbüro des Hilfswerks übergab dem Deutschen Hauptausschuß des 
LWD seinen aus Mitteln des Lutherischen Weltbundes geschaffenen, dem kirch- 
lichen Wiederaufbau dienenden Darlehensfonds, den es jedoch auch weiterhin 
verwaltet. 

Für Berlin und die Kirchen der DDR verblieb vollends - im Rahmen der 
Beschlüsse des Hauptausschusses — die Planung und Durchführung der um- 
fangreichen Hilfsmaßnahmen seitens der großen Gemeinschaft der lutherischen 
Kirchen bei der Berliner Stelle des Zentralbüros des Hilfswerks, so daß hier 
besonders die langjährige vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den luthe- 
rischen Kirchen und dem Hilfswerk eine sichtbare Fortsetzung fand. 


c) Ökumenische Hilfe für die Kirchen in der DDR 


Die Jahre 1949 bis 1955 sind in ganz besonderer Weise die Zeitspanne, in 
welcher die Hilfe der Okumene für die deutschen Ostkirchen ein starkes, tröst- 
liches Licht war. Die Nöte in ihnen waren noch elementarer, die politischen und 
weltanschaulichen Gegensätze waren noch nicht in der heutigen grellen Schärfe 
entbrannt, und die hilfreiche Kraft der westdeutschen Kirchen und Patengemein- 
den begann sich erst langsam zu entfalten. Jahr für Jahr war es eine hohe 
siebenstellige Zahl, die das Zentralbüro in Berlin auf Grund sorgfältiger Pro- 
gramme anvertraut erhielt. 

Alle jene Aufgaben und Hilfsmaßnahmen für die Kirchen der DDR, von 
denen in den beiden vorhergehenden Kapiteln unter den fürsorgerischen Maß- 
nahmen oder denen des kirchlichen Wiederaufbaus die Rede war, sind mit Hilfe 
unserer Freunde aus den Bruderkirchen in Gang gesetzt worden. Ihr Kommen 
nach Berlin oder in das Gebiet der DDR war jeweils für viele eine Freude 
ohnegleichen und ein Unterpfand dafür, in ihrer nicht leichten Lage nicht ver- 
gessen zu sein. So sollen einige Namen dankbar genannt sein: Bischof Cullberg, 
Harry Johansson und Gräfin Hamilton aus Schweden waren solche Freudenboten. 
Bengt Hoffman, der aus Genf oft und gern kam, und der unermüdliche Heinrich 
Hellstern aus Zürich verkörperten die brüderliche Hilfsbereitschaft des „Welt- 
rats der Kirchen“ und des Hilfswerks der Evangelischen Kirchen der Schweiz. 
Mit John Scherzer und Martin Dietrich, den Ehepaaren Bodensieck und Solberg 
war die unverbrüchliche hilfreiche Gemeinschaft der Iutherischen Kirchen jenseits 
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des Ozeans sichtbare, stärkende Gegenwart. Konrad Bonnevie-Svendsen und 
Henrik Hauge aus Norwegen strahlten in besonderer Weise den Geist der Ver- 
söhnung mit ihren deutschen Brüdern aus, sahen, hörten und fragten, wo zu 
lindern, zu helfen und neue Gemeinschaft zu stiften möglich und nötig sei. Und 
unvergessen seien auch Reginald Helfferich und Carl Schneider, Charles Leber, 
Charles Arbuthnot und Charles West von den mehr reformierten Kirchen drü- 
ben, die nicht nur für die Kirchliche Hochschule in Berlin, sondern für die ganze 
Kirche jenseits der Zonengrenze ein brennendes Herz hatten. Genug der Namen, 
deren noch viele zu nennen wären! Nicht nur in den Akten der Berliner Stelle 
des Hilfswerks, nicht nur auf großen Karten der Kirchen in der DDR, die mit 
Fähnchen als Zeichen der Taten der Liebe ihrer Kirchen besteckt sind, sondern 
in den Herzen vieler lebt die Dankbarkeit für das, was sie unter uns gewesen 
sind und bezeugt haben. 

Sie alle erkannten klar, daß die Stärkung der angefochtenen Kirche, die im 
kommunistischen Machtbereich das Zeugnis von der Herrschaft Jesu Christi 
auszurichten hatte, eine entscheidende Aufgabe der Weltchristenheit sei. Politi- 
sche oder gar konfessionelle Antriebe und Interessen bei ihren Hilfsbemühungen 
waren ihnen fern. Der Lösung der ostdeutschen Christenheit aus alten Bindun- 
gen und Vorstellungen der staatskirchlichen Zeit zu einer freien Begegnung mit 
den Aufgaben der Gegenwart galt ihre innerste Anteilnahme und auc ihr 
Helfen3. Deshalb ging es ihnen nicht in erster Linie um die Flüchtlinge aus der 
Zone, die nach Berlin kamen; so bereitwillig sie uns für die Aufgaben an ihnen 
junge Kräfte aus ihren Kirchen als brüderliche Mitarbeiter und namhafte Hilfen 
sandten. Um das Verbot der Verbringung von Liebesgaben zu den Gemeinden 
seit Ende 1950 trauerten sie mit uns; um so mehr verstärkten sie ıhre Hilfe für 
den Aufbau des kirchlichen Lebens selber. 

Das Gedächtnis ihrer Namen und ihrer Kirchen, als deren Boten sie kamen, 
wird lange unter uns bewahrt bleiben. 


d) Casa Locarno 


Die Casa ist für mehr als tausend deutsche kirchliche Mitarbeiter - leider sehr viel 
mehr aus dem Westen als aus dem Osten — der Inbegriff sonnendurchleuchteter 
Ferientage und beglückender ökumenischer Gemeinschaft geworden. 

Gleich nach dem Ende des zweiten Weltkrieges wurde das „Erholungsheim 
des Weltrates der Kirchen“ eröffnet. Hoch über dem Nordufer des Lago Mag- 
giore — und unter Palmen — gelegen, wurde es gemeinsam mit dem Hilfswerk 
der Evangelischen Kirchen der Schweiz erworben und dient seither vielen über- 
müdeten, abgearbeiteten und genesenden Männern und Frauen im Dienst der 
Kirchen Europas zur Erholung, Entspannung und Stärkung. Dies ist das Ge- 
heimnis des Hauses und seiner Hüterin Grete Lehmann, die wohl wie keine 
Frau in Europa die kirchlichen, sozialen und menschlichen Nöte kennt, die an 
die Diener des Evangeliums in unserem zerrissenen Erdteil heranbranden. 


3. Vgl. dazu Jacob-Berg: Die Evangelische Kirche jenseits der Zonengrenze. Lettner-Verlag, 
Berlin 1957. 
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„Wir können Ihnen zu unserer Freude die Einladung für vier Wochen in die 
Casa Locarno übersenden“ - mehr als 60 solcher Briefe etwa gehen alljährlich 
an deutsche Kreisdekane, Gemeindehelferinnen, Auslandspfarrer, Religions- 
lehrerinnen, Diakonissen und Diasporapfarrer hinaus, die von ihren Landes- 
kirchenleitungen vorgeschlagen werden - und das bedeutet jedes Jahr 1800 Tage 
Tessin, Ruhe, Gepflegtwerden, Bilder aus anderen Welten — und sicherlich 
1200 Tage Sonne. Wieviel innere Probleme und theologische Mißverständnisse 
hier schon gelöst, wieviel übermüdete Köpfe und seelische Ängste hier schon 
zur Ruhe gekommen sind, wieviel neuer Mut, frische Initiative und neue Im- 
pulse hier für den Dienst an der Kirche und ihren Gliedern zum Leben erwacht 
sind, das weist keine Statistik und keine Briefsammlung aus - und ganz gewiß 
kein Aktenstück. 

Von allen Zweigen der vielfältigen zwischenkirchlichen Hilfe ist das Dasein 
dieses Hauses wohl einer der mit Früchten am reichsten beladenen. Wer einmal 
Gast in der Casa war, der weiß, was Okumene ist oder daheim noch werden 
kann. Er weiß um den Reichtum der anderen aus den anderen Ländern und 
Kirchen und um den Segen eines ungestörten, offenen Gesprächs. Der kann sich — 
auch wenn später im harten und feindlichen Alltag der Druck fast unerträglich 
wird — nicht ganz verlassen oder ausgestoßen fühlen, weil er in Ohr und Herz 
die Lasten anderer Brüder und Schwestern hat, denen er dort begegnen durfte. 
Casa Locarno - kleines leuchtendes Spiegelbild der großen Okumene. 4 

Neben ihr sei aber auch der lebensrettenden Hilfe gedacht, die das Health 
Committee in Genf den schwer erkrankten kirchlichen Mitarbeitern bietet — Tbc- 
Kuren in Davos, Leysin oder Montana — die manchem schon Verzagten, auch 
aus Deutschland, die Arbeitsfähigkeit oder die volle Gesundheit wiedergab. 
Mit welcher Sorgfalt und Liebe die mancherlei Wünsche, Bedürfnisse und Nöte 
jedes einzelnen Kranken studiert und behandelt werden, ist untrennbar ver- 
knüpft mit den Namen der beiden Schweizer Freunde, die das Komitee geleitet 
haben oder noch leiten: Pastor Dominique Micheli und Lois Meyhoffer. 


e) Studenten-Austausch 


Neben der Studentenhilfe in Deutschland wurde seit 1947 über den Weltrat 
der Kirchen in Genf ein Austausch von deutschen Studenten nach verschiedenen 
Ländern begonnen. Vor allem jungen deutschen Theologen wurde die Möglich- 
keit eines einjährigen Auslandsstudiums geboten. Es handelt sich um eine der 
kostbarsten und kirchlich bedeutsamsten Gaben, die unsere Kirche empfing. 

So wurde durch Vermittlung des Zentralbüros des Hilfswerks von Herbst 
1947 bis Herbst 1957 540 sorgfältig ausgewählten deutschen Studenten ein ein- 
jähriges Studium in folgenden Ländern ermöglicht: Canada (6), Finnland (1), 
Frankreich (30), Griechenland (8), Großbritannien (114), Holland (5), Italien (3), 
Norwegen (1), Schweden (30), Schweiz (143), USA (199). Diese Freiplätze wur- 
den durch die Kirchen des Auslandes, theologische Colleges, Universitäten und 
zum Teil auch durch den Weltrat der Kirchen finanziert. 

Auf Anregung des Zentralbüros des Hilfswerks wurde ab Herbst 1950, eben- 
falls in Verbindung mit dem Weltrat der Kirchen, auf Grund der Bereitschaft 
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westdeutscher Landeskirchen umgekehrt ein Studentenaustausch ausländischer 
Theologen nach Deutschland begonnen. Durch unsere Auslandsstipendiaten war 
ein reges Interesse in verschiedenen Ländern an einem Studium in Deutschland 
entstanden. Die Lebensverhältnisse in unserem Land erlaubten es auch, Ein- 
ladungen auszusprechen. So kamen die jungen Brüder zu unserer Freude, und 
es konnten von Herbst 1950 bis Herbst 1957 141 ausländische Theologiestuden- 
ten ein Jahr an einer Universität oder Kirchlichen Hochschule in Deutschland 
studieren. Sie kamen aus folgenden Ländern: Afrika (1), Australien (2), Bra- 
silien (1), Canada (5), Dänemark (3), Finnland (4), Formosa (1), Frankreich (5), 
Griechenland (11), Großbritannien (21), Holland (4), Italien (4), Island (2), 
Japan (4), Jugoslawien (5), Korea (2), Neuseeland (1), Norwegen (6), Öster- 
reich (15), Schweden (4), Schweiz (6), Ungarn (1), USA (33). Die Kosten für 
diesen einjährigen Studienaufenthalt wurden im wesentlichen von den Landes- 
kirchen getragen sowie durch Zuschüsse des Hilfswerks. 

Außerdem konnten in den Jahren 1952 bis 1954 weitere 74 ausländische Stu- 
denten ein einjähriges kostenfreies Studium in Deutschland mit Hilfe öffentlicher 
Unterstützung erhalten, Von diesen eingeladenen Studenten waren allerdings 
nur 21 Theologen, während die übrigen den verschiedensten Fakultäten an- 
gehörten. 

Die technische Durchführung dieser Studienaufenthalte, die von Jahr zu Jahr 
nach beiden Richtungen hin anwuchsen, erforderte sorgsamste Arbeit von der 
Auswahl der deutschen Bewerber und den Vorbereitungstagungen vor der Aus- 
reise bis zur laufenden Betreuung während der Zeit des Auslandsaufenthaltes; 
ebenso die Unterbringung der aus dem Ausland eingeladenen Studenten an den 
deutschen Universitätsorten und Hochschulen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß dieser Teil der Studentenarbeit 
des Hilfswerks, wie aus Briefen früherer Austauschstudenten zu erkennen ist, 
ein wesentlicher Beitrag für die Stärkung des ökumenischen Bewußtseins und 
Verständnisses der jungen deutschen Pfarrer-Generation bedeutete. 


f) Aktive Ökumenische Diakonie seit 1953/56 


Während noch bis zum heutigen Tag Jahr um Jahr Millionenwerte an Spenden 
aus den Kirchen in aller Welt nach Deutschland kommen, sind seit 1954/55 zu- 
gleich kräftige Anstrengungen gemacht worden, an der Linderung kirchlicher 
und sozialer Nöte außerhalb Deutschlands mitzuarbeiten. 

Als die Niederlande von der großen Überschwemmung heimgesucht wurden, 
als Erdbeben in Griechenland Hunderte von Dörfern und Kirchen vernichteten, 
öffneten sich die Augen und erwachten die Herzen für die Nöte jenseits der 
Grenzen, die Nöte der Männer und Frauen und Kinder, deren man hinter der 
eigenen Elendsmauer, der eigenen Flüchtlings- und Wohnungsnot nur noch ver- 
schwommen gewahr gewesen war. So ging im Jahr 1955 eine bescheidene Spende 
nach Griechenland, von der eine der erdbebengeschädigten Kirchen - in 
Sofades — wiederaufgebaut werden konnte. Tausende von Kisten und Paketen 
mit Kleidern, neuen und getragenen, gingen über die Grenze zu unseren nieder- 
ländischen Nachbarn, die wenige Jahre zuvor Tausenden von deutschen Flücht- 
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lingskindern ein Ferienparadies in ihrem Lande bereitet hatten. Die deutschen 
Kirchen schickten Geld. Es wurde benutzt, ein evangelisches Jugendzentrum 
mitten zwischen den neuen Häusern des während des Krieges fast ganz zerstör- 
ten Rotterdam errichten zu helfen. 

Im Herbst 1955 erlitten die christlich-orthodoxen Gemeinden in Istanbul 
schwere Verluste an Hab und Gut. Die protestantischen Kirchen der Welt wur- 
den um Hilfe angerufen — die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre 
Hilfswerke spendeten binnen weniger Monate 28000 DM. 

Nun wurden Bitten aller Art über den Weltrat der Kirchen an die deutsche 
Mitgliedskirche gerichtet. Ein Transport ostfriesischer Schafe verließ im Früh- 
jahr 1956 die heimatlichen Weiden und kam nach sechstägiger Bahnreise in 
Nordgriechenland an. „Wir haben nicht gewußt, daß es so große Schafe gibt“, 
schrieben die griechischen Empfänger, „und sie fühlen sich bei uns sehr wohl, 
auch die 35 Lämmer, die unterwegs geboren wurden.“ — „Ich habe nicht gewußt, 
daß es irgendwo solche Armut gibt“, sagte der aus Schlesien vertriebene Bauer, 
der den Transport begleitet hatte, „und ich habe auf unserer Flucht doch soviel 
Elend gesehen.“ 

„Bitte schickt uns Wolldecken für die Flüchtlingslager in Syrien“, schrieben 
die Freunde vom Lutherischen Weltbund aus Damaskus; und 1000 Decken gin- 
gen dorthin. 

Dann kam Pastor Ludwig Stumpf aus Hongkong und erzählte — mitten unter 
deutschen Flüchtlingen und Vertriebenen in zehn deutschen Städten — von seinen 
Flüchtlingen, den Hunderttausenden, die auf Dächern, in Treppenhäusern und 
auf den steinigen Hängen der „Perle des Orients“ Zuflucht suchen. Die deutsche 
Christenheit spendete, die Berliner Flüchtlinge opferten von ihren spärlichen 
Pfennigen, und sechs Monate später waren 100000 DM nach Hongkong gegan- 
gen, die vielen Flüchtlingen durch „Hilfe zur Selbsthilfe“ den Beginn einer 
neuen Existenz ermöglichten. 

1956 schon wurde der Abteilung für Zwischenkirchliche Hilfe und Flücht- 
lingsdienst des Weltrats der Kirchen in Genf ein fünfstelliger Betrag zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben zur Verfügung gestellt, der seitdem regelmäßig 
gegeben wird. 

Und dann kam Ungarn. Hier ist nicht der Raum, um Einzelheiten zu berich- 
ten, wie und wo die Hilfe eingesetzt wurde. Die ganze Welt war ja zur Stelle, 
um zu helfen; es darf aber festgehalten werden, daß das Hilfswerk der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland unter den allerersten bereitstand, um anzupacken. 
Im Juni 1957 konnte Rechenschaft über Spenden im Wert von 1700000 DM 
gegeben werden, die teilweise in Ungarn und zum anderen Teil in der unga- 
rischen Flüchtlingshilfe der Evangelischen Kirche in Österreich verwendet 
wurden. 

In jenem Frühjahr 1957 trat das Zentralbüro zum ersten Mal mit einem 
„Jahresprogramm für die Hilfe in der Okumene“ an die Hilfswerke der Glied- 
kirchen heran und bat um 250000 DM zur Linderung von kirchlichen und 
sozialen Notständen in Frankreich, Spanien, Italien, Griechenland und Ungarn, 
in Nahost und in Hongkong. 

Der regenreiche Sommer hatte — neben vielen Unwetterkatastrophen in 
Asien - in den französischen Seealpen einen Bergrutsch verursacht, der einige 
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Waldensergemeinden um Haus und Hof, Vieh und Acker brachte. Im August 
machte sich der Tübinger Studentenpfarrer mit zehn Studenten auf, um im 
Hochtal von Queyras zusammen mit jungen Christen aus ganz Europa die 
Häuser aus dem Schlamm zu graben und Geröll von den Feldern zu räumen. 

Ungarnflüchtlinge — auch in jugoslawischen Flüchtlingslagern zu untätigem 
Warten auf eine Lösung verurteilt — erhielten neben Lebensmitteln und Kleider- 
spenden 50 komplette Friseurausstattungen, um sich und ihren Schicksalsge- 
nossen damit zu helfen. 

Vom Nahen Osten zurückkehrende Freunde seufzten: „Das Flüchtlingselend 
im Deutschland der Nachkriegsjahre war schlimm, aber die Lager im Vorderen 
Orient sind schlimmer.“ 

Am 15. April 1958 konnte die Okumenische Abteilung der inzwischen 
fusionierten Hauptgeschäftsstelle von Innerer Mission und Hilfswerk den 
Gliedkirchen mitteilen, daß im vergangenen Geschäftsjahr zum ersten Mal die 
Millionengrenze für Spenden für die Ökumenische Diakonie überschritten 
wurde. Die deutschen Spenden helfen Christen und Nichtchristen in Not: in 
Europa, im Nahen und Fernen Osten. 

Im kommenden Jahr bitten wir gemeinsam mit dem Lutherischen Weltdienst, 
Deutscher Hauptausschuß, um ein neues Opfer aus den Gemeinden und Kirchen. 
An vielen Stellen wird eine Jahreskollekte diesmal besonders und ausdrücklich 
für „Okumenische Diakonie“ bestimmt; wir vertrauen auf die Opferbereitschaft 
der evangelischen Christenheit in Deutschland, in deren Herzen nach all den 
Erfahrungen vielfältiger Hilfe aus den Bruderkirchen der Welt das Bewußtsein, 
in ihrer Dankesschuld zu stehen, sicherlich tief und lebendig ist. 


6. PUBLIZISTISCHE UND THEOLOGISCH-DIAKONISCHE ARBEIT 


Allgemeine Notsorge und Sozialanwaltschaft wie Hilfe zu kirchlichem Wieder- 
aufbau und Gemeindebildung waren im Hilfswerk ständig begleitet von publi- 
zistischer und diakoniewissenschaftlicher Arbeit. Sie sollte unmittelbar den 
Hilfswerkaufgaben wie darüber hinaus der Förderung und Vertiefung der 
diakonischen Funktion im Leben der evangelischen Kirche und ihrer Gemeinden 
dienen. 

a) Das erste waren Berichte aus der Arbeit, die im Inland und Ausland in- 
formieren und zu weiterem Ausbau anregen wollten, dabei aber auch immer wie- 
der auf die Grundlagen des Werkes eingingen. Wer genauer wissen will, was das 
Hilfswerk von 1945 bis 1957 war und tat und wie es sich selber verstand, findet 
gründliche Auskunft in der Reihe seiner von 1946 bis 1956/57 lückenlos vor- 
liegenden Jahresberichte und in den Jahrgängen der erstmals im April 1947 
erschienenen monatlichen „Mitteilungen aus dem Hilfswerk“ (ab 1955 zusammen 
mit dem Centralausschuß für die Innere Mission unter dem Titel „Das Diako- 
nische Werk“ herausgegeben). Vom Größten bis zum Kleinsten spiegeln sich 
hier alle Gebiete, alle Probleme, alle Geschicke der weitverzweigten Arbeit 
wider und besonders in den ersten Jahren zugleich ein gutes Stück deutscher 
Kirchen- und Sozialgeschichte. Die Einleitungsartikel der beiden ersten Jahres- 
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berichte „Kirche in Aktion“ und „Die soziale Verantwortung der Kirche“ geben 
das Motiv an, das in allen folgenden Veröffentlichungen aus dem Hilfswerk 
näher ausgeführt ‘wird: eine sozial verantwortliche Kirche, die — als amtlich 
verfaßte Kirche unter der Verantwortung ihrer Leitung — in größter Notzeit 
ihres Volkes in besonderer Weise selbst helfend tätig wird. Viele Statistiken, 
- Schaubilder und später auch Illustrationen veranschaulichen das über Nothilfe 
und kirchlichen Wiederaufbau Mitgeteilte. Je ein Dreijahresbericht (Herbst 1945 
bis 1948), ein Fünfjahresbericht (1945 bis 1950) und ein Zehnjahresbericht 
(1945 bis 1955) geben ausführliche Querschnitte und Gesamtüberblicke. Vor 
allem der Fünf- und der Zehnjahresbericht, aber auch einige der späteren 
Jahresberichte bringen aufschlußreiche Grundsatzartikel leitender Männer 
des Werkes und ökumenischer Freunde. Das Ganze bildet für den rückschau- 
enden Beobachter eine reichhaltige Dokumentation. Die Jahresberichte schließen 
im Bericht 1956/57 mit den grundlegenden Referaten auf der Berliner „diako- 
nischen“ Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland, die im März 1957 
den Zusammenschluß von Innerer Mission und Hilfswerk beschloß. Die bunte 
Fülle der Einzelbeiträge des monatlichen Mitteilungsblattes aus dem Zentral- 
büro ergänzt, vertieft und erläutert das Bild der Jahresberichte bis in die 
kleinsten Verästelungen der Arbeit. - Unter den vielen landeskirchlichen Hilfs- 
werk-Veröffentlichungen sei besonders das seit 1948 erscheinende, immer aktu- 
elle, vielseitige und fesselnd geschriebene Nachrichtenblatt aus dem Rheinland 
genannt. Beim Durchblättern seiner Jahrgänge wird einem die Hilfswerkarbeit 
einer einzelnen Landeskirche besonders lebendig. 

b) Einen besonderen Rang in der publizistischen Arbeit nahm die Schaffung 
des großen abendfüllenden Films „Es war ein Mensch“ ein, für dessen Her- 
stellung es gelang, den Schöpfer des Michelangelo-Films, Curt Oertel, Wiesba- 
den, zu gewinnen. Zahllose Gemeinden haben vom Jahre 1950 an durch diesen 
Streifen, dem das Gleichnis Jesu vom Barmherzigen Samariter Titel und Leit- 
linie gab, einen anschaulichen und lebendigen Querschnitt durch die Arbeit des 
Hilfswerks vermittelt bekommen. In einzelnen Partien überholt, gibt er noch 
heute ein eindrückliches Bild vom Ringen mit der Not, vor das sich das Hilfs- 
werk im ersten Jahrfünft seines Dienstes gestellt sah. 

Die fast zweijährige Bemühung, hiermit der Öffentlichkeit ein Dokument 
seiner Arbeit vorzulegen, hatte auch insofern große Bedeutung, als es für die 
Evangelische Kirche der Anstoß wurde, eine kircheneigene Film-Gesellschafl 
zu gründen. Der in den nächsten Jahren erfolgte Aufbau der Matthias-Film 
GmbH, mit der ein gemeindlicher Filmdienst verbunden war, ist das Verdienst 
des Mitarbeiters im Zentralbüro des Hilfswerks Dr. J. Stuhlmacher, der für 
seine sowohl initiativreiche wie besonnene Geschäftsführung der Gesellschaft 
Erfahrungen bei der Herausbringung des Hilfswerk-Films sammeln 

onnte. 

c) Außer den Jahresberichten und Monatsblättern suchten vor allem das 
Zentralbüro und seine Mitarbeiter, aber auch einzelne Hauptbüros durch eine 
Reihe von Broschüren und Büchern den Aufgaben des Hilfswerks zu dienen. 
Von den Arbeiten D. Eugen Gerstenmaiers sind einige der wichtigsten in dem 
Sammelband „Eugen Gerstenmaier — Reden und Aufsätze“ (Stuttgart 1956) 
wieder abgedruckt. 
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Der Aufklärung und Aufrüttelung der deutschen und Weltöffentlichkeit soll- 
ten drei im Jahre 1947 deutsch und englisch erschienene gründliche Studien aus 
dem Zentralbüro dienen: 

„Überblick über die Entwicklung des europäischen Flüchtlingsproblems von 
1918 bis 1947“, „Die Lebensverhältnisse in Deutschland 1947“ und „Kirche 
in Aktion“, 

Weiter seien aus jenen ersten Jahren folgende Broschüren und Sammelbände 
genannt, die meist grundsätzliche Vorträge der leitenden Hilfswerkmänner 
enthalten: 

Chr. Berg: Auftrag und Gestalt des Hilfswerks der Evangelischen Kirchen in 
Deutschland. Stuttgart 1947, 80 S. - Gerstenmaier/Krimmi/Berg: Kirche in der 
Öffentlichkeit. Stuttgart 1948, 78 S. - Chr. Berg: Helfende Kirche. Frankfurt 
am Main 1948, 24 S.— H. Chr. v. Hase: Vom Amt des Dienstes in der Kirche 
Christi. Stuttgart 1948, 52 S. - Chr. Berg: Vom Hilfswerk zum Diakonat der 
Kirche 1945 bis 1950. Berlin 1950, 152 S. - P. Collmer: Länder, Menschen und 
Universitäten. Stuttgart 1950, 320 S. - G. Noske: Helfende Kirche, Berlin 
1951,.52x=S. 

Dem Dienst an den Flüchtlingen, von vornherein einer Hauptaufgabe des 
Hilfswerks wie der entsprechenden Abteilung des Okumenischen Rats der 
Kirchen in Genf, dienten außer einer Reihe sozialrechtlich aufklärender Merk- 
blätter unter anderem folgende Veröffentlichungen: 

Herbert Krimm: Das Antlitz der Vertriebenen — Schicksal und Wesen der 
Flüchtlingsgruppen in Selbstdarstellungen. Stuttgart 1949, 269 S. In erster 
Linie als Hilfsbuch für die Seelsorge an den untereinander so verschiedenen und 
in ihrer Art und Geschichte oft zu unbekannten zwölf Millionen Neubürgern 
der vier Besatzungszonen herausgegeben. — Vertriebenenfibel - Ratgeber für 
den Neuaufbau der Existenz. Stuttgart 1953, 120 S. Rechtsaufklärung. - Leit- 
faden für Sowjetzonenflüchtlinge. Stuttgart, 3. Auflage 1958, 199 S. Rechts- 
aufklärung. 

Auf dem Gebiet der Diakoniewissenschaft ist das wichtigste Werk aus dem 
Mitarbeiterkreis des Hilfswerks der von Prof. Dr. Krimm herausgegebene 
Sammelband: Das diakonische Amt der Kirche. Stuttgart 1953, 546 S. 15 Fach- 
leute aus Wissenschaft und Praxis behandeln hier Teilgebiete der Diakonie- 
geschichte und diakonische Grundsatzfragen und geben so eine zeitgemäße 
Fortführung und Ergänzung zu Uhlhorns klassischem Werk über „Die Ge- 
schichte der christlichen Liebestätigkeit“. Die historische Studie von Gerhard 
Noske: Wicherns Plan einer kirchlichen Diakonie, Stuttgart 1952, 119 S., er- 
schien ihres Umfangs wegen gesondert. 

Auf Anregung der Berliner Hilfswerkzentrale entstanden die von Chr. Berg 
und G. Noske im Lettner-Verlag herausgegebenen „Schriften für Diakonie und 
Gemeindebildung“ mit bisher folgenden Titeln: 

G. Noske (Hg.): Heutige Diakonie der evangelischen Kirche. Berlin 1956, 
143 S. Eine einführende Übersicht über Formen und Aufgaben ihrer karitativen 
und sozialen Arbeit. - G. Brennecke (Hg.): Diakonie der Kirche in einer ver- 
änderten Welt. Berlin 1956, 158 S. Referate und Aussprachebeiträge einer Ar- 
beitskonferenz zur Vorbereitung der EKD-Synode 1957. — M. Fischer (Hg.): 
Einer trage des anderen Last. Berlin 1957, 286 S. Ein diakonischer Predigtband 
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mit theologischer Einleitung des Herausgebers. - F. und V. von Hammerstein: 
Verantwortliche Gemeinde in Amerika. Berlin 1957, 168 S. Beobachtungen und 
Erlebnisse eines Austauschpfarrerehepaares 1954 bis 1957. 

d) Die Publizistik des Hilfswerks begann mit der Veröffentlichung einzelner 
oder gesammelter Vorträge seiner leitenden Männer. Die Vortragstätigkeit zur 
Information und Zurüstung von Mitarbeitern und Gemeinden begleitete die 
Arbeit naturgemäß in allen Phasen und in allen sachlichen und lokalen Be- 
reichen. Gelegentlich verdichtete sie sich zu Rästzeiten und Arbeitstagungen. 
Oder sie führte zu mehr oder weniger regelmäßiger Mitarbeit an kirchlichen 
Ausbildungsstätten, um so dem Nachwuchs im kirchlichen Dienst jeder Art Pro- 
bleme und Aufgaben evangelischer Diakonie deutlicher ins Gesichtsfeld zu 
rücken und sein Verantwortungsgefühl in dieser Richtung zu stärken. Höhe- 
punkt dieser Bestrebungen wurde die von der Evangelischen Kirche und ihren 
diakonischen Organen und Werken gemeinsam vorgenommene Gründung des 
Diakoniewissenschafllichen Instituts, das der Theologischen Fakultät der Uni- 
versität Heidelberg eingegliedert wurde und mit dem Sommersemester 1954 
seine Arbeit begann. Zum Direktor dieses Instituts wurde sein Initiator, der 
damalige Leiter des Zentralbüros des Hilfswerks, Prof. Dr. Herbert Krimm, 
bestellt. Seine Bestimmung ist es, „Studenten aller Fakultäten in die soziale 
Problematik der Zeit und die karitative Arbeit der Evangelischen Kirche einzu- 
führen, der kirchlichen Diakonie — das heißt der sozialen Hilfsarbeit und prak- 
tischen Liebestätigkeit - in Forschung und Lehre zu dienen und junge Akade- 
miker, die daran denken, an dieser Arbeit künftig tätigen Anteil zu nehmen, 
mit den erforderlichen Kenntnissen auszustatten“. Die Dozenten kommen aus 
verschiedenen Fakultäten und Fachgebieten, teils aus dem akademischen Lehr- 
amt, teils aus der praktischen Arbeit. Es handelt sich um ein zusätzliches 
Studium neben einem Hauptstudium an einer der Fakultäten. Der viersemestrige 
Lehrplan enthält Vorträge und Übungen aus folgenden Gebieten: Geschichte 
der christlichen Diakonie, soziale Probleme der Gegenwart, öffentliche und 
private Wohlfahrtspflege, Probleme geschlossener und offener Fürsorge, soziale 
Sicherungsprobleme, Sozial- und Fürsorgerecht, Sozialpädagogik, Sozialmedizin, 
Jugendrecht und Jugendhilfe, Grundfragen der Volkswirtschaftslehre, Beispiele 
kirchlicher Sozialarbeit. Die in jedem Semester durch eine größere Studienreise 
ergänzten Vorlesungen und Übungen des Instituts konnten in den bisherigen 
vier Jahren seines Bestehens eine erfreuliche Teilnehmerzahl und innere Be- 
teiligung verzeichnen. 


Dieser Bericht kann nur münden in den tiefen Dank gegen Gott für das, was er 
vielen Männern und Frauen seiner Kirche in Deutschland, die nur zum gering- 
sten Teil Theologen und Pfarrer waren, in schweren Jahren an Elenden und 
Geschlagenen in seinem Namen zu tun erlaubte. Sie selber wollen keinen Dank 
und sollen ihn nicht begehren wollen; bedürfen sie doch vielmehr mannigfach 
der gnädigen Vergebung für Versäumtes und eigenwillig oder ohne ganze Hin- 
gabe Getanes. Daß ihr Dienst gleichwohl vielfältig und oft schon sichtbar 
gesegnet wurde, ist ihnen beglückende und unvergeßliche Erfahrung dieser Jahre. 

Was sie aber, diese große Schar der Dienenden, erhoffen und von Gott erbitten, 
ist dies: daß aus dem Antlitz und Wesen, aus dem Selbstverständnis und dem 
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entsprechenden Handeln der Christenheit in Deutschland, ihrer Kirchen und 
Tausenden von Gemeinden, nicht mehr schwinde, sich vielmehr vertiefe und 
wachse der Geist brüderlicher Gemeinschaft und hilfreicher Handreichung, in 
der nach dem Gesetz Jesu Christi „einer des andern Last trage“, so daß sich in 
ihr eine ständige und lebendige Erneuerung vollzieht. 


(Abgeschlossen am 15. Mai 1958) 
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Kirchliche Statistik 


I. Gliederung, Pfarrstellen und geistliche Kräfte 
der evangelischen Landeskirchen 
(nach dem Stand vom 31. 12. 1957) 


Von Paul Zieger 


In den Tabellen* 1-7 sind die Ergebnisse der jährlichen Erhebungen in der gleichen 
Weise zusammengestellt wie im Kirchlichen Jahrbuch 1956 ($. 332). Es ist darauf 
hinzuweisen, daß in den Spalten 6 der Tabelle 1, 2 der Tabelle 2 und 3 der 
Tabellen 2 und 3 jeweils nur angegeben ist, um wie viele Kirchengemeinden bzw. 
Pfarrstellen bzw. Gemeindepfarrer die Zahl für den 31. 12. 1957 von der für 
den 31. 12. 1956 gemeldeten abweicht. Damit ist nicht der ganze Umfang der 
Veränderungen erfaßt, weil Abgänge und Zugänge in den Tabellen nicht getrennt 
dargestellt werden. Noch immer sind Kirchengemeinden neu gebildet und Ge- 
meindepfarrstellen neu geschaffen worden. Die Entwicklung bei den Trägern des 
geistlichen Amts zeigt starke Ausschläge nach beiden Seiten beim Vergleich mit 
dem Vorjahr. Während in einzelnen Landeskirchen eine beachtliche Zunahme 
der im Pfarramt hauptamtlich angestellten Pfarrer zu verzeichnen ist, und zwar 
nicht nur in den großen westlichen Gliedkirchen, sondern auch in den Gliedkirchen 
im Bereich der Deutschen Demokratischen Republik, sind andrerseits Rückgänge 
nicht zu übersehen. 

Die Angaben über emeritierte Pfarrer sind nicht vollständig, da die Pfarrer im 
Ruhestand, die von der EKU oder als Auslandspfarrer von der EKD versorgt 
werden, hier nicht erfaßt sind. 

Auf eine Erläuterung der Tabellen kann verzichtet werden, da die Entwick- 
Jung im Vorjahr kurz besprochen wurde und sich die weitere Entwicklung leicht 
ablesen läßt. 


* Allgemeine Vorbemerkungen zum Abschnitt Kirchliche Statistik: 
Wenn in einzelne Tabellenfelder keine Zahlen eingetragen sind, so bedeutet 
— der Zahlenwert ist genau gleich Null, 
0 der Zahlenwert ist von Null verschieden, aber kleiner als die Hälfte der verwendeten Zahlen- 
einheit und daher nicht ausdrückbar, 
- der Zahlenwert ist unbekannt bzw. aus technischen Gründen nicht feststellbar. 
Abweichungen in den Summen bei Prozentziffern (die Summe ergibt nicht genau 100) entstehen 
durch das Auf- und Abrunden der einzelnen Zahlen. 
Im Text und in den Anmerkungen zu den Tabellen ist für die Bundesrepublik Deutschland die 


Abkürzung BRD und für die Deutsche Demokratische Republik die Abkürzung DDR benutzt 
worden. 
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Tabelle 1: Gliederung der Landeskirchen (Stand: 31. 12. 1957) 











Kirchenkreise, 
Superintenden- 
turen, Deka- 
nate, 
Propsteien 
u. dgl. 


Sprengel, 
Generalsuper- 
intendenturen, 
Kreisdekanate, 
Visitations- 
bezirke u. dgl. 


















Landeskirche 





| 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der 


Berlin-Brandenburg 4 69 
Pommern 2 18 
Schlesien _ 5 
Kirchenprv. Sachsen 9 78 
Westfalen _ 26 
Rheinland _ 38 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 6 56 
Kurhessen-Waldeck 6 26 
Baden 3 27 
Pfalz —_ 20 
Anhalt _ 5 
Bremen — = 


Rechtlich selbständige Kirchengemeinden 














mit ohne mehr (+) 
ne Ne eier 

Sitz eines! gesamt weniger (=) 

Pfarramts gegen den 


31. 12. 1956 





Union 
968 299 1.1727 67 
198 128 326 ol 
66 8 74 E20 
1481 894 2375 — 2 
482 1 483 HR 28 
617 122 739 15 
800 245 1045 70:3 
507 448 955 a! 
415 117 532 — 4 
280 137 417 — 41 
109 110 219 9) 
43 1 44 a! 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen — 31 948 251.021229 ee 
Hannover 10 87 1111 476 1587 + 10 
Bayern 5 72 1114? zu, 1185 ir 846 
Schleswig-Holstein 3 22 421 15 436 Te? 
Thüringen 4 42 646 758 1404 0 
Mecklenburg 11 43 348 106 454 ze) 
Hamburg - 72 59 _ 59 Et ;0) 
Braunschweig — 16 268 134 402 — 14 
Lübeck - —_ 24 —_ 24 ee O 
Schaumburg-Lippe — 2 21 _ 21 #9 
Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 4 50 1018 227 1245 a8 
Oldenburg _ 10 96 8 104 ins) 
Eutin — —_ 15 —_ 15 = 00 
Reformierte Landeskirchen 
Lippe —_ 6% 62 — 62 une) 
Nordwestdeutshland — 10 107 19 7126 SEEN 0, 
67 766 12224 5065 17289 + 60 


Parochial- 
verbände, 
Gesamt- 
verbände 

u. dgl. 
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1. In Spalte 3 sind alle Kirchengemeinden mit Sitz mindestens eines Pfarramtes gezählt (die Zahl der 


Stellen ist in Tabelle 2, Spalte 1 nachgewiesen) 
2. Einschl. exponierte Vikariate 


3. Kirchenkreise (keine Aufsichts- bzw. Verwaltungsbezirke i. e. S.) 


4. Darunter eine „lutherische Klasse“ 
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Tabelle 4: Emeritierte, beurlaubte! und Pfarrer im Wartestand 
(Stand:31. 12.1957) 













Zu anderweitiger 
Dienstleistung 
beurlaubte Pfarrer 






Pfarrer 
im Wartestand 


Pfarrer 
im Ruhestand 


Landeskirche 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 178 _ En 
Pommern 28 —_ — 
Schlesien 10 2 — 
Kirchenprv. Sachsen 190 _ 2 
Westfalen 161 15 3 
Rheinland 210 26 5 
Übrige unierte Landeskirchen 
Hessen und Nassau 194 35 5 
Kurhessen-Waldeck 142 2 1 
Baden 148 50 1 
Pfalz 69 26 — 
Anhalt 13 1 2 
Bremen 23 — 1 
Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
Sachsen 216 15 4 
Hannover 240 17 6 
Bayern 282 161 30? 
Schleswig-Holstein 137 — _ 
Thüringen 140 3 15 
Mecklenburg 59 1 —_ 
Hamburg 32 2 _ 
Braunschweig 43 11 _ 
Lübeck 9 _ _ 
Schaumburg-Lippe 7 — _ 
Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 297 12 20 
Oldenburg 31 _ 4 
Eutin 3 —_ 1 
Reformierte Landeskirchen 
Lippe 15 1 1 
Nordwestdeutschland 21 E= 1 
2898 380 102 


1. Pfarrer, die zu anderweitiger Dienstleistung aus dem unmittelbaren kirchlichen Dienst mit dem 
Recht des Rücktritts entlassen oder für mindestens ein Jahr beurlaubt sind 
2. Kriegsvermißte x 
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Tabelle 5: Dienst- und Lebensalter der im Jahre 1957 emeritierten und im 
aktiven kirchlichen Dienst verstorbenen Pfarrer 


deren durchschnittliches |m Jahr 1957 deren durchschnittliches 
Dienst- Lebens- “ ee Dienst- Lebens- 
alter! alter Keen alter alter 
im Zeitpunkt der verstorbene 
Emeritierung 

















im Jahr 1957 
emeritierte 
Pfarrer 










Landeskirche 





im Zeitpunkt des 


Pfarrer? Todes 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 20 35 65 Z 30 57 
Pommern 2 33 60 4 29 57 
Schlesien —_ _ _ 1 41 68 
Kirchenprv. Sachsen 52 41 71 8 30 59 
Westfalen 13 34 65 8 27, 56 
Rheinland 17 40 64 7 28 57 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 21 35 61 8 28 53 
Kurhessen-Waldeck + 39 66 5 26 52 
Baden 13 40 65 6 29 56 
Pfalz 11 41 65 _ — _ 
Anhalt 1 47 71 3 43 70 
Bremen 1 40 69 —_ —_ —_ 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 34 37 67 16 32 60 
Hannover 24 35 65 11 23 54 
Bayern 23 40 66 5 28 53 
Schleswig-Holstein 10 33 60 2 31 56 
Thüringen 10 42 66 3 23 55 
Mecklenburg 7. 38 63 3 36 62 
Hamburg 2 33 56 2 35 60 
Braunschweig 3 34 69 2 40 65 
Lübeck 1 35 70 —_ —_ —_ 
Schaumburg-Lippe 1 37 59 - == _ 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 18 42 65 4 40 61 
Oldenburg 4 42 69 1 19 52 
Eutin — _ — = = — 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 2 35 62 _ 2 _ 
Nordwestdeutschland 3 42 68 2 17 38 
297 108 


1. Ruhegehaltsfähige Dienstzeit 
2. Pfarrer, die im unmittelbaren kirchlichen Dienst fest angestellt waren (vgl. Tabelle 3, Spalte 8) 
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Tabelle 6: Vermißte Pfarrer und Hilfsgeistliche (Stand !31912.1957) 







Vermißte 
Hilfs- 


Bez geistliche 


Landeskirche 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche 


der Union 

Berlin-Brandenburg _ — 
Pommern _ — 
Schlesien 30 17 
Kirchenprovinz Sachsen 35 — 
Westfalen 10 11 
Rheinland 17 341 


Übrige unierte Landeskirchen 


mn 
Hessen und Nassau 20 

Kurhessen-Waldeck 6 4 
Baden 10 13 
Pfalz 13 3 
Anhalt 1 1 
Bremen 3 — 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 51 9 
Hannover 21 7. 
Bayern 26 IW/ 
Schleswig-Holstein 9 1 
Thüringen 20 5 
Mecklenburg 18 — 
Hamburg 3 —_ 
Braunschweig 7 _ 
Lübeck _ _ 


Schaumburg-Lippe : — 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 14 16 
Oldenburg 2 1 
Eutin — En 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 2 — 
Nordwestdeutschland 5 _ 
nn 

462 


1. Darunter 5 nichtordinierte Hilfsgeistliche 
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Tabelle 7: Ostpfarrer! (Stand: 31. 12. 1957) 













Ostpfarrer mit 
Beschäftigungs- 
auftrag 






Fest angestellte 
Ostpfarrer 


Ostpfarrer 


Landeskirche im Ruhestand 


3 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 37 37 4 
' Pommern 23 3 12 
Schlesien 24 — 8 
Kirchenprv. Sachsen 139 11 — 
Westfalen 156 27 8 
Rheinland 174 8 5 
Übrige unierte Landeskirchen 
Hessen und Nassau 103 = 56 
Kurhessen-Waldeck 77 1 6 
Baden 542 2 4 
Pfalz 8 1 4 
Anhalt 9 1 —_ 
Bremen Sl 1 — 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 51 1 4 
Hannover 336 3 12 
Bayern 198 18 25 
Schleswig-Holstein 141 11 6 
Thüringen 64 3 7 
Mecklenburg 29 = 2 
Hamburg 28 1 1 
Braunschweig 56 1 15 
Lübeck 21 — 4 
Schaumburg-Lippe | ._ 1 
Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 207 2 13 
Oldenburg 43 1 6 
Eutin 9 — 2 
Reformierte Landeskirchen 
Lippe 5 1 10 
Nordwestdeutschland 3 _ u 
2027 134 215 


1. Ostpfarrer und Gleichgestellte (vgl. Ostpfarrerrichtlinien vom 22. 4. 52 / 11. 4. 57 / 26. 9. 57, Amts- 
blatt der EKD 1957, Nr. 10, S. 289 f. 
2. Außerdem 6 im Staatsdienst, 1 beurlaubt, 1 im Wartestand 


255 


II. Äußerungen des kirchlichen Lebens im Jahre 1955 


Von Paul Zieger 


Die Ergebnisse der Statistik über die Äußerungen des kirchlichen Lebens, die wie 
bisher nach Tabelle II erhoben wurden, können leider nur für das Jahr 1955 und 
auch für dieses nur mit Lücken bekanntgegeben werden. Die Gründe für den zeit- 
lichen Unterschied zwischen Erhebungszeitraum und Veröffentlichung der Er- 
gebnisse sind im 83. Jahrgang des Kirchlichen Jahrbuchs 1956 von Annemarie 
Burger eingehend dargestellt worden. Es ist ungewiß, ob die für Berlin-Branden- 
burg, die Kirchenprovinz Sachsen und Mecklenburg nun schon für einige Jahre 
fehlenden Zusammenstellungen noch aufgestellt werden können. 

Die Ergebnisse für das Jahr 1954 sind sehr eingehend kommentiert worden, 
auch hinsichtlich der systematischen Besonderheiten der kirchlichen Statistik nach 
Tabelle II. Seit der Veröffentlichung für das Jahr 1954 sind die Tabellen so weit 
wie irgend möglich von absoluten Zahlen entlastet. Neben den jeweiligen Gesamt- 
zahlen, die in ihrer absoluten Größe Ausgangspunkt für die Berechnung von Ver- 
gleichszahlen sind, werden die Untergliederungen, soweit angängig, in Prozent- 
zahlen ausgedrückt. Diese machen die Ergebnisse leichter vergleichbar. Sie müssen 
aber immer im Zusammenhang mit der Ausgangszahl betrachtet werden, da ihr 
Gewicht von der Größe der Ausgangszahl abhängt. Die den Prozentzahlen zu- 
grunde liegenden absoluten Zahlen sind in der Statistischen Beilage Nr. 19 zum 
Amtsblatt der EKD vom 15. 6. 1958 veröffentlicht. Beide Veröffentlichungen 
sind aufeinander abgestimmt. Die Tabellen sind gegenüber denen für 1954 nicht 
geändert worden; nur in den Tabellen 8 und 13 müssen mit Rücksicht auf die ver- 
änderte Erhebungsweise kleine Unterschiede gegenüber dem Vorjahr in Kauf ge- 
nommen werden. In Tabelle 8 sind in Spalte 2 die Zahlen für die unter kirchlicher 
Mitwirkung Eingeäscherten mit denen für die Urnenbeisetzungen zusammen- 
gefaßt worden; dabei sind aber nur solche Urnenbeisetzungen (unter kirchlicher 
Mitwirkung) berücksichtigt, bei denen die Verstorbenen ohne kirchliche Mitwir- 
kung eingeäschert wurden. In Tabelle 13 ist die bisherige Spalte 10 fortgefallen, 
weil Angaben über besondere Jugendgottesdienste in Tabelle II ab 1955 nicht 
mehr festgestellt worden sind. 

Da die Veränderungen, die sich beim Vergleich der Zahlen und der Vergleichs- 
ziffern für 1955 mit denen für 1954 ergeben, geringfügig sind und da entschei- 
dende Bewegungen auf verschiedenen Gebieten des kirchlichen Lebens erst er- 
kennbar werden, wenn man einen längeren Zeitraum betrachtet, wird für 1955 
auf die Erläuterung der einzelnen Tabellen verzichtet. Außerdem sollen die 
Tabellen für sich selbst sprechen. Sie sind in ihrem Aufbau nunmehr so verein- 
facht und so übersichtlich, daß die wesentlichen Ergebnisse ohne Schwierigkeiten 
Vergleiche zwischen den einzelnen Landeskirchen sowie mit den Vorjahrsergeb- 
nissen ermöglichen. Der Statistiker gerät leicht in die Gefahr, die Tabellen in der 
Kommentierung aus Zahlen in Text zu übersetzen; das ist aber nicht der Sinn einer 
Darstellung statistischer Ergebnisse. Es ist beabsichtigt, künftig für einzelne Teil- 
gebiete wieder zusammenfassende Darstellungen für mehrere Jahre zu geben und 
die Zahlen mit den Jahresergebnissen im wesentlichen für sich sprechen zu lassen. 
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Da seit einiger Zeit die Diskussion über die Mischehe wieder im Vordergrund 
steht, wird darauf hingewiesen, daß aus den hier vorgelegten Ergebnissen her- 
vorgeht, daß der Anteil der Mischehen an den Trauungen, ferner der Anteil der 
Kinder aus Mischehen an den Taufen und Konfirmationen eher steigende als 
sinkende Tendenz hat. Bei den Konfirmationen ist der Anteil der Kinder aus 
Mischehen geringer als bei den Taufen und geringer als der Anteil der Trauung 
von Mischehen an der Gesamtzahl der Trauungen. Das erklärt sich aus dem 
langsam zunehmenden Anteil der Trauungen von Mischehen in den letzten 
30 Jahren. Nach und nach steigt nunmehr auch der Anteil der Kinder aus Misch- 
ehen bei den Konfirmierten an. Jedes fünfte konfirmierte Kind im Rheinland, in 
Baden und Bayern ist ein Kind aus einer Mischehe; in mehreren anderen Landes- 
kirchen übersteigt der Anteil der Kinder aus Mischehen bei den Konfirmier- 
ten 10/0. 

Die Zunahme der Kirchenaustritte (Tabelle 14) erklärt sich für die östlichen 
Gliedkirchen aus der Verschärfung der Propaganda für den Kirchenaustritt. Ob 
die geringe Zunahme der Austritte in den westlichen Gliedkirchen auf Zufalls- 
ergebnissen beruht, ob vielleicht örtliche Besonderheiten (etwa steuerliche Nach- 
veranlagungen größeren Umfangs, die sehr häufig spontane Kirchenaustritte aus- 
lösen) maßgebend sind oder ob etwa die ganz nüchterne Überlegung eine Rolle 
spielt, man könne aus der Kirche ruhig austreten, ohne wirtschaftliche oder poli- 
tische Nachteile zu haben, läßt sich bisher nicht übersehen. Im allgemeinen macht 
man sich über den Umfang der Kirchenaustrittsbewegung und der Übertritte 
falsche Vorstellungen. In ein richtiges Maß kommen die absoluten Zahlen erst 
dann, wenn sie in Beziehung gesetzt werden zu der Zahl der Glieder der einzelnen 
Landeskirche. Es ist daher für die Jahre 1950-1956 (Amtsblatt der EKD, Stati- 
stische Beilage Nr. 19, S. 19 ff.) eine besondere Darstellung gegeben, in der die 
Austritte in Beziehung zur Seelenzahl gesetzt und erläutert sind. Es wird auf 
diese Berechnung verwiesen. 

Um die Angaben über das heilige Abendmahl zu ergänzen, sind die Tabellen 10a 
und 11b neu eingefügt worden; sie sollen für die Zeit ab 1952 im Anschluß an 
frühere Veröffentlichungen (Kirchliches Jahrbuch 1954, S. 324 ff.) die Entwick- 
lung der Abendmahlsziffer und der Beteiligung der Männer am heiligen Abend- 
mahl darstellen. Dabei zeigt sich, daß die Abendmahlsziffer im allgemeinen lang- 
sam angestiegen ist, daß sich aber die Beteiligung der Männer kaum verändert hat. 
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Tabelle 1: Taufen im Jahre 1955 















‚Getaufte Kinder 
BEE See 











darunter 
ins- nach- 

gesamt | träglich 

getauft 


Landeskirche 


ins- | 











2 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 


Pommern 1137700547. 81,6 5,0 
Schlesien 3366 124 78,3 10,7 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 47812 3038 76,7 918,4 
Rheinland 46188 4254 65,2 28,9 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 29103 1736 72,6 21,5 
Kurhessen-Waldeck 17198 541 3170 =#13:9 


Baden 17795 928 650 25,7 
Pfalz 11353 365 71,6 20,9 
Anhalt 5406 . 733 16,0 
Bremen 5713 1052. 88 4114 


Kinder aus 


Mischehen 


aus evang.- 


kath. Ehen 












darunter 


3,0 
4,9 


15,7 
23,9 


18,5 
10,9 
22,7. 
19,4 
9,4 
7,3 







davon (in vH von Spalte 1) 


liche 
Kinder 
evang. 
Mütter 


13,0 
10,4 


4,2 
4,6 


4,8 
4,9 
7,9 
6,8 

10,2 
5,1 





| unehe- | Kinder 


sonst. 
Eltern 
u. 
Mütter 


0,5 
0,7 


0,5 
1,3 


1,1 
0,4 
1,3 
0,7 
0,6 
0,6 


Nacrrictlich 


Tauf- 


verl- 
























14 


45 
103 


Var Wr 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 52407 5666° 71,1 18,6 
Hannover 57659 4709 84,9 8,9 
Bayern 33762 1427 65,1 24,6 
Schleswig-Holstein 29835 5124 85,1 29 
Thüringen 24272 R 793 14,0 
Mecklenburg 

Hamburg 331575357 76.2. 14,9 
Braunschweig 9736 1272 76,6 14,3 
Lübeck 2623 — 83,1 9,8 


Schaumburg-Lippe 1009 387,9 7,8 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 34198 1644 73,2 19,7 
Oldenburg 7922 994 83,1 11,4 
Eutin 1284 152 82,5 7,5 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 3225. 141. 88,6 73 
Nordwestdeutschld. 3138 „ 210 91,7 4,6 
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6 
7,0 
22,4 
4,5 


6,9 
- 10,8 
6,1 
73 


16,0 
769 
37. 


5,8 
3,7 


9,2 
5,7 
9,1 
6,2 
6,8 


5,8 
7,6 
6,9 
3,8 


6,1 
5,0 
9,3 


4,0 
3,6 


2,1 
0,5 
1,2 
0,9 


a1 
1,5 
0,2 
0,5 


1,0 
0,5 
0,8 


0,2 
0,2 


58 
29 
1 
27 
6 


r0 | rn 


15 





Getaufte 
Erwachsene 





24 


376 
638 


110 
80 
48 
15 


208 


157 
320 
130 
780 


103 
96 
64 


116 


34 
25 


Tabelle 2: Kindertaufen in vH der Geburten des Jahres 1955 (Taufziffern) 
(Nur für Kinder mit mindestens einem evangelischen Elternteil in der BRD) 






Getaufte Kinder in vH der Lebendgeborenen des gleichen Jahres 


aus evangelischen 
Ehen 


uneheliche von 
evang. Müttern 


aus evang.-katholi- 
schen Ehen 


Landeskirche 









Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Westfalen 97 39 67 
Rheinland 92 37 57 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 100 49 61 
Kurhessen-Waldeckt 102 54 74 
Baden 93 43 69 
Pfalz 95 45 71 
Bremen 95 50 57 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover! 101 49 69 
Bayern 102 44 79 
Schleswig-Holstein 3 58 61 
Hamburg 95 63 56 
Braunschweig! 103 51 70 
Lübeck 110 56 60 
Schaumburg-Lippe 110 52 95 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 95 53 80 
Oldenburg 100 49 61 
Eutin 110 64 82 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 103 39 64 
Nordwestdeutschland 113 41 67 


1. Standesamtliche Zahlen fehlen für die Gebietsteile in der DDR, die Verhältnisziffern sind nur für 
die Gebietsteile in der BRD berechnet 
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Tabelle 3: Kindertaufen nach dem Ort der Taufe 


Von je 100 im Jahre 1955 getauften Kindern unter 14 Jahren 
wurden getauft 


außerhalb des Gemeindegottesdienstes 








während des 



















Gemeinde- , en 
Landeskirche gottesdienstes |. in der Haus- in Kliniken 
oder im se gemeinschaft u. ähnlichen 
b ü " n 5 
Kindergottes- aan (Haustaufen) Anstalten 
dienst 


1 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 


Pommern 48,0 35,1 15,5 1,4 
Schlesien 18,4 79,6 1,0 1,0 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 59,8 32 4,4 37 
Rheinland 64,5 25,8 5,8 3,8 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau . 40,1 18,9 35,2 5,8 
Kurhessen-Waldeck 43,8 _ 17,6 29,8 8,9 
Baden 53,6 19,3 52 219 
Pfalz 56,2 11,0 14,8 18,0 
Anhalt £ ; 5 ; 

Bremen 18,0 70,2 8,6 3,1 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 3,6 92,6 2,0 1EZ 
Hannover 40,7 46,5 10,1 27 
Bayern 17,4 50,3 6,4 25,9 
Schleswig-Holstein 25,2 50,5 23,0 1,4 
Thüringen 

Mecklenburg 

Hamburg 10 81,5 5,6 22 
Braunschweig 19,1 77,8 1,9 1.2 
Lübeck 9141 1,0 4,8 3,0 
Schaumburg-Lippe 64,2 34,0 0,8 1,0 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 66,4 15,4 8,8 9,5 
Oldenburg 26,5 57,4 11,8 4,3 
Eutin 29,2 531 11,8 5,8 
Reformierte Landeskirchen | 
Lippe 75,3 16,1 8,0 0,7 
Nordwestdeutschland - 71,6 4,0 23,1 1,3 
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Tabelle 4: Konfirmationen im Jahre 1955 


















Konfirmierte 
Kinder 


Nachrichtlich 





davon (in vH von Spalte 1) 

























































Akrunter Kinder aus Kinder im Jahre 
# später als MAischehen sonsti- Konfir- 1955 
Landeskirche ins- üblich !evange- Ei mations- konfir- 
gesamt EN lischen darunter tern | versa- | mierte 
Kan es und Erwach- 









Ehen aus evang.- 
gesamt 'kach. Ehen 





firmiert ERRBen 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 
Berlin-Brandbg. 


Pommern 11391 53 95,9 1,8 1,0 22 0,0 1472725 
Schlesien 3606 3 90,8 7,5 3% 1,5 0,2 7 18 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 54334 829 85,6 12,6 8,2 0,9 0,9 133 580 
Rheinland 52179: 367 743 7223 15,4 1,3 2,100123082209 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen u. Nassau 33277 27 82,4 15,6 11,1 1. 0,9 30 55 
Kurhess.-Waldeck 20210 28 92,8 5,3 3,6 1,3 0,7 1923262 


Baden 19474 37 76,4 20,6 17,0 1,7 1,2 35% 19 
Pfalz 11702 16 18,81, 16,9 1,9 0,8 3 16 
Anhalt 6311 . 87,3 9,8 4,8 2,0 0,9 29 B 

Bremen 7069 167 873 10,8 6,4 1,4 0,6 607725 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 59965 173 789 17,4 4,4 19 1:97 2.53 208559 
Hannover 79966 274 922 3,7. 3,6 1,6 0,5 88 275 
Bayern 42068 80 71.300194 16,3 23 0,9 37. 49 
Schleswig-Holst. 39634 139 92,0 3,3 2,1 1,6 1,1 69 743 
Thüringen 26061 - 86,0 12,2 : 1,9 ö 68 : 
Mecklenburg 

Hamburg 10796 185 B2.8 17,7. 4,4 2,0 35 16 288 
Braunschweig 12776 58 847 711,7 5,5 1,8 1,7 27 247 
Lübeck 3250 2 95,6 4,3 23 0,1 —_ — —_ 
ge 1297 1 932 49035, 010 04 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 37701 60 84,4 12,9 8,9 152 1,4 9 A 
Oldenburg 11149 77 90,9 4 3,7 1,3 0,5 98.137 
Eutin 1738 4 96,8 1,8 0,7 1,2 0,2 3 12 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 4318 20 95,6 3,4 2:3 0,8 0,2 4 33 
Nordwestdeutschld. 3781 5 96,2 2,4 1,6 1,1 0,3 33 


1. In der BRD über 21 Jahre, in der DDR über 18 Jahre 
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Tabelle5: Trauungen im Jahre 1955 









Getraute Paare davon (in vH von Spalte 1) 































3 "scht \ 
darunter ;, en e Saite = 
R ins- nachträg- |evangelische Ehe- rau- 
Landeskirche Ben 2 FRE Be." 
gesamt 1 epaare insgesamt |evang.-kach.| Paare 
getraut! Ehepaare gen 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 


Pommern 4274 169 94,9 Ss 4,9 —_ 12 
Schlesien 1221 39 94,4 5,6 33 —_ 5 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 23476 2436 80,0 19,9 19,1 0,2 131 
Rheinland 21186 1924 69,6 30,0 237 04 293 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 14562 451 76,2 23.8008 22,4 0,1 13 
Kurhessen-Waldeck 8047 154 84,7 15,2 137, 0,1 26 
Baden ‚ 8521 157 69,1 30,6 28,4 0,2 17 
Pfalz 5431 92 76,3 23% 22,4 0,1 4 
Anhalt 2011 r 86,9 12,9 12,6 0,2 2 
Bremen 2377 112 912 8,8 7,9 0,0 2 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 20151 1581 91,6 8,1 743 0,3 130 
Hannover 26522 1297, 94,9 8,0 745 0,1 145 
Bayern 15161 398 69,6 30,3 29,0 0,1 140 
Schleswig-Holstein 12085 441 95,2 4,7 4,2 0,1 31 
Thüringen 9485 88,1 11,9 9,0 N 11 
Mecklenburg 

Hamburg 2787 156 91,6 29 6,0 0,5 2, 
Braunschweig 4397 336 86,4 13,5 12,4 0,1 22 
Lübeck 1103 63 92,3 TER 6,9 — — 
Schaumburg-Lippe 52% 25 88,4 11,0 10,4 0,6 _ 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg (14845)2 (1588) (783) (217) (93) . 31 
Oldenburg 3413 124 90,6 5 N 0,1 10 
Eutin 556 13 93,7 6,1 5,6 0,2 2 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 1707 74 89,4 10,5 100 01 6 
Nordwestdeutschld. 1334 30 95,9 4,0 3,7. 0,1 10 


1. Im allgemeinen später als 1 Jahr, in Württemberg später als 1 Monat nach der standesamtlichen 
Eheschließung 


2. Ohne Trauungen sonstiger Paare; die Verhältniszahlen sind daher leicht überhöht 
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Tabelle 6: Trauungen in vH der Eheschließungen des Jahres 1955 (Trauziffern) 









Trauungen in vH der Eheschließungen 
konfessionell gemischte Ehepaare 
davon 

















evangelische 











Landeskirche Ehepaare | insgesamt |evangelisch- evangelisch- |evangelisch- 
katholische & jüdische sonstige 


hristliche 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Westfalen 88 30 33 18 — 6 
Rheinland 78 26 28 22. — 6 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 87 33 38 8 6 12 
Kurhessen-Waldeckt 94 41 46 28 14 9 
Baden 88 33 35 14 11 29 
Pfalz 90 38 se) 24 _ 25 
Bremen 66 27 33 38 _ 9 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover! 88 2% 35 22 _ 

Bayern 87 29 31 12 -- 14 
Schleswig-Holstein 72 Ir 30 24 _ 1 
Hamburg = 11 19 33 — 2 
Braunschweig! 80 31 39 34 _ 3 
Lübeck Zu 26 31 25 — 6 
Schaumburg-Lippe 102 55 63 50 E= — 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 80 35 37 30 _ 24 
Oldenburg 86 28 37 21 _ 1 


Eutin 89 37 46 150 — —_ 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 95 42 50 25 = ”- 
Nordwestdeutschland 100 22 31 13 — —_ 


1. Standesamtliche Zahlen fehlen für die Gebietsteile in der DDR, die Verhältnisziffern sind nur für 
das Gebiet der BRD berechnet 
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Tabelle 7: Trauungen geschiedener Eheleute 


264 


Von den im Jahre 1955 getrauten Eheleuten 
waren geschieden 







Landeskirche 






nur 
die Frau 


nur 


der Mann 
1 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 
Berlin-Brandenburg 


Pommern 167 74 19 
Schlesien 27 9 5 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 666 498 116 
Rheinland 731: 461 100 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 449 323 96 
Kurhessen-Waldeck 159 113 30 
Baden 350 183 67 
Pfalz 204 125 40 
Anhalt : R 

Bremen 12 36 Z 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands 


Sachsen 987 404 147 
Hannover 662 411 130 
Bayern 547 279 72 
Schleswig-Holstein 277 172 50 
Thüringen 

Mecklenburg 

Hamburg! 18 19 5 
Braunschweig 137 62 17 
Lübeck 52 38 7 
Schaumburg-Lippe 2 8 — 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 487 238 : 
Oldenburg 62 45 11 
Eutin 13 14 4 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 22 25 2 
Nordwestdeutschland 22 17 2 


1. Unvollständig - 


Tabelle 8: Kirchliche Bestattungen im Jahre 1955 










Bestattete davon 


evangelische Bestattete 








sonstige Bestattete 


Erd- 












Landeskirche bestat- in vH der uf 
Anzahl verstorbenen | Anzahl B aller 

Evangelischen ee 

(Spalte 3) 


5 7 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 


Pommern 6376 100 6476 6441 x 35 0,5 
Schlesien 2000 578 2578 2552 ; 26 1,0 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 31682 845 32527 32312 94 215 0,7 
Rheinland 33793 947 34740 34014 93 726 al 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 20126 2676 22802 22237 95 565 2.5 
Kurhessen-Waldeck? 11421 395 11816 11751 94? 65 0,6 
Baden 11203 1507 73210 12767 98 443 3,4 
Pfalz 6985 206 7191 7003 27, 188 2,6 
Anhalt (3106)? (884)?  . 3990 i : £ 

Bremen 2745 1521 4266 4188 90 78 1,8 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 34139 10335 44474 43060 R 1414 32 
Hannover*? 37258 2083 39341 39108 94? 233 0,6 
Bayern 23000 4355 27355 26798 99 557 2,0 
Schleswig-Holstein 19801 1748 21549 21279 88 270 1,3 
Thüringen (11317)? (6468)? . 17785 
Mecklenburg 

Hamburg 4847 3973 8820 8707 103 113 13 
Braunschweig? 57932 1298 7090 7040 952 50 0,7 
Lübeck 1847 298 2145 2129 9% 16 0,7 
Schaumburg-Lippe 769 3 782 778 99 4 0,5 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg (21052)%°(2242)? . 23294 94 2 ; 
Oldenburg 4949 331 5280 5138 96 142 2,7. 
Eutin 947 13 960 951 107 2 0,9 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 2364 22 2386 2365 95 21 0,9 
Nordwestdeutschld. 1809 57 1866 1836 108 30 1,6 


* Berichtigung Kirchl. Jahrbuch, 81. Jahrgang, S. 322, Hannover 1951, Sp. 3: 37 713 statt 37 618 

1. Nur soweit bei den Urnenbeisetzungen die Einäscherung ohne kirchliche Mitwirkung stattgefunden hat 

2. Standesamtliche Zahlen fehlen für die Gebietsteile in der DDR, die Verhältnisziffern sind nur für 
das Gebiet der BRD berechnet 

3. Nur Evangelische 


18 Jahrbuch 57 265 


Tabelle 9: Kirchliche Bestattungen von Selbstmördern im Jahre 1955 














Bestattete 


; evangelisch- 
insgesamt 


landeskirchliche 
Z 


Landeskirche röm.-katholische sonstigel 














3 4 





1 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 


Pommern 53 

Schlesien 29 

Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 832 332 —_ _ 
Rheinland 308 302 5 1 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 251 238 7. 6 
Kurhessen-Waldeck 65 65 —_ _ 
Baden 208 196 7 5 
Pfalz 74 74 — EB 
Anhalt 

Bremen 11 11 —_ —_ 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen ; ? : ; 
Hannover 492 487 5 —_ 
Bayern 367 354 10 3 
Schleswig-Holstein 307 304 _ 

Thüringen 

Mecklenburg 

Hamburg 129 129 _ _ 
Braunschweig 69 68 1 _ 
Lübeck ; 

Schaumburg-Lippe 8 8 —= as 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg i n ; : 
Oldenburg 92 89 z 1 
Eutin 18 17 — . 1 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 30 30 = iz: 
Nordwestdeutschland 16 16 _ — 


1. „Sonstige“ = evangelisch-freikirchlich, anders-christlich, jüdisch, sonstige Religion, freireligiö - 
anschauungsgemeinschaften, gemeinschaftslos und ohne Angabe ; 5 ee ir 
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Tabelle 102: Die Abendmahlsziffer in der Zeit von 1952 bis 1956 (Abendmahls- 
gäste in vH der Seelenzahl) 


Landeskirche 1952 1953 1954 1955 1956 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 16 17 

Pommern S 14 15 15 13 
Schlesien 29 30 29 30 29 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 23 23 24 24 24 
Rheinland 19 19 20 20 20 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 291 31 31 32 32 
Kurhessen- Waldeck 37 39 39 39 36 
Baden 37 38 38 37 38 
Pfalz 29 31 32 31 29 
Anhalt 15 13 13 13 14 
Bremen 10 10 10 11 11 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 22 23 23 23 23 
Hannover 22 24 24 25 24 
Bayern 47 49 48 49 48 _ 
Schleswig-Holstein 10 10 11 11 11 
Thüringen 17 18 17 17 

Mecklenburg 

Hamburg 10 11 10 41 12 
Braunschweig 17 19 22 22 21 
Lübeck 10 11 12 12 14 
Schaumburg-Lippe 31 34 32 36 35 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 33 33 33 34 33 
Oldenburg 14 14 15 15 16 
Eutin 38 11 11 10 11 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 16 18 20 19 19 
Nordwestdeutschland 15 15 15 15 15 


1. Zum Teil unvollständig wegen Neuaufbaus der Landeskirche 
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Tabelle 11b: Der Anteil der Männer (in vH) an der Gesamtzahl der Abend- 
mahlsgäste in der Zeit von 1952 bis 1956 


Landeskirche 1952 1953 1954 1956 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 29 29 

Pommern i 35 35 35 34 
Schlesien 31 30 30 30 30 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 3% 36 36 36 36 
Rheinland 36 36 36 35 36 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 38 38 38 38 372 
Kurhessen-Waldeck 42 42 42 42 42 
Baden 35 35 35 35 35 
Pfalz 36 35 36 35 35 
Anhalt 29 29 29 28 28 
Bremen 32 32 33 33 32 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 
Kirche Deutschlands 


Sachsen 30 30 29 29 28 
Hannover 32 39 39 39 39 
Bayern 39 39 39 39 39 
Schleswig-Holstein 36 35 35 35 35 
Thüringen 31 32 30 30 

Mecklenburg 

Hamburg 33 33 34 33 33 
Braunschweig 32 32 32 32 33 
Lübeck 34 27 29 38 36 
Schaumburg-Lippe 41 40 40 40 41 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 35 35 35 35 35 
Oldenburg 37 36 36 36 38 
Eutin 36 36 36 36 37 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 36 37 37. 36 36 
Nordwestdeutschland 38 38 38 38 39 
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Tabelle 12: Übertritte (Eintritte) zu den Landeskirchen im Jahre 1955 





Landeskirche 


insgesamt 


Übergetretene 


Erwachsene 


und zwar 


Männer 


Anzahl 


in vH 
Spalte 1 


3 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 


Pommern 262 
Schlesien 192 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 6383 
Rheinland 6417 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 2703 
Kurhessen-Waldeck 1069 
Baden 1306 
Pfalz 875 
Anhalt 415 
Bremen 828 


129 
108 


3502 
3203 


49,2 
56,3 


54,9 
49,9 


49,1 
46,7 
47,8 
52,0 
44,6 
54,0 


Wieder- 


eingetretenel 


4 





103 
107 


2780 
2928 


945 
407 
440 
211 


467 





Religions- 
unmündige 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 3743 
Hannover 3452 
Bayern 3603 
Schleswig-Holstein 2593 
Thüringen 2064 
Mecklenburg 438 
Hamburg 532 
Braunschweig 1250 
Lübeck 90 
Schaumburg-Lippe 56 
Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 1911 
Oldenburg 504 
Eutin 65 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 263 
Nordwestdeutschland 148 


1. Einschließlich Rücktritte 


1980 
1727 
1603 
1323 
904 
201 
261 
632 
44 
28 


52,9 
50,0 
44,5 
51,0 
43,8 
45,9 
49,1 
50,6 
48,9 
50,0 


53,8 
53,8 


45,2 
50,0 


2799 
1540 

728 
1571 


905 
248 
43 


85 


183 
22 
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Tabelle 14: Kirchenaustritte im Jahre 1955 





Ausgetretene 







Erwachsene 


darunter Männer Religions- 
unmündige 


Landeskirche 






insgesamt 





in vH 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin-Brandenburg 


Pommern 3180 2190 68,9 186 
Schlesien 2164 1237 57,2 65 
Kirchenprv. Sachsen 

Westfalen 3769 1909 50,7 394 
Rheinland 5192 2899 55,8 325 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 3428 2237 65,3 184 
Kurhessen-Waldeck 1116 668 59,9 79 
Baden 1342 561 41,8 329 
Pfalz 427 186 43,6 104 
Anhalt 3797 4 8 123 
Bremen g 521 247 47,4 40 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Sachsen 50693 30638 60,4 886 
Hannover 3329 1706 51,2 353 
Bayern 2091 907 43,4 617 
Schleswig-Holstein 2944 1499 50,9 132 
Thüringen 14015 7862 56,1 534 
Mecklenburg 6193 3880 62,7 269 
Hamburg 3032 1523 50,2 36 
Braunschweig 1331 785 59,0 57 
Lübeck 194 114 - 58,8 24 
Schaumburg-Lippe 48 20 41,7 10 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 6375 : 3 608 
Oldenburg 723 392 54,2 58 
Eutin 42 23 54,8 4 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 89 32 36,0 —_ 
Nordwestdeutschland 20292 48 52,2 22 
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III. Zusammensetzung der Kirchenvorstände der Kirchen- 
gemeinden in fünf Landeskirchen nach Alter, 
Geschlecht und Beruf (Stand vom 1. 3. 1957) 


Von Paul Zieger 


Im Kirchlichen Jahrbuch 1955 (S. 393 ff.) wurden Angaben über die Zusammen- 
setzung der Kirchenvorstände in den westdeutschen Landeskirchen (mit Aus- 
nahme von Württemberg) gemacht. Inzwischen sind die Kirchenvorstände in 
einigen Gliedkirchen des EKD neu gewählt worden. Deshalb wurde in fünf 

Landeskirchen zu Beginn des Jahres 1957 erneut festgestellt, wie sich die Kirchen- 

vorstände nach Geschlecht, Alter und Beruf zusammensetzen. Die Erhebung nach 

dem Stand vom 1.3.1957 (in Kurhessen-Waldeck nach dem Stand vom 1.1.1957) 

enthält die gleichen Merkmale wie die von 1955; die Fragen nach den Alters- 

gruppen wurden geändert, um die Gruppen mit den für die Erhebung von 1955 

gebildeten vergleichbar zu machen. Die Ergebnisse der Umfragen für 1957 sind 

in mehreren Tabellen mit den absoluten Zahlen in der Statistischen Beilage Nr. 19 

zum Amtsblatt der EKD vom 15. 6. 1958 veröffentlicht. Für die größeren Lan- 

deskirchen sind Übersichten aufgestellt, die nach größeren geistlichen Aufsichts- 
bezirken (Hannover, Hessen und Nassau, Kurhessen-Waldeck) oder nach Ge- 
bietsteilen (Rheinland) und für Oldenburg nach Kirchenkreisen gegliedert sind. 

Die hier gegebene tabellarische Darstellung dient lediglich dem Zweck, die 
neueren den früheren Ergebnissen zum Vergleich gegenüberzustellen. Die Tabelle 
hat deshalb die gleiche Kopfspalte wie die im Kirchlichen Jahrbuch 1955 (S. 394). 
Sie enthält neben den Gesamtzahlen nur Prozentzahlen, ist allerdings, um den 
Vergleich ohne Heranziehung der früher aufgestellten Tabelle zu erleichtern, um 
die Spalte für das Jahr erweitert und stellt die Ergebnisse für 1957 und 1955 
untereinander. 

Die absoluten Zahlen (Spalte 1) sind in jeder Landeskirche groß genug, um 
die Berechnung von Prozentzahlen auch für kleine Gruppen zu rechtfertigen. 
Beim Vergleich zeigen sich durchweg vier - in allen Landeskirchen einheitliche, 
wenn auch verschieden stark zum Ausdruck kommende - Richtungen in der Ver- 
änderung der prozentualen Anteile von 1955 auf 1957: 

1. Der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der Mitglieder der Kirchenvor- 
stände ist gestiegen, 

2. der Anteil der Heimatvertriebenen und der (aus Mitteldeutschland) Zu- 
gewanderten hat sich vergrößert, 

3, die Alterszusammensetzung zeigt, daß in zunehmendem Maße jüngere 
Kirchenvorsteher gewählt werden, 

4. der Anteil der Selbständigen (in Landwirtschaft, Handel und Gewerbe) ist 
gesunken, die Anteile der Angestellten, der Arbeiter und unselbständigen 
Handwerker (bis auf Kurhessen-Waldeck'), der Lehrer und der sonstigen Be- 
amten (bis auf Oldenburg) sind gestiegen. 

1. 1955 stand der Anteil der Arbeiter und unselbständigen Handwerker in Kurhessen-Waldeck 
mit 19,1 0/0 an vierter Stelle unter 18 Landeskirchen hinter Schaumburg-Lippe mit 29,9 0/o, West- 
falen mit 22,2 0/o und Pfalz mit 20,5 %/o. 
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Einzelheiten ergibt die Tabelle. Hinter den Zahlen stehen anscheinend Ent- 
wicklungstendenzen, die als recht erfreuliche Zeichen in den Äußerungen des 
kirchlichen Lebens’gedeutet werden dürfen. Es ist offensichtlich, daß die Gemein- 
den bemüht sind, Frauen stärker zur Mitarbeit in den Kirchenvorständen heran- 
zuziehen, daß jüngere Menschen bereit sind, in der Kirche Verantwortung zu 
übernehmen, daß andrerseits die Gemeinden den „Mut“ haben, jüngere Kräfte 
heranzuziehen und daß die „Alten“ nicht am liebgewordenen Ehrenamt hängen, 
sondern Jüngeren Platz machen. Das Zurücktreten der Selbständigen (insbeson- 
dere der Bauern und Landwirte im Rheinland) deutet darauf hin, daß sich all- 
mählich auch in den Kirchenvorständen die veränderte soziologische Gliederung 
der Gemeinden widerspiegelt, besonders wenn daran erinnert wird (vgl. Kirch- 
liches Jahrbuch 1955, S. 396 oben), daß die Zahl der Kirchenvorsteher nicht 
proportional zu der Größe der Gemeinde wächst. Die Zahlen sagen allerdings 
nichts darüber aus, welche Bindung die Angehörigen der verschiedenen Gesell- 
schaftsschichten insgesamt zum kirchlichen Leben haben und in welchem Maße 
sie daran teilnehmen. Man kann die Gliederung der evangelischen Bevölkerung 
nach Berufsgruppen und nach Stellung im Beruf, die zudem nur für einzelne Ge- 
biete bekannt ist, nicht mit der Gliederung der Kirchenvorstände in Beziehung 
setzen (weil die Zahl der Mitglieder der Kirchenvorstände nicht proportional der 
Seelenzahl ist, s. o.), und es fehlen entsprechende Unterlagen auch in der kirch- 
lichen Statistik. Es wird Aufgabe der religionssoziologischen Untersuchungen über 
die Kirchengemeinde sein, auch zu diesen Fragen nach Antworten zu suchen. 
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